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ECOFIN: Einigung auf angepasste Gesetzesvorschlage ,,ViDA"

In seiner Sitzung vom 05.11.2024 konnte der ECOFIN-Rat, entgegen der erfolglosen Versuche in
der Vergangenheit (vgl. TAX WEEKLY # 22/2024), letztlich doch noch Einigkeit zu den européi-
schen Gesetzesvorschlagen VAT in the Digital Age" (ViDA) erzielen. Auch wenn sich das Europai-
sche Parlament nochmals mit den Gesetzestexten befassen muss, scheint sich die Gesetzesreform
nunmehr auf der Zielgeraden zu befinden.

Abgestuft Uber die kommenden Jahre sollen Unternehmer hierdurch im grenziberschreitenden
Handel innerhalb der Europaischen Union von administrativem Mehraufwand entlastet werden.
Die jeweiligen MalBnahmen lassen sich wie folgt darstellen:

Beginnend im Jahr 2025:

» Es steht den Mitgliedstaaten frei, ohne vorherige Genehmigung der EU, E-Rechnungen - be-
schrankt auf inlandische Transaktionen - vorzuschreiben.

> Die Ausstellung elektronischer Rechnungen wird nicht mehr von der Zustimmung des Kunden
abhangig sein.

Ab Januar 2027:

»  Grenziberschreitende Lieferungen von Erdgas, Heiz- und KUhlenergie gelten als Fernverkaufe
und kdnnen daher zentral Uber das OSS-Verfahren gemeldet werden.

» Die Einbeziehung von elektronischen Schnittstellen (Lieferfiktion) soll auf Lieferungen an alle
Kunden (B2B und B2C) ausgedehnt werden.

Ab Juli 2028:

» Die Vereinfachungsregelung fir Konsignationslager wird beginnend zum 01.07.2028 abge-
schafft und soll am 30.06.2029 endgultig auslaufen.

» Zeitgleich wird die Moglichkeit eingefihrt, innergemeinschaftliche Verbringenstatbestande
ebenfalls Uber das OSS-Verfahren zu melden.

> Die Regelungen zur Umkehrung der Steuerschuldnerschaft fir Umsatze von auslandischen Un-
ternehmern werden ausgeweitet und in gewissem Umfang harmonisiert.

» Die Pflicht zur Erhebung der Mehrwertsteuer fir Plattformen fir Personenbeférderungen und
die Kurzzeitvermietung von Unterkinften soll mit einer optionalen Phase beginnen.

Im Jahr 2030:

»  Ab dem 01.01. beginnt die obligatorische Phase zur Einbeziehung der Plattformwirtschaft fur
Personenbeforderungen und Kurzzeitvermietungen von UnterkUnften in die Steuererhebung.

> Zum 01.07. erfolgt dann die Umsetzung der digitalen transaktionalen Meldepflichten fir Liefe-
ranten und deren Kunden bei grenziberschreitenden Umsatzen innerhalb der EU, z.B. fUr inner-
gemeinschaftliche Lieferungen, Erwerbe und B2B-Dienstleistungen.

»  Ab diesem Zeitpunkt greift dann auch die verpflichtende Erteilung von E-Rechnungen im EN
16931-Format - jedenfalls fir die vorstehenden Umsatze (fur anderweitige Umsatze konnen die
Mitgliedstaaten Ausnahmen schaffen).
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> Sowohl die Ausstellung der E-Rechnung als auch die Erfillung der digitalen Meldepflichten
muss dann spatestens am 10. Tag nach Ausfihrung des Umsatzes erfolgen; in Anzahlungs- und
Gutschriftsfallen gelten abweichende Fristen.

Ab dem Jahr 2035 soll es dann zu einer Harmonisierung bestehender nationaler Systeme mit den
dann geltenden , ViDA-Standards" fur grenziberschreitende Umsatze kommen.

Koalitionsbruch: Auswirkung auf laufende Steuergesetzgebungsverfahren

Das Ende der Ampelkoalition sowie die voraussichtlich Anfang nachsten Jahres stattfindenden
Neuwahlen des Bundestags haben auf die laufenden Steuergesetzgebungsverfahren unterschied-
liche Auswirkungen, da diese sich auf jeweils verschiedenen Verfahrensstufen befinden.

Generell gilt, dass alle bereits in den Bundestag eingebrachten Gesetzentwirfe durch die Neu-
wahl des Bundestags der Diskontinuitat anheimfallen, wenn sie nicht vor der Neuwahl durch den
Bundestag beschlossen werden. Sie missen dann in der ndchsten Legislaturperiode erneut in den
Bundestag eingebracht werden. Dies trifft auf das Gesetz zur Modernisierung und zum BUrokratie-
abbau im Strom- und Energiesteuerrecht zu, zu dem bereits die Beschlussempfehlung des Finanz-
ausschusses vorliegt. Eine Stufe vorher befindet sich das Steuerfortentwicklungsgesetz, das noch
im Finanzausschuss beraten werden misste, bevor der Bundestag dariber beschlielen kann. Fir
einen Beschluss ist die Rumpfkoalition auf die Stimmen der Opposition, insbesondere der
CDU/CSU, angewiesen. Bundeskanzler Olaf Scholz hat die Union zwar zur Zusammenarbeit bei
wichtigen Gesetzgebungsvorhaben eingeladen, allerdings hat OppositionsfUhrer Merz bereits
klargestellt, dass eine Zusammenarbeit fir ihn erst in Betracht kommt, wenn der Bundeskanzler
die Vertrauensfrage gestellt hat. Das Ergebnis dieser Verhandlungen ist schwer vorhersehbar.

Anders verhalt es sich beim Jahressteuergesetz 2024. Der Bundestag hat dieses Gesetz bereits
beschlossen und dem Vernehmen nach planen CDU und CSU, dem Gesetz am 22.11.2024 im Bun-
desrat abschliefend zuzustimmen. Daher kann davon ausgegangen werden, dass es noch in die-
sem Jahr im Bundesgesetzblatt veroffentlicht und zum 01.01.2025 in Kraft treten wird. Dasselbe
gilt fUr das Gesetz zur steuerlichen Freistellung des Existenzminimums 2024.

Bei einer Reihe weiterer Entwirfe, die von der Bundesregierung noch nicht in den Bundestag ein-
gebracht wurden, ist ein Abschluss in der laufenden Legislaturperiode unwahrscheinlich. Dies gilt
fur das Mindeststeuer-Anpassungsgesetz (Diskussionsentwurf), das Zweite Zukunftsfinanzierungs-
gesetz (Referentenentwurf), das E-Fuels-only-Gesetz (Referentenentwurf) und das DAC 8-Umset-
zungsgesetz (Referentenentwurf, vgl. hierzu den nachfolgenden Beitrag).

BMF: Referentenentwurf fir DAC 8-Umsetzungsgesetz veroffentlicht

Das BMF hat den Referentenentwurf fir ein Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2226
des Rates vom 17.10.2023 zur Anderung der Amtshilferichtlinie veroffentlicht (DAC 8-Umsetzungs-
gesetz - DAC 8-UmsG).

Die Richtlinie betrifft in erster Linie die Meldung und den automatischen Austausch von Informati-
onen Uber Einnahmen aus Geschaften mit Kryptowerten.

Das neue Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz (KStTG) gliedert sich in sieben Abschnitte:
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1. Allgemeine Vorschriften, die den Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen und Verfahrens-
vorschriften beinhalten (§§ 1 bis 11 KStTG),

2. Regelungen zur Erfillung der Sorgfaltspflichten von meldenden Anbietern von Krypto-Dienst-
leistungen (§§ 12 bis 17 KStTG),

3. Regelungen Uber die auf dieser Grundlage bestehenden Meldepflichten (§§ 18 bis 20 KStTG),

4. Bestimmungen Uber sonstige von den meldenden Anbietern von Krypto-Dienstleistungen zu
beachtende Pflichten (§§ 21 und 22 KStTG),

5. BulBgeldvorschriften, die der Durchsetzung des Pflichtenkanons dienen (§ 23 KStTG),

6. weitere Mallnahmen, die vor allem der Koordinierung der Durchsetzung der geregelten Pflich-
ten innerhalb der EU und mit der EU-Kommission dienen (§ 24 KStTG), sowie

7. Rechtsweg- und Anwendungsbestimmungen (§§ 25 und 26 KStTG).

Ferner werden durch das DAC 8-UmsG weitere Anderungen der Amtshilferichtlinie in Bezug auf
bestehende Instrumente der Amtshilfe durch die Anderung des EU-Amtshilfegesetzes (Artikel 2),
des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes (Artikel 3), der Abgabenordnung (Artikel 4) und
des Plattformen-Steuertransparenzgesetzes (Artikel 5) umgesetzt. DarUber hinaus wird das Finanz-
verwaltungsgesetz (Artikel 6) gedndert, um der Erweiterung der Aufgaben des BZSt durch das
KStTG Rechnung zu tragen.

Aufgrund des Koalitionsbruchs ist eine Einbringung des Referentenentwurfs bzw. Regierungsent-
wurfs zu diesem Gesetz in den Bundestag in dieser Legislaturperiode nicht mehr vorstellbar. Aller-
dings wird das BMF den Entwurf voraussichtlich in der nachsten Legislaturperiode verwenden,
um die Richtlinie rechtzeitig bis Ende nachsten Jahres umzusetzen.
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Alle am 07.11.2024 veroffentlichten Entscheidungen des BFH (V)

Aktenzeichen Entschei- Stichwort
dungsdatum
Il R 31/23 11.07.9024 Kmdergeldrechtllchg Agsschlussfrlst bei Warlqlerarbeltn‘eh—
mern aus anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union
IR 2/23 10.07.2024 Kindergeld fir behinderte Kinder; Ermittlung der behinde-

rungsbedingten Fahrtaufwendungen

Unentgeltliche Warmelieferungen aus unternehmerischen
04.09.2024  Grinden an andere Unternehmer fir deren unternehmerische
Tatigkeit; Entnahmebesteuerung; Bemessungsgrundlage

XIR15/24 (XIR
17/20)

Alle am 07.11.2024 veroffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)

Aktenzeichen
dungsdatum

Entschei- ‘ Stichwort

Kein Erlass einer Kindergeld-Rickforderung bei Mitwirkungs-
[l R 24/22 08.08.2024  pflichtverletzung des Kindergeldempfangers und fehlendem
Verschulden der Familienkasse

VI B 99/23 21.10.2024  Verfassungsmaligkeit des § 2 Abs. 5 Buchst. c HmbZWStG

Streitwert bei ersatzloser Aufhebung einer gesonderten Ge-

VIII E 4/24 21.10.2024 .
winnfeststellung
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Referentenentwurf

des Bundesministeriums der Finanzen

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2226
des Rates vom 17. Oktober 2023 zur Anderung der Richtlinie 2011/16/EU
des Rates iliber die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehorden im Be-
reich der Besteuerung

(DAC8-Umsetzungsgesetz — DAC8-UmsG)

A. Problem und Ziel

In den letzten Jahren hat der Markt fir digitale Finanzprodukte enorm an Bedeutung ge-
wonnen und seine Kapitalisierung rapide und erheblich gesteigert. Infolge dieser Entwick-
lung werden vermehrt Einklnfte aus Transaktionen mit Kryptowerten, aber auch aus E-
Geld-Produkten erzielt. Ziel dieses Gesetzes ist, die Meldepflichten fir den internationalen
Informationsaustausch an diese Entwicklungen anzupassen und damit den Finanzbehor-
den einen besseren Zugang zu Informationen zu gewahren, die fir die Besteuerung, ins-
besondere von Einklinften aus Kryptowerte-Transaktionen, erforderlich sind. Dadurch wird
zugleich fur mehr Steuergerechtigkeit gesorgt. Zudem sollen die Grundlagen fir eine inten-
sive und effiziente Zusammenarbeit der Steuerbehérden der Mitgliedstaaten der Europai-
schen Union im Bereich der direkten Steuern insgesamt verbessert werden.

Kernstlick dieses Gesetzes ist der neue Meldestandard fur Transaktionen mit Kryptower-
ten. Aufgrund des dezentralen Charakters von Kryptowerten stellt die Besteuerung dieser
Einklnfte eine Herausforderung fiur die Finanzbehoérden dar. Vor allem kénnen Informatio-
nen von auslandischen Anbietern von Krypto-Dienstleistungen nur mit grolem Aufwand
erlangt werden.

Darlber hinaus wird der Gemeinsame Meldestandard fir Finanzkonten (Common Report-
ing Standard — CRS) um neue digitale Finanzprodukte erweitert, da sie eine ernstzuneh-
mende Alternative zum Halten von Geld oder Finanzvermégen auf einem Konto darstellen
kénnen, das derzeit der Meldepflicht unterliegt. Die im Finanzkonten-Informationsaus-
tauschgesetz geregelten Meldepflichten zu Finanzkonten sollen auch auf spezifizierte E-
Geld-Produkte Anwendung finden. Dariiber hinaus sind Anderungen an den Definitionen
von Finanzvermdgen und Investmentunternehmen erforderlich, um sicherzustellen, dass
Derivate, die sich auf Kryptowerte beziehen und auf Finanzkonten im steuerlichen Sinne
gehalten werden, sowie Investmentunternehmen, die in Kryptowerte investieren, unter die
Meldepflichten fallen.

Der erweiterte CRS (,amended CRS*) enthalt auch Bestimmungen, die ein effizientes Zu-
sammenspiel zwischen dem CRS und dem neuen Melderahmen fur Kryptowerte (Crypto-
Asset Reporting Framework — CARF), der auf Ebene der Organisation fur wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) entwickelt wurde, gewahrleisten, insbesondere
um Falle von Doppelmeldungen zu beschranken und gleichzeitig ein Hochstmal an opera-
tiver Flexibilitat fur meldende Finanzinstitute zu erhalten, die auch den Verpflichtungen des
CAREF unterliegen.
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B. Losung

Zur Umsetzung des CARF und der gleichzeitig vorgenommenen Anderungen am CRS in
Bezug auf Finanzkonten [CTPA/CFA (2022)16 und CTPA/CFA(2023)5] sowie der als ,DAC
8“ bezeichneten Richtlinie (EU) 2023/2226 des Rates vom 17. Oktober 2023 zur Anderung
der Richtlinie 2011/16/EU Uber die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehdrden im Bereich
der Besteuerung (ABI. L 38 vom 24.10.2023, S. 1) wird eine Pflicht flir sogenannte mel-
dende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen eingeflhrt, den Finanzbehdrden Informationen
uber von den Nutzern durchgeflhrte Transaktionen zu melden. Gleichzeitig werden die in
Bezug auf Finanzkonten bereits bestehenden Meldepflichten auf elektronisches Geld (E-
Geld) ausgeweitet. Die Zugrundelegung international vereinbarter Standards gewahrleistet
ubereinstimmende Meldepflichten in allen teilnehmenden Staaten, wodurch Umgehungs-
madglichkeiten minimiert und die Grundlage flr einen effizienten zwischenstaatlichen Aus-
tausch entsprechend gemeldeter Informationen geschaffen wird. Die neu eingeflihrten Mel-
depflichten werden um einen automatischen Austausch von Informationen zu den Nutzern
erganzt, die in anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union steuerlich ansassig sind.
Auf diese Weise werden die wirtschaftlichen Aktivitadten der Nutzer von meldenden Anbie-
tern von Krypto-Dienstleistungen fir die Steuerbehdrden transparent.

Zusatzlich werden bereits etablierte Formen der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit der
Mitgliedstaaten der Europaischen Union weiterentwickelt und die maRRgeblichen Rechtsvor-
schriften zu ihrer Durchfiihrung klarer gefasst. Die Steuerbehdrden werden dadurch in die

Lage versetzt, Sachverhalte mit Auslandsbezug noch wirksamer zu ermitteln und ausge-
tauschte Informationen noch effizienter zu nutzen.

C. Alternativen

Keine. DAC 8 ist nach ihrem Artikel 2 Absatz 1 bis zum 31. Dezember 2025 in nationales
Recht umzusetzen.

D. Haushaltsausgaben ohne Erflllungsaufwand

Das Gesetz dient der Sicherung des Steueraufkommens.

Auf Bundesebene entsteht zur Umsetzung folgender Vollzugsaufwand:

Kapitel HH-Jahr 2025 2026 2027 2028
Titel in TE€

0815 Tit. 422 01 213 562 743 788
Tit. 511 01 72 187 244 259
Tit. 812 01 36 93 122 129
Tit. 532 01 8.250 8.750 9.250 8.750

Summe 8.571 9.592 10.359 9.926

0816 Tit. 422 01 839 1.679 1.679 1.679
Tit. 511 01 799 1.817 1.817 1.817
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Tit. 812 01 129 259 259 259
Tit. 532 01 3.240 3.240 3.000 3.000
Tit. 812 02 2.700 3.900 0 0
Summe 7.707 10.895 6.755 6.755
0811 Tit. 634 03 305 648 698 711
Summe Epl. 08 / 16.583 21.135 17.812 17.392
HH-Jahr
anteiliger Umstel- 14.730 17.190
lungsaufwand
anteiliger laufender 1.853 3.945 17.812 17.392
Aufwand
Gesamtsumme Epl. 72.922
08

Etwaiger Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmafig im Ein-
zelplan 08 ausgeglichen werden.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fur Birgerinnen und Biirger

Aufgrund von Selbstauskiinften erhéht sich bei den Blrgerinnen und Blrgern der jahrliche
Zeitaufwand um 72 119 Stunden. Zusatzlich entsteht einmalig ein Zeitaufwand in Héhe von
rund 234 534 Stunden.

Veranderung des jahrlichen Zeitaufwands (in Stunden): 72 119

Veranderung des jahrlichen Sachaufwands (in Tsd. Euro):

Einmaliger Zeitaufwand (in Stunden): 234 534

Einmaliger Sachaufwand (in Tsd. Euro):

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen sind verpflichtet, Angaben zu Personen
und Unternehmen zu verarbeiten, die Transaktionen durchfihren. Die Angaben sind zu-
sammen mit weiteren Informationen zu der Art des Kryptowerts und dem Umfang der durch-
gefuhrten meldepflichtigen Transaktionen dem Bundeszentralamt fir Steuern zu melden.
Dabei mussen die meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen im Einzelnen vorgege-
bene Sorgfaltspflichten beachten, die sicherstellen sollen, dass vollstdndige und richtige
Angaben erhoben und gemeldet werden. Die meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleis-
tungen missen die dafiir notwendigen technischen und operativen Prozesse einflihren und
betreiben.
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Zudem werden die fur Finanzinstitute in Hinblick auf Finanzkonten im Ausland steuerlich
ansassiger Kontoinhaber bereits bestehenden Sorgfalts- und Meldepflichten erganzt und
teilweise ausgeweitet. Intermediare, die Dienstleistungen im Zusammenhang mit E-Geld
erbringen, kénnen damit erstmalig als Finanzinstitut Sorgfalts- und Meldepflichten unterlie-
gen.

Fur die Wirtschaft ergibt sich eine Erhéhung des jahrlichen Erfillungsaufwands aus Buro-
kratiekosten in Hohe von rund 270 000 Euro fir die Bearbeitung der Selbstauskiinfte und
die Meldung an das Bundeszentralamt fur Steuern. Es entsteht einmaliger Aufwand von
rund 9,3 Millionen Euro, welcher vollstandig auf die Kategorie Einmalige Informationspflicht
entfallt.

Veranderung des jahrlichen Erflllungsaufwands (in Tsd. Euro): 270
davon Burokratiekosten aus Informationspflichten (in Tsd. Euro): 270
Einmaliger Erflllungsaufwand (in Tsd. Euro): 9 295
davon Einmalige Informationspflicht (in Tsd. Euro): 9 295

Der laufende Erfillungsaufwand fur die Wirtschaft unterliegt nicht der ,One in, one out*-
Regelung (Kabinettsbeschluss vom 25. Marz 2015), da hiermit ausschliel3lich die DAC 8
1:1 umgesetzt wird.

E.3 Erflullungsaufwand der Verwaltung

Auf Seiten des Bundeszentralamtes flr Steuern und des Informationstechnikzentrums
Bund ergibt sich folgender Erflillungsaufwand:

Veranderung des jahrlichen Erflllungsaufwands (in Tsd. Euro): 10 548
davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): 10 548
davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): J.

Einmaliger Erflllungsaufwand (in Tsd. Euro): 31920
davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): 31920
davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): J.
davon auf kommunaler Ebene (in Tsd. Euro) A.

In den Landern entsteht automationstechnischer Umstellungsaufwand. Die Hohe des Auf-
wands ist von hier aus nicht quantifizierbar/bezifferbar.

Das Gesetz fihrt in den Finanzdmtern durch qualifizierte Kenntnis von ertragsteuerlich re-
levanten Sachverhalten ggf. zu einer Aufwandsminderung durch erleichterte Sachverhalts-
prifung bzw. zu Mehraufwand bei bisher nicht bekannten Tatbestanden. Der personelle
Mehr- bzw. Minderaufwand ist jedoch nicht quantifizierbar

F. Weitere Kosten

Keine.
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Referentenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2226
des Rates vom 17. Oktober 2023 zur Anderung der Richtlinie
2011/16/EU des Rates uber die Zusammenarbeit der Verwaltungsbe-
horden im Bereich der Besteuerung

(DAC8-Umsetzungsgesetz — DAC8-UmsG)?

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1

Gesetz uber die Meldepflicht und den automatischen Austausch
von Informationen meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistun-
gen in Steuersachen

(Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz — KStTG)
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Abschnitt 7

Rechtsweg und Anwendungsbestimmungen

§25 Rechtsweg

§ 26 Anwendungsbestimmungen

Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

Unterabschnitt 1

Anwendungsbereich

§1
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt die Sorgfalts- und Meldepflichten fir meldende Anbieter von
Krypto-Dienstleistungen und den automatischen Austausch von Informationen Uber Kryp-
towerte in Steuersachen mit Mitgliedstaaten der Europédischen Union aufgrund der Richtli-
nie 2011/16/EU des Rates vom 15. Februar 2011 Uber die Zusammenarbeit der Verwal-
tungsbehorden im Bereich der Besteuerung und zur Aufthebung der Richtlinie 77/799/EWG
(ABl. L 64 vom 11.3.2011, S.1; Amtshilferichtlinie) in der Fassung der Richtlinie
2023/2226/EU (ABI. L, 2023/2226 vom 24.10.2023).

(2) Dieses Gesetz regelt die Sorgfalts- und Meldepflichten fir meldende Anbieter von
Krypto-Dienstleistungen und den automatischen Austausch von Informationen Uber Kryp-
towerte in Steuersachen mit Drittstaaten, die Vertragsparteien der von der Bundesrepublik
Deutschland [Ort der Unterzeichnung] unterzeichneten Mehrseitigen Vereinbarung vom
[Tag der Unterzeichnung] zwischen den zustandigen Behdérden Uber den automatischen
Austausch von Informationen meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen sind und
diese in ihr nationales Recht verpflichtend aufgenommen haben, sowie Vertragsparteien
des Ubereinkommens (iber die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen (BGBI. 2015 Il
S. 966, 967) sind, und die gewahrleisten, dass sie die Voraussetzungen des § 7 Absatz 1,
insbesondere Buchstabe f der Mehrseitigen Vereinbarung vom [Tag der Unterzeichnung]
zwischen den zustandigen Behdrden tber den automatischen Austausch von Informatio-
nen meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen erfullen.

Unterabschnitt 2

Begriffsbestimmungen

§2
Allgemeines

Flr dieses Gesetz gelten die Begriffsbestimmungen der §§ 3 bis 8.
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§3
Meldepflichtiger Kryptowert

(1) Ein Kryptowert ist ein Kryptowert im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 5 der
Verordnung (EU) 2023/1114 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai
2023 tiber Markte flr Kryptowerte und zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010
und (EU) Nr. 1095/2010 sowie der Richtlinien 2013/36/EU und (EU) 2019/1937 (ABI. L 150
vom 9.6.2023, S. 40) zuletzt gedndert durch die Verordnung (EU) 2023/2869 des Europai-
schen Parlaments und des Rates (ABI. L 286913, S. 1).

(2) Ein meldepflichtiger Kryptowert ist jeder Kryptowert aulRer E-Geld oder solchen
Kryptowerten, fir die der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen hinreichend fest-
gestellt hat, dass sie nicht fur Zahlungs- oder Investitionszwecke verwendet werden kon-
nen.

(3) E-Geld ist ein Kryptowert, der digitale Darstellung einer einzigen Fiat-Wahrung ist,
gegen Zahlung eines Geldbetrags fir die Durchfihrung von Zahlungsvorgdngen ausgege-
ben wird, eine auf dieselbe Fiat-Wahrung lautende Forderung gegeniiber dem Emittenten
darstellt und von einer anderen naturlichen oder juristischen Person als dem Emittenten als
Zahlungsmittel angenommen wird.

§4
Meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen

(1) Ein Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ist ein Anbieter von Krypto-Dienstleis-
tungen im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 15 der Verordnung (EU) 2023/1114.

(2) Ein Kryptowert-Betreiber ist eine naturliche Person oder ein Rechtstrager, die bzw.
der nicht unter Absatz 1 fallt und Krypto-Dienstleistungen anbietet.

(3) Krypto-Dienstleistungen sind Dienstleistungen im Sinne des Artikels 3 Absatz 1
Nummer 16 der Verordnung (EU) 2023/1114 sowie Staking und Lending.

(4) Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ist jeder Anbieter von Krypto-
Dienstleistungen und jeder Kryptowert-Betreiber, der eine oder mehrere Krypto-Dienstleis-
tungen anbietet, die meldepflichtige Transaktionen fir oder im Auftrag eines meldepflichti-
gen Nutzers bewirken.

(5) Meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen unterliegen im Inland den Sorg-
falts- und Meldepflichten nach den Abschnitten 2 und 3, wenn es sich

1. um einen Rechtstrager oder eine natlrliche Person handelt, der oder die in der Bun-
desrepublik Deutschland geman Artikel 63 der Verordnung (EU) 2023/1114 zugelas-
sen wurde oder gemaf Artikel 60 der Verordnung (EU) 2023/1114 dazu berechtigt ist
Krypto-Dienstleistungen im Inland zu erbringen, oder

2. um einen Rechtstrager oder eine natirliche Person handelt, der oder die die Voraus-
setzungen der Nummer 1 nicht erflllt, und einer der folgenden Falle vorliegt:

a) ein Rechtstrager oder eine naturliche Person, der bzw. die im Inland steuerlich
ansassig ist;

b) ein Rechtstrager, der
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aa) nach dem Recht der Bundesrepublik Deutschland gegriindet oder errichtet
wurde und

bb) entweder im Inland Trager von Rechten und Pflichten ist oder verpflichtet ist,
gegenuber einer inlandischen Finanzbehorde Steuererklarungen oder andere
Steuerinformation hinsichtlich seiner Einklinfte abzugeben;

c) ein Rechtstrager, der vom Inland aus verwaltet wird, oder

d) ein Rechtstrager oder eine natirliche Person, der bzw. die eine regulare Ge-
schaftstatigkeit im Inland ausubt.

Meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen unterliegen zudem im Inland den Sorgfalts-
und Meldepflichten nach den Abschnitten 2 und 3 in Bezug auf meldepflichtige Transaktio-
nen, die Uber eine Zweigniederlassung im Inland durchgefihrt werden.

(6) Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen unterliegt im Inland nicht den
in den Abschnitten 2 und 3 genannten Sorgfalts- und Meldepflichten, wenn

1. essich um einen Rechtstrager im Sinne des Absatzes 5 Satzes 1 Nummer 2 Buchstabe
b, c oder d oder um eine natirliche Person im Sinne des Absatzes 5 Satz 1 Nummer 2
Buchstabe d handelt, der bzw. die entsprechende Sorgfalts- und Meldepflichten in ei-
nem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union oder qualifizierten Drittstaaterfullt,
da er bzw. sie in diesem Staat steuerlich ansassig ist,

2. es sich um einen Rechtstrager im Sinne des Absatzes 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe
c oder d handelt, er jedoch entsprechende Sorgfalts- und Meldepflichten in einem an-
deren Mitgliedstaat der Europaischen Union oder qualifizierten Drittstaaterfillt, da er

a) nach dem Recht dieses Staates gegrindet oder organisiert ist und

b) in diesem Staat Trager von Rechten und Pflichten ist oder verpflichtet ist, gegen-
Uber einer dortigen Steuerbehdérde Steuererklarungen oder andere steuerlich rele-
vante Erklarungen hinsichtlich seiner Einklinfte abzugeben,

3. es sich um einen Rechtstrager im Sinne des Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d
handelt, er jedoch entsprechende Sorgfalts- und Meldepflichten in einem anderen Mit-
gliedstaat der Europaischen Union oder qualifizierten Drittstaaterfullt, da er von diesem
Staat aus verwaltet wird.

Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen nach Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 un-
terliegt auch dann nicht den in den Abschnitten 2 und 3 genannten Sorgfalts- und Melde-
pflichten im Inland, wenn er in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union oder
einem qualifizierten Drittstaat nach den dort geltenden Rechtsvorschriften Sorgfalts- und
Meldepflichten unterliegt, da er dort Kriterien erfullt, die im Wesentlichen denen des Absat-
zes 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstaben a, b, ¢ oder d entsprechen, und er dies in einer nach
amtlichen Vorgaben erstellten Meldung dem Bundeszentralamt fir Steuern mitteilt. Ein
meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen unterliegt im Inland nicht den in Abschnitt
2 und 3 genannten Sorgfalts- und Meldepflichten, soweit meldepflichtige Transaktionen
Uber eine Zweigniederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union oder
in einem qualifizierten Drittstaat abgewickelt werden und diese Zweigniederlassung in dem
anderen Staat entsprechenden Sorgfalts- und Meldepflichten unterliegt, die denen der Ab-
schnitte 2 und 3 entsprechen.
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§5
Meldepflichtige Transaktion

(1) Eine meldepflichtige Transaktion ist
1. ein Tauschgeschaft oder
2. eine Ubertragung meldepflichtiger Kryptowerte.

(2) Ein Tauschgeschaft ist jeder Tausch zwischen
1. meldepflichtigen Kryptowerten und Fiat-Wahrungen und
2. einer oder mehreren Arten meldepflichtiger Kryptowerte.

(3) Eine Ubertragung ist eine Transaktion, bei der ein meldepflichtiger Kryptowert von
einer oder an eine Kryptowert-Adresse eines Kryptowert-Nutzers oder von einem oder auf
ein Konto eines Kryptowert-Nutzers Ubertragen wird und die Kryptowert-Adresse oder das
Kryptowert-Konto nicht vom meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen fir den Kryp-
towert-Nutzer gefiihrt wird, wenn der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen auf
der Grundlage der ihm zur Verfigung stehenden Informationen zum Zeitpunkt der Trans-
aktion nicht feststellen kann, dass es sich bei der Transaktion um ein Tauschgeschaft han-
delt.

(4) Eine meldepflichtige Massenzahlungstransaktion ist eine Ubertragung _melde-
pflichtiger Kryptowerte gegen Waren oder Dienstleistungen, die im Zeitpunkt der Ubertra-
gung einen Wert in Euro von mehr als 50.000 US-Dollar haben.

§6
Meldepflichtiger Nutzer

(1) Ein meldepflichtiger Nutzer ist ein Kryptowert-Nutzer, der eine meldepflichtige Per-
son ist.

(2) Ein Kryptowert-Nutzer ist eine naturliche Person oder ein Rechtstrager, die bzw.
der Kunde eines meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen zum Zwecke der
Durchfuhrung meldepflichtiger Transaktionen ist. Eine naturliche Person oder ein Rechts-
trager, mit Ausnahme eines Finanzinstituts oder eines meldenden Anbieters von Krypto-
Dienstleistungen, die bzw. der als Kryptowert-Nutzer zugunsten oder fur Rechnung einer
anderen natlrlichen Person oder eines anderen Rechtstragers als Vertreter, Verwahrer,
Bevollmachtigter, Unterzeichner, Anlageberater oder Intermediar handelt, gilt nicht als
Kryptowert-Nutzer; stattdessen gilt die andere naturliche Person beziehungsweise der an-
dere Rechtstrager als Kryptowert-Nutzer. Wenn ein meldender Anbieter von Krypto-Dienst-
leistungen fur einen Handler oder im Auftrag eines Handlers meldepflichtige Massenzah-
lungstransaktionen durchfuhrt, muss der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen
auch den bei dieser meldepflichtigen Massentransaktion als Gegenpartei des Handlers auf-
tretenden Kunden hinsichtlich dieser Transaktion als Kryptowert-Nutzer behandeln, sofern
der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen nach den Vorschriften des Abschnitts
3 des Geldwaschegesetzes verpflichtet ist, die Identitat dieses Kunden zu Uberprifen.

(3) Eine meldepflichtige Person ist ein Rechtstrager oder eine natirliche Person, der
bzw. die nach dem jeweiligen Steuerrecht eines beliebigen Mitgliedstaates der Europai-
schen Union oder eines qualifizierten Drittstaates in diesem Staat ansassig ist, oder der
Nachlass eines Erblassers, der in einem Mitgliedstaat der Europdischen Union oder einem
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qualifizierten Drittstaat ansassig war und die bzw. der keine ausgenommene Person im
Sinne des § 7 ist.

(4) Ein Rechtstrager, bei dem keine steuerliche Ansassigkeit im Sinne des Absatzes
3 vorliegt, beispielsweise eine Personengesellschaft oder ein dhnliches Rechtsgebilde, gilt
als in dem Staat ansassig, in dem sich der Ort seiner tatsachlichen Geschaftsleitung befin-
det.

(5) Ein als natlrliche Person agierender Kryptowert-Nutzer ist ein Kryptowert-Nutzer,
der eine naturliche Person ist.

(6) Ein bestehender als natirliche Person agierender Kryptowert-Nutzer ist ein als na-
turliche Person agierenden Kryptowert-Nutzer, der bis zum 31. Dezember 2025 eine Ge-
schaftsbeziehung mit dem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen eingegangen
ist.

(7) Ein als Rechtstrager agierender Kryptowert-Nutzer ist ein Kryptowert-Nutzer, der
ein Rechtstrager ist.

(8) Ein bestehender als Rechtstrager agierender Kryptowert-Nutzer ist ein als Rechts-
trager agierender Kryptowert-Nutzer, der bis zum 31. Dezember 2025 eine Geschéaftsbe-
ziehung mit dem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen eingegangen ist.

(9) Ein Rechtstrager ist eine juristische Person oder ein Rechtsgebilde, wie zum Bei-
spiel eine Personengesellschaft, ein Trust oder eine Stiftung.

(10) Ein Rechtstrager ist ein verbundener Rechtstrager eines anderen Rechtstragers,
wenn einer der beiden Rechtstrager den anderen beherrscht oder die beiden Rechtstrager
der gleichen Beherrschung unterliegen. Fir diesen Zweck umfasst Beherrschung unmittel-
bares oder mittelbares Eigentum an mehr als 50 Prozent der Stimmrechte und des Wertes
eines Rechtstragers.

(11) Beherrschende Personen sind natirliche Personen im Sinne des § 19 Nummer 44
des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes. Der Ausdruck beherrschende Perso-
nen ist auf eine Weise auszulegen, die mit der Richtlinie (EU) 2015/849 vereinbar ist.

(12) Ein aktiver Rechtstrager ist ein Rechtstrager, der eines der folgenden Kriterien er-
fullt:

1. weniger als 50 Prozent der Bruttoeinklinfte des Rechtstragers im vorangegangenen
Kalenderjahr oder einem anderen geeigneten Meldezeitraum sind passive Einklnfte
und weniger als 50 Prozent der Vermdgenswerte, die sich wahrend des vorangegan-
genen Kalenderjahrs oder eines anderen geeigneten Meldezeitraums im Besitz des
Rechtstragers befanden, sind Vermogenswerte, mit denen passive Einkinfte erzielt
werden oder erzielt werden sollen;

2. im Wesentlichen alle Tatigkeiten des Rechtstragers bestehen im vollstandigen oder
teilweisen Besitzen der ausgegebenen Aktien einer Tochtergesellschaft oder mehrerer
Tochtergesellschaften, die eine andere Geschaftstatigkeit als die eines Finanzinstituts
austiben, sowie in der Finanzierung und Erbringung von Dienstleistungen flr diese
Tochtergesellschaften, mit der Ausnahme, dass ein Rechtstrager nicht die Kriterien fur
diesen Status erflillt, wenn er als Anlagefonds tatig ist oder sich als solcher bezeichnet,
wie zum Beispiel ein Beteiligungskapitalfonds (Private-Equity-Fonds), ein Wagniskapi-
talfonds bzw. Risikokapitalfonds (Venture-Capital-Fonds), ein Fonds fur fremdfinan-
zierte Ubernahmen (Leveraged-Buyout-Fonds) oder ein Anlageinstrument, dessen
Zweck darin besteht, Gesellschaften zu erwerben oder zu finanzieren und anschlie-
Rend Anteile an diesen Gesellschaften als Anlagevermdgen zu halten;
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der Rechtstrager betreibt noch kein Geschéaft und hat auch in der Vergangenheit kein
Geschaft betrieben, legt jedoch Kapital in Vermdgenswerten an mit der Absicht, ein
anderes Geschaft als das eines Finanzinstituts zu betreiben; der Rechtstrager fallt je-
doch nach dem Tag, der auf einen Zeitraum von 24 Monaten nach dem Griindungsda-
tum des Rechtstragers folgt, nicht mehr unter diese Ausnahmeregelung;

der Rechtstrager war in den vergangenen flnf Jahren kein Finanzinstitut und verauR3ert
derzeit seine Vermdgenswerte oder fihrt eine Umstrukturierung durch mit der Absicht,
eine andere Geschaftstatigkeit als die eines Finanzinstituts fortzusetzen oder wieder
aufzunehmen;

die Tatigkeit des Rechtstragers besteht vorwiegend in der Finanzierung und Absiche-
rung von Transaktionen mit oder flr verbundene Rechtstrager, die kein Finanzinstitut
sind, und er erbringt keine Finanzierungs- oder Absicherungsleistungen fur Rechtstra-
ger, die keine verbundenen Rechtstrager sind, mit der MalRgabe, dass der Konzern
dieser verbundenen Rechtstrager vorwiegend eine andere Geschaftstatigkeit als die
eines Finanzinstituts ausibt; oder

der Rechtstrager erflllt alle der folgenden Voraussetzungen:

a) erwird in dem Staat, in dem er steuerlich ansassig ist, ausschliel3lich fur religiose,
gemeinnutzige, wissenschaftliche, kunstlerische, kulturelle, sportliche oder erzie-
herische Zwecke errichtet und betrieben, oder er wird in seinem Ansassigkeitsstaat
errichtet und betrieben und ist ein Berufsverband, ein Wirtschaftsverband, eine
Handelskammer, ein Arbeitnehmerverband, ein Landwirtschafts- oder Gartenbau-
verband, eine Birgervereinigung oder eine Organisation, die ausschliellich zur
Forderung der sozialen Wohlfahrt betrieben wird;

b) eristin dem Staat, in dem er steuerlich ansassig ist, von der Einkommensteuer
befreit;

c) er hat keine Anteilseigner oder Mitglieder, die Eigentums- oder Nutzungsrechte an
seinen Einkunften oder Vermdgenswerten haben;

d) nach dem geltenden Recht des Ansassigkeitsstaats oder den Grindungsunterla-
gen des Rechtstragers dirfen seine Einklnfte und Vermdgenswerte nicht an eine
Privatperson oder einen nicht gemeinnutzigen Rechtstrager ausgeschuttet oder zu
deren oder dessen Gunsten verwendet werden, aufer in Ubereinstimmung mit der
Auslbung der gemeinnutzigen Tatigkeit des Rechtstragers, als Zahlung einer an-
gemessenen Vergitung fir erbrachte Leistungen oder als Zahlung in Héhe des
Marktwerts eines vom Rechtstrager erworbenen Vermdgensgegenstands; und

e) nach dem geltenden Recht des Ansassigkeitsstaats oder den Grindungsunterla-
gen des Rechtstragers missen bei seiner Liquidation oder Auflésung alle seine
Vermogenswerte an einen staatlichen Rechtstrager oder eine andere gemeinnut-
zige Organisation verteilt werden oder fallen der Regierung des Ansassigkeits-
staats des Rechtstragers oder einer seiner Gebietskorperschaften anheim.

§7
Ausgenommene Person
(1) Eine ausgenommene Person ist

ein Rechtstrager, dessen Aktien regelmaflig an einer oder mehreren anerkannten
Wertpapierbdrsen gehandelt werden,
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2. ein Rechtstrager, der ein verbundener Rechtstrager eines Rechtstragers nach Num-
mer 1 ist,

3. ein staatlicher Rechtstrager,
4. eine internationale Organisation,
5. eine Zentralbank oder

6. ein Finanzinstitut, auRer solche nach § 19 Nummer 6 Satz 1 Buchstabe b des Finanz-
konten-Informationsaustauschgesetzes .

(2) Ein Finanzinstitut ist ein Rechtstrager im Sinne des § 19 Nummer 3 des Finanz-
konten-Informationsaustauschgesetzes.

(3) Ein Verwahrinstitut ist ein Rechtstrager im Sinne des § 19 Nummer 4 des Finanz-
konten-Informationsaustauschgesetzes.

(4) Ein Einlageninstitut ist ein Rechtstrager im Sinne des § 19 Nummer 5 des Finanz-
konten-Informationsaustauschgesetzes.

(5) Ein Investmentunternehmen ist ein Rechtstrager im Sinne des § 19 Nummer 6 des
Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes.

(6) Eine spezifizierte Versicherungsgesellschaft ist ein Rechtstrager im Sinne des § 19
Nummer 8 des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes.

(7) Ein staatlicher Rechtstrager ist ein Rechtstrager im Sinne des § 19 Nummer 15
Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes.

(8) Eine internationale Organisation ist eine internationale Organisation im Sinne des
§ 19 Nummer 16 des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes.

(9) Finanzvermdgen umfasst Vermdgenswerte im Sinne des § 19 Nummer 7 des Fi-
nanzkonten-Informationsaustauschgesetzes.

(10) Ein Versicherungsvertrag ist ein Vertrag im Sinne des § 19 Nummer 27 des Fi-
nanzkonten-Informationsaustauschgesetzes.

(11) Ein Rentenversicherungsvertrag ist ein Vertrag im Sinne des § 19 Nummer 28 des
Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes.

(12) Ein ruckkaufsfahiger Versicherungsvertrag ist ein Versicherungsvertrag im Sinne
des § 19 Nummer 29 des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes.

(13) Als Barwert gilt der Betrag im Sinne des § 19 Nummer 30 des Finanzkonten-Infor-
mationsaustauschgesetzes.

(14) Eigenkapitalbeteiligung ist eine Beteiligung im Sinne des § 19 Nummer 26 des Fi-
nanzkonten-Informationsaustauschgesetzes.
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§8
Sonstige Begriffsbestimmungen

(1) Verfahren zur Erflllung der Sorgfaltspflichten gegeniber Kunden sind die Verfah-
ren zur Erfillung der Sorgfaltspflichten gegentiber Kunden eines meldenden Anbieters von
Krypto-Dienstleistungen nach den Vorschriften des Abschnitts 3 des Geldwaschegesetzes
oder dem Abschnitt 3 des Geldwaschegesetzes vergleichbaren Anforderungen, denen die-
ser meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen unterliegt.

(2) Ein qualifizierter Drittstaat ist eine Jurisdiktion, die Uber eine geltende wirksame
qualifizierende Vereinbarung zwischen zustandigen Behérden mit den zustandigen Behor-
den aller Mitgliedstaaten der Europaischen Union verfligt, die in einer von dem Drittstaat
veroffentlichten Liste als meldepflichtige Jurisdiktionen genannt sind.

(3) Eine wirksame qualifizierende Vereinbarung zwischen zustandigen Behorden ist
eine wirksame Vereinbarung zwischen den zustandigen Behdrden eines Mitgliedstaates
der Europaischen Union und einem Drittstaat, die den automatischen Austausch von Infor-
mationen regelt, die den meldepflichtigen Informationen nach § 19 Absatz 2 gleichwertig
sind. Die Gleichwertigkeit nach Satz 1 bestimmt sich nach den Feststellungen, die von der
Europaischen Kommission im Wege von Durchfiihrungsrechtsakten nach Artikel 8ad Ab-
satz 11 der Amtshilferichtlinie getroffen werden.

(4) Eine Steueridentifikationsnummer ist die Identifikationsnummer eines Steuerpflich-
tigen oder die funktionale Entsprechung, wenn keine Steueridentifikationsnummer vorhan-
den ist.

(5) Eine Zweigniederlassung ist eine Einheit, ein Geschaft oder ein Blro eines mel-
denden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen, die bzw. das nach dem Regulierungssys-
tem eines Staates als Zweigniederlassung gilt oder anderweitig nach dem Recht eines
Staates als getrennt von anderen Buros, Einheiten oder Zweigniederlassungen des mel-
denden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen geregelt ist. Alle sich im selben Staat befin-
denden Einheiten, Geschafte oder Biros eines meldenden Anbieters von Krypto-Dienst-
leistungen werden als eine einzige Zweigniederlassung behandelt.

(6) Meldezeitraum ist das Kalenderjahr.

(7) Eine Distributed-Ledger-Adresse ist eine Distributed-Ledger-Adresse gemal der
Verordnung (EU) 2023/1114 des Europaischen Parlaments und des Rates.

(8) Eine Fiat-Wahrung ist die offizielle Wahrung eines Staates, die von einem Staat
oder der von einem Staat bestimmten Zentralbank oder Wahrungsbehdrde in Form von
physischen Banknoten oder Minzen oder Geld in verschiedenen digitalen Formen, ein-
schliel3lich Bankreserven, ausgegeben wird. Der Ausdruck umfasst auch Geschaftsbank-
geld und E-Geld-Produkte.

(9) Eine Zentralbank ist ein Institut im Sinne des § 19 Nummer 17 des Finanzkonten-
Informationsaustauschgesetzes.

(10) E-Geld ist jedes Produkt im Sinne des § 19 Nummer 9 des Finanzkonten-Informa-
tionsaustauschgesetzes.
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Unterabschnitt 3

Verfahrensvorschriften

§9
Zustindige Behorde

Zustandige Behorde im Sinne dieses Gesetzes ist das Bundesministerium der Finan-
zen, soweit nicht die Zustandigkeit des Bundeszentralamts flr Steuern nach § 5 Absatz 1
Nummer 5j des Finanzverwaltungsgesetzes gegeben ist oder sich aus diesem Gesetz et-
was anderes ergibt.

§ 10
Aufgaben des Bundeszentralamtes fiir Steuern

(1) Das Bundeszentralamt fiir Steuern nimmt Informationen entgegen, die ihm von
meldenden Anbietern von Krypto-Dienstleistungen nach § 18 und von den zustandigen Be-
hérden der anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union oder qualifizierten Drittstaaten
Ubermittelt werden, und speichert diese Informationen.

(2) Das Bundeszentralamt fir Steuern Ubermittelt die nach Absatz 1 entgegengenom-
menen Informationen zu im Inland ansassigen meldepflichtigen Nutzern zur Durchfihrung
des Besteuerungsverfahrens an die zustandige Landesfinanzbehérde. § 88 Absatz 4
Satz 1 der Abgabenordnung ist mit der Maldgabe anzuwenden, dass ein unverhaltnismani-
ger Aufwand bei der Zuordnung der Daten zu einem bestimmten Steuerpflichtigen oder
einem bestimmten Finanzamt gegeben ist, wenn sich die Zuordnung nicht mittels verflg-
barer automatisierter Verfahren vornehmen lasst. § 88 Absatz 4 Satz 2 der Abgabenord-
nung ist nicht anzuwenden.

(3) Das Bundeszentralamt fir Steuern Ubermittelt von meldenden Anbietern von
Krypto-Dienstleistungen nach § 18 entgegengenommene Informationen zu meldepflichti-
gen Nutzern an die zustéandigen Behorden der Mitgliedstaaten der Europdischen Union und
der Drittstaaten, mit denen eine qualifizierende Vereinbarung besteht, in denen der jewei-
lige meldepflichtige Nutzer als steuerlich ansassig gilt. Die Ubermittlung erfolgt jeweils bis
zum 30. September eines Jahres fir den vorangegangenen Meldezeitraum. Eine Anhérung
der Beteiligten nach § 117 Absatz 4 Satz 3 der Abgabenordnung findet nicht statt.

(4) Das Bundeszentralamt fur Steuern ist berechtigt, die Informationen, die ihm nach
Absatz 1 Ubermittelt worden sind, zur Erfillung der ihm gesetzlich Ubertragenen Aufgaben
auszuwerten. Eine Auswertung der Informationen durch die jeweils zustédndige Landesfi-
nanzbehdrde bleibt hiervon unberiihrt. § 19 Absatz 2 des EU-Amtshilfegesetzes bleibt
ebenfalls unberihrt.

(5) Das Bundeszentralamt fur Steuern bewahrt die Informationen, die ihm nach Ab-
satz 1 Ubermittelt worden sind, ab dem Zeitpunkt der Entgegennahme 15 Jahre lang auf.
Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist nach Satz 1 werden die Daten bis zum Jahresende
geldéscht. Nimmt das Bundeszentralamt fur Steuern vor dem in Satz 2 genannten Zeitpunkt
eine Anderungsmeldung entgegen, so beginnt die Frist nach Satz 1 mit dem Zeitpunkt, zu
dem die Anderungsmeldung entgegengenommen worden ist.

(6) Das Bundeszentralamt fur Steuern fuhrt das Verfahren zur Registrierung von Kryp-
towert-Betreibern nach MalRgabe des § 11, einschliellich der damit verbundenen
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Mitteilungen an die Europdische Kommission und die zustandigen Behdrden der anderen
Mitgliedstaaten der Europaischen Union, sowie die Léschung oder den Widerruf erteilter
Registrierungen im Sinne des § 11 Absatz 4 oder 7 durch. Das Bundeszentralamt fiir Steu-
ern bertcksichtigt dabei die Durchfiihrungsrechtsakte der Europaischen Kommission nach
Artikel 8ad Absatz 9 der Amtshilferichtlinie. Fir die Zwecke des Satzes 1 nutzt das Bundes-
zentralamt fur Steuern das Zentralregister nach Artikel 8ad Absatz 10 der Amtshilferichtli-
nie.

(7) Das Bundeszentralamt fur Steuern prift die Einhaltung der Melde- und Sorgfalts-
pflichten, die den Krypto-Dienstleistern nach diesem Gesetz auferlegt werden. §147 Ab-
satz 5 bis 7 und die §§ 193 bis 203a der Abgabenordnung sowie § 12 des EU-Amtshilfege-
setzes gelten entsprechend. Es ist berechtigt, meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistun-
gen aufzufordern, Meldungen im Sinne der §§ 18 und 19 vorzunehmen.

(8) Das Bundeszentralamt fir Steuern kann einen meldenden Anbieter von Krypto-
Dienstleistungen verpflichten, als unrichtig erachtete Informationen durch den betreffenden
Kryptowert-Nutzer berichtigen zu lassen, wenn das Bundeszentralamt fur Steuern aufgrund
eigener Ermittlungen, der Mitteilung einer Landesfinanzbehdrde oder Mitteilung eines Mit-
gliedstaates der Europaischen Union oder eines qualifizierten Drittstaates Informationen
bekannt werden, denen zufolge begrindete Zweifel an der Richtigkeit der nach § 15 erho-
benen Informationen in Bezug auf einen Kryptowert-Nutzer bestehen.

§ 11
Registrierung von Kryptowert-Betreibern

(1) Ein Kryptowert-Betreiber, der ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen
ist und im Inland geman § 4 Absatz 5 Sorgfalts- und Meldepflichten nach den Abschnitten
2 und 3 unterliegt, hat beim Bundeszentralamt flr Steuern vor Ablauf der Frist nach § 18
Absatz 1 Satz 1 seine Registrierung zu beantragen.

(2) Bei der Registrierung hat der Kryptowert-Betreiber dem Bundeszentralamt fur
Steuern folgende Informationen elektronisch zu Gbermitteln:

1. seinen Namen bzw. die Firma;

2. die Wohnanschrift bzw. die Anschrift seines Sitzes, unter der er postalisch erreichbar
ist;
3. alle seine E-Mail-Adressen sowie seine Internetadresse;

4. seine Steueridentifikationsnummern;

5. alle Mitgliedstaaten der Europaischen Union, in denen nach Abschnitt 2 identifizierte
meldepflichtige Nutzer steuerlich anséassig sind,

6. alle qualifizierten Drittstaaten, in denen der Kryptowert-Betreiber Sorgfalts- und Melde-
pflichten unterliegt, die denen der Abschnitte 2 und 3 entsprechen.

Der Kryptowert-Betreiber hat dem Bundeszentralamt fiir Steuern jede Anderung der in
Satz 1 genannten Informationen oder den Wegfall der Voraussetzungen nach Absatz 1 un-
verzuglich nach Eintritt der Anderung mitzuteilen.

(3) Das Bundeszentralamt fur Steuern weist dem Kryptowert-Betreiber eine individu-
elle Registriernummer zu und teilt diese sowie die in Absatz 2 Satz 1 genannten Informati-
onen und alle Anderungen dieser Informationen den zustandigen Behdrden aller anderen
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Mitgliedstaaten der Europaischen Union auf elektronischem Wege mit, indem es die Infor-
mationen in das Zentralverzeichnis nach Artikel 8ad Absatz 10 der Amtshilferichtlinie ein-
stellt.

(4) Das Bundeszentralamt flir Steuern I6scht die Registrierung des Kryptowert-Betrei-
bers, wenn

1. der Kryptowert-Betreiber das Bundeszentralamt fur Steuern dartber informiert, dass er
nicht langer fir meldepflichtige Nutzer in der Europaischen Union tatig ist;

2. keine Meldung nach Nummer 1 vorliegt, aber das Bundeszentralamt fur Steuern Grund
zu der Annahme hat, dass die Tatigkeit des Kryptowert-Betreibers eingestellt wurde;

3. der Kryptowert-Betreiber nicht langer die Voraussetzungen des § 4 Absatz 5 Satz 1
oder 2 erfullt oder

4. das Bundeszentralamt flr Steuern die Registrierung nach Absatz 7 widerrufen hat.

(5) Das Bundeszentralamt fir Steuern unterrichtet die Europaische Kommission tber
jeden Kryptowert-Betreiber, der fir in der Europaischen Union ansassige meldepflichtige
Nutzer tatig ist, ohne eine Registrierung nach Absatz 1 beim Bundeszentralamt flr Steuern
oder bei einer anderen zustandigen Behdérde eines Mitgliedstaats der Europaischen Union
beantragt zu haben.

(6) Kommt ein Kryptowert-Betreiber seiner Registrierungspflicht im Inland nach Ab-
satz 1 und 2 nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig nach oder wurde die
Registrierung nach Absatz 7 widerrufen, so kann das Bundeszentralamt fur Steuern unbe-
schadet des § 23 Absatz 1 Nummer 1 dem Kryptowert-Betreiber die Ausfliihrung melde-
pflichtiger Krypto-Transaktionen fir meldepflichtige Nutzer mit steuerlicher Ansassigkeit in
Mitgliedstaaten der Europaischen Union untersagen. Das Untersagen der Geschaftstatig-
keit in Bezug auf meldepflichtige Transaktionen von Nutzern in Mitgliedstaaten der Europa-
ischen Union ist vorher mit Fristsetzung anzudrohen. Das Bundeszentralamt flr Steuern
bertcksichtigt bei einer Entscheidung im Sinne des Satzes 1 Informationen anderer zustan-
diger Behorden der Mitgliedstaaten der Europaischen Union.

(7) Kommt ein Kryptowert-Betreiber seiner Meldepflicht nach § 18 auch nach zweima-
liger Aufforderungdurch das Bundeszentralamt fur Steuern nicht nach, widerruft das Bun-
deszentralamt fir Steuern eine erteilte Registrierung. Der Widerruf der Registrierung ist
dem Kryptowert-Betreiber anzukiindigen und erfolgt friihestens nach Ablauf von 30 Tagen
nach der zweiten erfolglosen Aufforderungund spatestens nach Ablauf von 90 Tagen. §§ 23
und 24 bleiben unberihrt.

(8) Hat das Bundeszentralamt fur Steuern die Registrierung eines Kryptowert-Betrei-
bers nach Absatz 7 widerrufen, so kommt eine erneute Registrierung nur gegen Gewahrung
einer angemessenen Sicherheitsleistung in Betracht. Die Sicherheitsleistung muss erwar-
ten lassen, dass der Kryptowert-Betreiber seiner Meldepflicht, gegebenenfalls einschlief3-
lich noch unerflllter Meldepflichten fur zurGckliegende Meldezeitraume, nachkommen wird.
Die §§ 241 bis 248 der Abgabenordnung gelten entsprechend. Die Sicherheitsleistung ist
dem Kryptowert-Betreiber zurlickzugewahren, sobald dieser der Meldepflicht fur gegebe-
nenfalls zurtckliegende Meldezeitrdume und den unmittelbar nachsten Meldezeitraum voll-
standig und richtig nachgekommen ist.
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Abschnitt 2

Sorgfaltspflichten

§12
Behandlung eines Kryptowert-Nutzers als meldepflichtigen Nutzer

Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen muss einen Kryptowert-Nutzer ab
dem Tag als meldepflichtigen Nutzer behandeln, an dem er ihn nach den in diesem Ab-
schnitt beschriebenen Sorgfaltsverfahren als solchen identifiziert hat.

§13
Verfahren zur Identifizierung natiirlicher Personen als meldepflichtige Nutzer

(1) Der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen muss von einem als naturli-
che Person agierenden Kryptowert-Nutzer eine Selbstauskunft beschaffen, die es dem mel-
denden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ermdglicht, die steuerlichen Ansassigkeiten
des Kryptowert-Nutzers zu bestimmen, und die Plausibilitat der Selbstauskunft zu bestati-
gen. Zur Bestatigung der Plausibilitdt der Angaben der Selbstauskunft hat der Anbieter der
Krypto-Dienstleistungen alle in seiner Verfigungsmacht stehenden oder &ffentlich verflg-
baren Informationen, einschlielllich der nach den Verfahren zur Erfullung von Sorgfalts-
pflichten gegeniiber Kunden erhobenen und verwahrten Informationen, heranzuziehen.
Ergibt die Uberpriifung, dass die Informationen nicht oder teilweise nicht plausibel sind, hat
der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen die erforderlichen Angaben nach § 15
unverziiglich nach Abschluss der Uberpriifung erneut zu erheben. Er ist zudem verpflichtet,
den Kryptowert-Nutzer zur Berichtigung der Angaben aufzufordern, wenn die Vorausset-
zungen des § 10 Absatz 8 erfillt sind.

(2) Tritt bei einem als naturliche Person agierenden Kryptowert-Nutzer zu irgendeinem
Zeitpunkt eine Anderung der Gegebenheiten ein, aufgrund derer dem meldenden Anbieter
von Krypto-Dienstleistungen bekannt ist oder bekannt sein musste, dass die urspringliche
Selbstauskunft nicht zutreffend oder unglaubwiirdig ist, so darf sich der meldende Anbieter
von Krypto-Dienstleistungen nicht auf die urspriingliche Selbstauskunft verlassen und muss
unverziglich nach Anderung der Gegebenheiten eine gliltige Selbstauskunft oder eine an-
gemessene Begrundung sowie Belege, welche die Glltigkeit der urspringlichen Selbstaus-
kunft bestatigen, beschaffen.

§ 14

Verfahren zur Identifizierung von Rechtstragern und beherrschenden Personen als
meldepflichtige Nutzer

(1) § 13 qilt fir meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen in Bezug auf Ge-
schaftsbeziehungen mit als Rechtstrager agierenden Kryptowert-Nutzern entsprechend.
Erklart der als Rechtstrager agierende Kryptowert-Nutzer, dass er keine steuerliche Ansas-
sigkeit hat, so kann sich der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen zur Bestim-
mung der steuerlichen Ansassigkeit auf den Ort der tatsachlichen Geschéftsleitung oder
die Anschrift des Hauptsitzes des als Rechtstrager agierenden Kryptowert-Nutzers berufen.
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(2) Enthalt die Selbstauskunft Hinweise darauf, dass der als Rechtstrager agierende
Kryptowert-Nutzer in einem meldepflichtigen Staat ansassig ist, so muss der meldende An-
bieter von Krypto-Dienstleistungen diesen Kryptowert-Nutzer als meldepflichtigen Nutzer
behandeln, es sei denn, der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen stellt anhand
der Selbstauskunft oder von in seinem Besitz befindlichen oder 6&ffentlich verfugbaren In-
formationen in vernunftig vertretbarer Weise fest, dass es sich bei dem als Rechtstrager
agierenden Kryptowert-Nutzer um eine ausgenommene Person handelt.

(3) Bei einem als Rechtstrager agierenden Kryptowert-Nutzer, bei dem es sich nicht
um eine ausgenommene Person handelt, hat der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleis-
tungen unter Beachtung der in § 16 geregelten Frist festzustellen, ob dieser eine oder meh-
rere beherrschende Personen hat, die meldepflichtige Personen sind. § 13 gilt entspre-
chend, es sei denn der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen stellt aufgrund der
Selbstauskunft des als Rechtstrager agierenden Kryptowert-Nutzers fest, dass es sich um
einen aktiven Rechtstrager handelt. Zur Feststellung der beherrschenden Person eines als
Rechtstrager agierenden Kryptowert-Nutzers kann ein meldender Anbieter von Krypto-
Dienstleistungen Informationen heranziehen, die nach den Verfahren zur Erfullung der
Sorgfaltspflicht gegentiber Kunden erfasst und gepflegt werden, sofern diese Verfahren mit
den Verfahren im Sinne des § 8 Absatz 1 in Einklang stehen. Ist der meldende Anbieter von
Krypto-Dienstleistungen nicht gesetzlich verpflichtet, Verfahren zur Erfullung der Sorgfalts-
pflicht gegenuber Kunden im Sinne des § 8 Absatz 1 anzuwenden, , so hat er Verfahren
zur Feststellung von beherrschenden Personen anzuwenden, die den in § 8 Absatz 1 ge-
nannten Verfahren im Wesentlichen ahnlich sind.

§ 15
Voraussetzungen fiir die Giiltigkeit von Selbstauskiinften

(1) Eine Selbstauskunft eines als natirliche Person agierenden Kryptowert-Nutzers
oder einer beherrschenden Person eines als Rechtstrager agierenden Kryptowert-Nutzers
ist nur dann gultig, wenn sie vom als naturliche Person agierenden Kryptowert-Nutzer oder
der beherrschenden Person des als Rechtstrager agierenden Kryptowert-Nutzers unter-
zeichnet oder anderweitig ausdrticklich bestéatigt wurde, sie spatestens auf den Tag ihres
Eingangs datiert ist und sie die folgenden Informationen in Bezug auf den als naturliche
Person agierenden Kryptowert-Nutzer oder die beherrschende Person enthalt:

1. Vor- und Nachname;
2.  Wohnanschrift;
3. Ansassigkeitsstaat oder Ansassigkeitsstaaten;

4. in Bezug auf jede meldepflichtige Person die Steueridentifikationsnummer fur jeden
meldepflichtigen Staat und

5. Geburtsdatum.
(2) Eine Selbstauskunft eines als Rechtstrager agierenden Kryptowert-Nutzers ist nur
dann guiltig, wenn sie vom Kryptowert-Nutzer unterzeichnet oder anderweitig ausdriicklich

bestatigt wurde, sie spatestens auf den Tag ihres Eingangs datiert ist und die folgenden
Informationen in Bezug auf den Kryptowert-Nutzer enthalt:

1. eingetragene Firma;

2. Anschrift;
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3. Ansassigkeitsstaat oder Ansassigkeitsstaaten;

4. in Bezug auf jede meldepflichtige Person die Steueridentifikationsnummer fir jeden
meldepflichtigen Staat;

5. bei einem als Rechtstrager agierenden Kryptowert-Nutzer, der kein aktiver Rechtstra-
ger oder eine ausgenommene Person ist, die in Absatz 1 beschriebenen Informationen
fur jede beherrschende Person des Kryptowert-Nutzers, es sei denn, die beherrschen-
den Personen haben eine Selbstauskunft nach Absatz 1 vorgelegt, sowie die Funktion
oder die Funktionen, aufgrund derer jede meldepflichtige Person als beherrschende
Person des Rechtstragers anzusehen ist, falls dies noch nicht im Rahmen von Verfah-
ren zur Bekampfung der Geldwasche festgestellt wurde, und

6. wenn zutreffend, Informationen Uber die Kriterien, die der Rechtstrager erfillt, um als
aktiver Rechtstrager oder ausgenommene Person behandelt zu werden.

(3) Ungeachtet der Absatze 1 und 2 muss die Steueridentifikationsnummer nicht er-
fasst werden, wenn der Ansassigkeitsstaat der meldepflichtigen Person keine Steueriden-
tifikationsnummer zuteilt.

(4) Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, der auch ein Finanzinstitut
im Sinne des § 19 Nummer 3 des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes ist, kann
sich zum Zwecke der in diesem Abschnitt genannten Sorgfaltspflichten auf die nach dem
Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz durchgeflihrten Verfahren zur Erflllung der
Sorgfaltspflichten stitzen. Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen kann sich
auch auf eine bereits zu anderen Steuerzwecken beschaffte Selbstauskunft berufen, sofern
diese die Voraussetzungen der Absatze 1 oder 2 erflllt.

(5) Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen kann zur Erfullung der Ver-
pflichtungen nach diesem Abschnitt Fremddienstleister in Anspruch nehmen; die Verant-
wortung fur die Erfullung der Verpflichtungen bleibt jedoch bei dem den Fremddienstleister
beauftragenden meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen.

§ 16
Frist zur Erfiullung der Sorgfaltspflichten

Bei bestehenden als natirliche Person oder Rechtstrager agierenden Kryptowert-Nut-
zern hat der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen die Malnahmen nach den
§§ 13 bis 15 bis zum 1. Januar 2027; in den Ubrigen Fallen bei Aufnahme der Geschafts-
beziehung abzuschlielRen.

§ 17
Durchsetzung von Mitwirkungspflichten

Kommt ein Kryptowert-Nutzer der Aufforderung eines meldenden Anbieters von
Krypto-Dienstleistungen nicht oder nur teilweise nach, die nach diesem Abschnitt ersuchten
Informationen oder Unterlagen vollstandig zu erteilen oder vorzulegen, hat der meldende
Anbieter von Krypto-Dienstleistungen den Kryptowert-Nutzer an die Vorlage der Informati-
onen zu erinnern. Werden die ersuchten Informationen auch nach dieser Erinnerung nicht
oder nicht vollstandig beigebracht, ist der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen verpflichtet,
die Vorlage der Informationen gegenuber dem Kryptowert-Nutzer anzumahnen. Legt der
Kryptowert-Nutzer die ersuchten Informationen auch nach der Mahnung nicht vor, so hat
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der Anbieter fur Krypto-Dienstleistungen spatestens nach Ablauf von 90 Tagen, nicht je-
doch vor Ablauf von 60 Tagen nach der urspringlichen Aufforderung MaRnahmen zu er-
greifen, die den Kryptowert-Nutzer an der Durchfihrung von meldepflichtigen Transaktio-
nen Uber den meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen hindern. Die Geschaftsbe-
ziehung kann wieder aufgenommen werden, sobald der Krypowert-Nutzer die ersuchten
Informationen vorgelegt hat.

Abschnitt 3

Meldepflichten

§ 18
Meldepflicht

(1) Meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen haben in Bezug auf meldepflich-
tige Nutzer und Kryptowert-Nutzer, die Uber eine oder mehrere beherrschende Personen
verfugen, die meldepflichtige Personen sind, jahrlich spatestens zum 31. Juli fiir den jeweils
vorangegangenen Meldezeitraum die in § 19 genannten Informationen gemaR den Vorga-
ben des § 20 an das Bundeszentralamt flr Steuern zu melden. Abweichend von Satz 1
besteht fur meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, die aufgrund von § 4 Absatz 5
Satz 1 Nummer 2 Meldepflichten im Inland unterliegen, keine Meldepflicht in Bezug auf ei-
nen meldepflichtigen Nutzer oder eine beherrschende meldepflichtige Person, fir den oder
die der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen die Informationen aufgrund ent-
sprechender Sorgfalts- und Meldepflichten in einem Drittstaat meldet, der Uber eine wirk-
same qualifizierende Vereinbarung zwischen zustandigen Behoérden mit dem Ansassig-
keitsmitgliedsstaat dieses meldepflichtigen Nutzers oder der beherrschenden Person ver-
fugt.

(2) Stellt ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen fest, dass eine Meldung
entgegen Absatz 1 nicht, nicht richtig, oder nicht vollstandig Ubermittelt worden ist, ist die
Meldung unverziglich nach der Kenntniserlangung von der unterbliebenen, unrichtigen o-
der unvollstandigen Meldung durch den meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen
nachzuholen, zu korrigieren oder zu vervollstandigen; dies gilt auch, wenn der meldende
Anbieter von Krypto-Dienstleistungen den Kryptowert-Nutzer oder die den Kryptowert-Nut-
zer beherrschende Person nicht oder nicht rechtzeitig als meldepflichtigen Nutzer identifi-
ziert hat.

§ 19
Meldepflichtige Informationen

(1) Meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen haben die folgenden Informatio-
nen Uber sich zu melden:

1. Name,
2. Anschrift,

3. Steueridentifikationsnummer und,





4.
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falls vorhanden, die nach § 11 Absatz 3 erteilte Registriernummer und die globale
Rechtstragerkennung (LEI-Code).

(2) Meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen haben in Bezug auf jeden Krypto-

wert-Nutzer, der eine meldepflichtige Person ist oder von einer oder mehreren Personen
beherrscht wird, die meldepflichtige Personen sind, folgende Informationen zu melden:

1.

bei naturlichen Personen

a) Name,

b) Anschrift,

c) Ansassigkeitsstaat oder Ansassigkeitsstaaten,

d) Steueridentifikationsnummer oder Steueridentifikationsnummern, soweit es sich
nicht um einen Fall des § 15 Absatz 3 handelt, und

e) Geburtsdatum und Geburtsort;

bei Rechtstragern

a) Firma,

b) Anschrift,

c) Ansassigkeitsstaat oder Ansassigkeitsstaaten und

d) Steueridentifikationsnummer oder Steueridentifikationsnummern, soweit es sich
nicht um einen Fall des § 15 Absatz 3 handelt, sowie

in Bezug auf Rechtstrager, fur die nach Anwendung des in Abschnitt 2 beschriebenen
Verfahrens eine oder mehrere beherrschende Personen ermittelt wurden, die melde-
pflichtige Personen sind, in Bezug auf jede beherrschende Person des Rechtstragers,
die eine meldepflichtige Person ist,

a) Name,

b) Anschrift,

c) Ansassigkeitsstaat oder Ansassigkeitsstaaten,

d) Steueridentifikationsnummer oder Steueridentifikationsnummern, soweit es sich
nicht um einen Fall des § 15 Absatz 3 handelt,

e) Geburtsdatum und Geburtsort und

f)  die Funktion oder Funktionen, aufgrund derer die jeweilige meldepflichtige Person
als beherrschende Person des Rechtstragers anzusehen ist;

fur jede Art von meldepflichtigem Kryptowert, fir den der meldende Anbieter von
Krypto-Dienstleistungen in Bezug auf den Meldezeitraum meldepflichtige Transaktio-
nen durchgefihrt hat,

a) die vollstandige Bezeichnung der Art des meldepflichtigen Kryptowerts,





-23- Bearbeitungsstand: 25.10.2024 10:07

b) den gezahlten aggregierten Gesamtbruttobetrag, die Anzahl der Einheiten und die
Anzahl meldepflichtiger Transaktionen in Bezug auf Erwerbe gegen eine Fiat-Wah-
rung,

c) den erhaltenen aggregierten Gesamtbruttobetrag, die Anzahl der Einheiten und
die Anzahl meldepflichtiger Transaktionen in Bezug auf Verkaufe gegen eine Fiat-
Wahrung,

d) den aggregierten beizulegenden Marktwert, die Anzahl der Einheiten und die An-
zahl meldepflichtiger Transaktionen in Bezug auf Erwerbe gegen andere melde-
pflichtige Kryptowerte,

e) den aggregierten beizulegenden Marktwert, die Anzahl der Einheiten und die An-
zahl meldepflichtiger Transaktionen in Bezug auf Verkaufe gegen andere melde-
pflichtige Kryptowerte,

f) den aggregierten beizulegenden Marktwert, die Anzahl der Einheiten und die An-
zahl meldepflichtiger Massenzahlungstransaktionen,

g) den aggregierten beizulegenden Marktwert, die Anzahl der Einheiten und die An-
zahl meldepflichtiger Transaktionen in Bezug auf nicht unter die Buchstaben b und
d fallende Ubertragungen an den meldepflichtigen Nutzer, aufgeschliisselt nach
Ubertragungsart, sofern dem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen be-
kannt,

h) den aggregierten beizulegenden Marktwert, die Anzahl der Einheiten und die An-
zahl meldepflichtiger Transaktionen in Bezug auf nicht unter die Buchstaben c, e
und f fallende Ubertragungen durch den meldepflichtigen Nutzer, aufgeschlisselt
nach Ubertragungsart, sofern dem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistun-
gen bekannt, und

i) den aggregierten beizulegenden Marktwert sowie die Anzahl der Einheiten in Be-
zug auf vom meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen durchgefiihrte
Ubertragungen an Distributed-Ledger-Adressen, von denen dem meldenden An-
bieter von Krypto-Dienstleistungen nicht bekannt ist, ob sie mit einem Anbieter von
Dienstleistungen fur virtuelle Vermdgenswerte oder einem Finanzinstitut verbun-
den sind.

§ 20
Meldeverfahren

(1) Die Meldung an das Bundeszentralamt fur Steuern hat nach amtlich vorgeschrie-
benen Datensatz elektronisch im Wege der Datenfernibertragung tUber amtlich bestimmte
Schnittstellen zu erfolgen. Das Bundesministerium der Finanzen gibt den amtlich vorge-
schriebenen Datensatz im Bundessteuerblatt bekannt.

(2) Fur die Zwecke des § 19 Absatz 2 Nummer 4 Buchstaben b und ¢ sind der erhal-
tene oder gezahlte Betrag in der Fiat-Wahrung zu melden, in der der Betrag erhalten oder
die Zahlung getatigt wurde. In mehreren Fiat-Wahrungen erhaltene oder gezahlte Betrage
sind in einer einzigen Fiat-Wahrung zu melden und zum Zeitpunkt der jeweiligen melde-
pflichtigen Transaktion in einer vom meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen
durchgangig angewandten Art und Weise umzurechnen.

(3) Fur die Zwecke des § 19 Absatz 2 Nummer 4 Buchstaben d bis i ist der beizule-
gende Marktwert in einer einzigen Fiat-Wahrung zu bestimmen und zu melden und zum
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Zeitpunkt der jeweiligen meldepflichtigen Transaktion in einer vom meldenden Anbieter von
Krypto-Dienstleistungen durchgangig angewandten Art und Weise zu ermitteln.

(4) In den gemeldeten Informationen muss die Fiat-Wahrung der jeweils gemeldeten
Betrage angegeben sein.

Abschnitt 4

Sonstige Pflichten fir meldende Anbieter von Krypto-
Dienstleistungen

§ 21
Informationen fiir meldepflichtige Nutzer

Meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen haben jeder meldepflichtigen Person
vor der erstmaligen Meldung der Informationen nach § 19 Absatz 2 in allgemeiner Form
mitzuteilen, dass zu ihr nach diesem Gesetz Informationen fir Zwecke der Durchfiihrung
des Besteuerungsverfahrens erhoben und dem Bundeszentralamt fir Steuern zur Weiter-
leitung an die zustandigen Landesfinanzbehdrden oder die zustandigen Behdérden anderer
Mitgliedstaaten der Europaischen Union oder qualifizierter Drittstaaten gemeldet werden.
Dies bezieht sich auf alle Informationen, auf die die meldepflichtige Person seitens des
Datenverantwortlichen Anspruch hat. Die Mitteilung nach Satz 1 hat so rechtzeitig zu erfol-
gen, dass die meldepflichtige Person ihre Betroffenenrechte wahrnehmen kann.

§ 22
Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten

(1) Meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen haben die folgenden Aufzeich-
nungen zu den in Absatz 2 genannten Zeitpunkten zu erstellen:

1. eine Beschreibung der Prozesse, einschlie3lich der automationstechnischen, operati-
ven und organisatorischen Vorkehrungen, insbesondere der relevanten Geschaftsbe-
ziehungen, Zustandigkeiten und Fristen, sowie aller Anderungen hierzu, die zur Erflil-
lung der in den Abschnitten 2 und 3 genannten Pflichten in Bezug auf einen Meldezeit-
raum angewandt werden;

2. in Bezug auf jede meldepflichtige Person die zur Erflllung der Pflichten in Abschnitt 2
verarbeiteten Informationen, den jeweiligen Zeitpunkt und das Ergebnis der Verarbei-
tung fur die in Abschnitt 2 genannten Pflichten;

3. in Bezug auf jede meldepflichtige Person die gemeldeten Informationen nach § 19, den
jeweiligen Zeitpunkt einer Meldung sowie die malfdgeblichen Informationen, die der An-
wendung des Meldeverfahrens nach § 20 zugrunde gelegen haben;

4. in Bezug auf jede meldepflichtige Person den Inhalt und den Zeitpunkt der Mitteilungen
nach § 21;

5. in Bezug auf jede meldepflichtige Person, gegen die die Mitwirkungspflicht nach § 17
durchgesetzt wird, jeweils den Inhalt und den Zeitpunkt der Aufforderung, der
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Erinnerung, der Mahnung, der MaRnahme sowie die der Aufhebung der MalRnahme
zugrundeliegenden Informationen und den Zeitpunkt der Aufhebung.

(2) Die Aufzeichnungen nach Absatz 1 sind zu erstellen:

1. flr Aufzeichnungen nach Absatz 1 Nummer 1 spatestens bis zum Ablauf des jeweiligen
Meldezeitraums, auf den sich die Aufzeichnungen beziehen;

2. fur Aufzeichnungen nach Absatz 1 Nummer 2 im Zeitpunkt der jeweiligen Verarbeitung,

3. fir Aufzeichnungen nach Absatz 1 Nummer 3 und 4 bis zum 31. Juli des Kalenderjah-
res, das auf den jeweiligen Meldezeitraum folgt, auf den sich die Aufzeichnungen be-
ziehen,

4. fur Aufzeichnungen nach Absatz 1 Nummer 5 im Zeitpunkt, in dem jeweils die Anfor-
derung, die Erinnerung, die Mahnung, die MaRnahme oder deren Aufhebung erfolgt.

(3) Die Aufzeichnungen nach Absatz 1 missen fir die Dauer von zehn Jahren aufbe-
wahrt werden. Die Aufzeichnungen nach Absatz 1 Nummer 2 bis 5 sind nach Ablauf dieser
Frist zu 16schen. Die Frist zur Aufbewahrung beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem
die Aufzeichnungen erstellt wurden. Die Satze 1 bis 3 gelten auch in Fallen, in denen der
meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen liquidiert wird oder seine Geschaftstatigkeit
anderweitig beendet.

Abschnitt 5

BuBRgeldvorschriften

§ 23
BuBgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder leichtfertig

1. entgegen § 11 Absatz 1 in Verbindung mit § 18 Absatz 1 Satz 1 sich nicht, nicht richtig,
nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig registriert oder Anderungen im Sinne von § 11
Absatz 2 Satz 2 nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig anzeigt;

2. entgegen § 13 Absatz 1 und § 14 Absatz 1 Satz 1 jeweils in Verbindung mit § 16 eine
Selbstauskunft nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig beschafft oder
deren Plausibilitdt nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig bestatigt
oder sich entgegen § 13 Absatz 3 oder § 14 Absatz 1 Satz 1 auf eine Selbstauskunft
verlasst;

3. entgegen § 14 Absatz 3 in Verbindung mit § 16 nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder
nicht rechtzeitig feststellt, ob ein als Rechtstrager agierender Kryptowert-Nutzer eine
oder mehrere beherrschende Personen hat, die meldepflichtige Personen sind;

4. entgegen § 17 eine der dort genannten MalRnahmen nicht oder nicht rechtzeitig ergreift;
5. entgegen § 18 Absatz 1 eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht

rechtzeitig macht, oder entgegen § 18 Absatz 2 eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht
vollstandig oder nicht rechtzeitig nachholt, korrigiert oder vervollstandigt;
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6. entgegen § 22 Absatz 1 und 2 eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig
oder nicht rechtzeitig erstellt;

7. entgegen § 22 Absatz 3 Satz 1 eine Aufzeichnung nicht oder nicht mindestens 10
Jahre aufbewahrt, oder

8. entgegen § 22 Absatz 3 Satz 2 eine Aufzeichnung nicht oder nicht rechtzeitig |6scht.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fallen

1. des Absatzes 1 Nummer 1 bis 5 mit einer Geldbul3e bis zu flinfzigtausend Euro und

2. inden ubrigen Fallen mit einer Geldbul3e bis zu zehntausend Euro

geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehdrde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes Uber
Ordnungswidrigkeiten ist das Bundeszentralamt flr Steuern.

(4) FUrdas BuRgeldverfahren gelten die §§ 389, 390 und 410 Absatz 1 Nummer 2 und
6 bis 12 der Abgabenordnung entsprechend.

Abschnitt 6

Weitere MaBRnahmen

§ 24
Koordinierung

Das Bundeszentralamt fur Steuern arbeitet im Rahmen der gegenseitigen Amtshilfe mit
den zustandigen Behoérden der anderen Mitgliedstaaten der Européischen Union sowie mit
der Europaischen Kommission zusammen, um eine einheitliche und effiziente Anwendung
der Malinahmen in Fallen der Zuwiderhandlung meldender Anbieter von Krypto-Dienstleis-
tungen zu erreichen und die Wahrung der VerhaltnismaRigkeit zu gewahrleisten. Zu diesem
Zweck informiert das Bundeszentralamt fur Steuern die zustandigen Behdérden anderer Mit-
gliedstaaten der Europaischen Union Uber Ermittlungen und Entscheidungen und bertck-
sichtigt Informationen anderer zustandiger Behdrden der Mitgliedstaaten der Europaischen
Union, insbesondere in Anwendung des § 11 Absatz 6 und 7 und des § 23.

Abschnitt 7

Rechtsweg und Anwendungsbestimmungen

§ 25
Rechtsweg

(1) Gegen MaBnahmen der Finanzbehérden nach diesem Gesetz ist der Finanz-
rechtsweg gegeben.
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(2) Absatz 1 ist auf das Bulgeldverfahren nicht anzuwenden.

§ 26

Anwendungsbestimmungen

Die Pflichten nach den Abschnitten 2 und 3 sind erstmals fiir den Meldezeitraum zu
beachten, der dem Kalenderjahr 2026 entspricht.

Artikel 2

Anderung des EU-Amtshilfegesetzes

Das EU-Amtshilfegesetz vom 26. Juni 2013 (BGBI. | S. 1809), das zuletzt durch Arti-
kel 31 des Gesetzes vom 27. Marz 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 108) geandert worden ist, wird
wie folgt geandert:

1. § 2 wird wie folgt geéndert:

a)

In Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 werden vor dem Wort ,und“ die Worter ,oder sich
auf die Frage bezieht, ob eine naturliche Person in dem Mitgliedstaat, der den Vor-
bescheid erteilt, steuerlich ansassig ist oder nicht,“ eingeflgt.

Die folgenden Absatze 14 und 15 werden angefugt:

»(14) Dividenden von Unternehmen, deren Anteile nicht in einem Bankdepot-
konto nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 verwahrt werden, sind Dividenden oder
sonstige als Dividenden behandelte Einklinfte, die auf ein anderes Konto als ein
Verwahrkonto im Sinne von § 19 Nummer 25 des Gesetzes zum automatischen
Austausch von Informationen Gber Finanzkonten in Steuersachen eingezahlt oder
diesem gutgeschrieben werden.

(15) Lebensversicherungsprodukte im Sinne dieses Gesetzes sind Versiche-
rungsvertrage im Sinne von § 19 Nummer 27 des Gesetzes zum automatischen
Austausch von Informationen Uber Finanzkonten in Steuersachen mit Ausnahme
von gemaf § 8 des Gesetzes zum automatischen Austausch von Informationen
Uber Finanzkonten in Steuersachen meldepflichtigen rickkaufsfahigen Versiche-
rungsvertragen im Sinne von § 19 Nummer 29 des Gesetzes zum automatischen
Austausch von Informationen Uber Finanzkonten in Steuersachen, bei denen Leis-
tungen aus den Vertragen im Todesfall eines Versicherungsnehmers zu zahlen
sind.”

2. § 7 wird wie folgt gedndert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gedndert:
aaa) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
»3. Einkunften aus Lebensversicherungsprodukten,*.

bbb) In Nummer 5 wird das Wort ,und“ am Ende durch ein Komma ersetzt.
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ccc)  In Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch das Wort ,und” ersetzt.
ddd) Folgende Nummer 7 wird angefugt:

.7. Dividenden von Unternehmen, deren Anteile nicht in einem Bank-
depotkonto verwahrt werden, bei denen es sich nicht um Ein-
kinfte aus Dividenden handelt, die gemal Artikel 4, 5 oder 6 der
Richtlinie 2011/96/EU des Rates vom 30. November 2011 Gber
das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und Tochtergesell-
schaften verschiedener Mitgliedstaaten in der zuletzt durch die
Richtlinie (EU) 2015/121 des Rates vom 27. Januar 2015 gean-
derten Fassung von der Korperschaftsteuer befreit sind.*

bb) In Satz 3 wird die Angabe ,1 bis 6“ durch die Angabe ,1 bis 7“ ersetzt.
Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

»(6) Die Absatze 3 und 4 gelten nicht in Fallen, in denen ein grenziiberschrei-
tender Vorbescheid ausschliellich die Steuerangelegenheiten einer oder mehre-
rer natUrlicher Personen betrifft, es sei denn, ein solcher grenziberschreitender
Vorbescheid wurde nach dem 1. Januar 2026 erteilt, gedndert oder erneuert und

1. der Betrag der Transaktion oder der Reihe von Transaktionen des grenzuber-
schreitenden Vorbescheids Ubersteigt 1.500.000 Euro (oder den entsprechen-
den Betrag in einer anderen Wahrung), sofern dieser Betrag im grenziber-
schreitenden Vorbescheid angegeben ist, oder

2. in dem grenziberschreitenden Vorbescheid wird festgestellt, ob eine Person
in dem Mitgliedstaat, der den Vorbescheid erteilt, steuerlich ansassig ist oder
nicht.

Fur die Zwecke des Satzes 1 Nummer 1 und unbeschadet des im grenziber-
schreitenden Vorbescheid genannten Betrags umfasst der Betrag des grenziber-
schreitenden Vorbescheids im Falle einer Reihe von Transaktionen, die verschie-
dene Waren, Dienstleistungen oder Vermdgenswerte betrifft, den zugrunde liegen-
den Gesamtwert. Die Betrage werden nicht aggregiert, wenn dieselben Waren,
Dienstleistungen oder Vermdgenswerte Gegenstand mehrerer Transaktionen
sind. Ungeachtet des Satzes 1 Nummer 2 schlieldt der Austausch von Informatio-
nen uber grenzuberschreitende Vorbescheide, die naturliche Personen betreffen,
keine Vorbescheide Uber die Quellenbesteuerung in Bezug auf Einkiinfte Gebiets-
fremder aus unselbststandiger Arbeit, Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergu-
tungen oder Ruhegehalter ein.*

Absatz 7 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

cc) In Nummer 1 werden die Worter ,,, mit Ausnahme von natirlichen Personen,*
gestrichen und werden nach dem Wort ,angehort” die Worter ,,; dies gilt nicht
fur naturliche Personen, es sei denn, der grenziberschreitende Vorbescheid
betrifft eine natlrliche Person und wird nach den Absatzen 3 und 6 GUbermittelt”
eingefugt.

dd) In Nummer 11 werden die Worter ,mit Ausnahme von natirlichen Personen,”
gestrichen und nach dem Wort ,stehen” die Wérter ,,; dies gilt nicht far natdrli-
che Personen, es sei denn, der grenziberschreitende Vorbescheid betrifft
eine naturliche Person und wird nach den Absatzen 3 und 6 Ubermittelt” ein-
geflgt.





d)

e)

f)
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In Absatz 8 wird die Angabe ,9 bis 14a“ durch die Angabe ,9 bis 14b* ersetzt.

Nach Absatz 14a wird folgender Absatz 14b eingefugt:

»(14b)  Das zentrale Verbindungsbiro Ubermittelt im Wege des automati-
schen Austauschs die ihm nach § 18 des Kryptowerte-Steuertransparenzgesetzes
gemeldeten Informationen zu meldepflichtigen Nutzern und beherrschenden Per-
sonen von Kryptowert-Nutzern, die meldepflichtige Personen sind, an die zustan-
digen Behoérden aller Mitgliedstaaten der Europaischen Union, in denen der jewei-
lige meldepflichtige Nutzer oder die jeweilige beherrschende Person als ansassig
gilt. Die Ubermittlung erfolgt auf elektronischem Weg. Auf die praktischen Rege-
lungen, die zur Erleichterung des Austauschs der in Satz 1 genannten Informatio-
nen von der Europaischen Kommission zur Umsetzung von Artikel 8ad der Amts-
hilferichtlinie erlassen worden sind, wird verwiesen. Hierzu zdhlen auch Mal3nah-
men zur standardisierten Ubermittlung der Informationen als Teil des Verfahrens
zur Festlegung des Standardformats, das nach Artikel 20 Absatz 5 der Amtshilfe-
richtlinie vorgesehen ist.”

In Absatz 15 Satz 1 wird die Angabe ,9 bis 14a“ durch die Angabe ,9 bis 14b"
ersetzt.

In § 15 Absatz 2 Nummer 3 werden die Wérter ,zehn Arbeitstagen“ durch die Angabe
,15 Kalendertagen® ersetzt.

§ 19 Absatz 2 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Satz 1 Nummer 1 werden vor dem Komma am Ende die Worter ,und Zolle und
zur Bekdmpfung der Geldwasche und der Terrorismusfinanzierung® eingeflgt.

Satz 3 wird wie folgt gefasst:
»Eine Einwilligung ist entbehrlich, wenn

1. der andere Mitgliedstaat der zustandigen Behorde eine Liste mit anderen als
den in Satz 1 genannten Zwecken, fur die Informationen und Schriftstlicke ge-
maf seinem nationalen Recht verwendet werden durfen, Ubermittelt hat und
die beabsichtigte Verwendung von den in der Liste genannten Zwecken um-
fasst ist, oder

2. der Zweck unter einen auf Artikel 215 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der
Europaischen Union gestitzten Rechtsakt fallt. Fir diese Zwecke kénnen die
erhaltenen Informationen und Schriftstlicke an die Zentralstelle fur Sanktions-
durchsetzung sowie das Zollkriminalamt als Koordinierungsstelle nach § 3 Ab-
satz 13 des Zollfahndungsdienstgesetzes weitergegeben werden.*

§ 20 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b wird wie folgt gefasst:

+b)

jahrlich die Ergebnisse ihrer Bewertung der Wirksamkeit der Zusammenarbeit der
Verwaltungsbehoérden im Einklang mit der Amtshilferichtlinie in Bezug auf
Deutschland, einschlieRlich in Bezug auf die Bekampfung von Steuerhinterzie-
hung und -vermeidung,*.

§ 21 wird wie folgt geandert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt geandert:





c)
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aa) In Satz 1 werden nach der Angabe ,§ 7 Absatz 1" die Worter ,Nummer 1 bis 6°
eingefugt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingeflgt:
,Die automatische Ubermittlung von Informationen nach § 7 Absatz 1 Num-
mer 7 ist ab dem 1. Januar 2027 vorzunehmen und erstmals auf Informationen
der Besteuerungszeitraume ab dem 1. Januar 2026 anzuwenden.”
Dem Absatz 1a wird folgender Satz angeflgt:
~,Abweichend von den Satzen 1 und 2 unterrichtet das zentrale Verbindungsburo
die Europaische Kommission bis zum 1. Januar 2026 Uber finf oder mehr der in
§ 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 7 genannten Kategorien, zu denen es Informa-
tionen flr Besteuerungszeitraume, die am oder nach dem 1. Januar 2026 begin-
nen, an zustandige Behorden anderer Mitgliedstaaten Ubermittelt.”
Folgender Absatz 7 wird angeflgt:

»(7) §7 Absatz 14b ist erstmals ab dem 1. Januar 2026 anzuwenden.”

Artikel 3

Anderung des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes

Das Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz vom 21. Dezember 2015 (BGBI. |
S. 2531), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBI. | S. 2056)
geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. § 1 Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe ,2014/107/EU (ABI. L 359 vom 16.12.2014, S. 1)*
durch die Angabe ,(EU) 2023/2226 (ABI. L 38 vom 24.10.2023, S. 1)* ersetzt.

b) Die folgende Nummer 2a wird angeflgt:

»2a. Drittstaaten, die die Voraussetzungen nach Nummer 2 erflllen und zudem Ver-

tragsparteien der von der Bundesrepublik Deutschland in Asuncion unterzeichne-
ten Zusatzvereinbarung zur Mehrseitigen Vereinbarung zwischen den zustandi-
gen Behorden Uber den automatischen Austausch von Informationen Uber Fi-
nanzkonten vom [Tag der Unterzeichnung] sind und diese in ihr nationales Recht
verpflichtend aufgenommen haben und und die gewahrleisten, dass sie die Vo-
raussetzungen des § 2 Absatz 2 der Zusatzvereinbarung zur Mehrseitigen Ver-
einbarung zwischen den zustandigen Behdrden uUber den automatischen Aus-
tausch von Informationen Uber Finanzkonten vom [Tag der Unterzeichnung] erful-
len, sowie“.

2. § 2 wird wie folgt gedndert:

a)

Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

,1. die folgenden Informationen zum Kontoinhaber oder den Kontoinhabern:
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a) bei naturlichen Personen der Name, die Anschrift, die Steueridentifikati-
onsnummer oder -nummern sowie das Geburtsdatum und der Geburtsort
jeder meldepflichtigen Person, die Kontoinhaber ist, und die Information,
ob der Kontoinhaber eine glltige Selbstauskunft vorgelegt hat,

b) beieinem Rechtstrager, der Kontoinhaber ist und flr den eine oder meh-
rere beherrschende Personen ermittelt wurden, die meldepflichtige Per-
sonen sind, der Name, die Anschrift, die Steueridentifikationsnummer o-
der -nummern des Rechtstragers sowie der Name, die Anschrift, die
Steueridentifikationsnummer oder -nummern, das Geburtsdatum und der
Geburtsort jeder meldepflichtigen Person sowie die Funktion oder Funk-
tionen, aufgrund deren jede derartige meldepflichtige Person eine be-
herrschende Person des Rechtstragers ist, und die Information, ob jede
meldepflichtige Person eine glltige Selbstauskunft vorgelegt hat,

c) die Information, ob es sich bei dem Konto um ein gemeinschaftliches
Konto handelt, einschlief3lich der Anzahl der gemeinsamen Kontoinha-
ber;“.

b) In Nummer 2 werden nach dem Wort ,ist* die Worter ,,, die Art des Kontos und die
Information, ob es sich bei dem Konto um ein bestehendes Konto oder ein Neukonto
handelt” eingefligt.

c) In Nummer 6 wird das Wort ,,, und“ durch ein Semikolon ersetzt.

d) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 6a eingefligt:

,0a. bei Eigenkapitalbeteiligungen an einem Investmentunternehmen, bei denen
es sich um eine Rechtsvereinbarung handelt, die Funktion oder die Funktio-
nen, aufgrund derer die meldepflichtige Person ein Anteilseigner ist, und®.

§ 7 wird folgender Satz 2 angeflgt:

,Die Melde- und Sorgfaltspflichten dieses Gesetzes gelten nur insoweit, wie meldende
Finanzinstitute nicht auf Grundlage des Kryptowerte-Steuertransparenzgesetzes Sorg-
falts- und Meldepflichten unterliegen.”.

§ 8 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Worter ,Absatze 2, 3 und 4“ durch
die Worter ,Abséatze 2 bis 5 ersetzt.

bb) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
,1. die folgenden Informationen zum Kontoinhaber oder den Kontoinhabern:

a) bei natlrlichen Personen den Namen, die Anschrift, den oder die
Ansassigkeitsstaat oder -staaten im Sinne des § 1 Absatz 1, die
Steueridentifikationsnummer oder -nummern sowie das Geburtsda-
tum und den Geburtsort jeder meldepflichtigen Person, die Kontoin-
haber ist, und die Information, ob der Kontoinhaber eine glltige
Selbstauskunft vorgelegt hat,

b) bei einem Rechtstrager, der Kontoinhaber ist und fir den eine oder
mehrere  beherrschende Personen ermittelt wurden, die
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meldepflichtige Personen sind, den Namen, die Anschrift, den oder
die Ansassigkeitsstaat oder -staaten und die Steueridentifikations-
nummer oder -nummern des Rechtstragers sowie den Namen, die
Anschrift, den oder die Ansassigkeitsstaat oder -staaten, die Steue-
ridentifikationsnummer oder -nummern, das Geburtsdatum und den
Geburtsort jeder meldepflichtigen Person sowie die Funktion oder
Funktionen, aufgrund deren jede meldepflichtige Person eine be-
herrschende Person des Rechtstragers ist, und die Information, ob
jede meldepflichtige Person eine glltige Selbstauskunft vorgelegt
hat,

c) die Information, ob es sich bei dem Konto um ein gemeinschaftliches
Konto handelt, einschlieRlich der Anzahl der gemeinsamen Kontoin-
haber;"“.

cc) In Nummer 2 werden nach dem Wort ,ist* die Wérter ,,, die Art des Kontos und
die Information, ob es sich bei dem Konto um ein bestehendes Konto oder ein
Neukonto handelt” eingefugt.

dd) In Nummer 6 wird das Wort ,,, und“ durch ein Semikolon ersetzt.
ee) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 6a eingefugt:

,0a. bei Eigenkapitalbeteiligungen an einem Investmentunternehmen, bei de-
nen es sich um eine Rechtsvereinbarung handelt, die Funktion oder die
Funktionen, aufgrund derer die meldepflichtige Person ein Anteilseigner
ist, und®.

b) In Absatz 2 Satz 2 werden nach den Waértern ,als meldepflichtige Konten identifi-
ziert wurden,” die Worter ,und wann immer es dazu verpflichtet ist, die Informationen
Uber das bestehende Konto gemafl den inlandischen Verfahren zur Bekampfung der
Geldwasche zu aktualisieren,” eingefugt.

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefugt:

»(5) Die Bruttoerlése aus der Veraul3erung oder Einldsung eines Finanzver-
mdgens sind entgegen Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b nicht zu melden,
soweit sie vom meldenden Finanzinstitut nach § 18 des Kryptowerte-Steuertrans-
parenzgesetzes gemeldet werden und sofern das meldende Finanzinstitut sich
nicht in Bezug auf eine eindeutig identifizierte Gruppe von Konten anderweitig ent-
scheidet.”

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.

In § 13 Absatz 2a Satz 4 werden nach dem Wort ,Finanzinstitut® die Wérter ,,, um sei-
nen Sorgfalts- und Meldepflichten in Bezug auf den Meldezeitraum nachzukommen, in
dem das Konto erdéffnet wurde, die Verfahren nach den §§ 11 und 12 anwenden, bis
die Selbstauskunft erlangt und ihre Plausibilitat bestatigt ist, und“ eingefugt.

§ 16 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 2a Satz 4 werden nach dem Wort ,Finanzinstitut* die Woérter ,,, um seinen
Sorgfalts- und Meldepflichten in Bezug auf den Meldezeitraum nachzukommen, in
dem das Konto eréffnet wurde, die Verfahren nach § 14 anwenden, bis die Selbst-
auskunft erlangt und ihre Plausibilitat bestatigt ist, und“ eingefugt.

b) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:





aa)

bb)
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Die Worter ,und Kundensorgfaltspflichten (AML/KYC — Anti-Money Lau-
ndering/Know-your-Customer) erhobenen und verwahrten Informationen ver-
lassen“ werden durch die Worter ,erhobenen und gepflegten Informationen
verlassen, solange diese im Einklang mit Abschnitt 3 des Geldwaschegeset-
zes stehen® ersetzt.

Folgender Satz wird angefugt:

,Ist das meldende Finanzinstitut rechtlich nicht verpflichtet, die Verfahren zur
Bekampfung der Geldwasche im Einklang mit Abschnitt 3 des Geldwaschege-
setzes anzuwenden, wendet es zur Feststellung der beherrschenden Perso-
nen im Wesentlichen ahnliche Verfahren an.”

7. § 19 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Nummer 5 werden nach dem Wort ,entgegennimmt die Wérter ,oder E-Geld
zugunsten seiner Kunden halt“ eingefligt.

Nummer 6 wird wie folgt geandert:

aa)

bb)

cc)

dd)

ee)

Satz 1 wird wie folgt geandert:

aaa) In Buchstabe a werden nach dem Wort ,Kunden® die Wérter ,,oder in
dessen Namen* eingefiigt.

bbb) In Buchstabe a Doppelbuchstabe cc wird nach dem Wort ,Finanzver-
mdgen“ ein Komma eingefligt und die Worter ,,oder Kapital* durch die
Worter ,Kapital oder meldepflichtigen Kryptowerten“ ersetzt.

ccc) In Buchstabe b werden nach dem Wort ,Finanzvermoégen® die Wérter
»oder meldepflichtigen Kryptowerten® eingefigt.

In Satz 2 werden nach den Wértern ,von Finanzvermogen® die Wérter ,oder
meldepflichtigen Kryptowerten* eingefiigt.

Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefligt:

,Die Erbringung von Dienstleistungen, die Tauschgeschafte fur oder im Na-
men von Kunden bewirken, ist keine sonstige Art der Anlage oder Verwaltung
von Finanzvermdgen, Kapital oder meldepflichtigen Kryptowerten im Auftrag
Dritter im Sinne des Satzes 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe c.”

In dem neuen Satz 4 werden die Worter ,Nummer 42 Buchstabe d bis g“ durch
die Worter ,Nummer 48 Buchstabe d bis g“ ersetzt.

In dem neuen Satz 5 werden die Woérter ,den Empfehlungen der Arbeits-
gruppe finanzielle MalRnahmen gegen Geldwasche (Financial Action Task
Force — FATF — on-Money Laundering)“ durch die Wérter ,der Richtlinie (EU)
2015/849" ersetzt.

Nummer 7 wird wie folgt gefasst:

e

Der Ausdruck Finanzvermogen umfasst Wertpapiere (zum Beispiel Anteile
am Aktienkapital einer Kapitalgesellschaft, Beteiligungen oder wirtschaftli-
ches Eigentum an den Beteiligungen an einer in Streubesitz befindlichen oder
bdérsennotierten Personalgesellschaft oder an einem Trust; sowie Obligatio-
nen, Anleihen, Schuldverschreibungen oder sonstige Schuldurkunden),





d)

e)
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Beteiligungen an Personengesellschaften, Warengeschafte, Swaps (zum
Beispiel Zinsswaps, Wahrungsswaps, Basisswaps, Zinscaps, Zinsfloors, Wa-
renswaps, Aktienswaps, Aktienindexswaps und ahnliche Vereinbarungen),
Versicherungs- oder Rentenversicherungsvertrage oder Beteiligungen (da-
runter bérsengehandelte und nicht bérsengehandelte Termingeschafte und
Optionen) an Wertpapieren, meldepflichtigen Kryptowerten, Beteiligungen an
Personengesellschaften, Warengeschaften, Swaps oder Versicherungs- o-
der Rentenversicherungsvertragen. Der Ausdruck Finanzvermdgen umfasst
keine nicht fremdfinanzierten unmittelbaren Immobilienbeteiligungen;®.

Nach Nummer 8 werden die folgenden Nummern 9 bis 13 eingeflgt:

»9.

10.

11.

12.

13.

E-Geld: jedes Produkt, das
a) eine digitale Darstellung einer einzigen Fiat-Wahrung ist,

b) gegen Zahlung eines Geldbetrags ausgestellt wird, um damit Zahlungs-
vorgange durchzufihren,

c) eine Forderung gegenlber dem Emittenten darstellt, die auf dieselbe
Fiat-Wahrung lautet,

d) von einer anderen naturlichen oder juristischen Person als dem Emitten-
ten als Zahlungsmittel angenommen wird und

e) kraft der fir den Emittenten geltenden regulatorischen Anforderungen
auf Antrag des Inhabers des Produkts fur dieselbe Fiat-Wahrung jeder-
zeit und zum Nennwert einldsbar ist.

Der Ausdruck E-Geld umfasst keine Produkte, die ausschlief3lich zum Zweck
der Erleichterung der Ubertragung von Geldmitteln von einem Kunden an
eine andere Person gemal den Anweisungen des Kunden geschaffen wur-
den. Ein Produkt wird nicht ausschlieRlich zum Zweck der Erleichterung der
Ubertragung von Geldmitteln geschaffen, wenn die mit diesem Produkt ver-
bundenen Geldmittel im Rahmen der normalen Geschéftstatigkeit des tber-
tragenden Rechtstragers entweder langer als 60 Tage nach Erhalt von An-
weisungen zur Erleichterung der Ubertragung gehalten werden oder die mit
diesem Produkt verbundenen Geldmittel bei fehlenden Anweisungen langer
als 60 Tage nach Erhalt dieser Geldmittel gehalten werden;

Fiat-Wahrung: die offizielle Wahrung eines Staates, die von einem Staat oder
der von einem Staat bestimmten Zentralbank oder Wahrungsbehdrde in Form
von physischen Banknoten oder Minzen oder Geld in verschiedenen digita-
len Formen, einschlieRlich Bankreserven, ausgegeben wird. Der Ausdruck
umfasst auch Geschéaftsbankgeld und E-Geld-Produkte;

Kryptowert ist jeder Wert im Sinne des des § 3 Absatz 1 Kryptowerte-Steuer-
transparenzgesetzes. ;

Meldepflichtiger Kryptowert ist jeder Wert im Sinne des § 3 Absatz 2 des
Kryptowerte-Steuertransparenzgesetzes;

Tauschgeschaft ist jede Transaktion im Sinne des § 5 Absatz 2 des Krypto-
werte-Steuertransparenzgesetzes.”

Die bisherigen Nummern 9 bis 12 werden die Nummern 14 bis 17.





f)

g)

k)
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Die bisherige Nummer 13 wird Nummer 18 und deren Buchstabe c¢ wie folgt gean-
dert:

aa) In Doppelbuchstabe bb wird die Angabe ,Nummern 13 bis 15" durch die An-
gabe ,Nummern 18 bis 20“ ersetzt.

bb) In Doppelbuchstabe cc werden die Angabe ,Nummern 13 bis 15 durch die
Angabe ,Nummern 18 bis 20“ und die Angabe ,Nummer 34 Buchstabe a“
durch die Angabe ,Nummer 39 Buchstabe a“ ersetzt.

Die bisherige Nummer 14 wird Nummer 19 und in deren Buchstabe c wird die An-
gabe ,Nummer 34 Buchstabe a“ durch die Angabe ,Nummer 39 Buchstabe a“ er-
setzt.

Die bisherigen Nummern 15 bis 18 werden die Nummern 20 bis 23.
Die bisherige Nummer 19 wird Nummer 24 und wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,Finanzinstitut im Rahmen gewdhnlicher Bankge-
schafte oder einer dhnlichen Geschaftstatigkeit durch das Wort ,Einlagen-
institut“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
,Ein Einlagenkonto umfasst auch

a) Betrage, die von einer Versicherungsgesellschaft aufgrund eines garan-
tierten Kapitalanlagevertrags oder einer ahnlichen Vereinbarung zur Zah-
lung oder Gutschrift von Zinsen auf diese Betrage gehalten werden und

b) ein Konto oder ein fiktives Konto, das samtliches E-Geld reprasentiert,
das zugunsten eines Kunden gehalten wird;".

Die bisherigen Nummern 20 bis 25 werden die Nummern 25 bis 30.

Die bisherige Nummer 26 wird Nummer 31 und deren Buchstabe a wie folgt ge-
fasst:

,a) ein Finanzkonto, das von einem meldenden Finanzinstitut zum 31. Dezember
2015 oder, wenn das Konto ausschlielich aufgrund der durch Artikel 3 des
Gesetzes vom ... (BGBI. ... | Nr. ...) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und
Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes] vorgenommenen Anderun-
gen dieses Gesetzes als Finanzkonto behandelt wird, zum 31. Dezember
2025 gefuhrt wird,“.

Die bisherige Nummer 27 wird Nummer 32 und wie folgt gefasst:

»33. Neukonto: ein von einem meldenden Finanzinstitut geflihrtes Finanzkonto,
das am oder nach dem 1. Januar 2016 oder, wenn das Konto ausschliellich
aufgrund der durch Artikel 3 des Gesetzes vom ... (BGBI. ... I Nr. ...) [einset-
zen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgeset-
zes] vorgenommenen Anderungen dieses Gesetzes als Finanzkonto behan-
delt wird, am oder nach dem 1. Januar 2026 er6ffnet wurde;".

m) Die bisherigen Nummern 28 bis 33 werden die Nummern 33 bis 38.

n)

Die bisherige Nummer 34 wird Nummer 39 und wie folgt geandert:





o)

- 36 - Bearbeitungsstand: 25.10.2024 10:07

aa) In Buchstabe a Satz 2 werden die Angabe ,Nummer 34" jeweils durch die An-
gabe ,Nummer 39“ und die Wérter ,Nummern 13 bis 15“ durch die Worter
,Nummern 18 bis 20“ ersetzt.

bb) In Buchstabe b Satz 2 werden die Angabe ,Nummer 34“ jeweils durch die An-
gabe ,Nummer 39“ und die Wérter ,Nummern 13 bis 15“ durch die Worter
,Nummern 18 bis 20“ ersetzt.

cc) Buchstabe e wird wie folgt geandert:

aaa) In Doppelbuchstabe bb Dreifachbuchstabe eee werden die Worter
,Nummer 34 Buchstabe f* durch die Worter ,Nummer 39 Buchstabe g*
ersetzt.

bbb) In Doppelbuchstabe cc wird das Wort ,,oder” durch ein Komma ersetzt.
ccc) In Doppelbuchstabe dd wird das Komma durch das Wort ,,oder” ersetzt.
ddd) Der folgende Doppelbuchstabe ee wird angefiigt:

.ee) einer Grindung oder Kapitalerh6hung einer Gesellschaft, sofern
das Konto die folgenden Anforderungen erfullt:

aaa) das Konto wird ausschliellich zur Einlage von Kapital ver-
wendet, das gemal den gesetzlichen Vorschriften fur die
Grindung oder Kapitalerhéhung einer Gesellschaft ver-
wendet werden soll,

bbb) alle auf dem Konto gehaltenen Betrage werden gesperrt,
bis das meldende Finanzinstitut eine unabhangige Besta-
tigung Uber die Griindung oder Kapitalerhéhung erhalt,

ccc) das Konto wird nach der Grindung oder Kapitalerhéhung
geschlossen oder in ein Konto auf den Namen der Gesell-
schaft umgewandelt,

ddd) jegliche Rickzahlungen, die sich aus einer gescheiterten
Grindung oder Kapitalerhdhung ergeben, werden ohne
Gebuhren fir Dienstleister und ahnliche Gebuhren aus-
schlie3lich an die Personen geleistet, die die Betrage ein-
gebracht haben, und

eee) das Konto wurde vor nicht mehr als 12 Monaten eingerich-
tet,”.

dd) Nach Buchstabe e wird folgender Buchstabe f eingefugt:

»f) ein Einlagenkonto, das samtliches E-Geld reprasentiert, das zugunsten
eines Kunden gehalten wird, wenn der gleitende durchschnittliche 90-
Tage-Gesamtkontosaldo oder -wert wahrend eines beliebigen Zeitraums
von 90 aufeinanderfolgenden Tagen an keinem Tag im Kalenderjahr o-
der in einem anderen geeigneten Meldezeitraum 10 000 US-Dollar tber-
steigt,”.

ee) Die bisherigen Buchstaben f und g werden die Buchstaben g und h.

Die bisherige Nummer 35 wird Nummer 40.
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p) Die bisherige Nummer 36 wird Nummer 41 und wie folgt gedndert:

aa) In Buchstabe a werden die Woérter ,eine Kapitalgesellschaft, deren Aktien®
durch die Woérter ,ein Rechtstrager, dessen Anteile” ersetzt.

bb) Buchstabe b wird wie folgt gefasst:

,0) ein Rechtstrager, der ein verbundener Rechtstrager eines Rechtstragers
nach Buchstabe a ist,”.

g) Die bisherigen Nummern 37 bis 43 werden die Nummern 42 bis 48.
8. In § 25 Absatz 1 Satz 1 wird die Zahl ,37“ durch die Zahl ,42“ ersetzt.
9. § 27 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 wird folgender Satz angeflgt:
LInformationen gemaf § 8 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 6a Gber
die Funktion oder die Funktionen, aufgrund derer jede meldepflichtige Person eine
beherrschende Person oder ein Anteilseigner des Rechtstragers ist, mussen ab-
weichend von Satz 1 fur jedes meldepflichtige Konto, das zum 31. Dezember 2025
von einem meldenden Finanzinstitut gefuhrt wird, in Bezug auf Meldezeitraume,
die spatestens am 31. Dezember 2027 enden, nur dann gemeldet werden, wenn
diese Angaben in den elektronisch durchsuchbaren Daten des meldenden Finan-
zinstituts verfugbar sind.”
b) Absatz 3 wird folgender Satz 2 angeflgt:
»8 28 Absatz 1 Nummer 11 in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom ...
(BGBI. ... I Nr. ...) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegen-
den Anderungsgesetzes] gilt ab dem 1. Januar 2026.°
10. § 28 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa) Nach Nummer 10 wird die folgende Nummer 11 eingefugt:
,11. entgegen § 13 Absatz 2a Satz 4 oder § 16 Absatz 2a Satz 4 die Verfah-
ren zur Erfullung der Sorgfaltspflichten nicht, nicht richtig, nicht vollstan-
dig oder nicht rechtzeitig anwendet,”.

bb) Die bisherigen Nummern 11 bis 13 werden die Nummern 12 bis 14.

b) In Absatz 1a wird die Angabe ,6 bis 13" durch die Angabe ,6 bis 14 ersetzt.

Artikel 4

Anderung der Abgabenordnung

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002
(BGBI. | S. 3866; 2003 | S. 61), die zuletzt durch Artikel 8a des Gesetzes vom 19. Juli 2024
(BGBI. 2024 | Nr. 245) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:
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In § 138f Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b werden nach den Wértern ,Gestal-
tung des Nutzers® die Worter ,sowie aller sonstigen Informationen, die den zustandigen
Behdrden bei der Beurteilung eines Steuerrisikos helfen kdnnten“ eingeflgt.

In § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b werden nach den Woértern ,Gestal-
tung des Nutzers der innerstaatlichen Steuergestaltung® die Woérter ,sowie aller sons-
tigen Informationen, die den zustadndigen Behdrden bei der Beurteilung eines Steuerri-
sikos helfen kénnten* eingefligt.

In § 379 Absatz 2 Nummer 1e wird nach den Wértern ,grenzuberschreitende Steuer-
gestaltung nicht” die Worter ,,, nicht richtig” eingefugt.

Artikel 5

Anderung des Plattformen-Steuertransparenzgesetzes

Das Plattformen-Steuertransparenzgesetz vom 20. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2730),

wird wie folgt geandert:

1.

In § 6 Absatz 9 werden die Worter ,direkten Bestatigung® durch das Wort ,Feststellung*
ersetzt und wird vor dem Wort ,bereitstellt* das Wort ,unentgeltlich“ eingefugt.

Dem § 9 Absatz 3 wird folgender Satz angefugt:
.Inden Fallen des § 14 Absatz 2 Nummer 12 ist es nicht erforderlich, dem Mitgliedstaat
der Ausstellung der Kennung des ldentifizierungsdienstes die in § 14 Absatz 2 Num-
mer 2 bis 5 und Absatz 3 Nummer 2 bis 6 genannten Informationen zu Gbermitteln.”
In § 12 Absatz 5 werden die Worter ,ersucht die Europaische Kommission,“ durch das
Wort ,I6scht” und die Angabe ,5“ durch die Angabe ,6“ ersetzt und werden die Worter
»ZU l6schen® gestrichen.
§ 14 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geadndert:

aa) In Nummer 11 wird der Punkt durch ein Semikolon ersetzt.

bb) Folgende Nummer 12 wird angeflgt:

,12. die Kennung des Identifizierungsdienstes und den Mitgliedstaat der Aus-
stellung, sofern sich der meldende Plattformbetreiber auf eine direkte Be-
statigung der Identitat und der steuerlichen Ansassigkeit des Anbieters
durch einen von einem Mitgliedstaat oder der Union bereitgestellten
Identifizierungsdienst stitzt, um die Identitat und die steuerliche Ansas-
sigkeit des Anbieters zu ermitteln.”

b) In Absatz 3 Nummer 7 wird die Angabe ,11“ durch die Angabe ,12" ersetzt.
§ 17 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 5 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5.
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6. Dem § 29 wird folgender Satz angefugt:

»8 14 Absatz 2 Nummer 12 ist erstmals fir Meldezeitrdume anzuwenden, die am oder
nach dem 1. Januar 2026 beginnen.*

Artikel 6

Anderung des Finanzverwaltungsgesetzes

§ 5 Absatz 1 Satz 1 des Finanzverwaltungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 4. April 2006 (BGBI. | S. 846, 1202), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 19. Juni 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 205) geandert worden ist, wird wie folgt geadndert:

1. Nach der Nummer 5i wird folgende Nummer 5j eingeflgt:
,5j. die Entgegennahme, die Weiterleitung und die Ubermittiung von Informationen
nach § 10 Absatz 1 bis 3 und die Durchfuhrung der Verfahren gemaf den §§ 11
und 23 des Kryptowerte-Steuertransparenzgesetzes;*.

2. Die bisherige Nummer 5j wird Nummer 5k und die Angabe ,5c¢ bis 5i* wird durch die
Angabe ,5c bis 5 ersetzt.

Artikel 7

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. Januar 2026 in Kraft.

(2) Artikel 2 Nummer 6 Buchstabe b und Artikel 4 Nummer 3 treten am Tag nach der
Verkindung in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Ziel dieses Referentenentwurfs ist in erster Linie die Umsetzung der als DAC 8 bezeichne-
ten Richtlinie (EU) 2023/2226 des Rates vom 17. Oktober 2023 zur Anderung der Richtlinie
2011/16/EU Uber die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehdrden im Bereich der Besteue-
rung (ABI. L 38 vom 24.10.2023, S. 1) (Amtshilferichtlinie). Mit dieser siebten Anderung der
Amitshilferichtlinie wurden die rechtlichen Grundlagen, die der zwischenstaatlichen Zusam-
menarbeit der Steuerbehoérden der Mitgliedstaaten der Europaischen Union (EU-Mitglied-
staaten) im Bereich der direkten Steuern zugrunde liegen, weiterentwickelt. Die Anpassun-
gen verfolgen den Zweck, die Kooperation der Behérden zu intensiveren und ihre Effizienz
zu steigern. Dies ist notwendig, um die gesetzmallige Besteuerung von grenziiberschrei-
tenden Sachverhalten sicherzustellen und Steuerflucht, Steuervermeidung und Steuerhin-
terziehung wirksam zu bekampfen. Die Ertlchtigung der Amtshilfe leistet damit einen wich-
tigen Beitrag zu einer sozialen und gerechten Besteuerung und verhindert die Erosion des
Steueraufkommens.

Ausgangspunkt der mit DAC 8 vorgenommenen Anderungen war die Priifung des Europa-
ischen Rechnungshofes im Jahr 2021. Der Europaische Rechnungshof gelangte in seinem
Bericht? zu dem Schluss, dass das System zwar in geeigneter Weise eingerichtet wurde,
dass aber im Hinblick auf die Uberwachung, die Sicherstellung der Datenqualitat und die
Nutzung der erhaltenen Informationen noch Handlungsbedarf besteht. Im Bericht des Eu-
ropaischen Rechnungshofs und in der EntschlieRung des Européischen Parlaments® wurde
auch auf einige Unzulanglichkeiten und auf Verbesserungsbedarf in mehreren Bereichen
der Richtlinie hingewiesen, die samtliche Formen des Informationsaustauschs und der Ver-
waltungszusammenarbeit betreffen. Insbesondere das Fehlen spezifischer Bestimmungen
zu Kryptowahrungen und E-Geld sowie zu grenziberschreitenden Steuervorbescheiden fur
vermobgende Personen in den bereits etablierten Informationsaustauschverfahren und die
mangelnde Klarheit der MalRnahmen zur Einhaltung der Vorschriften wurde angemahnt.

In seinem Bericht stellt der Europaische Rechnungshof fest, dass Kryptowahrungen nicht
von dem zwischenstaatlichen Informationsaustausch umfasst sind. Wenn ein Steuerpflich-
tiger Geld in elektronischen Kryptowahrungen halt, ist der Anbieter von Krypto-Dienstleis-
tungen auch nicht verpflichtet, entsprechende Betrage oder erzielte Gewinne den Steuer-
behérden zu melden.

Die meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen stellen den Nutzern ihre Dienstleis-
tungen fur Transaktionen mit Kryptowerten zur Verfigung. Die Besteuerung der daraus re-
sultierenden Einkunfte stellt fir die Finanzbehdrden allerdings eine Herausforderung dar.
Es ist nicht ausgeschlossen, dass die erzielten Einklnfte gegeniiber den Finanzbehdrden
nicht oder nur unvollstandig erklart werden. Zugleich ist es fur die Finanzbehdrden schwie-
rig, die Angaben zu verifizieren und unbekannte Steuerfalle zu ermitteln. Von den Anbietern
von Krypto-Dienstleistungen kdénnen erforderliche Auskunfte zwar grundsatzlich erlangt

2 Sonderbericht Nr. 03/2021: Austausch von Steuerinformationen in der EU: solide Grundlage, bei der
Umsetzung hapert es jedoch.
3 Europaisches Parlament. (2021). EntschlieRung des Europaischen Parlaments vom 16. September

2021 zur Umsetzung der EU-Anforderungen fir den Austausch von Steuerinformationen: Fortschritte,
Erkenntnisse und zu Uberwindende Hindernisse, zitiert nach: https://www.europarl.eu-
ropa.eu/doceo/document/TA-9-2021-0392 DE.pdf.




https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2021-0392_DE.pdf

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2021-0392_DE.pdf
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werden. Dies ist jedoch in der Regel sehr aufwendig, insbesondere dann, wenn diese im
Ausland ansassig sind.

1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Der Gesetzesentwurf setzt die DAC 8 um. Soweit die Schaffung steuerlicher Transparenz
in Bezug auf digitale Finanzprodukte betroffen ist, wird auf Vorarbeiten auf Ebene der Or-
ganisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) zurlckgegriffen.
Hierbei handelt es sich um die Mustervorschriften fir Meldungen durch Anbieter von Krypto-
Dienstleistungen nach dem Melderahmen fir Kryptowerte (Crypto-Asset Reporting Frame-
work — CARF) sowie die Anderungen des gemeinsamen Meldestandards (Common Repor-
ting Standard — CRS) im Hinblick auf Finanzkonten. Diese Regelwerke sind unter Beteili-
gung der Wirtschaft und von Steuerverwaltungen aus allen Teilen der Welt als Reaktion auf
die Verbreitung moderner Zahlungs- und Investmentmethoden, insbesondere der wachsen-
den Bedeutung von Kryptowerten, entwickelt worden.

In der Hauptsache wird mit dem Gesetzentwurf eine Verpflichtung fir sog. meldende An-
bieter von Krypto-Dienstleistungen geschaffen, an das Bundeszentralamt fir Steuern
(BZSt) in systematischer Weise jahrlich spezifische Informationen zu melden, die eine Iden-
tifizierung der Nutzer und die Quantifizierung der von diesen durchgeflhrten Transaktionen
ermoglichen. Um sicherzustellen, dass die zu meldenden Informationen verfugbar und von
hinreichender Qualitat sind, werden die Anbieter von Krypto-Dienstleistungen verpflichtet,
sie unter Beachtung bestimmter Sorgfaltspflichten bei den Nutzern zu erheben. Zu den mel-
depflichtigen Nutzern zahlen Personen und Unternehmen, die im Inland ansassig bezie-
hungsweise steuerpflichtig sind, wie auch solche, die in anderen EU-Mitgliedstaaten sowie
in Drittstaaten, mit denen Deutschland eine qualifizierende Vereinbarung geschlossen hat,
der Besteuerung unterliegen. Damit die anderen Staaten die flir sie relevanten Informatio-
nen erhalten, sieht der Gesetzentwurf einen automatischen Informationsaustausch vor, den
das BZSt mit den jeweiligen zustandigen Behorden auf Grundlage der Amtshilferichtlinie
bzw. einer qualifizierenden Vereinbarung durchfiihren soll. Der automatische Informations-
austausch stellt auch sicher, dass das BZSt im Gegenzug Informationen zu Nutzern erhalt,
die im Inland steuerpflichtig sind und zu denen Informationen von meldenden Anbietern von
Krypto-Dienstleistungen an auslandische Steuerbehérden gemeldet worden sind. Damit die
zustandigen Landesfinanzbehdrden diese Informationen im Rahmen des Besteuerungsver-
fahrens berucksichtigen kdnnen, regelt der Gesetzentwurf zudem die entsprechende inner-
staatliche Weiterleitung der erhaltenen Informationen durch das BZSt an die Landesfinanz-
behdrden.

Zur Komplementierung dieser neuen Meldepflichten werden die bereits bestehenden Sorg-
falts- und Meldepflichten inlandischer meldender Finanzinstitute nach dem Gesetz zum au-
tomatischen Austausch von Informationen tUber Finanzkonten in Steuersachen (Finanzkon-
ten-Informationsaustauschgesetz) gesetzlich konkretisiert und erweitert, um mit E-Geld sol-
che digitalen Finanzprodukte einzubeziehen, die nicht unter die Meldevorschriften fir Kryp-
towerte fallen.

Der Gesetzentwurf beinhaltet daneben Regelungen zur Ausweitung des automatischen In-
formationsaustausches zwischen den EU-Mitgliedstaaten zu bestimmten Kategorien von
EinkUnften und Vermdgen um Informationen zu Dividenden von Unternehmen, deren An-
teile nicht in einem Bankdepot verwahrt werden. Zusatzlich wird der Austausch grenzuber-
schreitender Vorbescheide um bestimmte steuerliche Vorbescheide erweitert, die natrli-
che Personen betreffen. Dartiber hinaus werden Vorkehrungen getroffen, um die Erhebung
auslandischer steuerlicher Identifikationsnummern zu gewahrleisten, damit diese den mit
anderen EU-Mitgliedstaaten auszutauschenden Informationen beigestellt werden kdnnen.
So wird eine bessere Nutzbarkeit der ausgetauschten Informationen durch einfachere Zu-
ordnung zu der jeweiligen steuerpflichtigen Person ermdglicht.
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Mit diesem Gesetz werden keine Besteuerungstatbestande erweitert oder neu eingefihrt.
Die MalRnahmen dienen lediglich der Sicherstellung der effektiven Anwendung bestehen-
den materiellen Steuerrechts, insbesondere in Bezug auf digitale Finanzprodukte.

1l. Alternativen

Keine. Die DAC 8 ist bis zum 31. Dezember 2025 in nationales Recht umzusetzen.

IV. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich fiir die Schaffung des Gesetzes Uber
die Meldepflicht und den automatischen Austausch von Informationen meldender Anbieter
von Krypto-Dienstleistungen (Artikel 1) sowie die Anderungen des EU-Amtshilfegesetzes
(Artikel 2), des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes (Artikel 3), der Abgabenord-
nung (Artikel 4) und des Plattformen-Steuertransparenzgesetzes (Artikel 5) aus Artikel 108
Absatz 5 des Grundgesetzes (GG).

Die Gesetzgebungskompetenz fir die Schaffung neuer BuRgeldvorschriften (Artikel 1 § 23
des Gesetzes Uber die Meldepflicht und den automatischen Austausch von Informationen
meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen sowie Artikel 2 Nummer 9) folgt aus
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 (Strafrecht) des GG.

Fir die Anderung des Finanzverwaltungsgesetzes (Artikel 6) folgt die Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes aus Artikel 108 Absatz 4 Satz 1 GG. Der Vollzug der Steuerge-
setze wird erheblich erleichtert.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und volkerrechtlichen
Vertragen

Der Entwurf ist mit dem Recht der Européischen Union und dem Voélkerrecht vereinbar.

Das beabsichtigte Gesetz dient der Umsetzung der DAC 8. Sowohl die Melde- als auch die
Sorgfaltspflichten, die der Gesetzentwurf fur Anbieter von Krypto-Dienstleistungen vorsieht,
sind standardisiert und werden in entsprechender Weise auch in anderen EU-Mitgliedstaa-
ten sowie auf der Grundlage des in Drittstaaten umgesetzten MCAA CARF zur Anwendung
kommen. Durch die Vermeidung divergierender Anforderungen in den teilnehmenden Staa-
ten werden Umgehungsmaglichkeiten verhindert, Aufwande fir die betroffenen meldenden
Anbieter von Krypto-Dienstleistungen und die beteiligten Steuerverwaltungen aufgrund
fragmentierter Berichtsanforderungen minimiert und einheitliche Wettbewerbsbedingungen
etabliert, die zur Verwirklichung des Binnenmarktes erforderlich sind.

Die nach dem Gesetzentwurf vorgesehene Verarbeitung personenbezogener Daten steht
in Einklang mit der Verordnung (EU) 2016/679 vom 27. April 2016 zum Schutz naturlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und
zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (Abl. L 119 vom
4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72). Die Erhebung und weitergehende Verarbei-
tung personenbezogener Daten beteiligter Personen ist durch die DAC 8 vorgeschrieben
und stellt eine MaRnahme dar, die geeignet, erforderlich und verhaltnismafig ist, um den
zustandigen Finanzbehdrden des In- und Auslands die Durchfiihrung des Besteuerungs-
verfahrens zu ermdglichen.
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VI. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Aus der zunehmenden Nutzung alternativer Zahlungsmittel und Anlageformen ergeben sich
neue Risiken der Steuerhinterziehung, die Steuerbehérden vor Herausforderungen stellen.
Es erwies sich als schwierig, Steuertatbestande zu ermitteln, die bei Investitionen in Krypto-
werte auftreten. Die meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen sind am besten in
der Lage, die erforderlichen Informationen Uber ihre Nutzer zu erheben und zu Gberprifen.
Um der Situation vorzubeugen, dass die EU-Mitgliedstaaten jeweils eigenstandig uneinheit-
liche und einseitige MaRnahmen oder Meldepflichten einflhren, soll ein einheitliches Re-
gelwerk mit einem klar definierten und wirksamen Meldeverfahren etabliert werden, dessen
Beachtung in inhaltlicher und technischer Hinsicht fir die betroffene, oft grenziiberschrei-
tend agierende Wirtschaft einfacher ist, so dass der Verwaltungsaufwand fir die Branche
so gering wie moglich gehalten werden kann.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung, indem
er das Steueraufkommen des Gesamtstaates sichert und den Indikatorenbereich 8.2
(Staatsverschuldung — Staatsfinanzen konsolidieren, Generationengerechtigkeit schaffen)
unterstitzt. Eine Nachhaltigkeitsrelevanz bezuglich anderer Indikatoren ist nicht gegeben.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Das Gesetz dient der Sicherung des Steueraufkommens.

Kapitel HH-Jahr 2025 2026 2027 2028
Titel in TE€

0815 Tit. 422 01 213 562 743 788
Tit. 511 01 72 187 244 259
Tit. 812 01 36 93 122 129
Tit. 532 01 8.250 8.750 9.250 8.750

Summe 8.571 9.592 10.359 9.926

0816 Tit. 422 01 839 1.679 1.679 1.679
Tit. 511 01 799 1.817 1.817 1.817
Tit. 812 01 129 259 259 259
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Tit. 532 01 3.240 3.240 3.000 3.000
Tit. 812 02 2.700 3.900 0 0
Summe 7.707 10.895 6.755 6.755
0811 Tit. 634 03 305 648 698 711
Summe Epl. 08 / 16.583 21.135 17.812 17.392
HH-Jahr
anteiliger Umstel- 14.730 17.190
lungsaufwand
anteiliger laufender 1.853 3.945 17.812 17.392
Aufwand
Gesamtsumme Epl. 72.922
08

Planstellen und Stellen

HH-Jahr Stellen | 2025 2026 2027 2028
Kapitel Laufbahngruppe
0815 hoherer Dienst
gehobener Dienst | A13g 1 1 1 1
A12 2 5 6 6
A11 1 1 1 1
mittlerer Dienst A8 1 1 1 1
einfacher Dienst
0816 héherer Dienst A14 3 3 3 3
gehobener Dienst | A13g +z 2 2 2 2
A 13g 1 1 1 1
A12 8 8 8 8
A11 4 4 4 4
mittlerer Dienst
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einfacher Dienst

Etwaiger Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmafig im Ein-
zelplan 08 ausgeglichen werden.

4. Erfullungsaufwand

4.1 Erfullungsaufwand der Biirgerinnen und Bilirger

Veranderung des jahr-

lichen Aufwands Einmaliger Aufwand

Vor- |Paragraph; Jahrlicher Jahrliche | Einmali-
gabe |Bezeichnung der Vorgabe . Sachkos- |ger Zeit- | Einmalige
Zeitauf- .
wand  (in ten  (in gufwand Sachkosten
Tsd. (in Stun-| (in Tsd. Euro)
Stunden)
Euro) den)

§ 13Abs. 1i.V.m. § 15Abs. 1
KStTG; Selbstauskunft als
meldepflichtiger Nutzer (nattr-
liche Person); (a*)

411 12.313 0 234534 |0

§ 13 Abs. 2 KStTG; Nachfor-
derung nach einer korrekten
Selbstauskunft nachkommen
(naturliche Person); (b*)

41.2 59.806 0 0 0

Summe

(in Stunden bzw. Tsd. Euro) v L At L

Anzahl der Vorgaben 2

Im Folgenden wird die Schatzung des Erfullungsaufwands der Blrgerinnen und Burger fur
die einzelnen Vorgaben dargestellt.

Vorgabe 4.1.1: Selbstauskunft als meldepflichtiger Nutzer (natiirliche Person);
§ 13 Absatz 1 in Verbindung mit § 15 Absatz 1 KStTG

Naturliche Personen, die Kryptowerte halten, missen Uber ihre steuerliche Ansassigkeit
Auskunft geben. Es entsteht ein einmaliger Erfullungsaufwand von 234 534 Stunden sowie
jahrlicher Aufwand von 12 313 Stunden.

Vorgabe 4.1.2: Nachforderung nach einer korrekten Selbstauskunft nachkommen
(natiirliche Person) § 13 Absatz 2 KStTG

Nach einer Anderung der steuerlichen Anséssigkeit wird eine neue Selbstauskunft bendtigt.
Es entsteht jahrlicher Aufwand von 59 806 Stunden.
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4.2 Erfilllungsaufwand der Wirtschaft
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Paragraoh:  Bezeichnun Jahrlicher Er-| Einmaliger Kategorie des
Vor- grapn, ) 9 fallungsauf- Erfillungsauf- |einmaligen Er-
der Vorgabe; Art der Vor- . ; .
gabe wand (in Tsd.|wand (in Tsd.|fullungsauf-
gabe
Euro) Euro) wands
§11 Abs.2 i. V. m. §10
Abs. 6 KStTG;
4.2.1|Antrag auf Registrierung|0,011 0,22 iin{rﬂig?”";]ffr'
von meldenden Anbietern ationspriic
von Krypto-Dienstleistun-
gen; Informationspflicht
§ 13 Abs. 1 & § 14 Abs. 1
KStTG;
4.2.2| Anforderung einer Selbst-|0 6.404 i‘ggﬂf%m’r
auskunft des meldepflichti- lonsprl
gen Nutzers; Informations-
pflicht
§ 13 Abs. 1 & § 14 Abs. 1
KStTG;
4.2.3| Uberpriffung der Selbst-|225 2243 i‘g&ﬂfihm’r
auskunft des meldepflichti- P
gen Nutzers; Informations-
pflicht; (a*)
§13 Abs.2 i. V. m §14
Abs. 1 S.1 KStTG;
Einmalige Infor-
424 Nachforderung einer kor- 32 640 mationspflicht
rekten Selbstauskunft; In-
formationspflicht
§ 14 Abs. 1S.1i.V.m.§ 13
Abs. 1 & 2 und § 15 Abs. 2
425 KSHTG; 0.340 6.754 Einmalige Infor-
Selbstauskunft als melde- mationspflicht
pflichtiger Nutzer; Informa-
tionspflicht; (a*)
§18 Abs.1i. V. m. §19
KStTG;
426 Meldung an Bundeszent- 13,2 0
ralamt fur Steuern; Infor-
mationspflicht
Summe (in Tsd. Euro) 270 9.295
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4.3 Erfillungsaufwand der Verwaltung

Bundesebene

(in Tsd. Euro) 2
Summe_, 1:1 Umsetzung von EU 0
Recht (in Tsd. Euro)

Anzahl der Vorgaben 6
davon Informationspflichten 6
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Zur Umsetzung der DAC 8 entsteht auf Bundesebene ein Gesamt-Erflllungsaufwand in
Hoéhe von ca. 74.112.000 Euro in den Jahren 2025 bis 2028. Der einmalige Umstellungs-
aufwand belauft sich dabei auf ca. 31.920.000 Euro und der laufende Aufwand auf ca.
42.192.000 Euro.

4.3.1 Jahrlicher Aufwand

KStTG

Jahrli-
Lohn- Zeit- | Jahrli- | Jahrli- | cher
auf- cher che | Erfiil-
. Ver- Per- satz
Bezeich- Voll- wand | Perso- | Sach- | lungs-
Para- wal- | Fall- | so- pro
nung der zugs- pro | nalauf- | kos- auf-
graph tungs- | zahl | nen- Stunde . .
Vorgabe ebene . Fallin | wand |ten (in| wand
ebene tage (in Mi . .
Euro) inu- | (in Tsd. | Tsd. (in
ten Euro) | Euro) | Tsd.
Ifd. Nr. Euro)
Neuent-
wicklung, 600 hD 70,50 338 1.102 | 1.440
§10 Pflege
Abs. 1| und Wei-
-3 terent- 3800 | gD | 46,50 1.414 | 6.975 | 8.389
KStT | wicklung
Gund | deslIT-
§ 11 Verfah-
4.3.1.1 KStT | rens zur Bund
G;§5| Umset-
Abs. 1| zung des
S.1 | Informati- 200 mD 33,80 54 367 421
Nr. 5j | onsaus-
FVG | tauschs
CARF
(inkl. QS)
Prifung
der Ein-
haltung
§10 der
Abs. 7| Melde- 6400,0
4.3.1.2 KStT | und Sorg- Bund 45 | 600 gD 46,50 0 223 223
G faltspflich-
ten nach
dem
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Prufung
§23 von Or-
KStT | dungswid-
G; § 5| rigkeiten- 2400.0
4.3.1.3 |Abs. 1| verfahren | Bund | 40 | 200 | gD 46,50 0 74 74
S.1 wegen
Nr. 5j | Verstoflen
FVG gegen
KStTG
4.3.2 Einmaliger Aufwand
Einma-
Para- Bezeichnung der | Verwaltungs- —q—:('o:tzﬁc:: Einmaliger _Erfiillungs-
Ifd graph Vorgabe ebene —(_Tsd aufwand (in Tsd. Euro)
E Euro)
§10
Abs. 1'_3 Neuentwicklung des
KStTG;
§5 IT-Verfahrens  zur
4321 Abs. 1 Umsetzung des In-|Bund 27.920 27.920
S 1' formationsaus-
T tauschs CARF
Nr. 5j
FVG
§2 Nr. 1,
2 und 6a
FKAustG;
§8
Abs. 1
S. 1 Anpassung des IT-1g 1.000 1.000
Verfahrens CRS
Nr.1, 2
und 6a
FKAustG;
§19
4.3.2.2 | FKAustG
§21
Abs. 1a | Anpassung des IT-
S.3 EU-|Verfahrens EARL |BUnd 3.000 3.000
4.3.2.3 | AHIG (inkl. Intl-LFB)

Die Aufbereitung und Weiterleitung der beim BZSt eingehenden Meldungen sowie entge-
gengenommenen Informationen aus dem automatischen Informationsaustausch muss
durch das BZSt im Rahmen von Fachverfahren durchgefuhrt werden. Fir die neuen Mel-
depflichten nach dem Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz und den zugehdrigen automa-
tischen zwischenstaatlichen Informationsaustausch ist die Einrichtung eines neuen IT-Ver-
fahrens sowie in der Folge dessen kontinuierliche Pflege und Weiterentwicklung erforder-
lich. Darliber hinaus sind bereits bestehende IT-Verfahren (CRS, EARL, Tax Rulings) an-
zupassen. Um die Ubersendung der Informationen zu Kryptowert-Transaktionen an die
Lander zu gewahrleisten, wird das neue Verfahren voraussichtlich an die fur diese Zwecke
anzupassende Plattformkomponente PlatTIine angebunden und muss dauerhaft betreut
werden. Hierflr ist es erforderlich, dass die technische Entwicklung des Verfahrens von
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Beginn an die spatere Weiterleitung der Daten mitbertcksichtigt und die erforderlichen tech-
nischen Strukturen geschaffen werden.

Die Einrichtung eines neuen IT-Verfahrens ist erforderlich. Der Wirkbetrieb startet ab 2027,
da in diesem Jahr erstmalig (zusatzliche) Informationen auf Grundlage dieses Gesetzes
von Meldeverpflichteten an das BZSt zu melden sowie durch das BZSt aus dem Ausland
entgegenzunehmen sind. Die Entwicklungsphase (Umstellungsaufwand) mit Beratung,
Konzeption und Umsetzung umfasst die Jahre 2025 und 2026. Ab Mitte 2027 geht das
Verfahren voraussichtlich in die Pflege und Wartung (laufender Aufwand) tber. Der fir die
Wartung, Pflege (Weiterentwicklung) und den Betrieb notwendige Personalbedarf wurde in
Anlehnung an bereits bestehende vergleichbare Fachverfahren des BZSt ermittelt.

Landesebene

In den Landern entsteht automationstechnischer Umstellungsaufwand. Die Hohe des Auf-
wands ist von hier aus nicht quantifizierbar/bezifferbar.

5. Weitere Kosten

Der Gesetzentwurf fihrt insgesamt dartber hinaus nicht zu zusatzlichen Kosten fir die
Wirtschaft, einschlie8lich der mittelstandischen Unternehmen. Be- und Entlastungen fir
einzelne Sektoren der Volkswirtschaft durch die vorgesehenen Malknahmen sind nicht be-
kannt. Es wird davon ausgegangen, dass weder in Einzelféllen noch allgemein volkswirt-
schaftliche Effekte ausgeldst werden, die sich in Einzelpreisen, dem allgemeinen Preisni-
veau oder dem Verbraucherpreisniveau niederschlagen kénnen. Belastungen fir mittel-
standische Unternehmen werden ebenfalls nicht erwartet.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Unter Berucksichtigung der unterschiedlichen Lebenssituation von Frauen und Mannern
sind keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen gemaR § 2 der
Gemeinsamen Geschaftsordnung der Bundesministerien zuwiderlaufen.

Die MaRnahme hat keine Auswirkungen auf den demografischen Wandel.

Die MalRnahme hat keine besonderen Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen.

VII. Befristung; Evaluierung

Eine Befristung der Regelungen ist aufgrund der europarechtlichen Umsetzungsgebots
nicht maoglich.

Eine Evaluierung ist nicht vorgesehen, da es sich um die 1:1-Umsetzung der DAC 8 han-
delt. Nach Artikel 27 Absatz 1 der Amtshilferichtlinie legt die Kommission dem Europai-
schen Parlament und dem Rat alle funf Jahre nach dem 1. Januar 2013 einen Bericht Uber
die Anwendung dieser Richtlinie vor.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Gesetz uiber die Meldepflicht und den automatischen Austausch von
Informationen meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen in Steuersachen)

Artikel 1 sieht die Schaffung eines neuen Stammgesetzes ,Gesetz Uber die Meldepflicht
und den automatischen Austausch von Informationen meldender Anbieter von Krypto-
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Dienstleistungen in Steuersachen® (Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz — KStTG) vor,
das der Umsetzung des Artikels 8ad sowie des Anhangs VI der Richtlinie 2011/16/EU des
Rates Uber die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehérden im Bereich der Besteuerung
(Amtshilferichtlinie) in der durch die Richtlinie (EU) 2023/2226 des Rates (DAC 8) geander-
ten Fassung und des Melderahmens fir Kryptowerte (sog. Crypto-Asset-Reporting-Frame-
work — CARF) dient. Das Stammgesetz gliedert sich in sieben Abschnitte. Es umfasst ne-
ben allgemeinen Vorschriften, die den Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen und
Verfahrensvorschriften beinhalten (Abschnitt 1, §§ 1 bis 11), Regelungen zur Erfullung der
Sorgfaltspflichten von meldenden Anbietern von Krypto-Dienstleistungen (Abschnitt 2,
§§ 12 bis 17), Regelungen Uber die auf dieser Grundlage bestehenden Meldepflichten (Ab-
schnitt 3, §§ 18 bis 20), Bestimmungen (ber sonstige von den meldenden Anbietern von
Krypto-Dienstleistungen zu beachtende Pflichten (Abschnitt 4, §§ 21 und 22), BulRgeldvor-
schriften, die der Durchsetzung des Pflichtenkanons dienen (Abschnitt 5, § 23), weitere
MafRnahmen, die vor allem der Koordinierung der Durchsetzung der geregelten Pflichten
innerhalb der Europaischen Union und mit der Europdischen Kommission dienen (Ab-
schnitt 6, § 24), sowie Rechtsweg- und Anwendungsbestimmungen (Abschnitt 7,
§§ 25 und 26).

Aufgrund der Regelungsfllle und Abgeschlossenheit der Regelungsmaterie liegt es im In-
teresse des Rechtsanwenders, die Vorschriften in einem eigenstandigen Gesetz zu grup-
pieren. Da die Melde- und Sorgfaltspflichten gleichermalen die Durchfiihrung des automa-
tischen Informationsaustauschs mit dem Ausland wie die Durchfiihrung des innerstaatli-
chen Besteuerungsverfahrens ermdéglichen sollen, ist eine Regelung aul3erhalb des EU-
Amtshilfegesetzes zweckmalig und unter rechtssystematischen Gesichtspunkten unbe-
denklich. Die Regelung in einem Stammgesetz bietet daneben die Moglichkeit, die Melde-
pflichten und den automatischen Informationsaustausch bei Bedarf zu einem spateren Zeit-
punkt auf Drittstaaten auszudehnen, wie dies insbesondere der Melderahmen fiir Krypto-
werte erlaubt.

Zu Abschnitt 1 (Allgemeine Vorschriften)
Zu Unterabschnitt 1 (Anwendungsbereich)
Zu § 1 (Anwendungsbereich)

Zu Absatz 1

Die Vorschrift stellt den Inhalt und den Grund dieses Gesetzes dar, der darin besteht, den
Umfang und die Voraussetzungen des verpflichtenden automatischen Austausches der von
meldenden Anbietern von Krypto-Dienstleistungen gemeldeten Informationen im inner-
staatlichen Recht zu regeln. Absatz 1 bezieht sich auf den Austausch auf der Grundlage
des Artikel 8ad in Verbindung mit Anhang VI der Amtshilferichtlinie innerhalb der Europai-
schen Union

Zu Absatz 2

Absatz 2 bezieht sich auf den Austausch der erforderlichen Informationen mit Drittstaaten,
die Vertragsparteien der von der Bundesrepublik Deutschland [Ort der Unterzeichnung] un-
terzeichneten Mehrseitigen Vereinbarung vom [Tag der Unterzeichnung] zwischen den zu-
standigen Behorden Uber den automatischen Austausch von Informationen meldender An-
bieter von Krypto-Dienstleistungen sind und diese in ihr nationales Recht verpflichtend auf-
genommen haben, sowie Vertragsparteien des Ubereinkommens (ber die gegenseitige
Amtshilfe in Steuersachen (BGBI. 2015 Il S. 966, 967), die gewahrleisten, dass sie die Vo-
raussetzungen des § 7 Absatz 1, insbesondere Buchstabe f der Mehrseitigen Vereinbarung
vom [Tag der Unterzeichnung] zwischen den zustédndigen Behorden Uber den automati-
schen Austausch von Informationen meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen erful-
len.
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Zu Unterabschnitt 2 (Begriffsbestimmungen)
Zu § 2 (Alilgemeines)

Die Vorschrift bestimmt die Mafigeblichkeit der Begriffsbestimmungen nach Unterabschnitt
2 ausschlieBlich fir die Zwecke des Kryptowerte-Steuertransparenzgesetzes.

Zu § 3 (Meldepflichtiger Kryptowert)
Zu Absatz 1

Absatz 1 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt A, Nummer 1 der Amtshilferichtlinie
um und definiert, was ein Kryptowert ist. Die Vorschrift verweist fir Zwecke der Definition
auf Artikel 3 Absatz 1 Nummer 5 der Verordnung (EU) 2023/1114. Danach handelt es sich
bei einem Kryptowert um eine digitale Darstellung eines Werts oder eines Rechts, der bzw.
das unter Verwendung der Distributed-Ledger-Technologie oder einer ahnlichen Technolo-
gie elektronisch Ubertragen und gespeichert werden kann. Digitale Vermdgenswerte, die
von Zentralbanken in deren Eigenschaft als Wahrungsbehérde ausgegeben werden, ein-
schliel3lich Zentralbankgeld in digitaler Form, oder Kryptowerte, die von anderen Behoérden
einschliellich zentraler, regionaler und lokaler Verwaltungsbehdrden ausgegeben werden,
werden entsprechend Erwagungsgrund 13 der Verordnung (EU) 2023/1114 nicht von dem
Begriff Kryptowert erfasst. Kryptographisch ist eine Technologie dann, wenn sie auf einem
mathematischen und computerbasierten Verfahren zur Ver- und Entschlisselung von Da-
ten beruht, das zur Validierung und Sicherung von Transaktionen auf dezentralisierte oder
nicht unmittelbare Weise verwendet wird.

Zu Absatz 2

Absatz 2 dient der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt A, Nummer 4
der Amtshilferichtlinie und definiert, was ein meldepflichtiger Kryptowert ist. Ein meldepflich-
tiger Kryptowert ist ein Kryptowert, hinsichtlich dessen die meldenden Anbieter von Krypto-
Dienstleistungen Melde- und Sorgfaltspflichten nach dem Kryptowerte-Steuertransparenz-
gesetz erfullen missen.

Der Begriff umfasst alle Kryptowerte, mit Ausnahme von E-Geld sowie solcher Kryptowerte,
fur die der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen hinreichend festgestellt hat,
dass sie nicht fur Zahlungs- oder Investitionszwecke verwendet werden kénnen.

Diese Abgrenzung wird in Zusammenspiel mit dem Finanzkonten-Informationsaustausch-
gesetz (vgl. Anderungen daran durch Artikel 3 dieses Gesetzes) relevant, welches Melde-
und Sorgfaltspflichten flr Finanzinstitute in Bezug auf E-Geld vorsieht, die bereits per Defi-
nition keine Kryptowerte im Sinne dieses Gesetzes darstellen.

Kryptowerte, die nicht zu Zahlungs- oder Investitionszwecken verwendet werden kdnnen,
sind von dem Begriff der meldepflichtigen Kryptowerte ausgenommen, da bei diesen kein
relevantes Risiko besteht, dass sie fur Zwecke der Steuerhinterziehung verwendet werden
kénnen. Eine steuerrechtlich begrindete Meldepflicht entsprechender Kryptowerte ware
deshalb unverhaltnismanig. Um hinreichend zu bestimmen, ob ein Kryptowert nicht zu Zah-
lungs- oder Investitionszwecken verwendet werden kann, kdnnen sich die meldenden An-
bieter von Krypto-Dienstleistungen in einem ersten Schritt auf die Klassifizierung des Kryp-
towertes stutzen. Gilt ein Kryptowert gemafy den FATF-Empfehlungen als virtueller Wert,
weil er zu Zahlungs- oder Investitionszwecken verwendet werden kann, ist er als melde-
pflichtiger Kryptowert zu betrachten. Sofern Kryptowerte dadurch charakterisiert sind, dass
sie in einem begrenzten festen Netzwerk oder Umfeld operieren, Uber das hinaus die Kryp-
towerte nicht auf einem Sekundarmarkt aufRerhalb des geschlossenen Kreislaufs Ubertra-
gen oder getauscht werden kénnen und nicht zu einem Marktkurs innerhalb oder auf3erhalb
des geschlossenen Kreislaufs verkauft oder getauscht werden kénnen, kdnnen solche
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Kryptowerte im Allgemeinen nicht flr Zahlungs- oder Anlagezwecke verwendet werden.
Dies kann beispielsweise auf Lebensmittel-, Buch- und Restaurantgutscheine sowie auf
Flugmeilen oder andere Pramien fir Treueprogramme zutreffen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 definiert E-Geld im Sinne dieses Gesetzes.

Zu § 4 (Meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen)
Zu Absatz 1

Absatz 1 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt B, Nummer 1 der Amtshilferichtlinie
um und definiert, was ein Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ist. Dabei verweist die Vor-
schrift auf die Begriffsbestimmung in Artikel 3 Absatz 1 Nummer 15 der Verordnung (EU)
2023/1114. Danach handelt es sich bei einem Anbieter von Krypto-Dienstleistungen um
jede juristische Person oder jedes andere Unternehmen, deren bzw. dessen berufliche oder
gewerbliche Tatigkeit darin besteht, eine oder mehrere Krypto-Dienstleistungen fir Kunden
zu erbringen, und der bzw. dem es gestattet ist, gemal Artikel 59 der Verordnung (EU)
2023/1114 Krypto-Dienstleistungen zu erbringen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 dient der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt B, Nummer 2
der Amtshilferichtlinie und definiert den Begriff Kryptowert-Betreiber. Durch die Einbezie-
hung von Kryptowert-Betreibern wird der Anwendungsbereich des Kryptowerte-Steuer-
transparenzgesetzes auf jene Personen erweitert, die keine nach den Artikeln 59, 60 und
63 der Verordnung (EU) 2023/1114 in der Europaischen Union zugelassenen Kryptowerte-
Dienstleister sind, aber dennoch Krypto-Dienstleistungen im Sinne dieses Gesetzes (siehe
Absatz 3) erbringen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt B, Nummer 4 der Amtshilferichtlinie
um und definiert den Begriff Krypto-Dienstleistungen als Dienstleistungen im Sinne des Ar-
tikels 3 Nummer 16 der Verordnung (EU) 2023/1114. Darunter fallen beispielsweise der
Betrieb von Handelsplattformen fur Kryptowerte oder der Tausch von Kryptowerten gegen
einen Geldbetrag. Der Unionsrechtsgeber, aber auch der Melderahmen fir Kryptowerte,
gehen fur steuerliche Zwecke Uber die aufsichtsrechtliche Begriffsbestimmung von Krypto-
Dienstleistungen in der Verordnung (EU) 2023/1114 hinaus und umfassen auch Staking
und Lending, ohne diese Begrifflichkeiten naher zu definieren. Entsprechende Begriffsbe-
stimmungen wird das Bundesministerium der Finanzen unter Berlcksichtigung andauern-
der Erdrterungen der teiinehmenden Staaten im Rahmen von Verwaltungsvorschriften ver-
offentlichen.

Zu Absatz 4

In Absatz 4 wird Anhang VI, Abschnitt, IV, Unterabschnitt B, Nummer 3 der Amtshilfericht-
linie umgesetzt. Die Vorschrift definiert sog. meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistun-
gen als Oberbegriff zu Anbietern von Krypto-Dienstleistungen und Kryptowert-Betreibern.

Diese sind meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, wenn sie eine oder mehrere
Dienstleistungen anbieten, die Transaktionen fur oder im Auftrag von meldepflichtigen Kryp-
towert-Nutzern bewirken. Dies ware unter anderem der Fall, wenn der Kryptowert-Betreiber
oder Anbieter von Krypto-Dienstleistungen als Gegenpartei oder als Vermittler von Tausch-
geschaften auftritt oder eine Handelsplattform zur Verfliigung stellt.
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Eine Dienstleistung zur Durchfiihrung von Kryptowert-Transaktionen umfasst in der Regel
Dienstleistungen, durch die der Kunde meldepflichtige Kryptowerte gegen Fiat-Wahrungen
oder umgekehrt erhalt oder meldepflichtige Kryptowerte gegen andere meldepflichtige
Kryptowerte tauschen kann. Natlrliche Personen oder Rechtstrager, die eine Plattform zur
Verfligung stellen, die lediglich eine ,Bulletin-Board-Funktionalitat” fir die Verdffentlichung
von Kauf-, Verkaufs- oder Umtauschpreisen relevanter Kryptowerte enthalt, waren keine
meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, da sie keine Dienstleistung anbieten, die
es den Nutzern ermdglicht, tatsachlich Kryptowert-Transaktionen zu tatigen. Auch die Akti-
vitaten eines Investmentfonds, der in meldepflichtige Kryptowerte investiert, stellen deshalb
keine Dienstleistung zur Durchfiihrung von relevanten Transaktionen dar. Jedoch kann in-
soweit eine Meldepflicht nach dem Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz in Frage
kommen.

Naturliche Personen oder Rechtstrager, die Kryptowert-Transaktionen durchfiihren, sind
nur dann meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, wenn sie solche Aktivitaten flr
oder im Auftrag von Kunden durchfiihren.

Zu Absatz 5

Absatz 5 setzt Anhang VI, Abschnitt | der Amtshilferichtlinie um und bestimmt die Voraus-
setzungen, nach denen ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen den Sorgfalts-
und Meldepflichten im Inland unterliegt. Dabei unterliegen nach Satz 1 Nummer 1 alle An-
bieter von Krypto-Dienstleistungen den Sorgfalts- und Meldepflichten im Inland, bei denen
es sich um Rechtstrager handelt, die in Deutschland gemaf Artikel 63 der Verordnung (EU)
2023/1114 zugelassen wurden oder die nach einer Mitteilung an einen EU-Mitgliedstaat
gemald Artikel 60 der Verordnung (EU) 2023/1114 zur Erbringung von Krypto-Dienstleistun-
gen berechtigt sind.

Unterliegt der Krypto-Dienstleister nicht der MiCAR, unterliegt er in DEU gleichwohl den
Sorgfalts- und Meldepflichten, wenn die in Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 aufgefuhrten Ne-
xus-Kriterien gegeben sind. Satz 1 Nummer 2 enthalt finf Kriterien, die einen Anknupfungs-
punkt zum Inland darstellen und dadurch Sorgfalts- und Meldepflichten nach dem Krypto-
werte-Steuertransparenzgesetz auslosen. Darunter fallen die steuerliche Ansassigkeit
(Buchstabe a), die Grindung oder Organisation des meldenden Kryptowert-Betreibers im
Inland und der daraus folgende Status als Trager von Rechten und Pflichten bzw. als Steu-
ersubjekt (Buchstabe b), die Verwaltung (Buchstabe c¢) und die Ausibung regularer Ge-
schaftstatigkeiten (Buchstabe d) im Inland.

Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a verlangt fur die Pflicht zur Erflllung der Sorgfalts- und Mel-
depflichten die steuerliche Ansassigkeit im Inland, die sich aus den relevanten Vorschriften
zur Bestimmung der unbeschrankten Steuerpflicht des Einkommen- und Kérperschaftsteu-
ergesetzes ergibt. Auf die steuerliche Ansassigkeit im Sinne eines Abkommens zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung kommt es nicht an.

Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b erfasst Situationen, in denen ein meldender Anbieter von
Krypto-Dienstleistungen, bei dem es sich um einen Rechtstrager handelt, im Inland gegrin-
det bzw. errichtet wurde. Dieser Rechtstrager muss jedoch zusatzlich entweder auch Trager
von Rechten und Pflichten im Inland oder in Bezug auf seine Einkunfte zur Einreichung von
Steuererklarungen oder Steuerauskunften bei den Steuerbehdrden verpflichtet sein. Dabei
gilt jede Einreichung von Informationen, die dazu dient, die Steuerbehdrde Uber einen Teil
oder die Gesamtheit der Einklinfte des Rechtstragers zu informieren als steuerlich relevante
Erklarung, auch wenn dieser nicht notwendigerweise eine Steuerpflicht des Rechtstragers
zugrunde liegt.

Satz 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ umfasst Situationen, in denen ein Trust oder ein funktional
ahnliches Rechtsgebilde, der ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ist, von
einem Trustee oder einem funktional ahnlichen Vertreter verwaltet wird, der im Inland
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steuerlich ansassig ist. Dieses Kriterium erfasst den Ort der tatsachlichen Verwaltung sowie
jeden anderen Ort der Verwaltung des Rechtstragers.

Nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d hat der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistun-
gen auch dann im Inland Sorgfalts- und Meldepflichten zu befolgen, wenn es sich um einen
Rechtstrager oder eine natlrliche Person handelt, der oder die eine regulare Geschaftsta-
tigkeit im Inland ausubt.

Nach Satz 2 unterliegen meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen unabhangig von
den Voraussetzungen des Satzes 1 zudem immer dann den Sorgfalts- und Meldepflichten,
wenn sie meldepflichtige Transaktionen Uber eine Zweigniederlassung in Inland abwickeln.
Die Melde- und Sorgfaltspflichten beziehen sich dann jedoch nur auf diejenigen Transakti-
onen, die Uber diese Zweigniederlassung erbracht werden. Dieses Kriterium erfasst sowohl
die Hauptniederlassung als auch andere regulare Orte der Geschéaftstatigkeit.

Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen muss die Informationen grundsatzlich
an jeden Staat melden, flr den er die Kriterien der Satze 1 und 2 erflllt, vorbehaltlich der
Regeln in Absatz 6, die gewahrleisten, dass ein Anbieter von Krypto-Dienstleistungen nicht
doppelt verpflichtet wird.

Zu Absatz 6

Satz 1 fluhrt eine Hierarchie zwischen den Anknupfungspunkten zum Inland gemafR Ab-
satz 5 Satz 1 Nummer 2 ein. Diese Hierarchie stellt sicher, dass die Sorgfalts- und Melde-
pflichten im Inland flir den meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen nicht gelten,
wenn es eine starkere Verbindung zu einem anderen EU-Mitgliedstaat oder einem qualifi-
zierten Drittstaat gibt. So sieht Satz 1 Nummer 1 vor, dass ein Rechtstrager, bei dem es
sich um einen meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen handelt, der auf der Grund-
lage der in Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b bis d, oder eine natlrliche Person, bei
der es sich um einen Anbieter von Krypto-Dienstleistungen handelt, die auf der Grundlage
von Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d einen Ankntpfungspunkt zum Inland aufweist,
die Melde- und Sorgfaltspflichten in den Abschnitten 2 und 3 dieses Gesetzes nicht erflllen
muss, wenn er bzw. sie in einem EU-Mitgliedstaat oder einem qualifizierten Drittstaat steu-
erlich anséassig ist und die Sorgfalts- und Meldepflichten in dem jeweiligen Staat erfullt. Zu-
satzlich sieht Satz 1 Nummer 2 vor, dass ein Rechtstrager, der ein meldender Anbieter von
Krypto-Dienstleistungen ist, nicht verpflichtet ist, die Melde- und Sorgfaltspflichten zu erful-
len, denen er grundsatzlich gemal Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ und d unter-
liegt, sofern er in einem EU-Mitgliedstaat oder einem qualifizierten Drittstaat gegrindet oder
errichtet wurde und dort entweder Trager von Rechten und Pflichten ist oder verpflichtet ist,
Steuererklarungen oder Steuerauskiinfte in Bezug auf seine Einklinfte einzureichen und
die Sorgfalts- und Meldepflichten in diesem Staat erflllt. Satz 1 Nummer 3 sieht schlielich
vor, dass ein Rechtstrager, bei dem es sich um einen meldenden Anbieter von Krypto-
Dienstleistungen handelt, nicht verpflichtet ist, die Melde- und Sorgfaltspflichten zu erfillen,
denen er gemal Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d unterliegt, wenn diese Melde-
und Sorgfaltspflichten von diesem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen in ei-
nem EU-Mitgliedstaat oder einem qualifizierten Drittstaat erfillt werden, weil er von diesem
Staat aus verwaltet wird.

Erfullt der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ein im Sinne des Satzes Absatzes 5
Satz TNummer 2 Buchstabe a bis d vergleichbares Nexus-Kriterium im Inland und einem
oder mehreren anderen Mitgliedstaaten oder qualifizierten Drittstaaten, hat er die Wahl, in
welchem Staat er seinen Sorgfalts- und Meldepflichten nachkommt. Geschieht dies in ei-
nem EU-Mitgliedstaat oder einem qualifizierten Drittstaat hat er gegentiber dem BZSt eine
Meldung in einem festgelegten Format einzureichen, in dem bestatigt wird, dass er die
Sorgfalts- und Meldepflichten in dem betreffenden Mitgliedstaat der EU oder einem qualifi-
zierten Drittstaat erfullt. Eine solche Meldung ist erforderlich, um Doppelmeldungen zu ver-
meiden, denn bei gleichwertigen AnkniUpfungspunkten in mehreren Staaten ware der
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Kryptowert-Betreiber nach DAC 8 und CARF grundsatzlich in all diesen Staaten melde-
pflichtig. Die Vermeidung einer Doppelmeldung liegt daher in der Hand des Kryptowert-
Betreibers, der eine Wahl treffen kann; diese dann aber gegeniber dem Staat, in dem er
nicht melden will, auch anzeigen muss. Somit wird zugleich sichergestellt, dass der Kryp-
towert-Betreiber zumindest in einem Staat, in dem er meldepflichtig ist, seinen Sorgfalts-
und Meldepflichten nachkommt. Unter diesen Voraussetzungen regelt Satz 2, dass ein mel-
dender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen nicht verpflichtet ist, die Melde- und Sorgfalts-
pflichten nach den Abschnitten 2 und 3 im Inland zu erflllen. So kann sich beispielsweise
ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, der in zwei oder mehr Staaten steu-
erlich ansassig ist, auf Satz 2 berufen, um einen Ansassigkeitsstaat auszuwahlen, in dem
er die Sorgfalts- und Meldepflichten erfiillen wird. Handelt es sich um eines der Kriterien in
Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b bis d, darf er nicht gleichzeitig in einem Staat einen
in der Hierarchie des Absatzes 5 Satz 1 Nummer 2 héherrangig eingestuften Anknupfungs-
punkt erfullen. Hat der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen in zwei oder mehr
Staaten beispielsweise den Ort seiner regularen Geschéaftstatigkeit, darf es sich nur auf
Satz 2 berufen, wenn er keinen Anknipfungspunkt nach Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buch-
stabe a bis ¢ in einem EU-Mitgliedstaat oder einem qualifizierten Drittstaat hat.

Satz 3 sieht vor, dass ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen insoweit nicht
den Melde- und Sorgfaltspflichten nach den Abschnitten 2 und 3 dieses Gesetzes unterliegt,
wie diese in einem anderen EU-Mitgliedstaat oder einem qualifizierten Drittstaat erfullt wer-
den, weil der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen meldepflichtige Transaktio-
nen fur Kryptowert-Nutzer Uber eine in diesem Staat ansassige Zweigniederlassung durch-
fuhrt.

Zu § 5 (Meldepflichtige Transaktion)
Zu Absatz 1

Absatz 1 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt C, Nummer 1 der Amtshilferichtlinie
um und definiert, was eine meldepflichtige Transaktion ist. Bei einer solchen Transaktion
kann es sich um einen Tausch von meldepflichtigen Kryptowerten und Fiat-Wahrungen,
einen Tausch zwischen einer oder mehreren Arten meldepflichtiger Kryptowerte oder eine
Ubertragung von meldepflichtigen Kryptowerten handeln, einschlieRlich meldepflichtiger
Massenzahlungstransaktionen. Die Definition soll auf jene Transaktionen abzielen, die
nach den Vorschriften zur Einkommen- und Korperschaftsteuer steuerlich relevant sein
kdénnen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt C, Nummer 2 der Amtshilferichtlinie
um und definiert ein Tauschgeschaft, welches bei Vorliegen der Voraussetzungen eine mel-
depflichtige Transaktion im Sinne des Absatzes 1 darstellt. Zu diesem Zweck umfasst ein
Tausch die Bewegung eines Kryptowertes von einer Wallet-Adresse zu einer anderen, als
Gegenleistung fur einen anderen meldepflichtigen Kryptowert oder den Tausch eines Kryp-
towertes in eine Fiat-Wahrung und umgekehrt.

Zu Absatz 3

Absatz 3 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt C Nummer 4 der Amtshilferichtlinie
um und definiert den Begriff der Ubertragung, welche bei Vorliegen der Voraussetzungen
eine meldepflichtige Transaktion im Sinne des Absatzes 1 darstellt. Damit sollen Transak-
tionen erfasst werden, die aufRerhalb des Geltungsbereichs des meldenden Anbieters von
Krypto-Dienstleistungen liegen. Um die Transparenz in diesem Bereich zu erhéhen, sollen
daher auch Ubertragungen von Kryptowerten gemeldet werden, die von einem meldenden
Anbieter von Krypto-Dienstleistungen im Auftrag des Kryptowert-Nutzers auf oder von Wal-
lets vorgenommen werden.. Fir die Differenzierung zwischen einer Ubertragung und einem
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Tauschgeschaft soll es auf den tatsachlichen Kenntnisstand des meldenden Anbieters von
Krypto-Dienstleistungen auf der Grundlage leicht verfigbarer Informationen und des fur die
Durchfiihrung der Transaktion erforderlichen MalRes an Fachwissen und Verstandnis an-
kommen. So kann es beispielsweise vorkommen, dass ein Kryptowert-Nutzer einen Kryp-
towert gegen Fiat-Wahrung erwirbt oder verdulRert, obwohl der meldende Anbieter von
Krypto-Dienstleistungen keine tatsdchliche Kenntnis von der zugrunde liegenden Gegen-
leistung hat. Dies ware der Fall, wenn der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen
nur die Ubertragung der relevanten Kryptowerte zum oder vom Kryptowert-Nutzerkonto
durchfuhrt, ohne dass er den Teil der Transaktion, der in Fiat-Wahrung erfolgt, einsehen
kann. Solche Transaktionen wéren aus Sicht des meldenden Anbieters als Ubertragungen
einzustufen.

Zu Absatz 4

Absatz 4 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt C, Nummer 3 Amtshilferichtlinie um
und definiert den Begriff der meldepflichtigen Massenzahlungstransaktion. Eine Massen-
zahlungstransaktion ist eine besondere Art einer Ubertragung im Sinne des Absatzes 3.
Eine meldepflichtige Massenzahlungstransaktion liegt vor, wenn ein meldender Anbieter
von Krypto-Dienstleistungen Transaktionen durchfiihrt, die es einem Handler ermdoglichen,
seinen Kunden eine Zahlung in Form von relevanten Kryptowerten als Gegenleistung fur
den Kauf von Waren oder Dienstleistungen anzubieten, und der Wert der Transaktion
50 000 US-Dollar Ubersteigt. Die Begriffsbestimmung ist insbesondere flir die Identifizie-
rung eines Kryptowert-Nutzers nach den Regelungen des § 6 Absatz 2 Satz 3 von Bedeu-
tung.

Zu § 6 (Meldepflichtiger Nutzer)
Zu Absatz 1

Absatz 1 dient der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 1
der Amtshilferichtlinie und definiert, wer meldepflichtiger Nutzer ist. Diese Begriffsbestim-
mung baut auf den in den folgenden Absatzen naher definierten Begriffen Kryptowert-Nut-
zer und meldepflichtige Person auf.

Zu Absatz 2

Absatz 2 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 2 der Amtshilferichtlinie
um und definiert den Begriff Kryptowert-Nutzer. Ein Kryptowert-Nutzer ist demnach ein
Kunde eines meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen fur die Durchfihrung von
meldepflichtigen Transaktionen.

Sofern eine natlrliche Person oder ein Rechtstrager, die oder der kein Finanzinstitut und
kein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ist, als Kryptowert-Nutzer zugunsten
oder fur Rechnung einer anderen natlrlichen Person oder eines anderen Rechtstragers,
insbesondere als Vertreter, Verwahrer, Bevollmachtigter, Unterzeichner, Anlageberater o-
der Intermediar handelt, gilt diese Person nicht als Kryptowert-Nutzer. Stattdessen gilt die
andere naturliche Person bzw. der andere Rechtstrager, zu deren bzw. dessen Gunsten
oder fur deren bzw. dessen Rechnung gehandelt wurde, als Kryptowert-Nutzer. Zur Identi-
fizierung derjenigen Person, die als Kryptowert-Nutzer zu betrachten ist, kann sich der mel-
dende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen auf Informationen stitzen, die sich, z. B. auf-
grund der angewandten Verfahren zur Bekdmpfung der Geldwasche, bereits in seinem Be-
sitz befinden und anhand derer er verninftigerweise feststellen kann, ob die natirliche Per-
son oder der Rechtstrager zugunsten oder auf Rechnung einer anderen natirlichen Person
oder eines anderen Rechtstragers handelt.

Bei meldepflichtigen Massenzahlungstransaktionen im Sinne des § 5 Absatz 4 muss der
meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen den Kunden des Handlers als Kryptowert-
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Nutzer behandeln, vorausgesetzt der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ist
verpflichtet, die Identitat dieses Kunden gemaf den inlandischen Vorschriften zur Bekdmp-
fung der Geldwasche nach MalRgabe des Abschnitts 3 des Geldwaschegesetzes im Zuge
der meldepflichtigen Massenzahlungstransaktion zu tberprifen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 7 sowie Anhang VI,
Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 8 der Amtshilferichtlinie um und definiert, dass
eine meldepflichtige Person eines EU-Mitgliedstaates oder eines qualifizierten Drittstaates
eine naturliche Person oder ein Rechtstrager ist, bei der es sich nicht um eine
ausgenommene Person im Sinne des § 7 dieses Gesetzes handelt und die in einem
Europaischen Mitgliedstaat oder einem qualifizierten Drittstaat steuerlich ansassig ist. .
Ein Kryptowert-Nutzer ist nur dann ein meldepflichtiger Nutzer, wenn er die
Voraussetzungen einer meldepflichtigen Person im Sinne dieses Absatzes erfilllt.

Zu Absatz 4

Absatz 4 dient ebenfalls der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D,
Nummer 8 der Amtshilferichtlinie und knipft an die Definition einer meldepflichtigen Person
nach Absatz 3 in Bezug auf Rechtstrager an, bei denen keine steuerliche Ansassigkeit vor-
liegt. In einem solchen Fall fingiert Absatz 4 und die steuerliche Ansassigkeit bei Personen,
wie z. B. bei Personengesellschaften, im Staat der tatsachlichen Geschaftsleitung.

Zu Absatz 5

Absatz 5 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 3 der Amtshilferichtlinie
um und definiert einen als natirliche Person agierenden Kryptowert-Nutzer als Kryptowert-
Nutzer, bei dem es sich um eine natirliche Person handelt. Von der Begriffsbestimmung
sind sowohl bestehende als natlrliche Person agierende Kryptowert-Nutzer (vgl. Absatz 6)
als auch solche als naturliche Person agierende Kryptowert-Nutzer, mit denen eine Ge-
schéftsbeziehung erst nach dem 31. Dezember 2025 eingegangen wird, umfasst.

Zu Absatz 6

Absatz 6 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 4 der Amtshilferichtlinie
um und definiert, was ein bestehender als natlrliche Person agierender Kryptowert-Nutzer
ist. Dabei handelt es sich um Kryptowert-Nutzer, die bereits vor dem oder spatestens am
31. Dezember 2025 eine Geschaftsbeziehung zu einem meldenden Anbieter von Krypto-
Dienstleistungen eingegangen sind.

Zu Absatz 7

Absatz 7 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 5 der Amtshilferichtlinie
um und definiert einen als Rechtstrager agierenden Kryptowert-Nutzer als Kryptowert-Nut-
zer, bei dem es sich um einen Rechtstrager handelt. Von der Begriffsbestimmung sind so-
wohl bestehende als Rechtstréager agierende Kryptowert-Nutzer (vgl. Absatz 8) als auch
solche als Rechtstrager agierende Kryptowert-Nutzer, mit denen eine Geschaftsbeziehung
erst nach dem 31. Dezember 2025 eingegangen wird, umfasst.

Zu Absatz 8

Absatz 8 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 6 der Amtshilferichtlinie
um und definiert, was ein bestehender als Rechtstrager agierender Kryptowert-Nutzer ist.
Dabei handelt es sich um Kryptowert-Nutzer, die bereits vor dem oder spatestens am 31.
Dezember 2025 eine Geschéaftsbeziehung zu einem meldenden Anbieter von Krypto-
Dienstleistungen eingegangen sind.
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Zu Absatz 9

Absatz 9 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt F, Nummer 2 der Amtshilferichtlinie
um und definiert den Begriff Rechtstrager. Darunter fallen neben juristischen Personen
auch andere Rechtsgebilde wie beispielsweise Personengesellschaften, Trusts oder Stif-
tungen.

Zu Absatz 10

Absatz 10 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt F, Nummer 10 der Amtshilfericht-
linie um und definiert, was ein verbundener Rechtstrager eines anderen Rechtstragers ist.
Hierbei wird auf die Beherrschung des einen Rechtstragers durch einen anderen abgestellt.
Eine Beherrschung liegt danach vor, wenn ein Rechtstrager mehr als 50 Prozent am Ge-
sellschaftsvermégen bzw. Kapital und an den Stimmrechten eines anderen Rechtstragers
innehat. Die Begriffsbestimmung eines verbundenen Rechtstragers ist fur das Vorliegen
der Voraussetzungen fir eine ausgenommene Person im Sinne des § 7 von Bedeutung.

Zu Absatz 11

Absatz 11 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 9 der Amtshilferichtli-
nie um und definiert, was eine beherrschende Person ist. Dieser Begriff soll in einer Weise
ausgelegt werden, die mit dem Begriff "wirtschaftlich Berechtigter" im Sinne von § 3 Geld-
waschegesetz Ubereinstimmt. Die Begriffsbestimmung einer beherrschenden Person ist
insbesondere relevant, um die meldepflichtige Person zu bestimmen, wenn es sich bei dem
Kryptowert-Nutzer um einen Rechtstrager handelt.

Zu Absatz 12

Absatz 12 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 10 der Amtshilfericht-
linie um und definiert, was ein aktiver Rechtstrager ist. Der Begriff ist im Verfahren zur Fest-
stellung von Rechtstragern als meldepflichtige Kryptowert-Nutzer malfigeblich. Handelt es
sich bei dem Kryptowert-Nutzer um einen aktiven Rechtstrédger im Sinne des Absatz 12
muss der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen nicht feststellen, ob der Kryptowert-Nutzer
von einer oder mehreren beherrschenden Personen kontrolliert wird.

Zu § 7 (Ausgenommene Person)
Zu Absatz 1

Absatz 1 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 1 der Amtshilferichtlinie
um und definiert, was eine ausgenommene Person ist. Der Begriff ausgenommene Person
ist im Verfahren zur Feststellung, ob es sich um eine meldepflichtige Person handelt, von
mafgeblicher Bedeutung. Handelt es sich bei dem Kryptowert-Nutzer um eine ausgenom-
mene Person, sind fur diesen Nutzer ausgefihrte Kryptowert-Transaktionen nicht nach dem
Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz meldepflichtig. Aus der Perspektive der Steuerver-
waltung werden diese Rechtstrager als risikoarm eingestuft, da keine Gefahr besteht, dass
sie ihren steuerlichen Pflichten nicht nachkommen oder die Steuerverwaltung Uber andere
effiziente Mittel verflgt, die Einhaltung der steuerlichen Pflichten zu prifen oder durchzu-
setzen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 2 der Amtshilferichtlinie
um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 3 des Finanzkonten-Informations-
austauschgesetzes, was Finanzinstitute sind, die nach Absatz 1 Nummer 6 zu den ausge-
nommenen Personen zahlen.





- 59 - Bearbeitungsstand: 25.10.2024 10:07
Zu Absatz 3

Absatz 3 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 3 der Amtshilferichtlinie
um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 4 des Finanzkonten-Informations-
austauschgesetzes, was Verwahrinstitute sind, die zu den Finanzinstituten nach Absatz 2
und damit nach Absatz 1 Nummer 6 zu den ausgenommenen Personen zahlen.

Zu Absatz 4

Absatz 4 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 4 der Amtshilferichtlinie
um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 5 des Finanzkonten-Informations-
austauschgesetzes, was Einlageninstitute sind, die zu den Finanzinstituten nach Absatz 2
und dadurch zu den ausgenommenen Personen nach Absatz 1 Nummer 6 zahlen.

Zu Absatz 5

Absatz 5 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 5 der Amtshilferichtlinie
um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 6 des Finanzkonten-Informations-
austauschgesetzes, was Investmentunternehmen sind, die zu Finanzinstituten nach Ab-
satz 2 und dadurch zu den ausgenommenen Personen nach Absatz 1 Nummer 6 zahlen,
sofern es sich nicht um Investmentunternehmen nach § 19 Nummer 6 Satz 1 Buchstabe b
des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes handelt.

Zu Absatz 6

Absatz 6 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 6 der Amtshilferichtlinie
um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 8 des Finanzkonten-Informations-
austauschgesetzes, was spezifizierte Versicherungsgesellschaften sind, die zu den Finan-
zinstituten nach Absatz 2 und dadurch zu den ausgenommenen Personen nach Absatz 1
Nummer 6 zahlen.

Zu Absatz 7

Absatz 7 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 7 der Amtshilferichtlinie
um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 15 des Finanzkonten-Informations-
austauschgesetzes einen staatlichen Rechtstrager, der zu den ausgenommenen Personen
nach Absatz 1 Nummer 3 gehort.

Zu Absatz 8

Absatz 8 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 8 der Amtshilferichtlinie
um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 16 des Finanzkonten-Informations-
austauschgesetzes eine internationale Organisation, die zu den ausgenommenen Perso-
nen nach Absatz 1 Nummer 4 zahlt.

Zu Absatz 9

Absatz 9 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 9 der Amtshilferichtlinie
um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 7 des Finanzkonten-Informations-
austauschgesetzes, was unter Finanzvermdgen zu verstehen ist. Der Begriff Finanzvermo-
gen ist Teil der Definition eines Verwahrinstituts sowie eines Investmentunternehmens und
hat daher fur die Identifizierung von ausgenommenen Personen Relevanz.

Zu Absatz 10

Absatz 10 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 11 der Amtshilfericht-
linie um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 27 des Finanzkonten-
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Informationsaustauschgesetzes, was ein Versicherungsvertrag ist. Der Begriff Versiche-
rungsvertrag ist Teil der Definition einer spezifizierten Versicherungsgesellschaft nach Ab-
satz 6 und beeinflusst daher die Feststellung, ob ein Kryptowert-Nutzer eine ausgenom-
mene Person ist oder nicht.

Zu Absatz 11

Absatz 11 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 12 der Amtshilfericht-
linie um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 28 des Finanzkonten-Informati-
onsaustauschgesetzes, was ein Rentenversicherungsvertrag ist. Der Begriff Rentenversi-
cherungsvertrag ist Teil der Definition einer spezifizierten Versicherungsgesellschaft nach
Absatz 6 und beeinflusst daher die Feststellung, ob ein Kryptowert-Nutzer eine ausgenom-
mene Person ist oder nicht.

Zu Absatz 12

Absatz 12 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 13 der
Amitshilferichtlinie um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 29 des
Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes, was ein rlickkaufsfahiger
Versicherungsvertrag ist. Der Begriff rickkaufsfahiger Versicherungsvertrag ist Teil der
Definition einer spezifizierten Versicherungsgesellschaft nach Absatz 6 und beeinflusst
daher die Feststellung, ob ein Kryptowert-Nutzer eine ausgenommene Person ist oder
nicht.

Zu Absatz 13

Absatz 13 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 14 der Amtshilfericht-
linie um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 30 des Finanzkonten-Informati-
onsaustauschgesetzes den Begriff Barwert, der Teil der Definition eines riickkaufsfahigen
Versicherungsvertrags nach Absatz 12 ist. Der Barwert ist fur das Vorliegen einer spezifi-
zierten Versichergesellschaft relevant, bei der es sich um ein Finanzinstitut und damit um
eine ausgenommene Person nach Absatz 1 Nummer 6 handelt.

Zu Absatz 14

Absatz 14 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 10 der Amtshilfericht-
linie um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 26 des Finanzkonten-Informati-
onsaustauschgesetzes den Begriff Eigenkapitalbeteiligung.

Zu § 8 (Sonstige Begriffsbestimmungen)
Zu Absatz 1

Absatz 1 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt F, Nummer 1 der Amtshilferichtlinie
um und definiert Verfahren zur Erflllung der Sorgfaltspflichten gegeniuber Kunden. Damit
sind die in Abschnitt 3 des Geldwaschegesetzes umgesetzten Pflichten der Richtlinie (EU)
2015/849 gemeint. Diese umfassen insbesondere die Identifizierung des Vertragspartners,
die Abklarung, ob der Vertragspartner fur einen wirtschaftlich Berechtigten handelt, die Ein-
holung und Bewertung von Informationen Uber den Zweck und die angestrebte Art der Ge-
schaftsbeziehung, die Feststellung, ob es sich bei dem Vertragspartner um eine politisch
exponierte Person handelt sowie die kontinuierliche Uberwachung der Geschaftsbeziehung
einschlielich der Transaktionen, die in ihrem Verlauf durchgefihrt werden. Diese Pflichten
sind sowohl bei der Begriindung einer Geschéaftsbeziehung, als auch bei bestimmten Trans-
aktionen auflerhalb von Geschéaftsbeziehungen, beim Vorliegen von Tatsachen, die auf ei-
nen Geldwascheverdacht hindeuten sowie bei Zweifeln bezuglich der Identitat des Ver-
tragspartners einzuhalten. Die Intensitat der Sorgfaltspflichten hat einem risikobasierten
Ansatz zu folgen. Die Begriffsbestimmung wird in Zusammenhang mit den
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Sorgfaltspflichten nach dem Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz relevant, da sich ein
meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen gemaf § 15 Absatz 4 auf die im Zuge der
Verfahren zur Erflllung der Sorgfaltspflichten gegeniber Kunden erhobenen Informationen
beziehen kann, um zu Uberprifen, ob eine Selbstauskunft guiltig ist.

Zu Absatz 2

Absatz 2 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt F, Nummer 6 der Amtshilferichtlinie
um und definiert den Begriff qualifizierter Drittstaat. Ein solcher liegt vor, wenn dieser Staat
uber eine wirksame qualifizierte Vereinbarung mit den zustandigen Behorden aller EU-Mit-
gliedstaaten verfugt. Erlaubt eine zwischenstaatliche Vereinbarung den Informationsaus-
tausch durch einen Drittstaat nur mit einzelnen EU-Mitgliedstaaten, handelt es sich bei dem
Drittstaat nicht um einen qualifizierten Drittstaat.

Zu Absatz 3

Absatz 3 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt F, Nummer 5 der Amtshilferichtlinie
um und definiert, was eine wirksame qualifizierte Vereinbarung zwischen zustandigen Be-
horden ist. Der Begriff ist Bestandteil der Definition eines qualifizierten Drittstaates nach
Absatz 2. Qualifiziert ist eine zwischenstaatliche Vereinbarung, wenn sie regelt, dass Infor-
mationen ausgetauscht werden, die den in § 19 dieses Gesetzes genannten Informationen
gleichwertig sind. Nicht erforderlich ist es, dass die Vereinbarung einen wechselseitigen
Austausch vorsieht. Ausreichend ist es, wenn Informationen einseitig von einem Drittstaat
ubermittelt werden. Eine Mehrseitige Vereinbarung, die lediglich in einem bilateralen Ver-
haltnis als wirksam notifiziert beziehungsweise aktiviert werden kann, ist von der Begriffs-
bestimmung mit umfasst. Die Gleichwertigkeit der auszutauschenden Informationen wird,
wie Satz 2 klarstellt, durch die Europaische Kommission gemaf Artikel 8ad Absatz 11 der
Amitshilferichtlinie im Wege eines Durchflihrungsrechtsaktes festgestellt.

Das BZSt wird auf seiner Internetseite eine Ubersicht all derjenigen Staaten zur Verfligung
stellen, mit denen eine wirksame qualifizierende Vereinbarung besteht.

Zu Absatz 4

In Absatz 4 wird Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt F, Nummer 7 der Amtshilferichtli-
nie umgesetzt. Die Vorschrift definiert den Begriff Steueridentifikationsnummer, welche ins-
besondere im Rahmen des Verfahrens zur Feststellung von meldepflichtigen Nutzern nach
Abschnitt 2 von Bedeutung ist.

Zu Absatz 5

Absatz 5 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt F, Nummer 4 der Amtshilferichtlinie
um und definiert den Begriff Zweigniederlassung, der fir die Bestimmung der inlandischen
Meldepflicht eines meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen von Bedeutung ist.

Zu Absatz 6
Absatz 6 legt den Zeitraum fest, fur den die Meldung nach Abschnitt 3 zu erfolgen hat.
Zu Absatz 7

Absatz 7 setzt Artikel 3 Nummer 30 der Amtshilferichtlinie um und definiert den Begriff Dis-
tributed-Ledger-Adresse entsprechend der Verordnung (EU) 2023/1114 des Européaischen
Parlaments und des Rates. Distributed-Ledger-Technologie beschreibt gemal dieser Ver-
ordnung eine Technologie, die die verteilte Aufzeichnung verschlisselter Daten unterstitzt.
Das bekannte Beispiel fur eine solche Technologie ist die sog. Blockchain-Technologie.
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Zu Absatz 8

Absatz 8 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt C, Nummer 5 der Amtshilferichtlinie
um und definiert den Begriff Fiat-Wahrung. Diese Begriffsbestimmung ist Teil der Definition
eines Tauschgeschaftes und ist fur die Feststellung einer meldepflichtigen Transaktion mit
Kryptowerten relevant.

Zu Absatz 9

Absatz 9 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt A, Nummer 3 der Amtshilferichtlinie
um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 17 des Finanzkonten-Informations-
austauschgesetzes den Begriff Zentralbank. Die Definition ist bedeutsam fir die Abgren-
zung, ob es sich bei einer (digitalen) Wahrung um eine (digitale) Fiat-Wahrung handelt.

Zu Absatz 10

Absatz 10 dient der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt A, Nummer 5
der Amtshilferichtlinie und definiert den Begriff ,E-Geld” unter Bezugnahme auf § 19 Num-
mer 9 des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes. E-Geld gilt nicht als meldepflich-
tiger Kryptowert im Sinne dieses Gesetzes.

Zu Unterabschnitt 3 (Verfahrensvorschriften)
Zu § 9 (Zustandige Behorde)

§ 9 bestimmt, dass das Bundesministerium der Finanzen zustandige Behorde im Sinne des
Gesetzes ist, soweit es seine Zustandigkeit nicht gemal § 5 Absatz 5] FVG auf das BZSt
Ubertragen hat oder sich aus diesem Gesetz etwas anderes ergibt. Die Aufgaben, die das
BZSt nach diesem Gesetz wahrzunehmen hat, sind insbesondere in § 10 geregelt.

Zu § 10 (Aufgaben des Bundeszentralamtes fiir Steuern)
Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt die Entgegennahme von Informationen zu meldepflichtigen Nutzern durch
das BZSt. Die entgegenzunehmenden Informationen werden entweder aus dem Ausland
von zustandigen Behorden anderer EU-Mitgliedstaaten oder qualifizierter Drittstaaten Uber-
mittelt oder von inlandischen meldenden Anbietern von Krypto-Dienstleistungen an das
BZSt gemeldet. Die Informationen werden gespeichert, um ihre weitere Verarbeitung zu
ermaoglichen.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 ist das BZSt zustandig, Informationen zu im Inland ansassigen meldepflich-
tigen Nutzern an die zustandigen Finanzbehdrden der Lander weiterzuleiten, damit diese
die Informationen als Kontrollmaterial im Rahmen des Besteuerungsverfahrens bertcksich-
tigen kdnnen. Das BZSt hat hierzu die gemeldeten Informationen bestimmten Steuerpflich-
tigen oder einem bestimmten Finanzamt zuzuordnen (§ 88 Absatz 4 Satz 1 der Abgaben-
ordnung). Soweit die Zuordnung zu bestimmten Steuerpflichtigen beziehungsweise einem
bestimmten Finanzamt automatisiert nicht erfolgen kann, gilt nach Satz 2 der mit der Zu-
ordnung verbundene Aufwand als unverhaltnismalig, so dass auf die Weiterleitung der
nicht zugeordneten Daten an die Finanzbehdrden der Lander durch das BZSt verzichtet
werden kann. Dadurch wird die Datenweiterleitung an die Landesfinanzbehérden beschleu-
nigt und erreicht, dass diesen das Kontrollmaterial in der Regel im Zeitpunkt der Veranla-
gung der Steuerpflichtigen vorliegt. Im Interesse sowohl der Steuerpflichtigen als auch der
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Verwaltung muss infolgedessen derselbe Steuerfall in selteneren Fallen aufgrund einer ver-
zogerten Auswertung des Kontrollmaterials mehrfach bearbeitet werden.

Die pointierten Sorgfaltspflichten nach dem Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz und den
entsprechenden Umsetzungen der Amtshilferichtlinie in den anderen EU-Mitgliedstaaten
lassen erwarten, dass die zu meldenden Informationen hinreichend richtig und vollstéandig
erhoben und gemeldet werden, um in aller Regel eine automatisierte Zuordnung zu be-
stimmten Steuerpflichtigen oder einem bestimmten Finanzamt zu ermdéglichen. Der Sicher-
stellung der notwendigen Qualitdt gemeldeter Informationen dienen neben den Anforderun-
gen zur Verifizierung erhobener Informationen (vgl. §§ 13 und 14) und der Uberpriifung und
Durchsetzung der Einhaltung der Sorgfalts- und Meldepflichten durch das BZSt (vgl. § 10
Absatz 7) auch die zwischenstaatlichen Feedback-Mechanismen (vgl. § 20 EU-Amtshilfe-
gesetz). Es ist dartiber hinaus anzunehmen, dass auch die Mitteilungspflicht der meldenden
Anbieter von Krypto-Dienstleistungen gegeniiber den meldepflichtigen Personen nach § 21
allgemein positive Auswirkungen auf die Richtigkeit gemeldeter Informationen haben wird,
da hierdurch auch durch die meldepflichtigen Personen selbst Korrekturen bei den melden-
den Anbietern von Kryptowert-Dienstleistungen leichter und friiher veranlasst werden koén-
nen. SchlieBlich wird die Datenqualitat entscheidend durch die in § 10 Absatz 8 geregelte
Befugnis des BZSt gewahrleistet, gegenuber meldenden Anbietern von Krypto-Dienstleis-
tungen auf eine Berichtigung von Informationen hinzuwirken.

Das Vorgehen bietet im Gegensatz zu einer blofien personellen Zuordnung gemeldeter In-
formationen zu bestimmten Steuerpflichtigen durch das BZSt den Vorteil, dass meldende
Anbieter von Krypto-Dienstleistungen konkrete Rickmeldungen zur Gite und zu notwendi-
gen Nachbesserungen der von ihnen gemeldeten Informationen erhalten. Die Riickmeldun-
gen strahlen auch positiv auf kiinftige Meldezeitraume aus, weil einmal berichtigte Informa-
tionen auch bei Meldungen fur kinftige Meldezeitraume berucksichtigt werden. Dies erlaubt
wiederum eine stetige Verbesserung der automatisierten Zuordnung von Informationen.

Nach Satz 3 findet § 88 Absatz 4 Satz 2 der Abgabenordnung im Zusammenhang mit der
Weiterleitung von Informationen an die Landesfinanzbehdrden keine Anwendung. Infolge
dessen kann von der Weiterleitung von Informationen zu im Inland als ansassig geltenden
meldepflichtigen Nutzern nicht aufgrund von Wirtschaftlichkeits- und ZweckmaRigkeitser-
wagungen durch das BZSt abgesehen werden. Im Ergebnis werden alle Informationen, die
einzelnen Steuerpflichtigen und Finanzbehdérden zugeordnet werden konnten, an die Fi-
nanzbehdrden der Lander Ubermittelt. Dies erlaubt ebenfalls die Beschleunigung der Wei-
terleitung. Die weitergeleiteten Informationen werden auf Ebene der Landesfinanzbehdrden
unter Wirtschaftlichkeits- und Zweckmafigkeitserwdgungen ausgewertet. Den Finanzbe-
hérden der Lander ist es im Gegensatz zum BZSt mdéglich, dabei auch auf veranlagungs-
unterstitzende Daten zu den Steuerpflichtigen Ruckgriff zu nehmen. Die Auswertung durch
die Finanzbehdrden der Lander macht eine vorgelagerte Auswertung auf Ebene des BZSt
entbehrlich und verspricht daneben brauchbarere Auswertungsergebnisse.

Zu Absatz 3

Absatz 3 dient der Umsetzung des Artikel 8ad Absatz 2 der Amtshilferichtlinie sowie der
Mehrseitigen Vereinbarung zwischen den zustandigen Behorden Uber den automatischen
Austausch von Informationen meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen (MCAA
CARF) sowie Vertragsparteien des Ubereinkommens Uber die gegenseitige Amtshilfe in
Steuersachen (BGBI. 2015 1l S. 966, 967) und regelt die Verpflichtung des BZSt, den auto-
matischen Informationsaustausch mit den zustandigen Behérden der anderen EU-Mitglied-
staaten sowie Drittstaaten, mit denen eine Vereinbarung zum automatischen Austausch
von § 19 entsprechen Informationen, deren Entsprechung in einem Durchfihrungsrechts-
akt der Europaischen Kommission gemal} Artikel 8ad Absatz 11 der DAC 8 festgelegt wird,
besteht, durchzuflihren. Satz 2 regelt den regelmafigen Austauschzeitpunkt. Der erstma-
lige Austausch erfolgt bis Ende September 2027. Das Kalenderjahr 2026 markiert den ers-
ten Meldezeitraum (vgl. § 26). Aufgrund der Charakteristika des automatischen
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Informationsaustausches ist eine Anhérung inlandischer Beteiligter, wie sie bei der Aus-
kunftserteilung im Rahmen der zwischenstaatlichen Informationsamtshilfe regelmaRig vor-
gesehen ist (vgl. § 117 Absatz 4 Satz 3 der Abgabenordnung), faktisch unmaéglich. Die An-
hérung ist Gberdies nicht geboten. Den Beteiligten ist es auch ohne ihre Anhérung im Ein-
zelfall moglich und zumutbar, aus dem Gesetz und aufgrund bestehender Informations-
pflichten ihnen gegenuber (vgl. § 21) rechtzeitige Kenntnis von dem sie betreffenden Infor-
mationsubermittlungen zu erlangen, um bei Bedarf hiergegen Rechtsschutz in Anspruch zu
nehmen. Unter Berlcksichtigung dieser Erwagungen ist im Rahmen des automatischen
Informationsaustausches im Steuerbereich die Anhdrung generell ausgeschlossen. In
Satz 3 wird dies fir den automatischen Informationsaustausch nach dem Kryptowerte-
Steuertransparenzgesetz bestimmt.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift des Absatzes 4 regelt in Satz 1 die Befugnis des BZSt, die ihm gemeldeten
beziehungsweise aus dem Ausland Ubermittelten Informationen meldender Anbieter von
Krypto-Dienstleistungen auszuwerten. Die Auswertung darf hiernach zur Erfullung von Auf-
gaben erfolgen, die dem BZSt gesetzlich Ubertragen sind. Die Aufgabenerledigung durch
das BZSt liegt stets im offentlichen Interesse. Zu den dem BZSt gesetzlich Gbertragenen
Aufgaben sind allen voran diejenigen nach den Ubrigen Absatzen des § 10 bzw. nach § 5
Absatz 1 Satz 1 Nummer 5j des Finanzverwaltungsgesetzes (neu) zu rechnen. Weitere ge-
setzliche Pflichten des BZSt, die eine Auswertung der Informationen erfordern, folgen aus
dem EU-Amtshilfegesetz, insbesondere aus § 7 Absatz 14b (neu) und den Bestimmungen
zur Mitwirkung des BZSt an der Bewertung der zwischenstaatlichen Amtshilfe auf Grund-
lage der Amtshilferichtlinie (§ 20 Absatz 1). Eine Auswertung der Informationen durch das
BZSt kommt daneben auch in Betracht, soweit ihm nach § 5 des Finanzverwaltungsgeset-
zes weitere Aufgaben gesetzlich Ubertragen sind. Die Zulassigkeit der Informationsweiter-
verarbeitung bestimmt sich nach § 29c der Abgabenordnung.

Die Befugnisse und Pflichten der Landesfinanzbehdrden zur Auswertung derselben Infor-
mationen bleiben gemal Satz 2 unberihrt. Die Landesfinanzbehérden werten die ihnen
nach § 10 Absatz 2 Ubermittelten Informationen im Rahmen ihrer grundséatzlichen Zustan-
digkeit fir den Steuervollzug aus. Satz 3 stellt klar, dass die speziellen Verwendungszweck-
beschrankungen, die im Rahmen der steuerlichen Amtshilfe auf Grundlage des EU-Amts-
hilfegesetzes gelten, unangetastet bleiben.

Zu Absatz 5

Das BZSt ist verpflichtet, die im Sinne des Absatzes 1 entgegengenommenen Informatio-
nen zu speichern, um die ihm Ubertragenen Aufgaben erfillen und die dafir erforderliche
Moglichkeit zur Auswertung der Informationen (vgl. Absatz 4) sicherstellen zu kdnnen. Ab-
satz 5 regelt, dass das BZSt die von ihm zu speichernden Informationen 15 Jahre nach
Ablauf des Jahres, in dem die Entgegennahme erfolgt ist, 16scht. Zusatzlich wird bestimmt,
dass bei Eingang einer Anderungsmeldung zu einer gespeicherten Meldung die urspriing-
liche Meldung fiir 15 Jahre ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Anderungsmeldung vorzu-
halten ist. Damit wird sichergestellt, dass die vorgenannten Informationen im Interesse der
Steuerpflichtigen und der Finanzbehoérden fiir die Klarung des steuerlichen Sachverhaltes
herangezogen werden kdénnen. Die Frist gewahrleistet eine Auswertbarkeit innerhalb der
unter Bertcksichtigung von Anlauf- und Ablaufhemmungen mdglichen Festsetzungsfrist.
Binnen dieses Zeitraums ist auch sichergestellt, dass Korrekturen und Léschungen zu ge-
meldeten und Ubermittelten Informationen durch das BZSt entgegengenommen und verar-
beitet werden kdnnen. Dies ist besonders im Hinblick auf Korrekturen und Léschungen be-
deutend, die aus dem In- und Ausland als Ergebnis einer Uberpriifung meldender Anbieter
von Krypto-Dienstleistungen durch die zustandigen Behdrden erfolgen kdnnen, die aller
Voraussicht nach auch mit zeitlichem Abstand zur origindren Datenibermittlung durchge-
fuhrt werden. Die Frist entspricht den Regelungen in §3 Absatz4 des EU-
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Amtshilfegesetzes, § 138a Absatz 7 Satz 5 der Abgabenordnung und § 5 Absatz 5 des Fi-
nanzkonten-Informationsaustauschgesetzes.

Zu Absatz 6

Absatz 6 weist dem BZSt die Zustandigkeit zur Durchfiihrung des Verfahrens zur Registrie-
rung von Kryptowert-Betreibern zu. Dieses Verfahren wird in § 11 ndher beschrieben. Zu-
dem wird geregelt, dass dafir das Zentralregister zu nutzen ist, das die Europaische Kom-
mission nach Artikel 8ad Absatz 10 der Amtshilferichtlinie einrichten wird.

Zu Absatz 7

Nach Artikel 8ad Absatz 1 Satz 2 und Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt C der Amts-
hilferichtlinie haben die EU-Mitgliedstaaten die Einhaltung der Melde- und Sorgfaltspflichten
durch meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen sicherzustellen. Nach Absatz 7 fallt
auch diese Aufgabe dem BZSt zu. Die Regelungen Uber die Aul3enprifung (§§ 193 — 203a
Abgabenordnung) und den Datenzugriff (§ 147 Absatz 5 bis 7 der Abgabenordnung) gelten
entsprechend. Ebenso ist das BZSt befugt, zur Ermittlung von Sachverhalten mit anderen
zustandigen Behdrden koordinierte Prifungen im Wege der Amtshilfe (vgl. § 12 EU-Amts-
hilfegesetz) durchzufuhren.

Zu Absatz 8

Nach Absatz 8 kann das BZSt meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen zu Korrek-
turmeldungen verpflichten, sofern begriindete Zweifel an der Richtigkeit gemeldeter Infor-
mationen bestehen. So wird gewahrleistet, dass entsprechende Korrekturen direkt an der
Quelle der Informationen erfolgen und auch fur kinftige Meldezeitrdume Berlcksichtigung
finden kénnen.

Zu § 11 (Registrierung von Kryptowert-Betreibern)
Zu Absatz 1

Absatz 1 setzt Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt F, Nummer 1 der Amtshilferichtlinie
um. Die Regelung betrifft ausschlieRlich Kryptowert-Betreiber, die Krypto-Dienstleistungen
anbieten. Durch MiCaR regulierte Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, sind von der Re-
gelung nicht erfasst (§ 4 Absatz 1). Nach § 11 mussen sich Kryptowert-Betreiber beim BZSt
registrieren lassen. Der Antrag auf Registrierung kann nur dann gestellt werden, wenn es
sich bei dem Kryptowert-Betreiber um einen meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistun-
gen gemal § 4 Absatz 5 Satz 1 oder 2 handelt, d.h. er die Sorgfalts- und Meldepflichten
nach den Abschnitten 2 und 3 des Kryptowerte-Steuertransparenzgesetzes zu befolgen
hat.

Die Registrierung muss vor Ablauf der Frist zur Meldung nach § 18 Absatz 1 Satz 1 erfol-
gen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt in Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt F, Nummer 2 und
3 der Amtshilferichtlinie, welche Informationen der Kryptowert-Betreiber gegentber dem
BZSt im Zuge des Registrierungsprozesses anzugeben hat. Zudem wird der Kryptowert-
Betreiber verpflichtet, jede Anderung der seinem urspriinglichen Antrag zugrundeliegenden
Informationen gegenliber dem BZSt anzuzeigen. Diese Anzeige hat unverzuglich nach Ein-
tritt der Anderungen zu erfolgen.
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Zu Absatz 3

Durch die Regelung in Absatz 3 wird Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt F, Nummer 4
der Amtshilferichtlinie umgesetzt. Es wird vorgeschrieben, dass dem Kryptowert-Betreiber,
der nach den Absatzen 1 und 2 eine Registrierung beantragt hat, durch das BZSt im Zuge
des Registrierungsprozesses eine individuelle Registriernummer zugewiesen wird. Diese
Nummer wird, zusammen mit den Informationen nach Absatz 2 Satz 1, den zustandigen
Behdrden der anderen EU-Mitgliedstaaten mitgeteilt. Dies erfolgt auf elektronischem Wege
durch Nutzung eines Zentralregisters, welches die EU-Kommission gemaf Artikel 8ad Ab-
satz 10 der Amtshilferichtlinie bis zum 31. Dezember 2025 zur Verfigung stellt.

Zu Absatz 4

Mit Absatz 4 wird Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt F, Nummer 5 der Amtshilferichtli-
nie umgesetzt und geregelt, in welchen Fallen das BZSt die Registrierung eines Kryptowert-
Betreibers zu 16schen hat. Dies ist einerseits der Fall, wenn das BZSt Kenntnis oder Grund
zu der Annahme hat, dass der Kryptowert-Betreiber nicht mehr fir in einem EU-Mitglied-
staat oder qualifizierten Drittstaat ansassige Kryptowert-Nutzer tatig ist oder seine bisherige
Tatigkeit eingestellt hat. Die Registrierung wird au3erdem geléscht, wenn der Kryptowert-
Betreiber nicht langer die Voraussetzungen des § 4 Absatz 5 Satz 1 oder 2 erfillt. Sofern
das BZSt die Registrierung nach Absatz 7 widerruft, weil der Kryptowert-Betreiber seiner
Meldepflicht nicht nachkommt, erfolgt ebenfalls eine Loschung der Registrierung.

Zu Absatz 5

Absatz 5 setzt Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt F, Nummer 6 Satz 1 der Amtshilfe-
richtlinie um. Darin wird geregelt, dass das BZSt die EU-Kommission Uber ihm bekanntwer-
dende Falle unterrichtet, in denen ein Kryptowert-Betreiber fir in der Europaischen Union
ansassige meldepflichtige Nutzer tatig ist und demnach verpflichtet gewesen ware, sich im
Inland oder einem anderen EU-Mitgliedstaat registrieren zu lassen, dieser Verpflichtung
jedoch nicht nachgekommen ist.

Zu Absatz 6

Absatz 6 setzt Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt F, Nummer 6 Satze 2 bis 4 der Amts-
hilferichtlinie um. Das BZSt kann dem Kryptowert-Betreiber die Ausfliihrung meldepflichtiger
Krypto-Transaktionen fur meldepflichtige Nutzer mit steuerlicher Ansassigkeit in Mitglied-
staaten der Europaischen Union untersagen, wenn dieser seiner Registrierungspflicht nicht
nachkommt oder diese widerrufen wurde. Die Untersagung ist ungeachtet der Vorausset-
zungen fur eine Bu3geldbewehrung nach § 23 mdglich.

Zu Absatz 7

Absatz 7 dient der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt F, Nummer 7
der Amtshilferichtlinie, indem vorgeschrieben wird, dass das BZSt eine Registrierung eines
Kryptowert-Betreibers widerruft, wenn dieser seiner Meldepflicht nach § 18 auch nach zwei-
maliger Erinnerung nicht nachkommt. In diesen Fallen wird auch die Registrierung aus dem
Zentralregister geldscht (vgl. Absatz 4 Nummer 4). Der Widerruf der Registrierung hindert
das BZSt nicht an weiteren MalRnahmen zur Durchsetzung der Meldepflicht, insbesondere
der Festsetzung eines Bufigeldes fir den festgestellten PflichtverstoR. Dies wird durch
Satz 3 klargestellt.

Zu Absatz 8
Mit Absatz 8 wird Artikel 8ad Absatz 7 Satz 3 der Amtshilferichtlinie umgesetzt. Demnach

kann eine erneute Registrierung eines Kryptowert-Betreibers, dessen Registrierung zuvor
gemall Absatz 7 widerrufen worden ist, nur gegen Gewahrung einer angemessenen





- 67 - Bearbeitungsstand: 25.10.2024 10:07

Sicherheitsleistung erfolgen, die erwarten lasst, dass der Kryptowert-Betreiber seiner Mel-
depflicht, gegebenenfalls einschliefl3lich noch unerfillter Meldepflichten fir zurlickliegende
Meldezeitraume, nachkommen wird. Insofern sind die Vorschriften zu Sicherheitsleistungen
in den §§ 241 bis 248 der Abgabenordnung anzuwenden.

Zu Abschnitt 2 (Sorgfaltspflichten)
Zu § 12 (Behandlung eines Kryptowert-Nutzers als meldepflichtigen Nutzer)

In § 12 wird geregelt, ab welchem Zeitpunkt ein Kryptowert-Nutzer (vgl. § 6 Absatz 2) von
einem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen als meldepflichtiger Nutzer (vgl.
§ 6 Absatz 1) behandelt werden muss.

Zu § 13 (Verfahren zur Identifizierung natiirlicher Personen als meldepflichtige
Nutzer)

Zu Absatz 1

Absatz 1 dient der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt Ill, Unterabschnitt A, Nummer 1
der Amtshilferichtlinie und legt fest, dass der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistun-
gen in Bezug auf als naturliche Personen agierende Kryptowert-Nutzer eine Selbstauskunft
beschaffen muss, die es dem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ermdglicht,
die steuerliche Ansassigkeit bzw. die steuerlichen Ansassigkeiten des als naturliche Person
agierenden Kryptowert-Nutzers zu bestimmen. Zudem muss der meldende Anbieter von
Krypto-Dienstleistungen die Plausibilitdt dieser Selbstauskunft auf der Grundlage der Infor-
mationen bestatigen, die er im Zusammenhang mit der Aufnahme der Geschéaftsbeziehung
mit dem Nutzer beschafft hat oder die ihm anderweitig zur Verfigung stehen. Zu diesen
Informationen gehdren insbesondere solche, die aufgrund von Verfahren zur Bekdmpfung
der Geldwasche beschafft wurden.

Als offentlich verfigbare Informationen gelten Informationen, die von einer autorisierten
staatlichen Stelle, beispielsweise einer Regierung oder einer ihrer Behérden oder einer
Kommune eines Staates, veroffentlicht wurden, wie etwa Informationen aus einer von einer
Steuerverwaltung verdffentlichten Liste, Informationen aus einem 6ffentlich zuganglichen
Register, das von einer autorisierten staatlichen Stelle gefuhrt wird oder autorisiert ist, oder
an einer anerkannten Wertpapierbdrse bekannt gegebene Informationen. In diesem Zu-
sammenhang sollte der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen einen Vermerk
Uber die Art der Uberpriften Informationen sowie das Datum der Uberprifung aufoewahren.

Erst wenn eine gultige Selbstauskunft vorliegt, deren Plausibilitat bestatigt ist, darf der mel-
dende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen fir den als nattirliche Person agierenden Kryp-
towert-Nutzer Dienstleistungen zur Durchfuhrung meldepflichtiger Transaktionen erbringen.

Ob eine natirliche Person in einem Staat als steuerlich ansassig gilt, bestimmt sich nach
dem jeweiligen innerstaatlichen Recht dieses Staates. Eine steuerliche Ansassigkeit liegt
insbesondere dann vor, wenn eine Zugehdrigkeit zu diesem Staat gegeben ist, die nach
innerstaatlichem Steuerrecht dieses Staates die Grundlage flr eine umfassende Besteue-
rung (unbeschrankte Steuerpflicht) bildet oder wenn geregelt ist, dass bestimmte Personen
als in dem Staat ansassig gelten (z. B. Diplomaten oder andere im 6ffentlichen Dienst tatige
Personen). Es kann vorkommen, dass eine natirliche Person in mehreren Staaten steuer-
lich ansassig ist. In solchen Fallen sind alle Staaten der steuerlichen Ansassigkeit in der
Selbstauskunft anzugeben und der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen muss
den als naturliche Person agierenden Kryptowert-Nutzer in Bezug auf jeden meldepflichti-
gen Staat als meldepflichtigen Nutzer behandeln.

Die Plausibilitat einer Selbstauskunft ist erst dann bestatigt, wenn dem meldenden Anbieter
von Krypto-Dienstleistungen nach Abgleich der Selbstauskunft und den Ubrigen
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vorhandenen Informationen nicht bekannt ist oder nicht bekannt sein musste, dass die
Selbstauskunft unzutreffend oder unglaubwirdig ist. Einem meldenden Anbieter von
Krypto-Dienstleistungen musste beispielsweise bekannt sein, dass eine Selbstauskunft un-
glaubwurdig oder unzutreffend ist, wenn aufgrund seiner Kenntnis der relevanten Tatsa-
chen oder Aussagen in der Selbstauskunft oder sonstiger Unterlagen eine verninftig han-
delnde Person in der Lage des meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen die ent-
sprechenden Angaben infrage stellen wirde oder wenn in der Dokumentation oder in den
Akten des meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen Informationen enthalten sind,
die im Widerspruch zu den Angaben der Person stehen.

Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen darf eine Selbstauskunft, die einen
unerheblichen Fehler enthalt, dennoch als gtiltig behandeln, wenn dem meldenden Anbie-
ter von Krypto-Dienstleistungen ausreichende Unterlagen in den Akten vorliegen, um die in
der Selbstauskunft fehlenden Angaben zu erganzen. In diesem Fall missen die Unterlagen,
aufgrund derer der unerhebliche Fehler geheilt werden soll, aussagekraftig sein. Wird bei-
spielsweise auf dem Formular der Ansassigkeitsstaat abgekiirzt, so kann die Selbstaus-
kunft als gultig behandelt werden, wenn dem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleis-
tungen ein amtlicher Ausweis der betreffenden Person vorliegt, der von einem Staat oder
Gebiet ausgestellt wurde, der sich der Abkirzung sinnvoll zuordnen Iasst. Lasst sich die fur
den Ansassigkeitsstaat verwendete Abklrzung hingegen nicht sinnvoll dem im Reisepass
der Person angegebenen Ansassigkeitsstaat zuordnen, so handelt es sich hierbei nicht um
einen unerheblichen Fehler. Wird kein Ansassigkeitsstaat angegeben, ist dies ebenfalls
kein unerheblicher Fehler. Widersprechen die Angaben in der Selbstauskunft anderen in
der Selbstauskunft oder der Kundenstammakte enthaltenen Informationen, so lasst sich
auch nicht von einem unerheblichen Fehler sprechen.

Im Falle einer Selbstauskunft, die die Plausibilitdtsprifung nicht besteht, hat der meldende
Anbieter von Krypto-Dienstleistungen unverziiglich nach der Feststellung der Unplausibilitat
den Kryptowert-Nutzer aufzufordern, entweder eine gliltige Selbstauskunft oder eine Erkla-
rung und Unterlagen (je nach Sachlage), die die Plausibilitat der Selbstauskunft belegen,
nachzureichen. Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen darf sich nicht auf die
von einer Person vorgelegten Belege verlassen, wenn aus ihnen nicht nachvollziehbar die
Identitat der Person hervorgeht, die die Belege vorgelegt hat. Belege sind beispielsweise
nicht glaubwuirdig, wenn sie von einer Person personlich vorgelegt werden und das Foto
oder die Unterschrift auf den Belegen nicht mit dem Erscheinungsbild oder der Unterschrift
der betreffenden Person Ubereinstimmen. Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleis-
tungen darf sich zudem nicht auf die Belege verlassen, wenn diese Informationen enthalten,
die mit den Statusangaben der Person nicht Ubereinstimmen oder die Belege nicht die zur
Feststellung des Status der Person erforderlichen Informationen enthalten.

Zu Absatz 2

Mit Absatz 2 wird Anhang VI, Abschnitt lll, Unterabschnitt A, Nummer 2 der Amtshilfericht-
linie umgesetzt. Es wird vorgeschrieben, dass der meldende Anbieter von Krypto-Dienst-
leistungen sich bei einer Anderung der Gegebenheiten, aufgrund derer ihm bekannt ist oder
bekannt sein musste, dass die urspriingliche Selbstauskunft unzutreffend oder unglaubwir-
dig ist, nicht auf die urspriingliche Selbstauskunft verlassen darf und unverziglich eine gul-
tige Selbstauskunft zu beschaffen hat. Eine Anderung der Gegebenheiten, die eine dem
meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen bereitgestellte Selbstauskunft betreffen,
setzt die Gultigkeit der Selbstauskunft hinsichtlich der nicht mehr zuverldssigen Angaben
aulder Kraft, bis die entsprechenden Angaben aktualisiert werden.

Eine Anderung der Gegebenheiten ist jede Anderung, die zu einer Hinzugewinnung von
Informationen betreffend den Status eines als natiirliche Person agierenden Kryptowert-
Nutzers fuhrt oder die aus einem anderen Grund mit dem Status dieser Person nicht ver-
einbar ist. Fur diese Zwecke sollte der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen be-
stimmen, ob die in Ubereinstimmung mit der Neudokumentation geman den Verfahren zur
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Bekampfung der Geldwasche oder anderen regulatorischen Verpflichtungen eingeholten
Informationen zum Profil des als naturliche Person geltenden Kryptowert-Nutzers neue An-
gaben beinhalten, die eine Anderung der Gegebenheiten fir Zwecke der Sorgfaltspflichten
dieses Gesetzes darstellen.

Tritt eine Anderung der Gegebenheiten ein, so darf sich der meldende Anbieter von Krypto-
Dienstleistungen nicht auf die urspriingliche Selbstauskunft berufen und muss eine gultige
Selbstauskunft einholen, aus der die steuerlichen Ansassigkeiten des als natlrliche Person
agierenden Kryptowert-Nutzers hervorgehen, oder eine Erklarung und Unterlagen einholen,
die die Gultigkeit der urspriinglichen Selbstauskunft belegen. Der meldende Anbieter von
Krypto-Dienstleistungen sollte daher Verfahren einrichten, durch die sichergestellt wird,
dass Anderungen der Gegebenheiten vom meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistun-
gen erkannt werden. Zudem sollte der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen jede
Person, die eine Selbstauskunft bereitstellt, ber ihre Verpflichtung unterrichten, den mel-
denden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen Uber eine etwaige Anderung der Gegeben-
heiten in Kenntnis zu setzen.

Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen darf eine Person bis zu 90 Kalender-
tage, nachdem die Selbstauskunft aufgrund der Anderung der Gegebenheiten ungiiltig wird,
oder bis zu dem Tag, an dem die Gultigkeit der Selbstauskunft bestatigt wird, oder bis zu
dem Tag, an dem eine neue Selbstauskunft eingeholt wird, je nachdem, welcher Zeitpunkt
der frihere ist, so behandeln, als hatte sie denselben Status wie vor der Anderung der
Gegebenheiten. Kann der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen innerhalb von
90 Tagen keine Bestatigung der Glltigkeit der urspringlichen Selbstauskunft oder eine gul-
tige Selbstauskunft beschaffen, muss der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen
den als naturliche Person agierenden Kryptowert-Nutzer als in dem Staat bzw. in den Staa-
ten steuerlich ansassig behandeln, in dem bzw. denen der als natirliche Person agierende
Kryptowert-Nutzer in der urspriinglichen Selbstauskunft angegeben hat, ansassig zu sein,
sowie in dem Staat bzw. in den Staaten, in denen der als natirliche Person agierende Kryp-
towert-Nutzer aufgrund der veranderten Gegebenheiten méglicherweise steuerlich ansas-
sig ist.

Zu § 14 (Verfahren zur Identifizierung von Rechtstragern und beherrschenden
Personen als meldepflichtige Nutzer)

Zu Absatz 1

Die Regelungen des Absatz 1 entsprechen Anhang VI, Abschnitt lll, Unterabschnitt B, Num-
mer 1 Buchstabe a und Nummer 3 der Amtshilferichtlinie. Es ist vorgesehen, dass die Re-
gelungen nach § 13 fur als natlrliche Personen agierende Kryptowert-Nutzer entsprechend
auch fir als Rechtstrager agierende Kryptowert-Nutzer gelten. Zudem wird geregelt, dass
in Fallen, in denen der als Rechtstrager agierende Kryptowert-Nutzer erklart, keine steuer-
liche Ansassigkeit zu haben, der Ort der tatsachlichen Geschéaftsleitung oder die Anschrift
des Hauptsitzes fir die Bestimmung des Ansassigkeitsstaates heranzuziehen sind. Bei-
spiele fur Falle, in denen ein als Rechtstrager geltender Kryptowert-Nutzer keine steuerliche
Ansassigkeit hat, sind Rechtstrager, die als steuerlich transparent behandelt werden oder
die in einem Staat oder Gebiet ohne kdrperschaftlichem Einkommensteuersystem ansassig
sind.

Zu Absatz 2

In Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt Ill, Unterabschnitt B, Nummer 1 Buchstabe b der
Amtshilferichtlinie sieht Absatz 2 vor, dass der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleis-
tungen den als Rechtstrager agierenden Kryptowert-Nutzer in Fallen, in denen eine gultige
Selbstauskunft Anlass zu der Annahme gibt, dass der Rechtstrager in einem meldepflichti-
gen Staat ansassig ist, den Rechtstrager als meldepflichtige Person zu behandeln hat. Dies
gilt nicht, wenn sich anhand einer Selbstauskunft oder sonstigen sich im Besitz des
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meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen befindlichen oder 6ffentlich verfigbaren
Informationen in verninftig vertretbarer Weise feststellen lasst, dass es sich bei dem als
Rechtstrager agierenden Kryptowert-Nutzer um eine ausgenommene Person handelt.

Als offentlich verfligbare Informationen gelten Informationen, die von einer autorisierten
staatlichen Stelle, beispielsweise einer Regierung oder einer ihrer Behdrden oder einer
Kommune eines Staates, verdffentlicht wurden, wie etwa Informationen aus einer von einer
Steuerverwaltung verdffentlichten Liste, Informationen aus einem o6ffentlich zuganglichen
Register, das von einer autorisierten staatlichen Stelle gefuhrt wird oder autorisiert ist, oder
an einer anerkannten Wertpapierborse bekannt gegebene Informationen. In diesem Zu-
sammenhang sollte der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen einen Vermerk
Uber die Art der Uiberpriiften Informationen sowie das Datum der Uberpriifung aufbewahren.

Zu Absatz 3

Absatz 3 dient der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt Ill, Unterabschnitt B, Nummer 2
Amitshilferichtlinie und schreibt vor, dass der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistun-
gen bei als Rechtstrager agierenden Kryptowert-Nutzern, die keine ausgenommenen Per-
sonen sind, die beherrschende Person bzw. beherrschenden Personen zu bestimmen hat
und feststellen muss, ob es sich bei diesen um meldepflichtige Personen handelt. Dies gilt
nicht, wenn es sich bei dem als Rechtstrager agierenden Kryptowert-Nutzer um einen akti-
ven Rechtstrager im Sinne des § 6 Absatz 12 handelt. Die Feststellung ist auf der Grund-
lage einer Selbstauskunft zu treffen, deren Plausibilitat auf der Grundlage aller dem mel-
denden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen zur Verfiigung stehenden relevanten Infor-
mationen bestatigt werden muss. Hierfur sind die Verfahren zur Identifizierung nattrlicher
Personen als meldepflichtige Nutzer gemaR § 13 entsprechend anzuwenden.

Zu § 15 (Voraussetzungen fiir die Giiltigkeit von Selbstauskiinften)
Zu Absatz 1

Absatz 1 dient der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt Ill, Unterabschnitt C, Nummer 1
der Amtshilferichtlinie. Es wird beschrieben, unter welchen Voraussetzungen eine Selbst-
auskunft eines als naturliche Person agierenden Kryptowert-Nutzers oder einer beherr-
schenden Person eines als Rechtstrager agierenden Kryptowert-Nutzers eine gultige
Selbstauskunft ist.

Eine Selbstauskunft ist nur dann gultig, wenn sie von dem als natirliche Person geltenden
Kryptowert-Nutzer oder von der beherrschenden Person des als Rechtstrager agierenden
Kryptowert-Nutzers unterzeichnet oder anderweitig ausdricklich bestatigt ist und be-
stimmte, in den Nummern 1 bis 5 aufgezahlte Angaben enthalt. Die Selbstauskunft kann
dabei auch von jeder nach innerstaatlichem Recht im Namen des als natirliche Person
agierenden Kryptowert-Nutzers oder der beherrschenden Person zeichnungsberechtigten
Person unterzeichnet oder anderweitig ausdrucklich bestatigt werden.

Die Selbstauskunft kann auf beliebige Weise und in beliebiger Form bereitgestellt werden.
Wird die Selbstauskunft in elektronischer Form bereitgestellt, muss das elektronische Sys-
tem gewahrleisten, dass die erhaltenen Informationen mit den Gbermittelten Informationen
identisch sind, und alle Nutzerzugriffe dokumentiert werden, durch die eine Selbstauskunft
bereitgestellt, erneuert oder verandert wird. Darlber hinaus muss durch den Aufbau und
Betrieb des elektronischen Systems, einschliellich der Zugriffsverfahren, sichergestellt
werden, dass die Person, die auf das System zugreift und die Selbstauskunft bereitstellt,
mit der in der Selbstauskunft genannten Person identisch ist. Ein meldender Anbieter von
Krypto-Dienstleistungen darf die Selbstauskunft im Original, als beglaubigte Kopie oder als
Fotokopie (auch als Mikrofiche, elektronische Kopie oder in dhnlicher elektronischer Form)
aufbewahren. Die Selbstauskunft (einschlieflich des Originals) kann auch ausschlielich in
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elektronischer Form vorliegen. Auf Anfrage muss eine gedruckte Kopie aller elektronisch
bereitgestellten Selbstauskinfte vorgelegt werden kénnen.

Der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen kann die in seinen Unterlagen vorhan-
denen Angaben zum Kryptowert-Nutzer oder zu den beherrschenden Personen — mit Aus-
nahme des Staates bzw. der Staaten der steuerlichen Ansassigkeit — bereits vorab in die
Selbstauskunft eintragen und diese lediglich durch den Kryptowert-Nutzer bzw. die beherr-
schende Person vervollstandigen und/oder bestatigen lassen.

Zu Absatz 2

In Absatz 2 wird Anhang VI, Abschnitt Ill, Unterabschnitt C, Nummer 2 der Amtshilferichtli-
nie umgesetzt und geregelt, unter welchen Voraussetzungen eine Selbstauskunft eines als
Rechtstrager agierenden Kryptowert-Nutzers eine glltige Selbstauskunft ist. Im Gegensatz
zu Selbstauskinften als natirliche Person agierender Kryptowert-Nutzer oder beherrschen-
der Personen von als Rechtstrager agierenden Kryptowert-Nutzern sind in Teilen abwei-
chende Angaben erforderlich, damit eine Selbstauskunft giltig ist. Diese sind in den Num-
mern 1 bis 6 naher beschrieben. Im Ubrigen gelten die allgemeinen Anforderungen an
Selbstauskinfte fur als natlirliche Person agierende Kryptowert-Nutzer entsprechend. Eine
Selbstauskunft eines als Rechtstrager agierenden Kryptowert-Nutzers kann von jeder nach
innerstaatlichem Recht zeichnungsberechtigten Person unterzeichnet oder anderweitig
ausdricklich bestatigt werden. Als zeichnungsberechtigt in Bezug auf Selbstauskiinfte gel-
ten in der Regel leitende Angestellte oder Verwaltungsratsmitglieder von Kapitalgesell-
schaften, Gesellschafter von Personengesellschaften, Trustees von Trusts, den vorge-
nannten Funktionstrégern entsprechende Personen sowie sonstige Personen, die vom
Kryptowert-Nutzer schriftlich zur Unterzeichnung von Unterlagen im Namen dieser Perso-
nen bevollmachtigt wurden.

Zu Absatz 3

Absatz 3 enthalt die Klarstellung, dass ungeachtet der Anforderungen der Absatze 1 und 2
die Steueridentifikationsnummer in Bezug auf meldepflichtige Nutzer und beherrschende
Personen von als Rechtstrager agierenden Kryptowert-Nutzern, die meldepflichtige Perso-
nen sind, nicht zu melden ist, wenn der Staat, in dem die meldepflichtige Person steuerlich
ansassig ist, dieser Person keine Steueridentifikationsnummer zuteilt. Davon erfasst sind
nur Falle, in denen Personen in ihrem Ansassigkeitsstaat keinen Anspruch auf eine Steue-
ridentifikationsnummer haben. Ist die Erteilung der Steueridentifikationsnummer von einem
Antrag bzw. einer Anzeige der meldepflichtigen Person gegenliber einer Behdrde des Staa-
tes abhangig und hat die meldepflichtige Person einen solchen Antrag nicht gestellt oder
eine Anzeige nicht erstattet, obwohl sie in dem Staat steuerlich ansassig ist, greift diese
Ausnahmeregelung nicht und die meldepflichtige Person hat sich um die Erteilung der Steu-
eridentifikationsnummer zu bemihen, um diese in der Selbstauskunft angeben zu kénnen.

Zu Absatz 4

In Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt Ill, Unterabschnitt D, Nummer 1 der Amtshilfericht-
linie sieht Absatz 4 vor, dass sich der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen auch
auf eine Selbstauskunft berufen kann, die fiir Zwecke des Finanzkonten-Informationsaus-
tauschgesetzes eingeholt wurde. Gleiches gilt auch flr eine zu anderen Steuerzwecken
beschaffte Selbstauskunft, sofern diese die Voraussetzungen der Absatze 1 oder 2 erfillt.
Dies konnte beispielsweise eine Selbstauskunft fir Zwecke des Gesetzes zu dem Abkom-
men vom 31. Mai 2013 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten
Staaten von Amerika zur Férderung der Steuerehrlichkeit bei internationalen Sachverhalten
und hinsichtlich der als Gesetz Uber die Steuerehrlichkeit bezlglich Auslandskonten be-
kannten US-amerikanischen Informations- und Meldebestimmungen (FATCA-Abkommen),
aber auch flr andere rein inlandische Meldezwecke sein.
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Zu Absatz 5

In Absatz 5 wird Anhang VI, Abschnitt lll, Unterabschnitt D, Nummer 2 der Amtshilferichtli-
nie umgesetzt und klargestellt, dass es zulassig ist, wenn ein meldender Anbieter von
Krypto-Dienstleistungen zur Erfillung der Sorgfaltspflichten nach dem Kryptowerte-Steuer-
transparenzgesetz Fremddienstleister in Anspruch nimmt. Dies fuhrt jedoch nicht dazu,
dass die Verantwortung fur die Erflllung der Sorgfaltspflichten auf diesen Dienstleister
Ubergeht. Vielmehr verbleibt die Verantwortung bei dem meldenden Anbieter von Krypto-
Dienstleistungen.

Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen kann sich auf die Unterlagen, ein-
schliel3lich einer Selbstauskunft, berufen, die von einem Beauftragten des meldepflichtigen
Anbieters von Krypto-Dienstleistungen eingeholt wurden. Der Beauftragte kann die Unter-
lagen in einem Informationssystem aufbewahren, das fur einen einzelnen oder mehrere
meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen betrieben wird, sofern alle meldenden An-
bieter von Krypto-Dienstleistungen, in deren Auftrag der Beauftragte die Unterlagen aufbe-
wahrt, auf einfache Weise Daten zur Art der Unterlagen, die in den Unterlagen enthaltenen
Informationen selbst und den Glltigkeitsstatus der Unterlagen abrufen kénnen, und sofern
die meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen die Mdglichkeit haben, Daten zu ihnen
zur Kenntnis erlangten Sachverhalten, die Auswirkungen auf die Zuverlassigkeit der Unter-
lagen haben kdnnen, auf einfache Weise in das System zu Ubertragen, entweder durch
direkte Eingabe in das elektronische System oder durch Ubermittlung der Informationen an
den Beauftragten. Der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen muss gegebenen-
falls in der Lage sein festzustellen, wie und wann er Daten zu ihm zur Kenntnis gelangten
Sachverhalten Ubertragen hat, die Auswirkungen auf die Verlasslichkeit der Unterlagen ha-
ben kdnnen, und ob von ihm Ubertragene Daten verarbeitet wurden und hinsichtlich der
Gultigkeit der Unterlagen eine angemessene Plausibilitatsprifung durchgefihrt wurde. Der
Beauftragte muss Uber ein System verfigen, durch das sichergestellt wird, dass alle erhal-
tenen Informationen zu Sachverhalten, die Auswirkungen auf die Zuverlassigkeit der Un-
terlagen oder den fur den Kryptowert-Nutzer ermittelten Status haben, allen meldenden
Anbietern von Krypto-Dienstleistungen zur Verflgung gestellt werden, in deren Auftrag der
Beauftragte Unterlagen aufbewahrt.

Zu § 16 (Frist zur Erfiillung der Sorgfaltspflichten)

Mit § 16 werden jeweils die Nummer 1 von Anhang VI, Abschnitt Ill, Unterabschnitte A und
B der Amtshilferichtlinie umgesetzt. Es wird vorgeschrieben, bis wann die Sorgfaltspflichten
zur ldentifizierung meldepflichtiger Personen durch den meldenden Anbieter von Krypto-
Dienstleistungen abzuschlie3en sind. Dies ist grundsatzlich bereits bei Aufnahme der Ge-
schaftsbeziehung der Fall. Das bedeutet, dass vor Abschluss der entsprechenden Verfah-
ren nach §§ 13 — 15 keine meldepflichtigen Transaktionen fir die jeweiligen Kryptowert-
Nutzer durchgefihrt werden durfen. Bei bestehenden Kryptowert-Nutzern im Sinne von § 6
Absatz 6 oder 8 sind die Sorgfaltspflichten bis spatestens 1. Januar 2027 zu erflllen.
Kommt der Kryptowert-Nutzer der Aufforderung des meldenden Anbieters von Krypto-
Dienstleistungen zur Vorlage von Informationen oder Unterlagen, insbesondere zur Vervoll-
standigung einer giltigen Selbstauskunft, nicht nach, hat der meldende Anbieter nach § 17
Mafnahmen zur Durchsetzung der Mitwirkungspflichten zu ergreifen.

Zu § 17 (Durchsetzung von Mitwirkungspflichten)

§ 17 dient der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt A der Amtshilfericht-
linie. Der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ist bei der Erhebung und Uber-
prufung meldepflichtiger Angaben auf die Mitwirkung des jeweiligen Kryptowert-Nutzers an-
gewiesen. Um eine Mitwirkung der Nutzer sicherzustellen, sieht die Vorschrift MaRnahmen
vor, die meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen zu ergreifen verpflichtet sind, um
im Fall unkooperativen Verhaltens seitens eines Kryptowert-Nutzers spurbare Anreize fiur
dessen Mitwirkung zu setzen. Die zu verfolgenden Malinahmen sollen vermeiden, dass
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Kryptowert-Nutzer dauerhaft Krypto-Dienstleistungen in Anspruch nehmen kénnen, ohne
dass die nach dem Gesetz gebotene Transparenz in Bezug auf meldepflichtige Transakti-
onen gewabhrleistet werden kann.

Zu Abschnitt 3 (Meldepflichten)
Zu § 18 (Meldepflicht)
Zu Absatz 1

Mit Absatz 1 werden Anhang VI, Abschnitt I, Unterabschnitte A und E der Amtshilferichtlinie
umgesetzt. Es wird allgemein vorgeschrieben, dass meldende Anbieter von Krypto-Dienst-
leistungen in Bezug auf meldepflichtige Nutzer und Kryptowert-Nutzer, die Uber eine oder
mehrere beherrschende Personen verfligen, bei denen es sich um meldepflichtige Perso-
nen handelt, bis zum 31. Juli fir den vorangegangenen Meldezeitraum Informationen an
das BZSt zu melden haben. Welche Informationen dies sind, wird in § 19 naher geregelt.
Das Verfahren zur Meldung beschreibt § 20.

Eine Ausnahme bilden meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, die im Inland nach
§ 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2, aber auch in einem Drittstaat entsprechenden Sorgfalts-
und Meldepflichten unterliegen. Diese sind nicht verpflichtet, Informationen nach § 19 in
Bezug auf meldepflichtige Nutzer oder beherrschende Personen nach § 20 zu melden,
wenn zwischen dem Drittstaat und dem Ansassigkeitsstaat eines in der Europaischen
Union ansassigen meldepflichtigen Nutzers oder einer beherrschenden Person eine quali-
fizierende Vereinbarung im Sinne von § 8 Absatz 3 besteht. Dabei ist nicht erforderlich,
dass es sich bei dem Drittstaat um einen qualifizierten Drittstaat handelt, also dass dieser
uber eine qualifizierende Vereinbarung mit allen EU-Mitgliedstaaten verfugt. Sind der EU-
Mitgliedstaat, in dem die Meldung nach § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 zu erfolgen hat, und
der EU-Mitgliedstaat, in dem die meldepflichtigen Nutzer oder beherrschenden Personen
steuerlich ansassig sind, verschieden, bewirkt dieser partielle ,switch off* der Meldepflicht,
dass die erforderlichen Informationen zu den meldepflichtigen Nutzern oder beherrschen-
den Personen vom Dirittstaat, in dem der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ebenfalls
einer dem § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 entsprechenden Meldepflicht unterliegt, unmittel-
bar mit dem jeweiligen Ansassigkeitsstaat der meldepflichtigen Nutzer oder beherrschen-
den Personen ausgetauscht werden kdnnen. Ware ein Kryptowert-Betreiber beispielsweise
in Deutschland nach § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 und im Vereinigten Konigreichnach
entsprechenden Vorschriften meldepflichtig und hatte das Vereinigte Konigreich mit Italien
und Spanien, aber mit keinem anderen EU-Mitgliedstaat eine Vereinbarung im Sinne des
§ 8 Absatz 3, dann misste der meldende Kryptowert-Betreiber die erforderlichen Informa-
tionen zu in Spanien und ltalien steuerlich ansassigen meldepflichtigen Nutzern oder be-
herrschenden Personen, die meldepflichtige Personen sind, nicht in Deutschland melden.
Sie werden stattdessen im Vereinigten Konigreich gemeldet und von dort im Wege des
automatischen Informationsaustausches Spanien und Italien zur Verfigung gestellt.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt in Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt D der Amtshilfe-
richtlinie, dass ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen fehlende, unvollstan-
dige oder fehlerhafte Meldungen nachzuholen bzw. zu korrigieren hat. Dies hat unverzig-
lich nach Bekanntwerden der fehlenden, unvollstandigen oder fehlerhaften Meldung zu er-
folgen. Unter Bekanntwerden zahlen unter anderem die Entdeckung technischer Fehler o-
der Buroversehen durch den meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen selbst, aber
auch die Mitteilung durch das BZSt an den meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistun-
gen, dass eine abgegebene Meldung unrichtig oder fehlerhaft ist.
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Zu § 19 (Meldepflichtige Informationen)
Zu Absatz 1

Mit Absatz 1 wird Anhang VI, Abschnitt I, Unterabschnitt B, Nummer 2 der Amtshilferichtli-
nie umgesetzt, indem vorgeschrieben wird, welche Informationen meldende Anbieter von
Krypto-Dienstleistungen Uber sich selbst in einer Meldung nach § 18 an das BZSt anzuge-
ben haben. Hierbei handelt es sich um den Namen, die Anschrift, die Steueridentifikations-
nummer (oder eine andere Identifikationsnummer) und, falls vorhanden, die nach § 11 Ab-
satz 3 erteilte Registriernummer und den LEI-Code, bei dem es sich um eine alphanumeri-
sche Unternehmenskennung handelt, die als internationaler Standard fur Unternehmen des
Finanzmarkts etabliert wurde. All diese Informationen dienen der Identifizierung des mel-
denden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen durch das BZSt und erméglichen dem BZSt
bei Bedarf die Kontaktaufnahme mit dem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 setzt Anhang VI, Abschnitt I, Unterabschnitt B, Nummer 1 und 3 der Amtshilfe-
richtlinie um und schreibt vor, welche Informationen meldende Anbieter von Krypto-Dienst-
leistungen in Bezug auf jeden Kryptowert-Nutzer, der eine meldepflichtige Person ist oder
von einer oder mehreren Personen beherrscht wird, die meldepflichtige Personen sind, zu
melden hat.

Zu Nummer 1

In Nummer 1 ist geregelt, welche Informationen Uber einen meldepflichtigen Kryptowert-
Nutzer zu melden sind, sofern es sich bei diesem um eine natirliche Person handelt. Die
zu meldenden Informationen dienen der Identifizierung der meldepflichtigen Person und
gewahrleisten so die Zuordenbarkeit des Datensatzes durch die Steuerverwaltung zu dem
jeweiligen Steuerfall. Der zu meldende Ansassigkeitsstaat einer meldepflichtigen Person ist
der vom meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen gemaf} den Sorgfaltsverfahren
in Abschnitt 2 des Gesetzes ermittelte Ansassigkeitsstaat. Die zu meldende Steueridentifi-
kationsnummer ist die, die der meldepflichtigen Person von ihrem jeweiligen Ansassigkeits-
staat zugeteilt wurde. Auf die Steueridentifikationsnummer des Herkunftsstaates oder Ge-
burtsstaates kommt es nicht an, wenn die meldepflichtige Person dort nicht (mehr) steuer-
lich ansassig ist bzw. als steuerlich ansassig gilt.

Zu Nummer 2 und 3

Nummer 2 und 3 regeln, welche Informationen Gber einen meldepflichtigen Kryptowert-Nut-
zer zu melden sind, sofern es sich bei diesem um einen Rechtstrager handelt. Dies umfasst
sowohl Informationen zu dem Rechtstrager selbst (Nummer 2) als auch, sofern der Rechts-
trager Uber eine oder mehrere beherrschende Personen verfigt, bei denen es sich um mel-
depflichtige Personen handelt, Informationen zu diesen beherrschenden Personen (Num-
mer 3). Die jeweils zu meldenden Angaben stimmen im Wesentlichen mit denen nach Num-
mer 1 Uberein und dienen der Identifizierung durch die Steuerbehdrden, die die Informatio-
nen schliellich erhalten und verarbeiten. Bei beherrschenden Personen sind zusatzlich die
Funktion oder Funktionen zu melden, aufgrund derer die jeweilige meldepflichtige Person
als beherrschende Person des Rechtstragers anzusehen ist. Diese Angabe dient ebenfalls
dazu, die Verwertbarkeit der Informationen durch die Steuerverwaltung zu erhéhen, indem
besser eingeschatzt werden kann, inwieweit die Person mit dem als Rechtstrager agieren-
den Kryptowert-Nutzer in Verbindung steht.

Nummer 4

Nummer 4 schreibt vor, welche Informationen durch den meldenden Anbieter von Krypto-
Dienstleistungen in Bezug auf meldepflichtige Transaktionen eines meldepflichtigen
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Kryptowert-Nutzers zu melden sind. Hierbei handelt es sich um  Angaben Uber die voll-
standige Bezeichnung der Art des relevanten Kryptowertes (Buchstabe a), den Erwerb und
Verkauf meldepflichtiger Kryptowerte gegen Fiat-Wahrung (Buchstaben b und c¢), Erwerb
und Verkauf meldepflichtiger Kryptowerte gegen andere meldepflichtige Kryptowerte
(Buchstaben d und e), meldepflichtige Massenzahlungstransaktionen (Buchstabe f) und
sonstige Ubertragungen von meldepflichtigen Kryptowerten an und durch den meldepflich-
tigen Nutzer (Buchstaben g bis i), bei denen es sich abweichend von den Transaktionen
nach den Buchstaben b bis f nicht um Tauschgeschéafte handelt, wie beispielsweise eine
Ubertragung von Kryptowerten durch einen Nutzer auf sein Wallet bei einem anderen mel-
denden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen. Bei Ubertragungen an und durch melde-
pflichtige Nutzer gemaR der Buchstaben g bis i hat der meldende Anbieter von Krypto-
Dienstleistungen keine tatsachliche Kenntnis von der gezahlten oder erhaltenen Gegenleis-
tung.

Es ist jeweils der Gesamtwert (Gesamtbruttobetrag bzw. aggregierter beizulegender Markit-
wert) zu melden, was bedeutet, dass die Transaktionen jeder Meldekategorie fur jede Art
von meldepflichtigem Kryptowert in sich jeweils aufzusummieren sind.

Zu § 20 (Meldeverfahren)

Zu Absatz 1

Die Meldung an das BZSt hat ausschlieBlich elektronisch im Wege der Datenfernibertra-
gung zu erfolgen, um eine effiziente und sichere Weiterverarbeitung zu ermaoglichen. Es
sind dabei technische und organisatorische MalRnahmen zu ergreifen, die zur Berlicksich-
tigung der sich aus Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f der Verordnung (EU) 2016/679 ergeben-
den Grundsatze der Integritdt und Vertraulichkeit der Datenverarbeitung und der hierauf
aufbauenden Vorgaben des Artikels 25 der Verordnung (EU) 2016/679 bei der Konzeption
und Umsetzung der Schritte erforderlich sind. Der der Meldung zugrundeliegende amtlich
vorgeschriebene Datensatz wird durch das Bundesministerium der Finanzen bekannt ge-
geben.

Zu Absatz 2, Absatz 3, Absatz 4

Die Absatze 2 bis 4 beschreiben naher, wie die nach § 19 Absatz 2 Nummer 4 zu melden-
den Informationen zu ermitteln bzw. in der Meldung anzugeben und fur diese Zwecke um-
zurechnen sind. Die Vorschriften dienen der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt Il, Un-
terabschnitt B, Nummer 3 (am Ende) der Amtshilferichtlinie.

Die anwendbaren Bewertungsregeln variieren zwischen den Meldekategorien. Im Falle von
Kryptowert-zu-Fiat-Wahrung-Transaktionen missen die meldenden Anbieter von Krypto-
Dienstleistungen den vom meldepflichtigen Nutzer gezahlten oder erhaltenen Betrag abzi-
glich der Transaktionsgebihren in der Fiat-Wahrung melden, in der sie gezahlt oder erhal-
ten wurden. Falls die Betrdge in mehreren Fiat-Wahrungen gezahlt oder erhalten wurden,
mussen sie in einer einzigen Wahrung gemeldet werden, die zum Zeitpunkt jeder relevan-
ten Transaktion auf eine Weise umgerechnet wird, die vom meldenden Anbieter von Krypto-
Dienstleistungen durchgangig angewendet wird.

Fir Kryptowert-zu-Kryptowert-Transaktionen, meldepflichtige Massenzahlungstransaktio-
nen, sonstige Ubertragungen sowie die Meldung von Ubertragungen an Wallets, von denen
dem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen nicht bekannt ist, dass sie mit
Dienstleistern fur virtuelle Vermogenswerte oder Finanzinstituten verbunden sind, missen
meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen in Anbetracht des Fehlens einer (bekann-
ten) Gegenleistung gemal § 19 Absatz 2 Nummer 4 Buchstaben d bis i den beizulegenden
Marktwert der erworbenen und verkauften oder Ubertragenen meldepflichtigen Kryptowerte
abzuglich der Transaktionsgebuhren melden. Auch diese Betrage sind in einer Fiat-Wah-
rung zu ermitteln und zu melden, die zum Zeitpunkt jeder relevanten Transaktion in einer
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Weise bewertet wird, die vom meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen durchgan-
gig angewendet wird.

Die jeweils gewahlte Fiat-Wahrung, auf die die gemeldeten Betrage lauten, ist im Rahmen
der Meldung anzugeben.

Zu Abschnitt 4 (Sonstige Pflichten fiir meldende Anbieter von Krypto-
Dienstleistungen)

Zu § 21 (Informationen fiir meldepflichtige Nutzer)

In Umsetzung von Artikel 25 Absatz 4 der Amtshilferichtlinie schreibt § 21 vor, dass mel-
dende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen jede meldepflichtige Person Uber die Tatsache
und den Zweck der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten zu informieren haben
und sie dabei nach Maltgabe der Verordnung (EU) 2016/679, die nach § 2a Absatz 5 Ab-
gabenordnung entsprechend auch auf die Verarbeitung von Daten nicht naturlicher Perso-
nen Anwendung findet, durch Informationen darin unterstiitzen, ihre subjektiven Betroffe-
nenrechte nach Artikel 15 bis 21 der Verordnung (EU) 2016/679 wirksam geltend machen
zu kénnen. Diese Information hat so rechtzeitig zu erfolgen, dass die meldepflichtige Person
noch vor der erstmaligen Meldung der Informationen durch den meldenden Anbieter von
Krypto-Dienstleistungen an das BZSt die Gelegenheit hat, ihre Betroffenenrechte wahrzu-
nehmen.

Zu § 22 (Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten)

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt B, Num-
mer 1 der Amtshilferichtlinie. Sie verpflichtet meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistun-
gen, die Erfullung der Melde- und Sorgfaltspflichten gemal den Abschnitten 2 und 3 und
der sonstigen Pflichten nach § 21 aufzuzeichnen. Absatz 1 benennt im Einzelnen die In-
halte, die aufzuzeichnen sind, wahrend in Absatz 2 die Zeitpunkte bestimmt sind, zu wel-
chen die Aufzeichnungen vorzunehmen sind. Absatz 3 regelt, dass die Aufzeichnungen und
hierzu herangezogene Informationen und Unterlagen fur die Dauer von zehn Jahren aufzu-
bewahren sind. Die Aufzeichnungen ermdglichen dem BZSt die Uberpriifung der Einhaltung
der Verpflichtungen (vgl. § 10 Absatz 7).

Zu Abschnitt 5 (BuBgeldvorschriften)
Zu § 23 (BuBgeldvorschriften)

In Umsetzung von Artikel 25a der Amtshilferichtlinie werden BuRRgeldvorschriften in Bezug
auf VerstoRe meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen gegen die ihnen nach die-
sem Gesetz obliegenden Registrierungs-, Sorgfalts-, Melde-, Aufzeichnungs- und Aufbe-
wahrungspflichten vorgesehen. Zudem wird die Bul3geldobergrenze fur diese Verstdle
festgelegt, die zustandige Verwaltungsbehdrde bestimmt und Verfahrensvorschriften be-
schrieben.

Zu Absatz 1

Nach Absatz 1 stellt es eine Ordnungswidrigkeit dar, die mit einem BuR3geld geahndet wer-
den kann, wenn vorsatzlich oder leichtfertig gegen eine der in den Nummern 1 bis 8 naher
beschriebenen Pflichten verstoRen wird. Leichtfertig handelt dabei, wer die sich ihm auf-
drangende Mdoglichkeit der Tatbestandsverwirklichung aus besonderem Leichtsinn oder
aus besonderer Gleichgiltigkeit auRer Acht lasst.
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Zu Nummer 1

Nummer 1 erfasst Verstdlie eines Kryptowert-Betreibers gegen die ihm geman § 11 oblie-
gende Registrierungspflicht. Darunter fallt sowohl, entgegen § 11 Absatz 1 in Verbindung
mit § 18 Absatz 1 Satz 1 keine Registrierung zu beantragen oder dies nur mit Verspatung
zu tun, als auch falsche oder unvollstandige Angaben im Sinne des § 11 Absatz 2 einem
Registrierungsantrag zu Grunde zu legen. Gleiches gilt nicht nur fur den erstmaligen Antrag,
sondern auch fir die gemaR § 11 Absatz 2 Satz 2 verpflichtende Anzeige liber Anderungen
der einer Registrierung zugrundeliegenden Informationen.

Zu Nummer 2

Nummer 2 erfasst VerstoRe eines meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen ge-
gen seine Verpflichtung, von einem Kryptowert-Nutzer eine gliltige Selbstauskunft zu be-
schaffen oder deren Plausibilitat zu bestatigen. Ebenfalls stellt es eine buRgeldbewehrte
Ordnungswidrigkeit dar, wenn sich der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen
trotz Anderungen der Gegebenheiten auf eine ihm vorliegende Selbstauskunft verlasst. Un-
ter Nummer 2 fallt es damit insbesondere, eine Selbstauskunft gar nicht oder nicht bis zu
dem in § 16 bestimmten Zeitpunkt anzufordern oder sich mit unvollstandigen, unplausiblen
oder nicht von dem Kryptowert-Nutzer ausdriicklich bestatigten Angaben zufriedenzuge-
ben.

Zu Nummer 3

Nummer 3 erfasst VerstoRe eines meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen ge-
gen seine Verpflichtung festzustellen, ob ein als Rechtstrager agierender Kryptowert-Nutzer
eine oder mehrere beherrschende Personen hat, die meldepflichtige Personen sind.

Zu Nummer 4

Nummer 4 erfasst VerstoRe gegen die einem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleis-
tungen geman § 17 obliegende Verpflichtung, Kryptowert-Nutzer zur Mitwirkung anzuhal-
ten. Unter die BuRgeldbewehrung fallt, Kryptowert-Nutzer nicht oder nicht rechtzeitig auf-
zufordern oder anzumahnen, die erforderlichen Informationen vorzulegen, sowie Krypto-
wert-Nutzer, die ihren Pflichten trotz Aufforderung und Mahnung nicht nachkommen, nicht
oder nicht rechtzeitig an der Durchfuhrung meldepflichtiger Transaktionen zu hindern.

Zu Nummer 5

Nummer 5 erfasst Verstoe gegen die Meldepflicht eines meldenden Anbieters von Krypto-
Dienstleistungen, worunter neben der originaren Meldepflicht nach § 18 Absatz 1 auch die
Pflicht zur Nachholung oder Korrektur einer fehlenden oder fehlerhaften Meldung fallt. Bul3-
geldbewehrt ist demnach, wenn ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen gar
nicht, verspatet, unvollstadndig oder unrichtig bzw. fehlerhaft meldet, ausstehende Meldun-
gen nicht, verspatet, unvollstandig oder unrichtig bzw. fehlerhaft nachholt oder unrichtige
bzw. fehlerhafte Meldungen nicht, verspatet oder unzutreffend korrigiert.

Zu Nummer 6, Nummer 7, Nummer 8

Die Nummern 6 bis 8 erfassen Verstofle gegen die Aufzeichnungs- und Aufbewahrungs-
pflichten nach § 22 von meldenden Anbietern von Krypto-Dienstleistungen. Darunter fallen
die Nichterstellung sowie die verspatete, unrichtige oder unvollstandige Erstellung von Auf-
zeichnungen sowie eine Nicht- bzw. nicht ausreichend lange Aufbewahrung der Aufzeich-
nungen sowie eine nicht rechtzeitige Loschung erstellter Aufzeichnungen.
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Zu Absatz 2
Zu Nummer 1

Nummer 1 regelt die Buligeldobergrenze fir VerstéRe gegen die Ordnungswidrigkeiten ge-
maf Absatz 1 Nummern 1 bis 5. Derartige VerstofRe sollen mit einem Buf3geld von bis zu
50.000 Euro geahndet werden kénnen. Die BuRgeldhéhe entspricht der fir vergleichbare
Verstofie nach ahnlichen gesetzlichen steuerlichen Meldepflichten vorgesehenen Buligeld-
héhe (vgl. § 28 Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz, § 25 Plattformen-Steuertrans-
parenzgesetz).

Zu Nummer 2

Nummer 2 regelt die Buligeldobergrenze fir VerstéRe gegen die Ordnungswidrigkeiten ge-
maf Absatz 1 Nummern 6 bis 8. Derartige VerstoRRe gegen die Aufzeichnungs- und Aufbe-
wahrungspflichten sollen mit einem BulRgeld von bis zu 10.000 Euro geahndet werden kdn-
nen. Diese im Vergleich zu der in Nummer 1 vorgesehen BulRgeldhbhe geringere Bemes-
sung tragt der Tatsache Rechnung, dass insoweit ein geringerer Unrechtsgehalt besteht,
wenn Sorgfalts- und Meldepflichten zutreffend befolgt wurden und es lediglich an den Auf-
zeichnungen daruber fehlt. Dennoch ist ein Unrechtsgehalt vorhanden und nicht vernach-
lassigbar, da es dem BZSt im Falle fehlender, unvollstandiger oder unrichtiger Aufzeich-
nungen erheblich erschwert wird, im Rahmen der Priifung nach § 10 Absatz 7 festzustellen,
ob die Sorgfalts- und Meldepflichten tatsachlich zutreffend und rechtzeitig befolgt wurden.

Zu Absatz 3

Absatz 3 legt das BZSt als zustandige Verwaltungsbehorde im Sinne von § 34 Absatz 1
Nummer 1 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten fest. Eine derartige Zuweisung der
Aufgaben liegt schon deshalb nahe, da innerhalb des BZSt die entsprechenden Verfahren
durchgefluihrt werden, auf Grundlage derer Verstolie nach § 23 Absatz 1 festgestellt werden
(vgl. § 10 Absatz 7).

Zu Absatz 4

Da das BZSt auch Finanzbehorde ist, werden in Absatz 4 verschiedene Vorschriften der
Abgabenordnung insbesondere uber die Zustandigkeit, das Verfahren und die Rechte der
Finanzbehdrde in Buligeldverfahren fur entsprechend anwendbar erklart. Dadurch wird si-
chergestellt, dass die BuRRgeldverfahren effektiv und effizient durchgefluihrt werden kénnen.
Im Ubrigen gelten die Regelungen des Gesetzes tiber Ordnungswidrigkeiten.

Zu Abschnitt 6 (Weitere MaBnahmen)
Zu § 24 (Koordinierung)

§ 24 setzt Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt F, Nummer 6 (letzter Satz) der Amtshil-
ferichtlinie um. Nicht in der Europaischen Union ansassige meldende Anbieter von Krypto-
Dienstleistungen handeln, wenn sie ihrer Registrierungspflicht nicht nachkommen, dem
Recht aller EU-Mitgliedstaaten zuwider. Diese besondere Situation erfordert ein koordinier-
tes Vorgehen der zustéandigen Behdrden der betroffenen EU-Mitgliedstaaten, um sicherzu-
stellen, dass MalRnahmen zur Durchsetzung der Pflichten wirksam sind. Zugleich ist eine
Kooperation im Kreis der EU-Mitgliedstaaten geboten, um unverhaltnismaRige Harten, ins-
besondere eine Doppelbestrafung des meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen,
zu verhindern. Die Vorschrift des § 24 bestimmt vor diesem Hintergrund, dass das BZSt als
zustandige Behorde in die erforderliche Abstimmung mit den anderen EU-Mitgliedstaaten
eintritt und diese bei der Auslibung seiner Befugnisse bericksichtigt.
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Zu Abschnitt 7 (Rechtsweg und Anwendungsbestimmungen)
Zu § 25 (Rechtsweg)

Die Vorschrift bestimmt, dass fur Malinahmen der Finanzbehérden im Anwendungsbereich
des Gesetzes grundsatzlich der Rechtsweg zu den Finanzgerichten eréffnet ist, dies jedoch
bei BuRgeldverfahren nicht der Fall ist. Das zustéandige Gericht bestimmt sich in Bezug auf
BuRgeldverfahren nach § 23 Absatz 4 in Verbindung mit § 410 Absatz 1 Nummer 2 AO in
Verbindung mit § 391 AO sowie den Vorschriften des Gesetzes Uiber Ordnungswidrigkeiten.

Zu § 26 (Anwendungsbestimmungen)

Die Vorschrift bestimmt das Jahr 2026 als den erstmaligen Meldezeitraum.
Zu Artikel 2 (Anderung des EU-Amtshilfegesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 2)

Zu Buchstabe a (§ 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4)

Die Anderungen an Artikel 3 Nummer 14 der Amtshilferichtlinie werden umgesetzt, indem
die Begriffsbestimmung des grenziiberschreitenden Vorbescheides erweitert wird. Kinftig
sollen auch Vorbescheide, die die Bestimmung der steuerlichen Ansassigkeit einer natrli-
chen Person betreffen, umfasst sein. Dadurch wird die Grundlage geschaffen, auch hierzu
erlassene Bescheide zwischen den EU-Mitgliedstaaten gemaR § 7 Absatz 3 EU-Amtshilfe-
gesetz automatisch auszutauschen.

Zu Buchstabe b (§ 2 Absatz 14 und 15 — neu -)
Zu Absatz 14

Es wird definiert, was unter Dividenden von Unternehmen, deren Anteile nicht in einem
Bankkonto verwahrt werden, zu verstehen ist. Diese Begriffsbestimmung ist fir den neu
eingeflgten § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 EU-Amtshilfegesetz relevant, der vorsieht, dass
hierzu kanftig Informationen automatisch zwischen den EU-Mitgliedstaaten ausgetauscht
werden. Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 3 Nummer 28 der Amtshilferichtli-
nie.

Zu Absatz 15

Es wird in Umsetzung von Artikel 3 Nummer 29 der Amtshilferichtlinie eine Begriffsbestim-
mung fir Lebensversicherungsprodukte eingefiihrt. Diese ist fur die Anwendung des § 7
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 EU-Amtshilfegesetz von Bedeutung, der einen automatischen
Austausch zwischen den EU-Mitgliedstaaten Gber Einklnfte vorsieht, die aus Lebensversi-
cherungsprodukten erzielt werden. Der Begriff Lebensversicherungsprodukt soll dabei nur
diejenigen Versicherungsprodukte umfassen, fur die nicht bereits Informationen auf Grund-
lage des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes von einer Versicherungsgesell-
schaft gemeldet und in der Folge durch das BZSt mit den entsprechenden Ansassigkeits-
staaten der Kontoinhaber ausgetauscht werden. So werden gleichermalien Doppeliber-
mittlungen vermieden und Umgehungsmaoglichkeiten verhindert.

Zu Nummer 2 (§ 7)
Zu Buchstabe a (§ 7 Absatz 1)

Die Anderungen an § 7 Absatz 1 dienen der Umsetzung der Anderungen an Artikel 8 Ab-
satz 1 der Amtshilferichtlinie.
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Zu Doppelbuchstabe aa (§ 7 Absatz 1 Satz 1)
Zu Dreifachbuchstabe aaa (§ 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3)

Durch die Anderung wird klargestellt, dass nicht Informationen tiber das Lebensversiche-
rungsprodukt an sich oder dessen Wert, sondern Informationen Uber die daraus erzielten
Einkiinfte ausgetauscht werden. Im Ubrigen wird der bisherige Zusatz ,, die nicht von an-
deren Rechtsakten der Europaischen Union Uber den Austausch von Informationen oder
vergleichbaren MalRnahmen erfasst sind® gestrichen, da dieser nunmehr Gber die neu ein-
gefuhrte Begriffsbestimmung in § 2 Absatz 15 EU-Amtshilfegesetz abgedeckt ist.

Zu Dreifachbuchstabe bbb und Dreifachbuchstabe ccc (§ 7 Absatz 1 Satz 1
Nummer 5 und 6)

Die Nummern 5 und 6 werden wegen der neu angefligten Nummer 7 redaktionell ange-
passt.

Zu Dreifachbuchstabe ddd (§ 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 — neu -)

Dividenden von Unternehmen, deren Anteile nicht in einem Bankdepotkonto verwahrt wer-
den, werden in die Arten von Einklnften einbezogen, die dem automatischen Informations-
austausch zwischen den EU-Mitgliedstaaten unterliegen. Diese Informationen sind nur aus-
zutauschen, sofern sie verfiugbar sind. Diese Vorschrift soll Umgehungsgestaltungen mini-
mieren. Dividenden von Unternehmen, deren Anteile in einem Bankdepotkonto verwahrt
werden, unterliegen bereits nach dem Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz einem
automatischen zwischenstaatlichen Informationsaustausch.

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 7 Absatz 1 Satz 3)
Satz 3 wird an die dem Satz 1 neu angefligte Nummer 7 angepasst.
Zu Buchstabe b (§ 7 Absatz 6)

Die Neufassung des § 7 Absatz 6 EU-Amtshilfegesetz dient der Umsetzung der Anderun-
gen an Artikel 8a Absatz 4 der Amtshilferichtlinie und gewahrleistet, dass der automatische
Austausch uber grenziuberschreitende Vorbescheide zwischen den EU-Mitgliedstaaten
auch derartige Vorbescheide im Sinne von § 2 Absatz 3 EU-Amtshilfegesetz umfasst, die
naturliche Personen betreffen. Dies soll jedoch nur fir besonders vermégende natirliche
Personen gelten oder fur Falle, in denen es um die Bestimmung der steuerlichen Ansassig-
keit einer naturlichen Person geht. So wird sichergestellt, dass nur voraussichtlich erhebli-
che steuerliche Vorbescheide Gegenstand des Informationsaustausches sind.

Zu Buchstabe c (§ 7 Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 und 11)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen, die aus der Neufassung des § 7 Ab-
satz 6 EU-Amtshilfegesetz resultieren und den Anderungen an Artikel 8a Absatz 6 der
Amtshilferichtlinie entsprechen.

Zu Buchstabe d (§ 7 Absatz 8)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung, die aus der Einflgung des neuen § 7
Absatz 14b EU-Amtshilfegesetz resultiert. Eine Anhorung soll, wie in den tbrigen Verfahren
des automatischen Informationsaustausches, auch in Fallen des § 7 Absatz 14b EU-Amts-
hilfegesetz, also beim automatischen Austausch der nach § 18 des Kryptowerte-Steuer-
transparenzgesetzes gemeldeten Informationen, nicht erfolgen (vgl. auch § 10 Absatz 3
Satz 3 Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz).
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Zu Buchstabe e (§ 7 Absatz 14b — neu -)

Im neuen § 7 Absatz 14b EU-Amtshilfegesetz wird die Grundlage fir die Ubermittlung der
von meldenden Anbietern von Krypto-Dienstleistungen gemaR § 18 Kryptowerte-Steuer-
transparenzgesetz an das BZSt gemeldeten Informationen durch das zentrale Verbin-
dungsburo an die zustédndigen Behorden der anderen EU-Mitgliedstaaten geschaffen. Das
zentrale Verbindungsburo ist gemaR § 3 Absatz 2 Satz 1 EU-Amtshilfegesetz das BZSt und
entspricht damit der zustandigen Behdrde im Sinne des § 9 Kryptowerte-Steuertranspa-
renzgesetz in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5j FVG. Die Ubermittlung erfolgt
erstmals zum 30. September 2027.

Gleichzeitig wird auf die Nutzung der von der Europaischen Kommission zur Verfiigung
gestellten Standardformblatter nach Artikel 20 Absatz 5 der Amtshilferichtlinie verwiesen,
welche zur Erleichterung und Standardisierung des Ubermittlungsverfahrens zu verwenden
sein werden.

Zu Buchstabe f (§ 7 Absatz 15 Satz 1)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen, die aus der Einfugung des neuen § 7
Absatz 14b EU-Amtshilfegesetz resultieren.

Zu Nummer 3 (§ 15 Absatz 2 Nummer 3)

In Umsetzung des neugefassten Artikels 16 Absatz 3 der Amtshilferichtlinie sieht § 15 Ab-
satz 2 vor, dass das BZSt unter bestimmten Voraussetzungen Informationen und Doku-
mente, die es von einem anderen EU-Mitgliedstaat erhalten hat, an einen dritten EU-Mit-
gliedstaat weitergeben kann. Eine der daflir geltenden Voraussetzungen ist, dass der an-
dere EU-Mitgliedstaat, von dem die Informationen oder Dokumente urspringlich stammen,
dieser Absicht nicht widerspricht. Hierflir war bisher eine Widerspruchsfrist von zehn Ar-
beitstagen vorzusehen. Die Anderung, diese Widerspruchsfrist nunmehr auf 15 Kalender-
tage festzulegen, flhrt in der Praxis weder zu einer deutlichen Verklrzung noch deutlichen
Verlangerung der bisherigen Frist, die Bestimmung des Fristablaufs wird lediglich deutlich
erleichtert, da nicht mehr ggf. abweichende Arbeits- bzw. Feiertage der unterschiedlichen
EU-Mitgliedstaaten in Erwagung gezogen werden mussen.

Zu Nummer 4 (§ 19 Absatz 2)
Zu Buchstabe a (§ 19 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1)

Durch die vorgenommenen Anderungen werden die Anderungen an Artikel 16 Absatz 1
Satz 1 der Amtshilferichtlinie umgesetzt. Steuerbetrug, Steuerhinterziehung und Steuerver-
meidung kdnnen mit Geldwasche und/oder Terrorismusfinanzierung zusammenhangen. Es
soll daher auf Grundlage der neu eingefiihrten Regelung auch méglich sein, den Steuerbe-
hérden der EU-Mitgliedstaaten vorliegende Informationen — auch wenn diese primar fir
steuerliche Zwecke zwischen den EU-Mitgliedstaaten ausgetauscht wurden — fir Zwecke
der Bekdmpfung von Geldwasche und Terrorismusfinanzierung zu nutzen. Eine vergleich-
bare Befugnis besteht fir rein innerstaatlich erhobene Daten auf Grundlage von § 31b AO.
Ebenso wird klargestellt, dass die Informationen auch zur Bewertung, Anwendung und
Durchsetzung des nationalen Rechts Uber Zdlle verwendet werden durfen. Hiermit wird der
Tatsache Rechnung getragen, dass derartige Mal3nahmen in der Praxis haufig parallel zu
MaRnahmen zur Bewertung, Anwendung und Durchsetzung des nationalen Rechts Uber
die Umsatzsteuer und andere indirekte Steuern erfolgen.

Zu Buchstabe b (§ 19 Absatz 2 Satz 3)

Die Neufassung des Satzes 3 dient der Umsetzung der Erganzungen des Artikels 16 Ab-
satz 2 der Amtshilferichtlinie. Angesichts ihres Umfangs und ihrer Art kdnnen die
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Informationen, die auf der Grundlage der Amtshilferichtlinie bzw. des EU-Amtshilfegesetzes
erhoben und zwischen den EU-Mitgliedstaaten ausgetauscht werden, in bestimmten weite-
ren Bereichen nutzlich sein. Um sicherzustellen, dass die Verwendung der an zwischen
EU-Mitgliedstaaten ausgetauschten Informationen dennoch beschrankt bleibt, muss in Fal-
len, fUr die eine Verwendung nicht ausdricklich gemal § 19 Absatz 2 Satz 1 EU-Amtshil-
fegesetz zuldssig ist, gemal § 19 Absatz 2 Satz 2 EU-Amtshilfegesetz grundsatzlich die
Einwilligung des Ubermittelnden Staates eingeholt werden.

In Fallen, die besondere und schwerwiegende Merkmale aufweisen und in denen ein Ta-
tigwerden auf Ebene der Europaischen Union vereinbart wurde, sollte jedoch eine umfas-
sendere Verwendung der Informationen fir Sanktionsdurchsetzungsbehdrden wie die Zent-
ralstelle flr Sanktionsdurchsetzung und das Zollkriminalamt ermoglicht werden. Aus die-
sem Grund wird in § 19 Absatz 2 Satz 3 erganzt, dass eine Einwilligung des ubermittelnden
EU-Mitgliedsstaates nicht erforderlich ist, wenn Beschllisse nach Artikel 215 des Vertrags
Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union Uber restriktive MalRnahmen gefasst wurden.

Zu Nummer 5 (§ 20 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b)

§ 20 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b setzt Artikel 23 Absatz 3 der Amtshilferichtli-
nie um.

Zu Nummer 6 (§ 21)
Zu Buchstabe a (§ 21 Absatz 1)
Zu Doppelbuchstabe aa (§ 21 Absatz 1 Satz 1)

§ 21 Absatz 1 Satz 1 wird aufgrund der Erganzung des Satzes 2 redaktionell angepasst.
Wirde die Anwendungsregelung nicht auf die Nummern 1 bis 6 des § 7 Absatz 1 Satz 1
beschrankt, wirde diese auch fir die erst mit diesem Gesetz neu eingefligte Nummer 7
gelten.

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 21 Absatz 1 Satz 2 — neu -)

Es wird eine Anwendungsregelung eingeflgt, die klarstellt, dass das auf Grundlage der
durch dieses Gesetz geanderten Vorschriften des EU-Amtshilfegesetzes neu durchzufih-
rende Verfahren des automatischen Informationsaustausches tber Dividenden, die nicht in
einem Bankdepot verwahrt werden, erstmalig in 2027 fir den vorangegangenen Meldezeit-
raum Anwendung finden.

Zu Buchstabe b (§ 21 Absatz 1a Satz 3 — neu -)

Die Anwendungsbestimmung dient der Umsetzung der an Artikel 8 Absatz 2 der Amtshilfe-
richtlinie vorgenommenen Anderungen. Demnach wird das zentrale Verbindungsburo fir
Besteuerungszeitraume, die am oder nach dem 1. Januar 2026 beginnen, Informationen
aus mindestens funf der sieben in § 7 Absatz 1 Satz 1 EU-Amtshilfegesetz aufgefuhrten
Kategorien an die zustandigen Behdrden der anderen EU-Mitgliedstaaten tibermitteln. Das
zentrale Verbindungsbro teilt der Europaischen Kommission mit, flr welche dieser Kate-
gorien Informationen an die zustéandigen Behdrden der anderen EU-Mitgliedstaaten Uber-
mittelt werden, um der Europaischen Kommission hierdurch die Uberwachung der Einhal-
tung der Pflichten aus der Amtshilferichtlinie zu erleichtern.

Zu Buchstabe c (§ 21 Absatz 7 — neu -)
Es wird eine Anwendungsregelung eingefiigt, die klarstellt, dass das auf Grundlage der

durch dieses Gesetz geanderten Vorschriften des EU-Amtshilfegesetzes neu durchzufuh-
rende Verfahren des automatischen Informationsaustausches der von meldenden
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Kryptowert-Anbietern gemeldeten Informationen, erstmalig ab dem 1. Januar 2026 anzu-
wenden ist. Dies wird bezuglich des ersten Meldezeitraums und des Zeitpunkts des ersten
zwischenstaatlichen Austausches im Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz konkretisiert.

Zu Artikel 3 (Anderung des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes)
Zu Nummer 1 (§ 1 Absatz 1 Nummern 1 und 2a — neu -)

Durch die Anderung wird klargestellt, dass der Anwendungsbereich des Gesetzes auch den
Austausch zwischen den EU-Mitgliedsstaaten aufgrund der jingsten Anderung der Amts-
hilferichtlinie durch die Richtlinie 2023/2226 (ABI. L 38 vom 24.10.2023, S. 1) (DAC 8) und
der Zusatzvereinbarung zur Mehrseitigen Vereinbarung vom [Tag der Unterzeichnung) zwi-
schen den zustandigen Behoérden lGber den automatischen Austausch von Informationen
Uber Finanzkonten umfasst.

Zu Nummer 2 (§ 2)

Es handelt sich um Folgeanderungen aufgrund der in § 8 Absatz 1 Finanzkonten-Informa-
tionsaustauschgesetz vorgenommenen Anderungen und Erganzungen (vgl. Nummer 4).
So wird gewahrleistet, dass auch die nunmehr zusatzlich an das BZSt zu meldenden Infor-
mationen durch dieses an die jeweiligen meldepflichtigen Staaten bermittelt werden.

Zu Nummer 3 (§ 7)

Der angefugte Satz 2 regelt den allgemeinen Vorrang der Sorgfalts- und Meldepflichten des
Kryptowerte-Steuertransparenzgesetzes im Verhaltnis zu denen des Finanzkonten-Infor-
mationsaustauschgesetzes. Soweit im Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz bereits Re-
gelungen enthalten sind, die das Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz zum lex spe-
cialis bestimmen, bleiben diese von Satz 2 unberihrt.

Zu Nummer 4 (§ 8)
Zu Buchstabe a (§ 8 Absatz 1 Satz 1)

Die Anderungen in Absatz 1 Satz 1 erfolgen zur Umsetzung der Anderungen an Anhang |,
Abschnitt I, Unterabschnitt A der Amtshilferichtlinie.

Als der gemeinsame Meldestandard konzipiert und in Deutschland in Gestalt des Finanz-
konten-Informationsaustauschgesetzes national umgesetzt wurde, konzentrierten sich die
in § 8 festgelegten Meldepflichten fiir meldende Finanzinstitute in erster Linie auf die Uber-
mittlung der wichtigsten Identifikationsmerkmale in Bezug auf Kontoinhaber und beherr-
schende Personen sowie auf Informationen im Zusammenhang mit den realisierten Ein-
kinften und den auf den Finanzkonten vorhandenen Salden.

Gleichzeitig haben die meldenden Finanzinstitute jedoch voraussichtlich Kenntnis von einer
Reihe anderer Tatsachen und Gegebenheiten im Zusammenhang mit den Kontoinhabern,
den beherrschenden Personen und den ihnen gehdrenden Finanzkonten, die es den Steu-
erbehorden ermoglichen kdnnen, die erhaltenen Informationen besser zu kontextualisieren
und die Verwendung der Daten fir die Zwecke der Einhaltung der Steuervorschriften zu
erleichtern. Aus diesem Grund werden durch die Anderungen an § 8 die Meldepflichten um
folgende zusatzliche Angaben in Bezug auf meldepflichtige Konten erweitert:

— die Funktion(en) der beherrschenden Personen in Bezug auf den kontoinhabenden
Rechtstrager und die Funktion(en) der Inhaber von Eigenkapitalbeteiligungen an einem
Investmentunternehmen:
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Diese Angabe ermdglicht der Steuerbehoérde die Unterscheidung zwischen beherr-
schenden Personen bzw. Beteiligten an Investmentunternehmen danach, ob eine Be-
teiligung durch Eigentum, Kontrolle oder aufgrund einer Begunstigung besteht, in Ab-
grenzung zu denjenigen, die diesen Status aufgrund der Auslibung einer leitenden
Funktion innehaben (z. B. leitende Angestellte, Protektoren, Trustees).

— ob es sich bei dem Konto um ein bestehendes oder ein neues Konto handelt und ob
eine gultige Selbstauskunft eingeholt wurde:

Diese Informationen geben den Steuerbehorden Aufschluss Uber die angewandten
Sorgfaltspflichten und damit Uber die Zuverlassigkeit der erhaltenen Informationen.

— ob es sich bei dem Konto um ein Gemeinschaftskonto handelt, sowie die Anzahl der
gemeinsamen Kontoinhaber:

Diese Informationen ermoglichen es den Steuerbehoérden, der Tatsache Rechnung zu
tragen, dass die Einkinfte und Guthaben auf Gemeinschaftskonten mdglicherweise
nicht in vollem Umfang jedem Kontoinhaber zuzurechnen sind, sondern fallweise zwi-
schen den Kontoinhabern aufgeteilt werden mussen. Mit der Anzahl der gemeinsamen
Kontoinhaber sind alle Inhaber des Kontos gemeint, unabhangig davon, ob es sich um
meldepflichtige Personen handelt oder nicht.

— die Art des Finanzkontos:

Diese Unterscheidung zwischen Einlagekonten, Verwahrkonten, Eigenkapitalbeteili-
gungen und Schuldtiteln sowie Barwertversicherungsvertragen ermdglicht es den
Steuerbehdrden, die von ihren Steuerpflichtigen gehaltenen Finanzanlagen besser zu
verstehen.

Zu Buchstabe b (§ 8 Absatz 2 Satz 2)

Die vorgenommene Ergénzung entspricht den Anderungen an Anhang |, Abschnitt I, Un-
terabschnitt C der Amtshilferichtlinie und sieht vor, dass fir bestehende Konten, fir die
bislang keine Steueridentifikationsnummer oder -nummern beschafft werden konnten, an-
gemessene Anstrengungen zur Beschaffung derartiger Informationen auch immer dann zu
unternehmen sind, wenn die Informationen gemaR den Verfahren zur Bekampfung der
Geldwasche zu aktualisieren sind. Sobald die Steueridentifikationsnummer oder -nummern
auf diesem Weg beschafft werden konnten, sind sie gemaf § 8 Absatz 1 Nummer 1 Buch-
stabe a zu melden. Eine Korrektur der Meldungen fiir abgelaufene Meldezeitraume ist hin-
gegen nicht erforderlich.

Zu Buchstabe c (§ 8 Absatz 5 — neu -)

Der neu eingefugte Absatz 5, der der Umsetzung von Anhang I, Abschnitt I, Unterabschnitt
F der Amtshilferichtlinie dient, enthalt eine optionale Ausnahme fir die Meldung durch mel-
dende Finanzinstitute in Bezug auf die Bruttoerldse aus der VeraufRerung oder dem Ruck-
kauf von Finanzvermdgen, soweit diese auch nach dem Kryptowerte-Steuertransparenzge-
setz meldepflichtig sind und von dem meldepflichtigen Finanzinstitut auch tatsachlich ent-
sprechend gemeldet werden. So werden doppelte Meldungen vermieden.

Zu Buchstabe d (§ 8 Absatz 6)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung aus der Einfugung des neuen Absat-
zes 5.
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Zu Nummer 5 (§ 13 Absatz 2a Satz 4)

Die Erganzungen setzen Anhang |, Abschnitt VII, Unterabschnitt Aa der Amtshilferichtlinie
um. Die Sorgfaltspflichten flir Neukonten natirlicher Personen verlangen grundsatzlich,
dass meldende Finanzinstitute vor Kontoeréffnung Selbstauskiinfte einholen und deren
Plausibilitat bestatigen mussen. Eine Einholung oder Bestéatigung einer Selbstauskunft ist
jedoch in den Ausnahmefallen des § 13 Absatz 2a Satz 1 auch nach Kontoer6ffnung zulas-
sig. Hier kann die Situation eintreten, dass auch 90 Tage nach Kontoerdffnung noch immer
keine glltige Selbstauskunft vorliegt. Die vorgenommene Erganzung in Satz 4 verpflichtet
das meldende Finanzinstitut, in diesen Fallen fir die Ubergangszeit zwischen Kontoeroff-
nung und Einholung sowie Bestatigung der Plausibilitat der Selbstauskunft die steuerliche
Ansassigkeit der Kontoinhaber vorlaufig auf der Grundlage der Sorgfaltsverfahren fiir be-
stehende Konten zu bestimmen.

Zu Nummer 6 (§ 16)
Zu Buchstabe a (§ 16 Absatz 2a Satz 4)

Die Erganzungen setzen Anhang |, Abschnitt VII, Unterabschnitt Aa der Amtshilferichtlinie
um. Die Sorgfaltspflichten fir Neukonten von Rechtstragern verlangen grundsatzlich, dass
meldende Finanzinstitute vor Kontoeroffnung Selbstauskinfte einholen und deren Plausi-
bilitat bestatigen missen. Eine Einholung oder Bestatigung einer Selbstauskunft ist jedoch
in den Ausnahmefallen des § 16 Absatz 2a Satz 1 auch nach Kontoerdffnung zulassig. Hier
kann die Situation eintreten, dass auch 90 Tage nach Kontoeréffnung noch immer keine
gultige Selbstauskunft vorliegt. Die vorgenommene Erganzung in Satz 4 verpflichtet das
meldende Finanzinstitut, in diesen Fallen fir die Ubergangszeit zwischen Kontoeroffnung
und Einholung sowie Bestatigung der Plausibilitat der Selbstauskunft die steuerliche An-
sassigkeit der Kontoinhaber und/oder beherrschenden Personen vorlaufig auf der Grund-
lage der Sorgfaltsverfahren fir bestehende Konten zu bestimmen.

Zu Buchstabe b (§ 16 Absatz 3)

Die Anderungen dienen der Umsetzung des neugefassten Anhang |, Abschnitt VI, Num-
mer 2 Buchstabe b der Amtshilferichtlinie. Durch die Anderungen wir klargestellt, dass sich
ein meldendes Finanzinstitut flr die Feststellung der beherrschenden Person eines Rechts-
tragers nur dann auf die aufgrund von Verfahren zur Bekampfung der Geldwasche erhobe-
nen Informationen verlassen kann, wenn diese Informationen regelmafig gepflegt werden
und die angewandten Verfahren im Einklang mit Abschnitt 3 des Geldwaschegesetzes ste-
hen. Daruber hinaus wird geregelt, dass, wenn die Verfahren nicht im Einklang mit Abschnitt
3 des Geldwaschegesetzes stehen, das meldende Finanzinstitut im Wesentlichen ahnliche
Verfahren anwenden muss. So wird sichergestellt, dass verlassliche Angaben zur beherr-
schenden Person eines Kontoinhabers vorliegen.

Zu Nummer 7 (§ 19)

Die Begriffsbestimmungen werden erganzt, um insbesondere die nunmehr von dem Gesetz
neu umfassten digitalen Finanzprodukte zu definieren sowie in bestehende Definitionen
einzubinden. Dies entspricht den Anderungen und Ergénzungen in Anhang |, Abschnitt VIII
der Amtshilferichtlinie.

Zu Buchstabe a (§ 19 Nummer 5)

Der Begriff des Einlageninstituts wird erweitert, um sicherzustellen, dass auch diejenigen
Anbieter digitaler Geldprodukte, die von der bisherigen Definition nicht bereits erfasst wa-
ren, aber aus Sicht des gemeinsamen Meldestandards relevant sind, weil sie E-Geld-Pro-
dukte halten, erfasst werden.
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Zu Buchstabe b (§ 19 Nummer 6)

Die Definition des Investmentunternehmens wird erweitert, um auch diejenigen Rechtstra-
ger zu erfassen, die in Kryptowerte investieren. Im Ubrigen werden redaktionelle Folgean-
derungen vorgenommen.

Zu Buchstabe c (§ 19 Nummer 7)

Um die Koharenz zwischen Derivaten, die sich auf Kryptowerte beziehen, und Derivaten,
die sich auf anderes Finanzvermégen im Sinne der bisherigen Definition im Finanzkonten-
Informationsaustauschgesetz beziehen, zu gewahrleisten, werden auf Kryptowerte bezo-
gene Derivatkontrakte in die Definition von Finanzvermdgen aufgenommen. Dadurch wird
sichergestellt, dass meldende Finanzinstitute dieselben Sorgfalts- und Meldepflichten auch
auf diese Derivate anzuwenden haben.

Zu Buchstabe d (§ 19 Nummer 9 bis 13 — neu -)
Zu Nummer 9 — neu —

Die Begriffsbestimmung zu E-Geld erleichtert insbesondere die Abgrenzung von Krypto-
werten und ist erforderlich, damit Finanzinstitute feststellen kbnnen, ob es sich bei ihnen
um ein Einlageninstitut bzw. bei den von ihnen gefuhrten Konten um Einlagenkonten im
Sinne des Gesetzes handelt.

Zu Nummer 10 — neu —

Die Definition des Begriffs Fiat-Wahrung ermdglicht insbesondere die Abgrenzung zu Kryp-
towerten, die in erster Linie unter das Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz fallen.

Zu Nummer 11 — neu —

Fir die Definition des Begriffs Kryptowert wird auf die Definition in der Verordnung (EU)
2023/1114 verwiesen. So ist eine einheitliche Einordnung unter den verschiedenen Rechts-
grundlagen gewahrleistet.

Zu Nummer 12 — neu —

Die Abgrenzung zwischen meldepflichtigen und nicht meldepflichtigen Kryptowerten er-
maoglicht Finanzinstituten die Einordnung, ob und nach welcher Rechtsgrundlage eine Mel-
depflicht in Betracht kommt. Die Begriffsbestimmung des meldepflichtigen Kryptowertes
stimmt dabei mit der des Kryptowerte-Steuertransparenzgesetzes iberein und meint die
Meldepflicht aufgrund ebendieses Gesetzes.

Zu Nummer 13 — neu —

Die Definition eines Tauschgeschaftes ist insbesondere fur die Einordnung relevant, ob es
sich bei der Tatigkeit eines Rechtstragers um die Anlage oder Verwaltung von Finanzver-
mogen, Kapital oder meldepflichtigen Kryptowerten im Auftrag Dritter und daher bei dem
Rechtstrager moéglicherweise um ein Investmentunternehmen handelt (vgl. § 19 Nummer 6
Satz 1 Buchstabe a in Verbindung mit Satz 3 Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz
— neu -). Tauschgeschafte sind vom Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz nicht um-
fasst, sondern fallen unter das Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz.

Zu Buchstabe e (§ 19 Nummern 14 bis 17)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung aufgrund der neu eingefiigten Num-
mern 9 bis 13.
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Zu Buchstabe f (§ 19 Nummer 18)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung aufgrund der neu eingefugten Num-
mern 9 bis 13.

Zu Buchstabe g (§ 19 Nummer 19)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung aufgrund der neu eingefigten Num-
mern 9 bis 13.

Zu Buchstabe h (§ 19 Nummer 20 bis 23)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung aufgrund der neu eingefugten Num-
mern 9 bis 13.

Zu Buchstabe i (§ 19 Nummer 24)

Der Begriff des Einlagenkontos wird um Konten erweitert, auf denen fir Kunden E-Geld-
Produkte gehalten werden.

Zu Buchstabe j (§ 19 Nummer 25 bis 30)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung aufgrund der neu eingefligten Num-
mern 9 bis 13.

Zu Buchstabe k (§ 19 Nummer 31) und Buchstabe | (§ 19 Nummer 32)

Die Begriffsbestimmungen flir die Abgrenzung zwischen bestehenden Konten und Neukon-
ten werden angepasst, um der Tatsache Rechnung zu tragen, dass es sich bei einigen
Konten aufgrund der neu eingefihrten Regelungen durch dieses Gesetz erstmals um mel-
depflichtige Finanzkonten nach dem Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz handelt.

Zu Buchstabe m (§ 19 Nummer 33 bis 38)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung aufgrund der neu eingefugten Num-
mern 9 bis 13.

Zu Buchstabe n (§ 19 Nummer 39)

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 19 Nummer 39 Buchstabe a Satz 2) und
Doppelbuchstabe bb (§ 19 Nummer 39 Buchstabe b Satz 2)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung aufgrund der neu eingefiigten Num-
mern 9 bis 13.

Zu Doppelbuchstabe cc (§ 19 Nummer 39 Buchstabe e)

Zu Dreifachbuchstabe aaa (§ 19 Nummer 39 Buchstabe e Doppelbuchstabe bb
Dreifachbuchstabe eee)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung aufgrund der neu eingefugten Num-
mern 9 bis 13.
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Zu Dreifachbuchstabe bbb (§ 19 Nummer 39 Buchstabe e Doppelbuchstabe cc) und
Dreifachbuchstabe ccc (§ 19 Nummer 39 Buchstabe e Doppelbuchstabe dd)

Die Doppelbuchstaben cc und dd werden wegen des neu angefiigten Doppelbuchsta-
bens ee redaktionell angepasst.

Zu Dreifachbuchstabe ddd (§ 19 Nummer 39 Buchstabe e Doppelbuchstabe ee
- heu -)

Sogenannte Kapitaleinzahlungskonten, deren Zweck es ist, Gelder im Hinblick auf die
Grindung einer neuen Gesellschaft oder eine anstehende Kapitalerhéhung fiir einen be-
schrankten Zeitraum zu sperren, gelten nunmehr als ausgenommene Konten, sofern ange-
messene Schutzmalinahmen vorhanden sind, um den Missbrauch solcher Konten zu ver-
hindern. Dies ist der Fall, wenn solche Transaktionen einer Regulierung unterliegen und
von Gesetzes wegen Uber ein spezielles Bankkonto abgewickelt werden missen, wobei
die zugrundeliegenden Gelder eingefroren werden, bis die Kapitaleinlage erfolgt ist und, im
Falle einer Gesellschaftsgriindung, bis die Gesellschaft rechtmafig gegrindet und im Han-
delsregister des Staates bzw. Gebiets eingetragen wurde. Sobald die Gesellschaft recht-
mafig gegrundet und eingetragen ist, wird das Kapitaleinzahlungskonto in ein regulares
Einlagekonto umgewandelt oder der Kapitalbetrag wird auf ein Einlagekonto ibertragen
und das urspriingliche Kapitaleinzahlungskonto wird geschlossen. Wird die Gesellschaft
hingegen nicht gegrindet, werden die Einlagen an den oder die Zeichner zurlckerstattet.

Um sicherzustellen, dass solche Konten nur flir den Abschluss einer bevorstehenden Ka-
pitaleinzahlungstransaktion verwendet werden, wird ein solches Konto nur fir einen Zeit-
raum von maximal 12 Monaten als ausgenommenes Konto behandelt.

Zu Doppelbuchstabe dd (§ 19 Nummer 39 Buchstabe f — neu -)

Es wird eine neue Kategorie ausgenommener Konten eingefiihrt, die digitale Geldprodukte
umfasst, die angesichts des beschrankten gespeicherten Geldwerts ein geringes Risiko
darstellen.

Zu Doppelbuchstabe ee (§ 19 Nummer 39 Buchstabe g und h)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung aufgrund des neu eingefligten Buch-
stabens f.

Zu Buchstabe o (§ 19 Nummer 40)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung aufgrund der neu eingefiigten Num-
mern 9 bis 14.

Zu Buchstabe p (§ 19 Nummer 41)

Die Anderung stellt sicher, dass auch andere Rechtstrager, nicht nur Kapitalgesellschaften,
nicht als meldepflichtige Person anzusehen sind, wenn die Ubrigen Voraussetzungen des
§ 19 Nummer 41 Buchstabe a oder b erfilllt sind.

Zu Buchstabe q (§ 19 Nummer 42 bis 48)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung aufgrund der neu eingefigten Num-
mern 9 bis 13.
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Zu Nummer 8 (§ 25 Absatz 1 Satz 1)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung aufgrund der Anderung nach
Nummer 6 Buchstabe q.

Zu Nummer 9 (§ 27)
Zu Buchstabe a (§ 27 Absatz 2 Satz 2 bis 4 — neu -)

Bei den vorgenommenen Ergdnzungen handelt es sich um Anwendungsbestimmungen.
Diese stellen sicher, dass meldenden Finanzinstituten nach diesem Gesetz zuséatzlich auf-
erlegte Sorgfalts- und Meldepflichten nicht fur zurtckliegende Meldezeitrdume angewandt
werden mussen. Fir die Meldung der Funktion(en), aufgrund derer jede meldepflichtige
Person eine beherrschende Person oder ein Inhaber einer Eigenkapitalbeteiligung an ei-
nem Investmentunternehmen ist (vgl. § 8 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b sowie Num-
mer 6a Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz — neu —) wird, entsprechend des neuen
Anhang | Abschnitt XI der Amtshilferichtlinie, eine zweijahrige Ubergangszeit eingeraumt,
sofern die zugehérigen Finanzkonten vor dem 1. Januar 2026 eréffnet wurden. So wird der
Tatsache Rechnung getragen, dass entsprechende Informationen den meldenden Finan-
zinstituten in Bezug auf diese Konten méglicherweise nicht bereits vorliegen, und es werden
unverhaltnismafige Aufwande der Finanzinstitute zur nachtraglichen Beschaffung dieser
Informationen vermieden.

Zu Buchstabe b (§ 27 Absatz 3 Satz 2 — neu -)

Es wird eine Anwendungsbestimmung erganzt, wonach die neu eingeflihrte BulRgeldvor-
schrift des § 28 Absatz 1 Nummer 11 fir VerstoRe gegen die in § 13 Absatz 2a Satz 4 und
§ 16 Absatz 2a Satz 4 neu eingeflgte Pflicht zur Anwendung der Sorgfaltsverfahren fir be-
stehende Konten erstmals ab dem 1. Januar 2026 Anwendung findet.

Zu Nummer 10 (§ 28)

Entsprechend der Erganzung in § 28 Absatz 1 Nummer 11 handelt ein Finanzinstitut ord-
nungswidrig, wenn es gegen die ihm nach § 13 Absatz 2a Satz 4 und § 16 Absatz 2a Satz 4
auferlegten Sorgfaltspflichten verstof3t, indem es in Fallen, in denen ein Neukonto aus-
nahmsweise ohne Selbstauskunft eréffnet wurde und die Selbstauskunft nicht binnen 90
Tagen nachgereicht oder ihre Plausibilitat bestatigt werden kann, die Sorgfaltspflichten flr
bestehende Konten nicht entsprechend anwendet.

Damit wird Artikel 8 Absatz 3a der Amtshilferichtlinie entsprochen, notwendige MalRnahmen
zu ergreifen, um meldende Finanzinstitute zur wirksamen Anwendung und vor allem Ein-
haltung der Melde- und Sorgfaltspflichten anzuhalten.

Da mit diesem Gesetz zusatzliche Sorgfaltspflichten geschaffen werden (Nummer 4 und
Nummer 5 Buchstabe a), sind dazu korrespondiere Buligeldbewehrungen fir den Fall vor-
zusehen, dass Finanzinstitute diesen Pflichten nicht nachkommen. Entsprechende Ver-
stoRe sollen gemaR der Anderung in Absatz 1a mit bis zu 50.000 Euro GeldbuRe geahndet
werden kénnen. Dies entspricht der fur vergleichbare Sorgfaltspflichtverstée nach diesem
Gesetz vorgesehenen BulRgeldhdhe.

Zu Artikel 4 (Anderung der Abgabenordnung)

Zu Nummer 1 (§ 138f Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b)
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§ 138f Absatz 3 AO definiert schon bisher den Inhalt des Datensatzes, den die mitteilungs-
pflichtige Person einer grenziiberschreitenden Steuergestaltung elektronisch Uber die amt-
lich bestimmte Schnittstelle dem BZSt mitzuteilen hat.

Wegen der gednderten Vorgabe zum Inhalt des zu Ubermittelnden Datensatzes (vgl. Ande-
rung von Artikel 8ab Absatz 14 Buchstabe b der Amtshilferichtlinie) ist die Regelung des
§ 138f Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b zu erganzen. Nach der Richtlinienvorgabe
sind kinftig nicht nur eine Zusammenfassung des Inhalts der mitteilungspflichtigen grenz-
Uberschreitenden Gestaltung, einschliel3lich — soweit vorhanden — eines Verweises auf die
Bezeichnung, unter der sie allgemein bekannt ist, und einer Beschreibung der relevanten
Gestaltungen zu tbermitteln, sondern daneben auch alle sonstigen Informationen, die den
zustandigen Behorden bei der Beurteilung eines Steuerrisikos helfen kdnnten. Vorstehende
Informationen sind allerdings nur zu Ubermitteln, soweit sie nicht zur Preisgabe eines Han-
dels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnisses oder eines Geschaftsverfahrens oder von Infor-
mationen flihren, deren Preisgabe die 6ffentliche Ordnung verletzen wiirde. Mit der vorge-
nommenen Erganzung in § 138f Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b AO wird diese
geanderte Richtlinienvorgabe umgesetzt.

Zu Nummer 2 (§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b)

Da der Inhalt des gegentiber dem BZSt mitzuteilenden Datensatzes Uber grenziiberschrei-
tende und innerstaatliche Steuergestaltungen — soweit moglich — identisch ausgestaltet
werden soll, soll die Anderung des § 138f Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b (vgl.
Nummer 1) auch auf die diesbezlgliche Regelung fir innerstaatliche Steuergestaltungen
Ubertragen werden.

Mit der Erganzung auch in § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b wird ein Gleich-
klang der Regelungen Uber die Mitteilungspflicht bei innerstaatlichen und grenztberschrei-
tenden Steuergestaltungen sichergestellt.

Zu Nummer 3 (§ 379 Absatz 2 Nummer 1e)

§ 379 Absatz 2 Nummer 1e wurde durch das Gesetz zur Einfihrung einer Pflicht zur Mittei-
lung grenziberschreitender Steuergestaltungen (BGBI. | 2019, 2875) eingefuigt. Die Bul3-
geldvorschrift dient der Umsetzung des Art. 25a der Amtshilferichtlinie. Bisher regelte § 379
Absatz 2 Nummer 1e AO, dass derjenige die Mitteilungspflicht in bu3geldbewehrter Weise
verletzt, der eine Mitteilung Uber eine grenzuberschreitende Steuergestaltung nicht oder
nicht rechtzeitig macht oder zur Verfligung stehende Angaben nicht vollstandig mitteilt. Hin-
gegen war die unrichtige Angabe im Wortlaut des § 379 Absatz 2 Nummer 1e AO bislang
nicht enthalten. Um einen Gleichlauf mit den anderen Ordnungswidrigkeitstatbestanden be-
treffend die Mitteilungspflicht Uber grenzuberschreitende Steuergestaltungen (vgl. § 379
Absatz 2 Nummer 1f a.F. und § 379 Absatz 2 Nummer 1g zu gewahrleisten, wird die un-
richtige Angabe durch die Erganzung der Worte ,nicht richtig“ in den Tatbestand des § 379
Absatz 2 Nummer 1e AO aufgenommen.

Zu Artikel 5 (Anderung des Plattformen-Steuertransparenzgesetzes)
Zu Nummer 1 (§ 6 Absatz 9)

Durch die Anderung von § 6 Absatz 9 wird Anhang V, Abschnitt I, Unterabschnitt C, Num-
mer 10 der Amtshilferichtlinie umgesetzt. Die punktuellen Anderungen an der bisherigen
Begriffsdefinition eines ldentifizierungsdienstes konkretisieren, was unter einem solchen
Dienst zu verstehen ist. Dieser erlaubt nicht nur die Bestatigung, sondern die Feststellung
der steuerlichen Ansassigkeit einer Person und wird von dem jeweiligen Staat unentgeltlich
zur Verfligung gestellt.
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Zu Nummer 2 (§ 9 Absatz 3 Satz 3 — neu -)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu den Anderungen an § 14 Absatz 2 Nummer 12
und Absatz 3 Nummer 7 (vgl. Nummer 4). Durch diese wird klargestellt, dass das BZSt in
den Fallen, in denen ein Plattformbetreiber zur Feststellung der steuerlichen Ansassigkeit
eines Anbieters einen durch den jeweiligen Ansassigkeitsstaat des Anbieters bereitgestell-
ten ldentifizierungsdienst verwendet und die Kennung dieses Identifizierungsdienstes ge-
maf § 14 Absatz 2 Nummer 12 und Absatz 3 Nummer 7 an das BZSt gemeldet hat, dem
Ansassigkeitsstaat bei Ubermittlung der gemeldeten Informationen bestimmte Informatio-
nen nicht Ubermitteln muss. Hierbei handelt es sich um typischerweise zur ldentifizierung
eines Anbieters verwendete Informationen, die flir den empfangenen Staat nicht erforder-
lich sind, wenn diesem stattdessen die Gber den von ihm bereitgestellten Identifizierungs-
dienst vergebene Kennung des Anbieters Ubermittelt wird. Mit § 9 Absatz 3 Satz 3 wird Ar-
tikel 8ac Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe m der Amtshilferichtlinie umgesetzt.

Zu Nummer 3 (§ 12 Absatz 5)

Die Anderung an § 12 Absatz 5 setzt die Anderung von Anhang V, Abschnitt IV, Unterab-
schnitt F Nummer 5 durch DAC8 um und bewirkt, dass das BZSt in Bezug auf diejenigen
Plattformbetreiber, denen es eine Registernummer vergeben hat und die aus dem Register
zu léschen sind, selbst die entsprechende Léschung vornehmen kann und daflr nicht vorab
die Europaische Kommission ersuchen muss. Es handelt sich somit um eine Vereinfachung
des bisherigen Verfahrens.

Darlber hinaus wird ein fehlerhafter Verweis auf die Amtshilferichtlinie korrigiert.
Zu Nummer 4 (§ 14)
Zu Buchstabe a (§ 14 Absatz 2 Nummer 11 und 12 — neu -)

Die Nummer 11 des § 14 Absatz 2 wird auf Grund der Anfligung einer neuen Nummer 12
redaktionell angepasst.

Mit der neuen Nummer 12 wird Artikel 8ac Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe m der Amts-
hilferichtlinie umgesetzt. Es wird vorgeschrieben, dass meldende Plattformbetreiber, die zur
Identifizierung eines Anbieters einen Identifizierungsdienst im Sinne von § 6 Absatz 9 nut-
zen, die Kennungen des ldentifizierungsdienstes und den bzw. die EU-Mitgliedstaaten der
Ausstellung melden mussen. Dies gewahrleistet im Mitgliedstaat, an den die Informationen
gemal § 9 Absatz 3 Ubermittelt werden, die sichere Zuordnung der erhaltenen Informatio-
nen.

Zu Buchstabe b (§ 14 Absatz 3 Nummer 7)

Die neu angefligte Nummer 12 in § 14 Absatz 2 bezieht sich nur auf meldepflichtige Anbie-
ter, die natlrliche Personen sind. Durch die Anderung von § 14 Absatz 3 Nummer 7 wird
sichergestellt, dass Artikel 8ac Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe m der Amtshilferichtlinie
auch fur meldepflichtige Anbieter, die Rechtstrager sind, umgesetzt wird.

Zu Nummer 5 (§ 17 Absatz 5)

Der bisherige Absatz 5 entfallt, wodurch die Streichung von Anhang V, Abschnitt I, Unter-
abschnitt B, Nummer 3 der Amtshilferichtlinie durch DAC8 nachvollzogen wird. Es wird
nicht fir sachgerecht erachtet, dass Plattformbetreiber auf die Anwendung der Sorgfalts-
pflichten verzichten kdnnen, weil sie einen Identifizierungsdienst nutzen. Der |dentifizie-
rungsdienst ist stattdessen als Unterstlitzung bzw. Erleichterung bei der Erflllung der Sorg-
faltspflichten zu verstehen.
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Der bisherige Absatz 6 wird wegen der Aufhebung des Absatzes 5 inhaltlich unverandert
der neue Absatz 5

Zu Nummer 6 (§ 29)

Die Erganzung in § 29 regelt, dass Informationen nach § 14 Absatz 2 Nummer 12 Gber ei-
nen durch den meldenden Plattformbetreiber genutzten Identifizierungsdienst erstmals fur
Meldezeitraume gemeldet werden mussen, die am oder nach dem 1. Januar 2026 begin-
nen. Korrespondierend dazu wird das BZSt erst bei Weiterleitung von Informationen, die
Meldezeitraume betreffen, die am oder nach dem 1. Januar 2026 beginnen, in Anwendung
von § 9 Absatz 3 Satz 4 bestimmte Informationen nicht an einen anderen EU-Mitgliedstaat
Ubermitteln. Dies entspricht den Anwendungsregelungen nach Artikel 2 Absatz 1 der DAC
8.

Zu Artikel 6 (Anderung des Finanzverwaltungsgesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5j — neu -)

Mit der neuen Nummer 5j wird dem BZSt die Zustandigkeit fur die Entgegennahme, Wei-
terleitung und Ubermittlung von Informationen gemaf § 10 Absatz 1 bis 3 und die Durch-
fuhrung der Registrierungsverfahren nach § 11 sowie von Buf3geldverfahren nach § 23 des
Kryptowerte-Steuertransparenzgesetzes Ubertragen.

Zu Nummer 2 (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5k)

Die bisherige Nummer 5j wird zur Nummer 5k. Die Regelung wird inhaltlich um die Befugnis
des BZSt erganzt, Informationen zu von Anbietern von Krypto-Dienstleistungen gemeldeten
Informationen (Nummer 5j) auswerten zu dirfen.

Zu Artikel 7 (Inkrafttreten)

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2026 in Kraft.
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		Etwaiger Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmäßig im Ein-zelplan 08 ausgeglichen werden. 

		E. Erfüllungsaufwand 

		E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
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		E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

		Meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen sind verpflichtet, Angaben zu Personen und Unternehmen zu verarbeiten, die Transaktionen durchführen. Die Angaben sind zu-sammen mit weiteren Informationen zu der Art des Kryptowerts und dem Umfang der durch-geführten meldepflichtigen Transaktionen dem Bundeszentralamt für Steuern zu melden. Dabei müssen die meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen im Einzelnen vorgege-bene Sorgfaltspflichten beachten, die sicherstellen sollen, dass vollständige und richti

		Zudem werden die für Finanzinstitute in Hinblick auf Finanzkonten im Ausland steuerlich ansässiger Kontoinhaber bereits bestehenden Sorgfalts- und Meldepflichten ergänzt und teilweise ausgeweitet. Intermediäre, die Dienstleistungen im Zusammenhang mit E-Geld erbringen, können damit erstmalig als Finanzinstitut Sorgfalts- und Meldepflichten unterlie-gen. 

		Für die Wirtschaft ergibt sich eine Erhöhung des jährlichen Erfüllungsaufwands aus Büro-kratiekosten in Höhe von rund 270 000 Euro für die Bearbeitung der Selbstauskünfte und die Meldung an das Bundeszentralamt für Steuern. Es entsteht einmaliger Aufwand von rund 9,3 Millionen Euro, welcher vollständig auf die Kategorie Einmalige Informationspflicht entfällt. 
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		Der laufende Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft unterliegt nicht der „One in, one out“-Regelung (Kabinettsbeschluss vom 25. März 2015), da hiermit ausschließlich die DAC 8 1:1 umgesetzt wird. 
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		Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands (in Tsd. Euro): 

		Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands (in Tsd. Euro): 

		Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands (in Tsd. Euro): 

		Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands (in Tsd. Euro): 

		Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands (in Tsd. Euro): 



		10 548 

		10 548 







		davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): 

		davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): 

		davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): 

		davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): 



		10 548 

		10 548 





		davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): 

		davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): 

		davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): 



		./. 

		./. 





		Einmaliger Erfüllungsaufwand (in Tsd. Euro): 

		Einmaliger Erfüllungsaufwand (in Tsd. Euro): 

		Einmaliger Erfüllungsaufwand (in Tsd. Euro): 



		31 920 

		31 920 





		davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): 

		davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): 

		davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): 



		31 920 

		31 920 





		davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): 

		davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): 

		davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): 



		./. 

		./. 





		davon auf kommunaler Ebene (in Tsd. Euro) 

		davon auf kommunaler Ebene (in Tsd. Euro) 

		davon auf kommunaler Ebene (in Tsd. Euro) 



		./. 

		./. 









		In den Ländern entsteht automationstechnischer Umstellungsaufwand. Die Höhe des Auf-wands ist von hier aus nicht quantifizierbar/bezifferbar. 

		Das Gesetz führt in den Finanzämtern durch qualifizierte Kenntnis von ertragsteuerlich re-levanten Sachverhalten ggf. zu einer Aufwandsminderung durch erleichterte Sachverhalts-prüfung bzw. zu Mehraufwand bei bisher nicht bekannten Tatbeständen. Der personelle Mehr- bzw. Minderaufwand ist jedoch nicht quantifizierbar 

		F. Weitere Kosten 

		Keine. 

		Referentenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen 

		Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2226 des Rates vom 17. Oktober 2023 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU des Rates über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbe-hörden im Bereich der Besteuerung 

		(DAC8-Umsetzungsgesetz – DAC8-UmsG)1) 

		1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2226 des Rates vom 17. Oktober 2023 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Be-reich der Besteuerung (ABl. L 38 vom 24.10.2023, S. 1). 

		1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2226 des Rates vom 17. Oktober 2023 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Be-reich der Besteuerung (ABl. L 38 vom 24.10.2023, S. 1). 

		] 

		aa) nach dem Recht der Bundesrepublik Deutschland gegründet oder errichtet wurde und  

		aa) nach dem Recht der Bundesrepublik Deutschland gegründet oder errichtet wurde und  

		aa) nach dem Recht der Bundesrepublik Deutschland gegründet oder errichtet wurde und  



		bb) entweder im Inland Träger von Rechten und Pflichten ist oder verpflichtet ist, gegenüber einer inländischen Finanzbehörde Steuererklärungen oder andere Steuerinformation hinsichtlich seiner Einkünfte abzugeben; 

		bb) entweder im Inland Träger von Rechten und Pflichten ist oder verpflichtet ist, gegenüber einer inländischen Finanzbehörde Steuererklärungen oder andere Steuerinformation hinsichtlich seiner Einkünfte abzugeben; 

		bb) entweder im Inland Träger von Rechten und Pflichten ist oder verpflichtet ist, gegenüber einer inländischen Finanzbehörde Steuererklärungen oder andere Steuerinformation hinsichtlich seiner Einkünfte abzugeben; 

		a) Name, 

		a) Name, 

		a) Name, 



		b) Anschrift, 

		b) Anschrift, 



		c) Ansässigkeitsstaat oder Ansässigkeitsstaaten, 

		c) Ansässigkeitsstaat oder Ansässigkeitsstaaten, 



		d) Steueridentifikationsnummer oder Steueridentifikationsnummern, soweit es sich nicht um einen Fall des § 15 Absatz 3 handelt, und 

		d) Steueridentifikationsnummer oder Steueridentifikationsnummern, soweit es sich nicht um einen Fall des § 15 Absatz 3 handelt, und 



		e) Geburtsdatum und Geburtsort; 

		e) Geburtsdatum und Geburtsort; 

		e) Geburtsdatum und Geburtsort; 

		a) Firma, 

		a) Firma, 

		a) Firma, 



		b) Anschrift,  

		b) Anschrift,  



		c) Ansässigkeitsstaat oder Ansässigkeitsstaaten und 

		c) Ansässigkeitsstaat oder Ansässigkeitsstaaten und 



		d) Steueridentifikationsnummer oder Steueridentifikationsnummern, soweit es sich nicht um einen Fall des § 15 Absatz 3 handelt, sowie 

		d) Steueridentifikationsnummer oder Steueridentifikationsnummern, soweit es sich nicht um einen Fall des § 15 Absatz 3 handelt, sowie 

		d) Steueridentifikationsnummer oder Steueridentifikationsnummern, soweit es sich nicht um einen Fall des § 15 Absatz 3 handelt, sowie 

		aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

		aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

		aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

		aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

		aaa) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

		aaa) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

		aaa) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

		aaa) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

		bbb) In Nummer 5 wird das Wort „und“ am Ende durch ein Komma ersetzt. 

		bbb) In Nummer 5 wird das Wort „und“ am Ende durch ein Komma ersetzt. 

		bbb) In Nummer 5 wird das Wort „und“ am Ende durch ein Komma ersetzt. 



		ccc) In Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch das Wort „und“ ersetzt. 

		ccc) In Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch das Wort „und“ ersetzt. 



		ddd) Folgende Nummer 7 wird angefügt: 

		ddd) Folgende Nummer 7 wird angefügt: 









		bb) In Satz 3 wird die Angabe „1 bis 6“ durch die Angabe „1 bis 7“ ersetzt. 

		bb) In Satz 3 wird die Angabe „1 bis 6“ durch die Angabe „1 bis 7“ ersetzt. 















		1. der Betrag der Transaktion oder der Reihe von Transaktionen des grenzüber-schreitenden Vorbescheids übersteigt 1.500.000 Euro (oder den entsprechen-den Betrag in einer anderen Währung), sofern dieser Betrag im grenzüber-schreitenden Vorbescheid angegeben ist, oder  

		1. der Betrag der Transaktion oder der Reihe von Transaktionen des grenzüber-schreitenden Vorbescheids übersteigt 1.500.000 Euro (oder den entsprechen-den Betrag in einer anderen Währung), sofern dieser Betrag im grenzüber-schreitenden Vorbescheid angegeben ist, oder  



		2. in dem grenzüberschreitenden Vorbescheid wird festgestellt, ob eine Person in dem Mitgliedstaat, der den Vorbescheid erteilt, steuerlich ansässig ist oder nicht.  

		2. in dem grenzüberschreitenden Vorbescheid wird festgestellt, ob eine Person in dem Mitgliedstaat, der den Vorbescheid erteilt, steuerlich ansässig ist oder nicht.  

		2. in dem grenzüberschreitenden Vorbescheid wird festgestellt, ob eine Person in dem Mitgliedstaat, der den Vorbescheid erteilt, steuerlich ansässig ist oder nicht.  

		cc) In Nummer 1 werden die Wörter „, mit Ausnahme von natürlichen Personen,“ gestrichen und werden nach dem Wort „angehört“ die Wörter „; dies gilt nicht für natürliche Personen, es sei denn, der grenzüberschreitende Vorbescheid betrifft eine natürliche Person und wird nach den Absätzen 3 und 6 übermittelt“ eingefügt. 

		cc) In Nummer 1 werden die Wörter „, mit Ausnahme von natürlichen Personen,“ gestrichen und werden nach dem Wort „angehört“ die Wörter „; dies gilt nicht für natürliche Personen, es sei denn, der grenzüberschreitende Vorbescheid betrifft eine natürliche Person und wird nach den Absätzen 3 und 6 übermittelt“ eingefügt. 

		cc) In Nummer 1 werden die Wörter „, mit Ausnahme von natürlichen Personen,“ gestrichen und werden nach dem Wort „angehört“ die Wörter „; dies gilt nicht für natürliche Personen, es sei denn, der grenzüberschreitende Vorbescheid betrifft eine natürliche Person und wird nach den Absätzen 3 und 6 übermittelt“ eingefügt. 



		dd) In Nummer 11 werden die Wörter „mit Ausnahme von natürlichen Personen,“ gestrichen und nach dem Wort „stehen“ die Wörter „; dies gilt nicht für natürli-che Personen, es sei denn, der grenzüberschreitende Vorbescheid betrifft eine natürliche Person und wird nach den Absätzen 3 und 6 übermittelt“ ein-gefügt. 

		dd) In Nummer 11 werden die Wörter „mit Ausnahme von natürlichen Personen,“ gestrichen und nach dem Wort „stehen“ die Wörter „; dies gilt nicht für natürli-che Personen, es sei denn, der grenzüberschreitende Vorbescheid betrifft eine natürliche Person und wird nach den Absätzen 3 und 6 übermittelt“ ein-gefügt. 

		dd) In Nummer 11 werden die Wörter „mit Ausnahme von natürlichen Personen,“ gestrichen und nach dem Wort „stehen“ die Wörter „; dies gilt nicht für natürli-che Personen, es sei denn, der grenzüberschreitende Vorbescheid betrifft eine natürliche Person und wird nach den Absätzen 3 und 6 übermittelt“ ein-gefügt. 

		aa) In Satz 1 werden nach der Angabe „§ 7 Absatz 1“ die Wörter „Nummer 1 bis 6“ eingefügt. 

		aa) In Satz 1 werden nach der Angabe „§ 7 Absatz 1“ die Wörter „Nummer 1 bis 6“ eingefügt. 

		aa) In Satz 1 werden nach der Angabe „§ 7 Absatz 1“ die Wörter „Nummer 1 bis 6“ eingefügt. 



		bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

		bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 









		a) bei natürlichen Personen der Name, die Anschrift, die Steueridentifikati-onsnummer oder -nummern sowie das Geburtsdatum und der Geburtsort jeder meldepflichtigen Person, die Kontoinhaber ist, und die Information, ob der Kontoinhaber eine gültige Selbstauskunft vorgelegt hat, 

		a) bei natürlichen Personen der Name, die Anschrift, die Steueridentifikati-onsnummer oder -nummern sowie das Geburtsdatum und der Geburtsort jeder meldepflichtigen Person, die Kontoinhaber ist, und die Information, ob der Kontoinhaber eine gültige Selbstauskunft vorgelegt hat, 



		b) bei einem Rechtsträger, der Kontoinhaber ist und für den eine oder meh-rere beherrschende Personen ermittelt wurden, die meldepflichtige Per-sonen sind, der Name, die Anschrift, die Steueridentifikationsnummer o-der -nummern des Rechtsträgers sowie der Name, die Anschrift, die Steueridentifikationsnummer oder -nummern, das Geburtsdatum und der Geburtsort jeder meldepflichtigen Person sowie die Funktion oder Funk-tionen, aufgrund deren jede derartige meldepflichtige Person eine be-herrschende Person des R

		b) bei einem Rechtsträger, der Kontoinhaber ist und für den eine oder meh-rere beherrschende Personen ermittelt wurden, die meldepflichtige Per-sonen sind, der Name, die Anschrift, die Steueridentifikationsnummer o-der -nummern des Rechtsträgers sowie der Name, die Anschrift, die Steueridentifikationsnummer oder -nummern, das Geburtsdatum und der Geburtsort jeder meldepflichtigen Person sowie die Funktion oder Funk-tionen, aufgrund deren jede derartige meldepflichtige Person eine be-herrschende Person des R



		c) die Information, ob es sich bei dem Konto um ein gemeinschaftliches Konto handelt, einschließlich der Anzahl der gemeinsamen Kontoinha-ber;“. 

		c) die Information, ob es sich bei dem Konto um ein gemeinschaftliches Konto handelt, einschließlich der Anzahl der gemeinsamen Kontoinha-ber;“. 

		c) die Information, ob es sich bei dem Konto um ein gemeinschaftliches Konto handelt, einschließlich der Anzahl der gemeinsamen Kontoinha-ber;“. 

		aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter „Absätze 2, 3 und 4“ durch die Wörter „Absätze 2 bis 5“ ersetzt. 

		aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter „Absätze 2, 3 und 4“ durch die Wörter „Absätze 2 bis 5“ ersetzt. 

		aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter „Absätze 2, 3 und 4“ durch die Wörter „Absätze 2 bis 5“ ersetzt. 



		bb) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

		bb) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 









		a) bei natürlichen Personen den Namen, die Anschrift, den oder die Ansässigkeitsstaat oder -staaten im Sinne des § 1 Absatz 1, die Steueridentifikationsnummer oder -nummern sowie das Geburtsda-tum und den Geburtsort jeder meldepflichtigen Person, die Kontoin-haber ist, und die Information, ob der Kontoinhaber eine gültige Selbstauskunft vorgelegt hat, 

		a) bei natürlichen Personen den Namen, die Anschrift, den oder die Ansässigkeitsstaat oder -staaten im Sinne des § 1 Absatz 1, die Steueridentifikationsnummer oder -nummern sowie das Geburtsda-tum und den Geburtsort jeder meldepflichtigen Person, die Kontoin-haber ist, und die Information, ob der Kontoinhaber eine gültige Selbstauskunft vorgelegt hat, 



		b) bei einem Rechtsträger, der Kontoinhaber ist und für den eine oder mehrere beherrschende Personen ermittelt wurden, die 

		b) bei einem Rechtsträger, der Kontoinhaber ist und für den eine oder mehrere beherrschende Personen ermittelt wurden, die 



		meldepflichtige Personen sind, den Namen, die Anschrift, den oder die Ansässigkeitsstaat oder -staaten und die Steueridentifikations-nummer oder -nummern des Rechtsträgers sowie den Namen, die Anschrift, den oder die Ansässigkeitsstaat oder -staaten, die Steue-ridentifikationsnummer oder -nummern, das Geburtsdatum und den Geburtsort jeder meldepflichtigen Person sowie die Funktion oder Funktionen, aufgrund deren jede meldepflichtige Person eine be-herrschende Person des Rechtsträgers ist, und die Informatio

		meldepflichtige Personen sind, den Namen, die Anschrift, den oder die Ansässigkeitsstaat oder -staaten und die Steueridentifikations-nummer oder -nummern des Rechtsträgers sowie den Namen, die Anschrift, den oder die Ansässigkeitsstaat oder -staaten, die Steue-ridentifikationsnummer oder -nummern, das Geburtsdatum und den Geburtsort jeder meldepflichtigen Person sowie die Funktion oder Funktionen, aufgrund deren jede meldepflichtige Person eine be-herrschende Person des Rechtsträgers ist, und die Informatio



		c) die Information, ob es sich bei dem Konto um ein gemeinschaftliches Konto handelt, einschließlich der Anzahl der gemeinsamen Kontoin-haber;“. 

		c) die Information, ob es sich bei dem Konto um ein gemeinschaftliches Konto handelt, einschließlich der Anzahl der gemeinsamen Kontoin-haber;“. 

		c) die Information, ob es sich bei dem Konto um ein gemeinschaftliches Konto handelt, einschließlich der Anzahl der gemeinsamen Kontoin-haber;“. 

		cc) In Nummer 2 werden nach dem Wort „ist“ die Wörter „, die Art des Kontos und die Information, ob es sich bei dem Konto um ein bestehendes Konto oder ein Neukonto handelt“ eingefügt. 

		cc) In Nummer 2 werden nach dem Wort „ist“ die Wörter „, die Art des Kontos und die Information, ob es sich bei dem Konto um ein bestehendes Konto oder ein Neukonto handelt“ eingefügt. 

		cc) In Nummer 2 werden nach dem Wort „ist“ die Wörter „, die Art des Kontos und die Information, ob es sich bei dem Konto um ein bestehendes Konto oder ein Neukonto handelt“ eingefügt. 



		dd) In Nummer 6 wird das Wort „, und“ durch ein Semikolon ersetzt. 

		dd) In Nummer 6 wird das Wort „, und“ durch ein Semikolon ersetzt. 



		ee) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 6a eingefügt: 

		ee) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 6a eingefügt: 









		a) In Absatz 2a Satz 4 werden nach dem Wort „Finanzinstitut“ die Wörter „, um seinen Sorgfalts- und Meldepflichten in Bezug auf den Meldezeitraum nachzukommen, in dem das Konto eröffnet wurde, die Verfahren nach § 14 anwenden, bis die Selbst-auskunft erlangt und ihre Plausibilität bestätigt ist, und“ eingefügt. 

		a) In Absatz 2a Satz 4 werden nach dem Wort „Finanzinstitut“ die Wörter „, um seinen Sorgfalts- und Meldepflichten in Bezug auf den Meldezeitraum nachzukommen, in dem das Konto eröffnet wurde, die Verfahren nach § 14 anwenden, bis die Selbst-auskunft erlangt und ihre Plausibilität bestätigt ist, und“ eingefügt. 



		b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

		b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

		b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

		aa) Die Wörter „und Kundensorgfaltspflichten (AML/KYC – Anti-Money Lau-ndering/Know-your-Customer) erhobenen und verwahrten Informationen ver-lassen“ werden durch die Wörter „erhobenen und gepflegten Informationen verlassen, solange diese im Einklang mit Abschnitt 3 des Geldwäschegeset-zes stehen“ ersetzt. 

		aa) Die Wörter „und Kundensorgfaltspflichten (AML/KYC – Anti-Money Lau-ndering/Know-your-Customer) erhobenen und verwahrten Informationen ver-lassen“ werden durch die Wörter „erhobenen und gepflegten Informationen verlassen, solange diese im Einklang mit Abschnitt 3 des Geldwäschegeset-zes stehen“ ersetzt. 

		aa) Die Wörter „und Kundensorgfaltspflichten (AML/KYC – Anti-Money Lau-ndering/Know-your-Customer) erhobenen und verwahrten Informationen ver-lassen“ werden durch die Wörter „erhobenen und gepflegten Informationen verlassen, solange diese im Einklang mit Abschnitt 3 des Geldwäschegeset-zes stehen“ ersetzt. 



		bb) Folgender Satz wird angefügt: 

		bb) Folgender Satz wird angefügt: 









		a) In Nummer 5 werden nach dem Wort „entgegennimmt“ die Wörter „oder E-Geld zugunsten seiner Kunden hält“ eingefügt. 

		a) In Nummer 5 werden nach dem Wort „entgegennimmt“ die Wörter „oder E-Geld zugunsten seiner Kunden hält“ eingefügt. 



		b) Nummer 6 wird wie folgt geändert: 

		b) Nummer 6 wird wie folgt geändert: 

		b) Nummer 6 wird wie folgt geändert: 

		aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

		aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

		aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

		aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

		aaa) In Buchstabe a werden nach dem Wort „Kunden“ die Wörter „oder in dessen Namen“ eingefügt. 

		aaa) In Buchstabe a werden nach dem Wort „Kunden“ die Wörter „oder in dessen Namen“ eingefügt. 

		aaa) In Buchstabe a werden nach dem Wort „Kunden“ die Wörter „oder in dessen Namen“ eingefügt. 



		bbb) In Buchstabe a Doppelbuchstabe cc wird nach dem Wort „Finanzver-mögen“ ein Komma eingefügt und die Wörter „oder Kapital“ durch die Wörter „Kapital oder meldepflichtigen Kryptowerten“ ersetzt. 

		bbb) In Buchstabe a Doppelbuchstabe cc wird nach dem Wort „Finanzver-mögen“ ein Komma eingefügt und die Wörter „oder Kapital“ durch die Wörter „Kapital oder meldepflichtigen Kryptowerten“ ersetzt. 



		ccc) In Buchstabe b werden nach dem Wort „Finanzvermögen“ die Wörter „oder meldepflichtigen Kryptowerten“ eingefügt. 

		ccc) In Buchstabe b werden nach dem Wort „Finanzvermögen“ die Wörter „oder meldepflichtigen Kryptowerten“ eingefügt. 









		bb) In Satz 2 werden nach den Wörtern „von Finanzvermögen“ die Wörter „oder meldepflichtigen Kryptowerten“ eingefügt. 

		bb) In Satz 2 werden nach den Wörtern „von Finanzvermögen“ die Wörter „oder meldepflichtigen Kryptowerten“ eingefügt. 



		cc) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

		cc) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 



		dd) In dem neuen Satz 4 werden die Wörter „Nummer 42 Buchstabe d bis g“ durch die Wörter „Nummer 48 Buchstabe d bis g“ ersetzt. 

		dd) In dem neuen Satz 4 werden die Wörter „Nummer 42 Buchstabe d bis g“ durch die Wörter „Nummer 48 Buchstabe d bis g“ ersetzt. 



		ee) In dem neuen Satz 5 werden die Wörter „den Empfehlungen der Arbeits-gruppe finanzielle Maßnahmen gegen Geldwäsche (Financial Action Task Force – FATF – on-Money Laundering)“ durch die Wörter „der Richtlinie (EU) 2015/849“ ersetzt. 

		ee) In dem neuen Satz 5 werden die Wörter „den Empfehlungen der Arbeits-gruppe finanzielle Maßnahmen gegen Geldwäsche (Financial Action Task Force – FATF – on-Money Laundering)“ durch die Wörter „der Richtlinie (EU) 2015/849“ ersetzt. 









		c) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

		c) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 



		d) Nach Nummer 8 werden die folgenden Nummern 9 bis 13 eingefügt: 

		d) Nach Nummer 8 werden die folgenden Nummern 9 bis 13 eingefügt: 









		9. „ E-Geld: jedes Produkt, das 

		9. „ E-Geld: jedes Produkt, das 

		9. „ E-Geld: jedes Produkt, das 

		a) eine digitale Darstellung einer einzigen Fiat-Währung ist, 

		a) eine digitale Darstellung einer einzigen Fiat-Währung ist, 

		a) eine digitale Darstellung einer einzigen Fiat-Währung ist, 



		b) gegen Zahlung eines Geldbetrags ausgestellt wird, um damit Zahlungs-vorgänge durchzuführen, 

		b) gegen Zahlung eines Geldbetrags ausgestellt wird, um damit Zahlungs-vorgänge durchzuführen, 



		c) eine Forderung gegenüber dem Emittenten darstellt, die auf dieselbe Fiat-Währung lautet, 

		c) eine Forderung gegenüber dem Emittenten darstellt, die auf dieselbe Fiat-Währung lautet, 



		d) von einer anderen natürlichen oder juristischen Person als dem Emitten-ten als Zahlungsmittel angenommen wird und 

		d) von einer anderen natürlichen oder juristischen Person als dem Emitten-ten als Zahlungsmittel angenommen wird und 



		e) kraft der für den Emittenten geltenden regulatorischen Anforderungen auf Antrag des Inhabers des Produkts für dieselbe Fiat-Währung jeder-zeit und zum Nennwert einlösbar ist. 

		e) kraft der für den Emittenten geltenden regulatorischen Anforderungen auf Antrag des Inhabers des Produkts für dieselbe Fiat-Währung jeder-zeit und zum Nennwert einlösbar ist. 









		10. Fiat-Währung: die offizielle Währung eines Staates, die von einem Staat oder der von einem Staat bestimmten Zentralbank oder Währungsbehörde in Form von physischen Banknoten oder Münzen oder Geld in verschiedenen digita-len Formen, einschließlich Bankreserven, ausgegeben wird. Der Ausdruck umfasst auch Geschäftsbankgeld und E-Geld-Produkte; 

		10. Fiat-Währung: die offizielle Währung eines Staates, die von einem Staat oder der von einem Staat bestimmten Zentralbank oder Währungsbehörde in Form von physischen Banknoten oder Münzen oder Geld in verschiedenen digita-len Formen, einschließlich Bankreserven, ausgegeben wird. Der Ausdruck umfasst auch Geschäftsbankgeld und E-Geld-Produkte; 



		11. Kryptowert ist jeder Wert im Sinne des des § 3 Absatz 1 Kryptowerte-Steuer-transparenzgesetzes. ; 

		11. Kryptowert ist jeder Wert im Sinne des des § 3 Absatz 1 Kryptowerte-Steuer-transparenzgesetzes. ; 



		12. Meldepflichtiger Kryptowert ist jeder Wert im Sinne des § 3 Absatz 2 des Kryptowerte-Steuertransparenzgesetzes;  

		12. Meldepflichtiger Kryptowert ist jeder Wert im Sinne des § 3 Absatz 2 des Kryptowerte-Steuertransparenzgesetzes;  



		13. Tauschgeschäft ist jede Transaktion im Sinne des § 5 Absatz 2 des Krypto-werte-Steuertransparenzgesetzes.“ 

		13. Tauschgeschäft ist jede Transaktion im Sinne des § 5 Absatz 2 des Krypto-werte-Steuertransparenzgesetzes.“ 

		13. Tauschgeschäft ist jede Transaktion im Sinne des § 5 Absatz 2 des Krypto-werte-Steuertransparenzgesetzes.“ 

		e) Die bisherigen Nummern 9 bis 12 werden die Nummern 14 bis 17. 

		e) Die bisherigen Nummern 9 bis 12 werden die Nummern 14 bis 17. 

		e) Die bisherigen Nummern 9 bis 12 werden die Nummern 14 bis 17. 



		f) Die bisherige Nummer 13 wird Nummer 18 und deren Buchstabe c wie folgt geän-dert: 

		f) Die bisherige Nummer 13 wird Nummer 18 und deren Buchstabe c wie folgt geän-dert: 

		f) Die bisherige Nummer 13 wird Nummer 18 und deren Buchstabe c wie folgt geän-dert: 

		aa) In Doppelbuchstabe bb wird die Angabe „Nummern 13 bis 15“ durch die An-gabe „Nummern 18 bis 20“ ersetzt. 

		aa) In Doppelbuchstabe bb wird die Angabe „Nummern 13 bis 15“ durch die An-gabe „Nummern 18 bis 20“ ersetzt. 

		aa) In Doppelbuchstabe bb wird die Angabe „Nummern 13 bis 15“ durch die An-gabe „Nummern 18 bis 20“ ersetzt. 



		bb) In Doppelbuchstabe cc werden die Angabe „Nummern 13 bis 15“ durch die Angabe „Nummern 18 bis 20“ und die Angabe „Nummer 34 Buchstabe a“ durch die Angabe „Nummer 39 Buchstabe a“ ersetzt. 

		bb) In Doppelbuchstabe cc werden die Angabe „Nummern 13 bis 15“ durch die Angabe „Nummern 18 bis 20“ und die Angabe „Nummer 34 Buchstabe a“ durch die Angabe „Nummer 39 Buchstabe a“ ersetzt. 









		g) Die bisherige Nummer 14 wird Nummer 19 und in deren Buchstabe c wird die An-gabe „Nummer 34 Buchstabe a“ durch die Angabe „Nummer 39 Buchstabe a“ er-setzt. 

		g) Die bisherige Nummer 14 wird Nummer 19 und in deren Buchstabe c wird die An-gabe „Nummer 34 Buchstabe a“ durch die Angabe „Nummer 39 Buchstabe a“ er-setzt. 



		h) Die bisherigen Nummern 15 bis 18 werden die Nummern 20 bis 23. 

		h) Die bisherigen Nummern 15 bis 18 werden die Nummern 20 bis 23. 



		i) Die bisherige Nummer 19 wird Nummer 24 und wie folgt geändert: 

		i) Die bisherige Nummer 19 wird Nummer 24 und wie folgt geändert: 

		i) Die bisherige Nummer 19 wird Nummer 24 und wie folgt geändert: 

		aa) In Satz 1 werden die Wörter „Finanzinstitut im Rahmen gewöhnlicher Bankge-schäfte oder einer ähnlichen Geschäftstätigkeit“ durch das Wort „Einlagen-institut“ ersetzt. 

		aa) In Satz 1 werden die Wörter „Finanzinstitut im Rahmen gewöhnlicher Bankge-schäfte oder einer ähnlichen Geschäftstätigkeit“ durch das Wort „Einlagen-institut“ ersetzt. 

		aa) In Satz 1 werden die Wörter „Finanzinstitut im Rahmen gewöhnlicher Bankge-schäfte oder einer ähnlichen Geschäftstätigkeit“ durch das Wort „Einlagen-institut“ ersetzt. 



		bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

		bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 









		j) Die bisherigen Nummern 20 bis 25 werden die Nummern 25 bis 30. 

		j) Die bisherigen Nummern 20 bis 25 werden die Nummern 25 bis 30. 



		k) Die bisherige Nummer 26 wird Nummer 31 und deren Buchstabe a wie folgt ge-fasst: 

		k) Die bisherige Nummer 26 wird Nummer 31 und deren Buchstabe a wie folgt ge-fasst: 



		l) Die bisherige Nummer 27 wird Nummer 32 und wie folgt gefasst: 

		l) Die bisherige Nummer 27 wird Nummer 32 und wie folgt gefasst: 



		m) Die bisherigen Nummern 28 bis 33 werden die Nummern 33 bis 38. 

		m) Die bisherigen Nummern 28 bis 33 werden die Nummern 33 bis 38. 



		n) Die bisherige Nummer 34 wird Nummer 39 und wie folgt geändert: 

		n) Die bisherige Nummer 34 wird Nummer 39 und wie folgt geändert: 

		n) Die bisherige Nummer 34 wird Nummer 39 und wie folgt geändert: 

		aa) In Buchstabe a Satz 2 werden die Angabe „Nummer 34“ jeweils durch die An-gabe „Nummer 39“ und die Wörter „Nummern 13 bis 15“ durch die Wörter „Nummern 18 bis 20“ ersetzt. 

		aa) In Buchstabe a Satz 2 werden die Angabe „Nummer 34“ jeweils durch die An-gabe „Nummer 39“ und die Wörter „Nummern 13 bis 15“ durch die Wörter „Nummern 18 bis 20“ ersetzt. 

		aa) In Buchstabe a Satz 2 werden die Angabe „Nummer 34“ jeweils durch die An-gabe „Nummer 39“ und die Wörter „Nummern 13 bis 15“ durch die Wörter „Nummern 18 bis 20“ ersetzt. 



		bb) In Buchstabe b Satz 2 werden die Angabe „Nummer 34“ jeweils durch die An-gabe „Nummer 39“ und die Wörter „Nummern 13 bis 15“ durch die Wörter „Nummern 18 bis 20“ ersetzt. 

		bb) In Buchstabe b Satz 2 werden die Angabe „Nummer 34“ jeweils durch die An-gabe „Nummer 39“ und die Wörter „Nummern 13 bis 15“ durch die Wörter „Nummern 18 bis 20“ ersetzt. 



		cc) Buchstabe e wird wie folgt geändert: 

		cc) Buchstabe e wird wie folgt geändert: 

		cc) Buchstabe e wird wie folgt geändert: 

		aaa) In Doppelbuchstabe bb Dreifachbuchstabe eee werden die Wörter „Nummer 34 Buchstabe f“ durch die Wörter „Nummer 39 Buchstabe g“ ersetzt. 

		aaa) In Doppelbuchstabe bb Dreifachbuchstabe eee werden die Wörter „Nummer 34 Buchstabe f“ durch die Wörter „Nummer 39 Buchstabe g“ ersetzt. 

		aaa) In Doppelbuchstabe bb Dreifachbuchstabe eee werden die Wörter „Nummer 34 Buchstabe f“ durch die Wörter „Nummer 39 Buchstabe g“ ersetzt. 



		bbb) In Doppelbuchstabe cc wird das Wort „oder“ durch ein Komma ersetzt. 

		bbb) In Doppelbuchstabe cc wird das Wort „oder“ durch ein Komma ersetzt. 



		ccc) In Doppelbuchstabe dd wird das Komma durch das Wort „oder“ ersetzt. 

		ccc) In Doppelbuchstabe dd wird das Komma durch das Wort „oder“ ersetzt. 



		ddd) Der folgende Doppelbuchstabe ee wird angefügt: 

		ddd) Der folgende Doppelbuchstabe ee wird angefügt: 



		aaa) das Konto wird ausschließlich zur Einlage von Kapital ver-wendet, das gemäß den gesetzlichen Vorschriften für die Gründung oder Kapitalerhöhung einer Gesellschaft ver-wendet werden soll, 

		aaa) das Konto wird ausschließlich zur Einlage von Kapital ver-wendet, das gemäß den gesetzlichen Vorschriften für die Gründung oder Kapitalerhöhung einer Gesellschaft ver-wendet werden soll, 



		bbb) alle auf dem Konto gehaltenen Beträge werden gesperrt, bis das meldende Finanzinstitut eine unabhängige Bestä-tigung über die Gründung oder Kapitalerhöhung erhält, 

		bbb) alle auf dem Konto gehaltenen Beträge werden gesperrt, bis das meldende Finanzinstitut eine unabhängige Bestä-tigung über die Gründung oder Kapitalerhöhung erhält, 



		ccc) das Konto wird nach der Gründung oder Kapitalerhöhung geschlossen oder in ein Konto auf den Namen der Gesell-schaft umgewandelt, 

		ccc) das Konto wird nach der Gründung oder Kapitalerhöhung geschlossen oder in ein Konto auf den Namen der Gesell-schaft umgewandelt, 



		ddd) jegliche Rückzahlungen, die sich aus einer gescheiterten Gründung oder Kapitalerhöhung ergeben, werden ohne Gebühren für Dienstleister und ähnliche Gebühren aus-schließlich an die Personen geleistet, die die Beträge ein-gebracht haben, und 

		ddd) jegliche Rückzahlungen, die sich aus einer gescheiterten Gründung oder Kapitalerhöhung ergeben, werden ohne Gebühren für Dienstleister und ähnliche Gebühren aus-schließlich an die Personen geleistet, die die Beträge ein-gebracht haben, und 



		eee) das Konto wurde vor nicht mehr als 12 Monaten eingerich-tet,“. 

		eee) das Konto wurde vor nicht mehr als 12 Monaten eingerich-tet,“. 









		dd) Nach Buchstabe e wird folgender Buchstabe f eingefügt: 

		dd) Nach Buchstabe e wird folgender Buchstabe f eingefügt: 



		ee) Die bisherigen Buchstaben f und g werden die Buchstaben g und h. 

		ee) Die bisherigen Buchstaben f und g werden die Buchstaben g und h. 









		o) Die bisherige Nummer 35 wird Nummer 40. 

		o) Die bisherige Nummer 35 wird Nummer 40. 



		p) Die bisherige Nummer 36 wird Nummer 41 und wie folgt geändert: 

		p) Die bisherige Nummer 36 wird Nummer 41 und wie folgt geändert: 

		p) Die bisherige Nummer 36 wird Nummer 41 und wie folgt geändert: 

		aa) In Buchstabe a werden die Wörter „eine Kapitalgesellschaft, deren Aktien“ durch die Wörter „ein Rechtsträger, dessen Anteile“ ersetzt. 

		aa) In Buchstabe a werden die Wörter „eine Kapitalgesellschaft, deren Aktien“ durch die Wörter „ein Rechtsträger, dessen Anteile“ ersetzt. 

		aa) In Buchstabe a werden die Wörter „eine Kapitalgesellschaft, deren Aktien“ durch die Wörter „ein Rechtsträger, dessen Anteile“ ersetzt. 



		bb) Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

		bb) Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 









		q) Die bisherigen Nummern 37 bis 43 werden die Nummern 42 bis 48. 

		q) Die bisherigen Nummern 37 bis 43 werden die Nummern 42 bis 48. 



		a) Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

		a) Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 



		b) Absatz 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 

		b) Absatz 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 



		a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

		a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

		a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

		aa) Nach Nummer 10 wird die folgende Nummer 11 eingefügt: 

		aa) Nach Nummer 10 wird die folgende Nummer 11 eingefügt: 

		aa) Nach Nummer 10 wird die folgende Nummer 11 eingefügt: 



		bb) Die bisherigen Nummern 11 bis 13 werden die Nummern 12 bis 14. 

		bb) Die bisherigen Nummern 11 bis 13 werden die Nummern 12 bis 14. 









		b) In Absatz 1a wird die Angabe „6 bis 13“ durch die Angabe „6 bis 14“ ersetzt. 

		b) In Absatz 1a wird die Angabe „6 bis 13“ durch die Angabe „6 bis 14“ ersetzt. 



		a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

		a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

		a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

		aa) In Nummer 11 wird der Punkt durch ein Semikolon ersetzt. 

		aa) In Nummer 11 wird der Punkt durch ein Semikolon ersetzt. 

		aa) In Nummer 11 wird der Punkt durch ein Semikolon ersetzt. 



		bb) Folgende Nummer 12 wird angefügt: 

		bb) Folgende Nummer 12 wird angefügt: 









		b) In Absatz 3 Nummer 7 wird die Angabe „11“ durch die Angabe „12“ ersetzt. 

		b) In Absatz 3 Nummer 7 wird die Angabe „11“ durch die Angabe „12“ ersetzt. 



		a) Absatz 5 wird aufgehoben. 

		a) Absatz 5 wird aufgehoben. 



		b) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5. 

		b) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5. 
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		Abschnitt 1 

		Allgemeine Vorschriften 

		Unterabschnitt 1 

		Anwendungsbereich 

		§ 1 

		Anwendungsbereich 

		(1) Dieses Gesetz regelt die Sorgfalts- und Meldepflichten für meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen und den automatischen Austausch von Informationen über Kryp-towerte in Steuersachen mit Mitgliedstaaten der Europäischen Union aufgrund der Richtli-nie 2011/16/EU des Rates vom 15. Februar 2011 über die Zusammenarbeit der Verwal-tungsbehörden im Bereich der Besteuerung und zur Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG (ABl. L 64 vom 11.3.2011, S. 1; Amtshilferichtlinie) in der Fassung der Richtlinie 2023/2

		(2) Dieses Gesetz regelt die Sorgfalts- und Meldepflichten für meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen und den automatischen Austausch von Informationen über Kryp-towerte in Steuersachen mit Drittstaaten, die Vertragsparteien der von der Bundesrepublik Deutschland [Ort der Unterzeichnung] unterzeichneten Mehrseitigen Vereinbarung vom [Tag der Unterzeichnung] zwischen den zuständigen Behörden über den automatischen Austausch von Informationen meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen sind und dies

		Unterabschnitt 2 

		Begriffsbestimmungen 

		§ 2 

		Allgemeines 

		Für dieses Gesetz gelten die Begriffsbestimmungen der §§ 3 bis 8. 

		§ 3 

		Meldepflichtiger Kryptowert 

		(1) Ein Kryptowert ist ein Kryptowert im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 5 der Verordnung (EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über Märkte für Kryptowerte und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 sowie der Richtlinien 2013/36/EU und (EU) 2019/1937 (ABl. L 150 vom 9.6.2023, S. 40) zuletzt geändert durch die Verordnung (EU) 2023/2869 des Europäi-schen Parlaments und des Rates (ABl. L 286913, S. 1). 

		(2) Ein meldepflichtiger Kryptowert ist jeder Kryptowert außer E-Geld oder solchen Kryptowerten, für die der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen hinreichend fest-gestellt hat, dass sie nicht für Zahlungs- oder Investitionszwecke verwendet werden kön-nen.  

		(3) E-Geld ist ein Kryptowert, der digitale Darstellung einer einzigen Fiat-Währung ist, gegen Zahlung eines Geldbetrags für die Durchführung von Zahlungsvorgängen ausgege-ben wird, eine auf dieselbe Fiat-Währung lautende Forderung gegenüber dem Emittenten darstellt und von einer anderen natürlichen oder juristischen Person als dem Emittenten als Zahlungsmittel angenommen wird. 

		§ 4 

		Meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen 

		(1) Ein Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ist ein Anbieter von Krypto-Dienstleis-tungen im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 15 der Verordnung (EU) 2023/1114. 

		(2) Ein Kryptowert-Betreiber ist eine natürliche Person oder ein Rechtsträger, die bzw. der nicht unter Absatz 1 fällt und Krypto-Dienstleistungen anbietet. 

		(3) Krypto-Dienstleistungen sind Dienstleistungen im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 16 der Verordnung (EU) 2023/1114 sowie Staking und Lending. 

		(4) Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ist jeder Anbieter von Krypto-Dienstleistungen und jeder Kryptowert-Betreiber, der eine oder mehrere Krypto-Dienstleis-tungen anbietet, die meldepflichtige Transaktionen für oder im Auftrag eines meldepflichti-gen Nutzers bewirken. 

		(5) Meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen unterliegen im Inland den Sorg-falts- und Meldepflichten nach den Abschnitten 2 und 3, wenn es sich 

		1. um einen Rechtsträger oder eine natürliche Person handelt, der oder die in der Bun-desrepublik Deutschland gemäß Artikel 63 der Verordnung (EU) 2023/1114 zugelas-sen wurde oder gemäß Artikel 60 der Verordnung (EU) 2023/1114 dazu berechtigt ist Krypto-Dienstleistungen im Inland zu erbringen, oder 

		2. um einen Rechtsträger oder eine natürliche Person handelt, der oder die die Voraus-setzungen der Nummer 1 nicht erfüllt, und einer der folgenden Fälle vorliegt: 

		a) ein Rechtsträger oder eine natürliche Person, der bzw. die im Inland steuerlich ansässig ist; 

		b) ein Rechtsträger, der  

		c) ein Rechtsträger, der vom Inland aus verwaltet wird, oder 

		d) ein Rechtsträger oder eine natürliche Person, der bzw. die eine reguläre Ge-schäftstätigkeit im Inland ausübt. 

		Meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen unterliegen zudem im Inland den Sorgfalts- und Meldepflichten nach den Abschnitten 2 und 3 in Bezug auf meldepflichtige Transaktio-nen, die über eine Zweigniederlassung im Inland durchgeführt werden.  

		(6) Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen unterliegt im Inland nicht den in den Abschnitten 2 und 3 genannten Sorgfalts- und Meldepflichten, wenn 

		1. es sich um einen Rechtsträger im Sinne des Absatzes 5 Satzes 1 Nummer 2 Buchstabe b, c oder d oder um eine natürliche Person im Sinne des Absatzes 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d handelt, der bzw. die entsprechende Sorgfalts- und Meldepflichten in ei-nem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder qualifizierten Drittstaaterfüllt, da er bzw. sie in diesem Staat steuerlich ansässig ist, 

		2. es sich um einen Rechtsträger im Sinne des Absatzes 5 Satz  1 Nummer 2 Buchstabe c oder d handelt, er jedoch entsprechende Sorgfalts- und Meldepflichten in einem an-deren Mitgliedstaat der Europäischen Union oder qualifizierten Drittstaaterfüllt, da er  

		a) nach dem Recht dieses Staates gegründet oder organisiert ist und 

		b) in diesem Staat Träger von Rechten und Pflichten ist oder verpflichtet ist, gegen-über einer dortigen Steuerbehörde Steuererklärungen oder andere steuerlich rele-vante Erklärungen hinsichtlich seiner Einkünfte abzugeben, 

		3. es sich um einen Rechtsträger im Sinne des Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d handelt, er jedoch entsprechende Sorgfalts- und Meldepflichten in einem anderen Mit-gliedstaat der Europäischen Union oder qualifizierten Drittstaaterfüllt, da er von diesem Staat aus verwaltet wird. 

		Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen nach Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 un-terliegt auch dann nicht den in den Abschnitten 2 und 3 genannten Sorgfalts- und Melde-pflichten im Inland, wenn er in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem qualifizierten Drittstaat nach den dort geltenden Rechtsvorschriften Sorgfalts- und Meldepflichten unterliegt, da er dort Kriterien erfüllt, die im Wesentlichen denen des Absat-zes 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstaben a, b, c oder d entsprechen, und er di

		§ 5 

		Meldepflichtige Transaktion 

		(1) Eine meldepflichtige Transaktion ist  

		1. ein Tauschgeschäft oder 

		2. eine Übertragung meldepflichtiger Kryptowerte. 

		(2) Ein Tauschgeschäft ist jeder Tausch zwischen 

		1. meldepflichtigen Kryptowerten und Fiat-Währungen und 

		2. einer oder mehreren Arten meldepflichtiger Kryptowerte. 

		(3) Eine Übertragung ist eine Transaktion, bei der ein meldepflichtiger Kryptowert von einer oder an eine Kryptowert-Adresse eines Kryptowert-Nutzers oder von einem oder auf ein Konto eines Kryptowert-Nutzers übertragen wird und die Kryptowert-Adresse oder das Kryptowert-Konto nicht vom meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen für den Kryp-towert-Nutzer geführt wird, wenn der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen auf der Grundlage der ihm zur Verfügung stehenden Informationen zum Zeitpunkt der

		(4) Eine meldepflichtige Massenzahlungstransaktion ist eine Übertragung melde-pflichtiger Kryptowerte gegen Waren oder Dienstleistungen, die im Zeitpunkt der Übertra-gung einen Wert in Euro von mehr als 50.000 US-Dollar haben. 

		§ 6 

		Meldepflichtiger Nutzer 

		(1) Ein meldepflichtiger Nutzer ist ein Kryptowert-Nutzer, der eine meldepflichtige Per-son ist. 

		(2) Ein Kryptowert-Nutzer ist eine natürliche Person oder ein Rechtsträger, die bzw. der Kunde eines meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen zum Zwecke der Durchführung meldepflichtiger Transaktionen ist. Eine natürliche Person oder ein Rechts-träger, mit Ausnahme eines Finanzinstituts oder eines meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen, die bzw. der als Kryptowert-Nutzer zugunsten oder für Rechnung einer anderen natürlichen Person oder eines anderen Rechtsträgers als Vertreter, Verwahrer, Be

		(3) Eine meldepflichtige Person ist ein Rechtsträger oder eine natürliche Person, der bzw. die nach dem jeweiligen Steuerrecht eines beliebigen Mitgliedstaates der Europäi-schen Union oder eines qualifizierten Drittstaates in diesem Staat ansässig ist, oder der Nachlass eines Erblassers, der in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem 

		qualifizierten Drittstaat ansässig war und die bzw. der keine ausgenommene Person im Sinne des § 7 ist. 

		(4) Ein Rechtsträger, bei dem keine steuerliche Ansässigkeit im Sinne des Absatzes 3 vorliegt, beispielsweise eine Personengesellschaft oder ein ähnliches Rechtsgebilde, gilt als in dem Staat ansässig, in dem sich der Ort seiner tatsächlichen Geschäftsleitung befin-det.  

		(5) Ein als natürliche Person agierender Kryptowert-Nutzer ist ein Kryptowert-Nutzer, der eine natürliche Person ist. 

		(6) Ein bestehender als natürliche Person agierender Kryptowert-Nutzer ist ein als na-türliche Person agierenden Kryptowert-Nutzer, der bis zum 31. Dezember 2025 eine Ge-schäftsbeziehung mit dem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen eingegangen ist. 

		(7) Ein als Rechtsträger agierender Kryptowert-Nutzer ist ein Kryptowert-Nutzer, der ein Rechtsträger ist. 

		(8) Ein bestehender als Rechtsträger agierender Kryptowert-Nutzer ist ein als Rechts-träger agierender Kryptowert-Nutzer, der bis zum 31. Dezember 2025 eine Geschäftsbe-ziehung mit dem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen eingegangen ist. 

		(9) Ein Rechtsträger ist eine juristische Person oder ein Rechtsgebilde, wie zum Bei-spiel eine Personengesellschaft, ein Trust oder eine Stiftung. 

		(10) Ein Rechtsträger ist ein verbundener Rechtsträger eines anderen Rechtsträgers, wenn einer der beiden Rechtsträger den anderen beherrscht oder die beiden Rechtsträger der gleichen Beherrschung unterliegen. Für diesen Zweck umfasst Beherrschung unmittel-bares oder mittelbares Eigentum an mehr als 50 Prozent der Stimmrechte und des Wertes eines Rechtsträgers. 

		(11) Beherrschende Personen sind natürliche Personen im Sinne des § 19 Nummer 44 des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes. Der Ausdruck beherrschende Perso-nen ist auf eine Weise auszulegen, die mit der Richtlinie (EU) 2015/849 vereinbar ist.  

		(12) Ein aktiver Rechtsträger ist ein Rechtsträger, der eines der folgenden Kriterien er-füllt: 

		1. weniger als 50 Prozent der Bruttoeinkünfte des Rechtsträgers im vorangegangenen Kalenderjahr oder einem anderen geeigneten Meldezeitraum sind passive Einkünfte und weniger als 50 Prozent der Vermögenswerte, die sich während des vorangegan-genen Kalenderjahrs oder eines anderen geeigneten Meldezeitraums im Besitz des Rechtsträgers befanden, sind Vermögenswerte, mit denen passive Einkünfte erzielt werden oder erzielt werden sollen; 

		2. im Wesentlichen alle Tätigkeiten des Rechtsträgers bestehen im vollständigen oder teilweisen Besitzen der ausgegebenen Aktien einer Tochtergesellschaft oder mehrerer Tochtergesellschaften, die eine andere Geschäftstätigkeit als die eines Finanzinstituts ausüben, sowie in der Finanzierung und Erbringung von Dienstleistungen für diese Tochtergesellschaften, mit der Ausnahme, dass ein Rechtsträger nicht die Kriterien für diesen Status erfüllt, wenn er als Anlagefonds tätig ist oder sich als solcher bezeichn

		3. der Rechtsträger betreibt noch kein Geschäft und hat auch in der Vergangenheit kein Geschäft betrieben, legt jedoch Kapital in Vermögenswerten an mit der Absicht, ein anderes Geschäft als das eines Finanzinstituts zu betreiben; der Rechtsträger fällt je-doch nach dem Tag, der auf einen Zeitraum von 24 Monaten nach dem Gründungsda-tum des Rechtsträgers folgt, nicht mehr unter diese Ausnahmeregelung; 

		4. der Rechtsträger war in den vergangenen fünf Jahren kein Finanzinstitut und veräußert derzeit seine Vermögenswerte oder führt eine Umstrukturierung durch mit der Absicht, eine andere Geschäftstätigkeit als die eines Finanzinstituts fortzusetzen oder wieder aufzunehmen; 

		5. die Tätigkeit des Rechtsträgers besteht vorwiegend in der Finanzierung und Absiche-rung von Transaktionen mit oder für verbundene Rechtsträger, die kein Finanzinstitut sind, und er erbringt keine Finanzierungs- oder Absicherungsleistungen für Rechtsträ-ger, die keine verbundenen Rechtsträger sind, mit der Maßgabe, dass der Konzern dieser verbundenen Rechtsträger vorwiegend eine andere Geschäftstätigkeit als die eines Finanzinstituts ausübt; oder 

		6. der Rechtsträger erfüllt alle der folgenden Voraussetzungen: 

		a) er wird in dem Staat, in dem er steuerlich ansässig ist, ausschließlich für religiöse, gemeinnützige, wissenschaftliche, künstlerische, kulturelle, sportliche oder erzie-herische Zwecke errichtet und betrieben, oder er wird in seinem Ansässigkeitsstaat errichtet und betrieben und ist ein Berufsverband, ein Wirtschaftsverband, eine Handelskammer, ein Arbeitnehmerverband, ein Landwirtschafts- oder Gartenbau-verband, eine Bürgervereinigung oder eine Organisation, die ausschließlich zur Förderung der soziale

		b) er ist in dem Staat, in dem er steuerlich ansässig ist, von der Einkommensteuer befreit; 

		c) er hat keine Anteilseigner oder Mitglieder, die Eigentums- oder Nutzungsrechte an seinen Einkünften oder Vermögenswerten haben; 

		d) nach dem geltenden Recht des Ansässigkeitsstaats oder den Gründungsunterla-gen des Rechtsträgers dürfen seine Einkünfte und Vermögenswerte nicht an eine Privatperson oder einen nicht gemeinnützigen Rechtsträger ausgeschüttet oder zu deren oder dessen Gunsten verwendet werden, außer in Übereinstimmung mit der Ausübung der gemeinnützigen Tätigkeit des Rechtsträgers, als Zahlung einer an-gemessenen Vergütung für erbrachte Leistungen oder als Zahlung in Höhe des Marktwerts eines vom Rechtsträger erworbenen V

		e) nach dem geltenden Recht des Ansässigkeitsstaats oder den Gründungsunterla-gen des Rechtsträgers müssen bei seiner Liquidation oder Auflösung alle seine Vermögenswerte an einen staatlichen Rechtsträger oder eine andere gemeinnüt-zige Organisation verteilt werden oder fallen der Regierung des Ansässigkeits-staats des Rechtsträgers oder einer seiner Gebietskörperschaften anheim. 

		§ 7 

		Ausgenommene Person 

		(1) Eine ausgenommene Person ist 

		1. ein Rechtsträger, dessen Aktien regelmäßig an einer oder mehreren anerkannten Wertpapierbörsen gehandelt werden, 

		2. ein Rechtsträger, der ein verbundener Rechtsträger eines Rechtsträgers nach Num-mer 1 ist,  

		3. ein staatlicher Rechtsträger, 

		4. eine internationale Organisation, 

		5. eine Zentralbank oder  

		6. ein Finanzinstitut, außer solche nach § 19 Nummer 6 Satz 1 Buchstabe b des Finanz-konten-Informationsaustauschgesetzes . 

		(2) Ein Finanzinstitut ist ein Rechtsträger im Sinne des § 19 Nummer 3 des Finanz-konten-Informationsaustauschgesetzes. 

		(3) Ein Verwahrinstitut ist ein Rechtsträger im Sinne des § 19 Nummer 4 des Finanz-konten-Informationsaustauschgesetzes.  

		(4) Ein Einlageninstitut ist ein Rechtsträger im Sinne des § 19 Nummer 5 des Finanz-konten-Informationsaustauschgesetzes. 

		(5) Ein Investmentunternehmen ist ein Rechtsträger im Sinne des § 19 Nummer 6 des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes. 

		(6) Eine spezifizierte Versicherungsgesellschaft ist ein Rechtsträger im Sinne des § 19 Nummer 8 des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes. 

		(7) Ein staatlicher Rechtsträger ist ein Rechtsträger im Sinne des § 19 Nummer 15 Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes. 

		(8) Eine internationale Organisation ist eine internationale Organisation im Sinne des § 19 Nummer 16 des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes. 

		(9) Finanzvermögen umfasst Vermögenswerte im Sinne des § 19 Nummer 7 des Fi-nanzkonten-Informationsaustauschgesetzes. 

		(10) Ein Versicherungsvertrag ist ein Vertrag im Sinne des § 19 Nummer 27 des Fi-nanzkonten-Informationsaustauschgesetzes. 

		(11) Ein Rentenversicherungsvertrag ist ein Vertrag im Sinne des § 19 Nummer 28 des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes. 

		(12) Ein rückkaufsfähiger Versicherungsvertrag ist ein Versicherungsvertrag im Sinne des § 19 Nummer 29 des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes.  

		(13) Als Barwert gilt der Betrag im Sinne des § 19 Nummer 30 des Finanzkonten-Infor-mationsaustauschgesetzes. 

		(14) Eigenkapitalbeteiligung ist eine Beteiligung im Sinne des § 19 Nummer 26 des Fi-nanzkonten-Informationsaustauschgesetzes.  

		§ 8 

		Sonstige Begriffsbestimmungen 

		(1) Verfahren zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden sind die Verfah-ren zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden eines meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen nach den Vorschriften des Abschnitts 3 des Geldwäschegesetzes oder dem Abschnitt 3 des Geldwäschegesetzes vergleichbaren Anforderungen, denen die-ser meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen unterliegt. 

		(2) Ein qualifizierter Drittstaat ist eine Jurisdiktion, die über eine geltende wirksame qualifizierende Vereinbarung zwischen zuständigen Behörden mit den zuständigen Behör-den aller Mitgliedstaaten der Europäischen Union verfügt, die in einer von dem Drittstaat veröffentlichten Liste als meldepflichtige Jurisdiktionen genannt sind. 

		(3) Eine wirksame qualifizierende Vereinbarung zwischen zuständigen Behörden ist eine wirksame Vereinbarung zwischen den zuständigen Behörden eines Mitgliedstaates der Europäischen Union und einem Drittstaat, die den automatischen Austausch von Infor-mationen regelt, die den meldepflichtigen Informationen nach § 19 Absatz 2 gleichwertig sind. Die Gleichwertigkeit nach Satz 1 bestimmt sich nach den Feststellungen, die von der Europäischen Kommission im Wege von Durchführungsrechtsakten nach Artikel 8ad Ab-sa

		(4) Eine Steueridentifikationsnummer ist die Identifikationsnummer eines Steuerpflich-tigen oder die funktionale Entsprechung, wenn keine Steueridentifikationsnummer vorhan-den ist. 

		(5) Eine Zweigniederlassung ist eine Einheit, ein Geschäft oder ein Büro eines mel-denden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen, die bzw. das nach dem Regulierungssys-tem eines Staates als Zweigniederlassung gilt oder anderweitig nach dem Recht eines Staates als getrennt von anderen Büros, Einheiten oder Zweigniederlassungen des mel-denden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen geregelt ist. Alle sich im selben Staat befin-denden Einheiten, Geschäfte oder Büros eines meldenden Anbieters von Krypto-Dienst-lei

		(6) Meldezeitraum ist das Kalenderjahr. 

		(7) Eine Distributed-Ledger-Adresse ist eine Distributed-Ledger-Adresse gemäß der Verordnung (EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und des Rates. 

		(8) Eine Fiat-Währung ist die offizielle Währung eines Staates, die von einem Staat oder der von einem Staat bestimmten Zentralbank oder Währungsbehörde in Form von physischen Banknoten oder Münzen oder Geld in verschiedenen digitalen Formen, ein-schließlich Bankreserven, ausgegeben wird. Der Ausdruck umfasst auch Geschäftsbank-geld und E-Geld-Produkte. 

		(9) Eine Zentralbank ist ein Institut im Sinne des § 19 Nummer 17 des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes. 

		(10) E-Geld ist jedes Produkt im Sinne des § 19 Nummer 9 des Finanzkonten-Informa-tionsaustauschgesetzes. 

		Unterabschnitt 3 

		Verfahrensvorschriften 

		§ 9 

		Zuständige Behörde 

		Zuständige Behörde im Sinne dieses Gesetzes ist das Bundesministerium der Finan-zen, soweit nicht die Zuständigkeit des Bundeszentralamts für Steuern nach § 5 Absatz 1 Nummer 5j des Finanzverwaltungsgesetzes gegeben ist oder sich aus diesem Gesetz et-was anderes ergibt. 

		§ 10 

		Aufgaben des Bundeszentralamtes für Steuern 

		(1) Das Bundeszentralamt für Steuern nimmt Informationen entgegen, die ihm von meldenden Anbietern von Krypto-Dienstleistungen nach § 18 und von den zuständigen Be-hörden der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder qualifizierten Drittstaaten übermittelt werden, und speichert diese Informationen. 

		(2) Das Bundeszentralamt für Steuern übermittelt die nach Absatz 1 entgegengenom-menen Informationen zu im Inland ansässigen meldepflichtigen Nutzern zur Durchführung des Besteuerungsverfahrens an die zuständige Landesfinanzbehörde. § 88 Absatz 4 Satz 1 der Abgabenordnung ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass ein unverhältnismäßi-ger Aufwand bei der Zuordnung der Daten zu einem bestimmten Steuerpflichtigen oder einem bestimmten Finanzamt gegeben ist, wenn sich die Zuordnung nicht mittels verfüg-barer automat

		(3) Das Bundeszentralamt für Steuern übermittelt von meldenden Anbietern von Krypto-Dienstleistungen nach § 18 entgegengenommene Informationen zu meldepflichti-gen Nutzern an die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten der Europäischen Union und der Drittstaaten, mit denen eine qualifizierende Vereinbarung besteht, in denen der jewei-lige meldepflichtige Nutzer als steuerlich ansässig gilt. Die Übermittlung erfolgt jeweils bis zum 30. September eines Jahres für den vorangegangenen Meldezeitraum. Eine Anhör

		(4) Das Bundeszentralamt für Steuern ist berechtigt, die Informationen, die ihm nach Absatz 1 übermittelt worden sind, zur Erfüllung der ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben auszuwerten. Eine Auswertung der Informationen durch die jeweils zuständige Landesfi-nanzbehörde bleibt hiervon unberührt. § 19 Absatz 2 des EU-Amtshilfegesetzes bleibt ebenfalls unberührt. 

		(5) Das Bundeszentralamt für Steuern bewahrt die Informationen, die ihm nach Ab-satz 1 übermittelt worden sind, ab dem Zeitpunkt der Entgegennahme 15 Jahre lang auf. Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist nach Satz 1 werden die Daten bis zum Jahresende gelöscht. Nimmt das Bundeszentralamt für Steuern vor dem in Satz 2 genannten Zeitpunkt eine Änderungsmeldung entgegen, so beginnt die Frist nach Satz 1 mit dem Zeitpunkt, zu dem die Änderungsmeldung entgegengenommen worden ist. 

		(6) Das Bundeszentralamt für Steuern führt das Verfahren zur Registrierung von Kryp-towert-Betreibern nach Maßgabe des § 11, einschließlich der damit verbundenen 

		Mitteilungen an die Europäische Kommission und die zuständigen Behörden der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union, sowie die Löschung oder den Widerruf erteilter Registrierungen im Sinne des § 11 Absatz 4 oder 7 durch. Das Bundeszentralamt für Steu-ern berücksichtigt dabei die Durchführungsrechtsakte der Europäischen Kommission nach Artikel 8ad Absatz 9 der Amtshilferichtlinie. Für die Zwecke des Satzes 1 nutzt das Bundes-zentralamt für Steuern das Zentralregister nach Artikel 8ad Absatz 10 der Amt

		(7) Das Bundeszentralamt für Steuern prüft die Einhaltung der Melde- und Sorgfalts-pflichten, die den Krypto-Dienstleistern nach diesem Gesetz auferlegt werden. §147 Ab-satz 5 bis 7 und die §§ 193 bis 203a der Abgabenordnung sowie § 12 des EU-Amtshilfege-setzes gelten entsprechend. Es ist berechtigt, meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistun-gen aufzufordern, Meldungen im Sinne der §§ 18 und 19 vorzunehmen. 

		(8) Das Bundeszentralamt für Steuern kann einen meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen verpflichten, als unrichtig erachtete Informationen durch den betreffenden Kryptowert-Nutzer berichtigen zu lassen, wenn das Bundeszentralamt für Steuern aufgrund eigener Ermittlungen, der Mitteilung einer Landesfinanzbehörde oder Mitteilung eines Mit-gliedstaates der Europäischen Union oder eines qualifizierten Drittstaates Informationen bekannt werden, denen zufolge begründete Zweifel an der Richtigkeit der nach

		§ 11 

		Registrierung von Kryptowert-Betreibern 

		(1) Ein Kryptowert-Betreiber, der ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ist und im Inland gemäß § 4 Absatz 5 Sorgfalts- und Meldepflichten nach den Abschnitten 2 und 3 unterliegt, hat beim Bundeszentralamt für Steuern vor Ablauf der Frist nach § 18 Absatz 1 Satz 1 seine Registrierung zu beantragen. 

		(2) Bei der Registrierung hat der Kryptowert-Betreiber dem Bundeszentralamt für Steuern folgende Informationen elektronisch zu übermitteln: 

		1. seinen Namen bzw. die Firma; 

		2. die Wohnanschrift bzw. die Anschrift seines Sitzes, unter der er postalisch erreichbar ist; 

		3. alle seine E-Mail-Adressen sowie seine Internetadresse;  

		4. seine Steueridentifikationsnummern; 

		5. alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union, in denen nach Abschnitt 2 identifizierte meldepflichtige Nutzer steuerlich ansässig sind, 

		6. alle qualifizierten Drittstaaten, in denen der Kryptowert-Betreiber Sorgfalts- und Melde-pflichten unterliegt, die denen der Abschnitte 2 und 3 entsprechen.  

		Der Kryptowert-Betreiber hat dem Bundeszentralamt für Steuern jede Änderung der in Satz 1 genannten Informationen oder den Wegfall der Voraussetzungen nach Absatz 1 un-verzüglich nach Eintritt der Änderung mitzuteilen. 

		(3) Das Bundeszentralamt für Steuern weist dem Kryptowert-Betreiber eine individu-elle Registriernummer zu und teilt diese sowie die in Absatz 2 Satz 1 genannten Informati-onen und alle Änderungen dieser Informationen den zuständigen Behörden aller anderen 

		Mitgliedstaaten der Europäischen Union auf elektronischem Wege mit, indem es die Infor-mationen in das Zentralverzeichnis nach Artikel 8ad Absatz 10 der Amtshilferichtlinie ein-stellt. 

		(4) Das Bundeszentralamt für Steuern löscht die Registrierung des Kryptowert-Betrei-bers, wenn 

		1. der Kryptowert-Betreiber das Bundeszentralamt für Steuern darüber informiert, dass er nicht länger für meldepflichtige Nutzer in der Europäischen Union tätig ist;  

		2. keine Meldung nach Nummer 1 vorliegt, aber das Bundeszentralamt für Steuern Grund zu der Annahme hat, dass die Tätigkeit des Kryptowert-Betreibers eingestellt wurde;  

		3. der Kryptowert-Betreiber nicht länger die Voraussetzungen des § 4 Absatz 5 Satz 1 oder 2 erfüllt oder 

		4. das Bundeszentralamt für Steuern die Registrierung nach Absatz 7 widerrufen hat. 

		(5) Das Bundeszentralamt für Steuern unterrichtet die Europäische Kommission über jeden Kryptowert-Betreiber, der für in der Europäischen Union ansässige meldepflichtige Nutzer tätig ist, ohne eine Registrierung nach Absatz 1 beim Bundeszentralamt für Steuern oder bei einer anderen zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats der Europäischen Union beantragt zu haben. 

		(6) Kommt ein Kryptowert-Betreiber seiner Registrierungspflicht im Inland nach Ab-satz 1 und 2 nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nach oder wurde die Registrierung nach Absatz 7 widerrufen, so kann das Bundeszentralamt für Steuern unbe-schadet des § 23 Absatz 1 Nummer 1 dem Kryptowert-Betreiber die Ausführung melde-pflichtiger Krypto-Transaktionen für meldepflichtige Nutzer mit steuerlicher Ansässigkeit in Mitgliedstaaten der Europäischen Union untersagen. Das Untersagen der Gesc

		(7) Kommt ein Kryptowert-Betreiber seiner Meldepflicht nach § 18 auch nach zweima-liger Aufforderungdurch das Bundeszentralamt für Steuern nicht nach, widerruft das Bun-deszentralamt für Steuern eine erteilte Registrierung. Der Widerruf der Registrierung ist dem Kryptowert-Betreiber anzukündigen und erfolgt frühestens nach Ablauf von 30 Tagen nach der zweiten erfolglosen Aufforderungund spätestens nach Ablauf von 90 Tagen. §§ 23 und 24 bleiben unberührt. 

		(8) Hat das Bundeszentralamt für Steuern die Registrierung eines Kryptowert-Betrei-bers nach Absatz 7 widerrufen, so kommt eine erneute Registrierung nur gegen Gewährung einer angemessenen Sicherheitsleistung in Betracht. Die Sicherheitsleistung muss erwar-ten lassen, dass der Kryptowert-Betreiber seiner Meldepflicht, gegebenenfalls einschließ-lich noch unerfüllter Meldepflichten für zurückliegende Meldezeiträume, nachkommen wird. Die §§ 241 bis 248 der Abgabenordnung gelten entsprechend. Die Sicherheitslei

		Abschnitt 2 

		Sorgfaltspflichten 

		§ 12 

		Behandlung eines Kryptowert-Nutzers als meldepflichtigen Nutzer 

		Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen muss einen Kryptowert-Nutzer ab dem Tag als meldepflichtigen Nutzer behandeln, an dem er ihn nach den in diesem Ab-schnitt beschriebenen Sorgfaltsverfahren als solchen identifiziert hat. 

		§ 13 

		Verfahren zur Identifizierung natürlicher Personen als meldepflichtige Nutzer 

		(1) Der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen muss von einem als natürli-che Person agierenden Kryptowert-Nutzer eine Selbstauskunft beschaffen, die es dem mel-denden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ermöglicht, die steuerlichen Ansässigkeiten des Kryptowert-Nutzers zu bestimmen, und die Plausibilität der Selbstauskunft zu bestäti-gen. Zur Bestätigung der Plausibilität der Angaben der Selbstauskunft hat der Anbieter der Krypto-Dienstleistungen alle in seiner Verfügungsmacht stehenden oder öffent

		(2) Tritt bei einem als natürliche Person agierenden Kryptowert-Nutzer zu irgendeinem Zeitpunkt eine Änderung der Gegebenheiten ein, aufgrund derer dem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen bekannt ist oder bekannt sein müsste, dass die ursprüngliche Selbstauskunft nicht zutreffend oder unglaubwürdig ist, so darf sich der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen nicht auf die ursprüngliche Selbstauskunft verlassen und muss unverzüglich nach Änderung der Gegebenheiten eine gültige Selbstauskunf

		§ 14 

		Verfahren zur Identifizierung von Rechtsträgern und beherrschenden Personen als meldepflichtige Nutzer 

		(1) § 13 gilt für meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen in Bezug auf Ge-schäftsbeziehungen mit als Rechtsträger agierenden Kryptowert-Nutzern entsprechend. Erklärt der als Rechtsträger agierende Kryptowert-Nutzer, dass er keine steuerliche Ansäs-sigkeit hat, so kann sich der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen zur Bestim-mung der steuerlichen Ansässigkeit auf den Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung oder die Anschrift des Hauptsitzes des als Rechtsträger agierenden Kryptowert-Nutzers ber

		(2) Enthält die Selbstauskunft Hinweise darauf, dass der als Rechtsträger agierende Kryptowert-Nutzer in einem meldepflichtigen Staat ansässig ist, so muss der meldende An-bieter von Krypto-Dienstleistungen diesen Kryptowert-Nutzer als meldepflichtigen Nutzer behandeln, es sei denn, der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen stellt anhand der Selbstauskunft oder von in seinem Besitz befindlichen oder öffentlich verfügbaren In-formationen in vernünftig vertretbarer Weise fest, dass es sich bei dem als

		(3) Bei einem als Rechtsträger agierenden Kryptowert-Nutzer, bei dem es sich nicht um eine ausgenommene Person handelt, hat der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleis-tungen unter Beachtung der in § 16 geregelten Frist festzustellen, ob dieser eine oder meh-rere beherrschende Personen hat, die meldepflichtige Personen sind. § 13 gilt entspre-chend, es sei denn der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen stellt aufgrund der Selbstauskunft des als Rechtsträger agierenden Kryptowert-Nutzers fest, dass e

		§ 15 

		Voraussetzungen für die Gültigkeit von Selbstauskünften 

		(1) Eine Selbstauskunft eines als natürliche Person agierenden Kryptowert-Nutzers oder einer beherrschenden Person eines als Rechtsträger agierenden Kryptowert-Nutzers ist nur dann gültig, wenn sie vom als natürliche Person agierenden Kryptowert-Nutzer oder der beherrschenden Person des als Rechtsträger agierenden Kryptowert-Nutzers unter-zeichnet oder anderweitig ausdrücklich bestätigt wurde, sie spätestens auf den Tag ihres Eingangs datiert ist und sie die folgenden Informationen in Bezug auf den als natü

		1. Vor- und Nachname; 

		2. Wohnanschrift; 

		3. Ansässigkeitsstaat oder Ansässigkeitsstaaten; 

		4. in Bezug auf jede meldepflichtige Person die Steueridentifikationsnummer für jeden meldepflichtigen Staat und  

		5. Geburtsdatum.  

		(2) Eine Selbstauskunft eines als Rechtsträger agierenden Kryptowert-Nutzers ist nur dann gültig, wenn sie vom Kryptowert-Nutzer unterzeichnet oder anderweitig ausdrücklich bestätigt wurde, sie spätestens auf den Tag ihres Eingangs datiert ist und die folgenden Informationen in Bezug auf den Kryptowert-Nutzer enthält: 

		1. eingetragene Firma; 

		2. Anschrift; 

		3. Ansässigkeitsstaat oder Ansässigkeitsstaaten; 

		4. in Bezug auf jede meldepflichtige Person die Steueridentifikationsnummer für jeden meldepflichtigen Staat; 

		5. bei einem als Rechtsträger agierenden Kryptowert-Nutzer, der kein aktiver Rechtsträ-ger oder eine ausgenommene Person ist, die in Absatz 1 beschriebenen Informationen für jede beherrschende Person des Kryptowert-Nutzers, es sei denn, die beherrschen-den Personen haben eine Selbstauskunft nach Absatz 1 vorgelegt, sowie die Funktion oder die Funktionen, aufgrund derer jede meldepflichtige Person als beherrschende Person des Rechtsträgers anzusehen ist, falls dies noch nicht im Rahmen von Verfah-ren zur Bek

		6. wenn zutreffend, Informationen über die Kriterien, die der Rechtsträger erfüllt, um als aktiver Rechtsträger oder ausgenommene Person behandelt zu werden. 

		(3) Ungeachtet der Absätze 1 und 2 muss die Steueridentifikationsnummer nicht er-fasst werden, wenn der Ansässigkeitsstaat der meldepflichtigen Person keine Steueriden-tifikationsnummer zuteilt. 

		(4) Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, der auch ein Finanzinstitut im Sinne des § 19 Nummer 3 des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes ist, kann sich zum Zwecke der in diesem Abschnitt genannten Sorgfaltspflichten auf die nach dem Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz durchgeführten Verfahren zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten stützen. Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen kann sich auch auf eine bereits zu anderen Steuerzwecken beschaffte Selbstauskunft berufen, sof

		(5) Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen kann zur Erfüllung der Ver-pflichtungen nach diesem Abschnitt Fremddienstleister in Anspruch nehmen; die Verant-wortung für die Erfüllung der Verpflichtungen bleibt jedoch bei dem den Fremddienstleister beauftragenden meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen. 

		§ 16 

		Frist zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten 

		Bei bestehenden als natürliche Person oder Rechtsträger agierenden Kryptowert-Nut-zern hat der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen die Maßnahmen nach den §§ 13 bis 15 bis zum 1. Januar 2027; in den übrigen Fällen bei Aufnahme der Geschäfts-beziehung abzuschließen. 

		§ 17 

		Durchsetzung von Mitwirkungspflichten 

		Kommt ein Kryptowert-Nutzer der Aufforderung eines meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen nicht oder nur teilweise nach, die nach diesem Abschnitt ersuchten Informationen oder Unterlagen vollständig zu erteilen oder vorzulegen, hat der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen den Kryptowert-Nutzer an die Vorlage der Informati-onen zu erinnern. Werden die ersuchten Informationen auch nach dieser Erinnerung nicht oder nicht vollständig beigebracht, ist der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ve

		der Anbieter für Krypto-Dienstleistungen spätestens nach Ablauf von 90 Tagen, nicht je-doch vor Ablauf von 60 Tagen nach der ursprünglichen Aufforderung Maßnahmen zu er-greifen, die den Kryptowert-Nutzer an der Durchführung von meldepflichtigen Transaktio-nen über den meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen hindern. Die Geschäftsbe-ziehung kann wieder aufgenommen werden, sobald der Krypowert-Nutzer die ersuchten Informationen vorgelegt hat. 

		Abschnitt 3 

		Meldepflichten 

		§ 18 

		Meldepflicht 

		(1) Meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen haben in Bezug auf meldepflich-tige Nutzer und Kryptowert-Nutzer, die über eine oder mehrere beherrschende Personen verfügen, die meldepflichtige Personen sind, jährlich spätestens zum 31. Juli für den jeweils vorangegangenen Meldezeitraum die in § 19 genannten Informationen gemäß den Vorga-ben des § 20 an das Bundeszentralamt für Steuern zu melden. Abweichend von Satz 1 besteht für meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, die aufgrund von § 4 Absatz 5

		(2) Stellt ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen fest, dass eine Meldung entgegen Absatz 1 nicht, nicht richtig, oder nicht vollständig übermittelt worden ist, ist die Meldung unverzüglich nach der Kenntniserlangung von der unterbliebenen, unrichtigen o-der unvollständigen Meldung durch den meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen nachzuholen, zu korrigieren oder zu vervollständigen; dies gilt auch, wenn der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen den Kryptowert-Nutzer oder die den 

		§ 19 

		Meldepflichtige Informationen 

		(1) Meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen haben die folgenden Informatio-nen über sich zu melden: 

		1. Name, 

		2. Anschrift, 

		3. Steueridentifikationsnummer und,  

		4. falls vorhanden, die nach § 11 Absatz 3 erteilte Registriernummer und die globale Rechtsträgerkennung (LEI-Code). 

		(2) Meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen haben in Bezug auf jeden Krypto-wert-Nutzer, der eine meldepflichtige Person ist oder von einer oder mehreren Personen beherrscht wird, die meldepflichtige Personen sind, folgende Informationen zu melden: 

		1. bei natürlichen Personen  

		2. bei Rechtsträgern 

		3. in Bezug auf Rechtsträger, für die nach Anwendung des in Abschnitt 2 beschriebenen Verfahrens eine oder mehrere beherrschende Personen ermittelt wurden, die melde-pflichtige Personen sind, in Bezug auf jede beherrschende Person des Rechtsträgers, die eine meldepflichtige Person ist, 

		a) Name, 

		b) Anschrift, 

		c) Ansässigkeitsstaat oder Ansässigkeitsstaaten, 

		d) Steueridentifikationsnummer oder Steueridentifikationsnummern, soweit es sich nicht um einen Fall des § 15 Absatz 3 handelt,  

		e) Geburtsdatum und Geburtsort und 

		f) die Funktion oder Funktionen, aufgrund derer die jeweilige meldepflichtige Person als beherrschende Person des Rechtsträgers anzusehen ist; 

		4. für jede Art von meldepflichtigem Kryptowert, für den der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen in Bezug auf den Meldezeitraum meldepflichtige Transaktio-nen durchgeführt hat, 

		a) die vollständige Bezeichnung der Art des meldepflichtigen Kryptowerts, 

		b) den gezahlten aggregierten Gesamtbruttobetrag, die Anzahl der Einheiten und die Anzahl meldepflichtiger Transaktionen in Bezug auf Erwerbe gegen eine Fiat-Wäh-rung, 

		c) den erhaltenen aggregierten Gesamtbruttobetrag, die Anzahl der Einheiten und die Anzahl meldepflichtiger Transaktionen in Bezug auf Verkäufe gegen eine Fiat-Währung, 

		d) den aggregierten beizulegenden Marktwert, die Anzahl der Einheiten und die An-zahl meldepflichtiger Transaktionen in Bezug auf Erwerbe gegen andere melde-pflichtige Kryptowerte, 

		e) den aggregierten beizulegenden Marktwert, die Anzahl der Einheiten und die An-zahl meldepflichtiger Transaktionen in Bezug auf Verkäufe gegen andere melde-pflichtige Kryptowerte, 

		f) den aggregierten beizulegenden Marktwert, die Anzahl der Einheiten und die An-zahl meldepflichtiger Massenzahlungstransaktionen, 

		g) den aggregierten beizulegenden Marktwert, die Anzahl der Einheiten und die An-zahl meldepflichtiger Transaktionen in Bezug auf nicht unter die Buchstaben b und d fallende Übertragungen an den meldepflichtigen Nutzer, aufgeschlüsselt nach Übertragungsart, sofern dem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen be-kannt, 

		h) den aggregierten beizulegenden Marktwert, die Anzahl der Einheiten und die An-zahl meldepflichtiger Transaktionen in Bezug auf nicht unter die Buchstaben c, e und f fallende Übertragungen durch den meldepflichtigen Nutzer, aufgeschlüsselt nach Übertragungsart, sofern dem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistun-gen bekannt, und 

		i) den aggregierten beizulegenden Marktwert sowie die Anzahl der Einheiten in Be-zug auf vom meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen durchgeführte Übertragungen an Distributed-Ledger-Adressen, von denen dem meldenden An-bieter von Krypto-Dienstleistungen nicht bekannt ist, ob sie mit einem Anbieter von Dienstleistungen für virtuelle Vermögenswerte oder einem Finanzinstitut verbun-den sind. 

		§ 20 

		Meldeverfahren 

		(1) Die Meldung an das Bundeszentralamt für Steuern hat nach amtlich vorgeschrie-benen Datensatz elektronisch im Wege der Datenfernübertragung über amtlich bestimmte Schnittstellen zu erfolgen. Das Bundesministerium der Finanzen gibt den amtlich vorge-schriebenen Datensatz im Bundessteuerblatt bekannt. 

		(2) Für die Zwecke des § 19 Absatz 2 Nummer 4 Buchstaben b und c sind der erhal-tene oder gezahlte Betrag in der Fiat-Währung zu melden, in der der Betrag erhalten oder die Zahlung getätigt wurde. In mehreren Fiat-Währungen erhaltene oder gezahlte Beträge sind in einer einzigen Fiat-Währung zu melden und zum Zeitpunkt der jeweiligen melde-pflichtigen Transaktion in einer vom meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen durchgängig angewandten Art und Weise umzurechnen. 

		(3) Für die Zwecke des § 19 Absatz 2 Nummer 4 Buchstaben d bis i ist der beizule-gende Marktwert in einer einzigen Fiat-Währung zu bestimmen und zu melden und zum 

		Zeitpunkt der jeweiligen meldepflichtigen Transaktion in einer vom meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen durchgängig angewandten Art und Weise zu ermitteln. 

		(4) In den gemeldeten Informationen muss die Fiat-Währung der jeweils gemeldeten Beträge angegeben sein. 

		Abschnitt 4 

		Sonstige Pflichten für meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen 

		§ 21 

		Informationen für meldepflichtige Nutzer 

		Meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen haben jeder meldepflichtigen Person vor der erstmaligen Meldung der Informationen nach § 19 Absatz 2 in allgemeiner Form mitzuteilen, dass zu ihr nach diesem Gesetz Informationen für Zwecke der Durchführung des Besteuerungsverfahrens erhoben und dem Bundeszentralamt für Steuern zur Weiter-leitung an die zuständigen Landesfinanzbehörden oder die zuständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder qualifizierter Drittstaaten gemeldet werden. D

		§ 22 

		Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten 

		(1) Meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen haben die folgenden Aufzeich-nungen zu den in Absatz 2 genannten Zeitpunkten zu erstellen: 

		1. eine Beschreibung der Prozesse, einschließlich der automationstechnischen, operati-ven und organisatorischen Vorkehrungen, insbesondere der relevanten Geschäftsbe-ziehungen, Zuständigkeiten und Fristen, sowie aller Änderungen hierzu, die zur Erfül-lung der in den Abschnitten 2 und 3 genannten Pflichten in Bezug auf einen Meldezeit-raum angewandt werden; 

		2. in Bezug auf jede meldepflichtige Person die zur Erfüllung der Pflichten in Abschnitt 2 verarbeiteten Informationen, den jeweiligen Zeitpunkt und das Ergebnis der Verarbei-tung für die in Abschnitt 2 genannten Pflichten; 

		3. in Bezug auf jede meldepflichtige Person die gemeldeten Informationen nach § 19, den jeweiligen Zeitpunkt einer Meldung sowie die maßgeblichen Informationen, die der An-wendung des Meldeverfahrens nach § 20 zugrunde gelegen haben; 

		4. in Bezug auf jede meldepflichtige Person den Inhalt und den Zeitpunkt der Mitteilungen nach § 21; 

		5. in Bezug auf jede meldepflichtige Person, gegen die die Mitwirkungspflicht nach § 17 durchgesetzt wird, jeweils den Inhalt und den Zeitpunkt der Aufforderung, der 

		Erinnerung, der Mahnung, der Maßnahme sowie die der Aufhebung der Maßnahme zugrundeliegenden Informationen und den Zeitpunkt der Aufhebung. 

		(2) Die Aufzeichnungen nach Absatz 1 sind zu erstellen: 

		1. für Aufzeichnungen nach Absatz 1 Nummer 1 spätestens bis zum Ablauf des jeweiligen Meldezeitraums, auf den sich die Aufzeichnungen beziehen; 

		2. für Aufzeichnungen nach Absatz 1 Nummer 2 im Zeitpunkt der jeweiligen Verarbeitung, 

		3. für Aufzeichnungen nach Absatz 1 Nummer 3 und 4 bis zum 31. Juli des Kalenderjah-res, das auf den jeweiligen Meldezeitraum folgt, auf den sich die Aufzeichnungen be-ziehen, 

		4. für Aufzeichnungen nach Absatz 1 Nummer 5 im Zeitpunkt, in dem jeweils die Anfor-derung, die Erinnerung, die Mahnung, die Maßnahme oder deren Aufhebung erfolgt. 

		(3) Die Aufzeichnungen nach Absatz 1 müssen für die Dauer von zehn Jahren aufbe-wahrt werden. Die Aufzeichnungen nach Absatz 1 Nummer 2 bis 5 sind nach Ablauf dieser Frist zu löschen. Die Frist zur Aufbewahrung beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Aufzeichnungen erstellt wurden. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch in Fällen, in denen der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen liquidiert wird oder seine Geschäftstätigkeit anderweitig beendet. 

		Abschnitt 5 

		Bußgeldvorschriften 

		§ 23 

		Bußgeldvorschriften 

		(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

		1. entgegen § 11 Absatz 1 in Verbindung mit § 18 Absatz 1 Satz 1 sich nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig registriert oder Änderungen im Sinne von § 11 Absatz 2 Satz 2 nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig anzeigt; 

		2. entgegen § 13 Absatz 1 und § 14 Absatz 1 Satz 1 jeweils in Verbindung mit § 16 eine Selbstauskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig beschafft oder deren Plausibilität nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig bestätigt oder sich entgegen § 13 Absatz 3 oder § 14 Absatz 1 Satz 1 auf eine Selbstauskunft verlässt;  

		3. entgegen § 14 Absatz 3 in Verbindung mit § 16 nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig feststellt, ob ein als Rechtsträger agierender Kryptowert-Nutzer eine oder mehrere beherrschende Personen hat, die meldepflichtige Personen sind; 

		4. entgegen § 17 eine der dort genannten Maßnahmen nicht oder nicht rechtzeitig ergreift; 

		5. entgegen § 18 Absatz 1 eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht, oder entgegen § 18 Absatz 2 eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nachholt, korrigiert oder vervollständigt; 

		6. entgegen § 22 Absatz 1 und 2 eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstellt; 

		7. entgegen § 22 Absatz 3 Satz 1 eine Aufzeichnung nicht oder nicht mindestens 10 Jahre aufbewahrt, oder 

		8. entgegen § 22 Absatz 3 Satz 2 eine Aufzeichnung nicht oder nicht rechtzeitig löscht. 

		(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 

		1. des Absatzes 1 Nummer 1 bis 5 mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro und 

		2. in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro  

		geahndet werden. 

		(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Bundeszentralamt für Steuern. 

		(4) Für das Bußgeldverfahren gelten die §§ 389, 390 und 410 Absatz 1 Nummer 2 und 6 bis 12 der Abgabenordnung entsprechend. 

		Abschnitt 6 

		Weitere Maßnahmen 

		§ 24 

		Koordinierung 

		Das Bundeszentralamt für Steuern arbeitet im Rahmen der gegenseitigen Amtshilfe mit den zuständigen Behörden der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie mit der Europäischen Kommission zusammen, um eine einheitliche und effiziente Anwendung der Maßnahmen in Fällen der Zuwiderhandlung meldender Anbieter von Krypto-Dienstleis-tungen zu erreichen und die Wahrung der Verhältnismäßigkeit zu gewährleisten. Zu diesem Zweck informiert das Bundeszentralamt für Steuern die zuständigen Behörden anderer Mi

		Abschnitt 7 

		Rechtsweg und Anwendungsbestimmungen 

		§ 25 

		Rechtsweg 

		(1) Gegen Maßnahmen der Finanzbehörden nach diesem Gesetz ist der Finanz-rechtsweg gegeben. 

		(2) Absatz 1 ist auf das Bußgeldverfahren nicht anzuwenden. 

		§ 26 

		Anwendungsbestimmungen 

		Die Pflichten nach den Abschnitten 2 und 3 sind erstmals für den Meldezeitraum zu beachten, der dem Kalenderjahr 2026 entspricht. 

		Artikel 2 

		Änderung des EU-Amtshilfegesetzes 

		Das EU-Amtshilfegesetz vom 26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1809), das zuletzt durch Arti-kel 31 des Gesetzes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 108) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

		1. § 2 wird wie folgt geändert: 

		a) In Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 werden vor dem Wort „und“ die Wörter „oder sich auf die Frage bezieht, ob eine natürliche Person in dem Mitgliedstaat, der den Vor-bescheid erteilt, steuerlich ansässig ist oder nicht,“ eingefügt. 

		b) Die folgenden Absätze 14 und 15 werden angefügt: 

		„(14) Dividenden von Unternehmen, deren Anteile nicht in einem Bankdepot-konto nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 verwahrt werden, sind Dividenden oder sonstige als Dividenden behandelte Einkünfte, die auf ein anderes Konto als ein Verwahrkonto im Sinne von § 19 Nummer 25 des Gesetzes zum automatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten in Steuersachen eingezahlt oder diesem gutgeschrieben werden. 

		(15) Lebensversicherungsprodukte im Sinne dieses Gesetzes sind Versiche-rungsverträge im Sinne von § 19 Nummer 27 des Gesetzes zum automatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten in Steuersachen mit Ausnahme von gemäß § 8 des Gesetzes zum automatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten in Steuersachen meldepflichtigen rückkaufsfähigen Versiche-rungsverträgen im Sinne von § 19 Nummer 29 des Gesetzes zum automatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten in Steuersachen, bei d

		2. § 7 wird wie folgt geändert: 

		a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

		„3. Einkünften aus Lebensversicherungsprodukten,“. 

		„7. Dividenden von Unternehmen, deren Anteile nicht in einem Bank-depotkonto verwahrt werden, bei denen es sich nicht um Ein-künfte aus Dividenden handelt, die gemäß Artikel 4, 5 oder 6 der Richtlinie 2011/96/EU des Rates vom 30. November 2011 über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und Tochtergesell-schaften verschiedener Mitgliedstaaten in der zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2015/121 des Rates vom 27. Januar 2015 geän-derten Fassung von der Körperschaftsteuer befreit sind.“ 

		b) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

		„(6) Die Absätze 3 und 4 gelten nicht in Fällen, in denen ein grenzüberschrei-tender Vorbescheid ausschließlich die Steuerangelegenheiten einer oder mehre-rer natürlicher Personen betrifft, es sei denn, ein solcher grenzüberschreitender Vorbescheid wurde nach dem 1. Januar 2026 erteilt, geändert oder erneuert und  

		Für die Zwecke des Satzes 1 Nummer 1 und unbeschadet des im grenzüber-schreitenden Vorbescheid genannten Betrags umfasst der Betrag des grenzüber-schreitenden Vorbescheids im Falle einer Reihe von Transaktionen, die verschie-dene Waren, Dienstleistungen oder Vermögenswerte betrifft, den zugrunde liegen-den Gesamtwert. Die Beträge werden nicht aggregiert, wenn dieselben Waren, Dienstleistungen oder Vermögenswerte Gegenstand mehrerer Transaktionen sind. Ungeachtet des Satzes 1 Nummer 2 schließt der Austausch 

		c) Absatz 7 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

		d) In Absatz 8 wird die Angabe „9 bis 14a“ durch die Angabe „9 bis 14b“ ersetzt. 

		e) Nach Absatz 14a wird folgender Absatz 14b eingefügt: 

		„(14b) Das zentrale Verbindungsbüro übermittelt im Wege des automati-schen Austauschs die ihm nach § 18 des Kryptowerte-Steuertransparenzgesetzes gemeldeten Informationen zu meldepflichtigen Nutzern und beherrschenden Per-sonen von Kryptowert-Nutzern, die meldepflichtige Personen sind, an die zustän-digen Behörden aller Mitgliedstaaten der Europäischen Union, in denen der jewei-lige meldepflichtige Nutzer oder die jeweilige beherrschende Person als ansässig gilt. Die Übermittlung erfolgt auf elektronischem 

		f) In Absatz 15 Satz 1 wird die Angabe „9 bis 14a“ durch die Angabe „9 bis 14b“ ersetzt. 

		3. In § 15 Absatz 2 Nummer 3 werden die Wörter „zehn Arbeitstagen“ durch die Angabe „15 Kalendertagen“ ersetzt. 

		4. § 19 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

		a) In Satz 1 Nummer 1 werden vor dem Komma am Ende die Wörter „und Zölle und zur Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung“ eingefügt. 

		b) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

		„Eine Einwilligung ist entbehrlich, wenn 

		1. der andere Mitgliedstaat der zuständigen Behörde eine Liste mit anderen als den in Satz 1 genannten Zwecken, für die Informationen und Schriftstücke ge-mäß seinem nationalen Recht verwendet werden dürfen, übermittelt hat und die beabsichtigte Verwendung von den in der Liste genannten Zwecken um-fasst ist, oder 

		2. der Zweck unter einen auf Artikel 215 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union gestützten Rechtsakt fällt. Für diese Zwecke können die erhaltenen Informationen und Schriftstücke an die Zentralstelle für Sanktions-durchsetzung sowie das Zollkriminalamt als Koordinierungsstelle nach § 3 Ab-satz 13 des Zollfahndungsdienstgesetzes weitergegeben werden.“ 

		5. § 20 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

		„b) jährlich die Ergebnisse ihrer Bewertung der Wirksamkeit der Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Einklang mit der Amtshilferichtlinie in Bezug auf Deutschland, einschließlich in Bezug auf die Bekämpfung von Steuerhinterzie-hung und -vermeidung,“. 

		6. § 21 wird wie folgt geändert: 

		a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

		„Die automatische Übermittlung von Informationen nach § 7 Absatz 1 Num-mer 7 ist ab dem 1. Januar 2027 vorzunehmen und erstmals auf Informationen der Besteuerungszeiträume ab dem 1. Januar 2026 anzuwenden.“ 

		b) Dem Absatz 1a wird folgender Satz angefügt: 

		„Abweichend von den Sätzen 1 und 2 unterrichtet das zentrale Verbindungsbüro die Europäische Kommission bis zum 1. Januar 2026 über fünf oder mehr der in § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 7 genannten Kategorien, zu denen es Informa-tionen für Besteuerungszeiträume, die am oder nach dem 1. Januar 2026 begin-nen, an zuständige Behörden anderer Mitgliedstaaten übermittelt.“ 

		c) Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

		„(7) § 7 Absatz 14b ist erstmals ab dem 1. Januar 2026 anzuwenden.“ 

		Artikel 3 

		Änderung des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes 

		Das Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2531), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2056) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

		1. § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

		a) In Nummer 1 wird die Angabe „2014/107/EU (ABl. L 359 vom 16.12.2014, S. 1)“ durch die Angabe „(EU) 2023/2226 (ABl. L 38 vom 24.10.2023, S. 1)“ ersetzt. 

		b) Die folgende Nummer 2a wird angefügt: 

		„2a. Drittstaaten, die die Voraussetzungen nach Nummer 2 erfüllen und zudem Ver-tragsparteien der von der Bundesrepublik Deutschland in Asunción unterzeichne-ten Zusatzvereinbarung zur Mehrseitigen Vereinbarung  zwischen den zuständi-gen Behörden über den automatischen Austausch von Informationen über Fi-nanzkonten vom [Tag der Unterzeichnung] sind und diese in ihr nationales Recht verpflichtend aufgenommen haben und und die gewährleisten, dass sie die Vo-raussetzungen des § 2 Absatz 2 der Zusatzvereinbarun

		2. § 2 wird wie folgt geändert: 

		a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

		„1. die folgenden Informationen zum Kontoinhaber oder den Kontoinhabern: 

		b) In Nummer 2 werden nach dem Wort „ist“ die Wörter „, die Art des Kontos und die Information, ob es sich bei dem Konto um ein bestehendes Konto oder ein Neukonto handelt“ eingefügt. 

		c) In Nummer 6 wird das Wort „, und“ durch ein Semikolon ersetzt. 

		d) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 6a eingefügt: 

		„6a. bei Eigenkapitalbeteiligungen an einem Investmentunternehmen, bei denen es sich um eine Rechtsvereinbarung handelt, die Funktion oder die Funktio-nen, aufgrund derer die meldepflichtige Person ein Anteilseigner ist, und“. 

		3. § 7 wird folgender Satz 2 angefügt: 

		„Die Melde- und Sorgfaltspflichten dieses Gesetzes gelten nur insoweit, wie meldende Finanzinstitute nicht auf Grundlage des Kryptowerte-Steuertransparenzgesetzes Sorg-falts- und Meldepflichten unterliegen.“. 

		4. § 8 wird wie folgt geändert: 

		a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

		„1. die folgenden Informationen zum Kontoinhaber oder den Kontoinhabern: 

		„6a. bei Eigenkapitalbeteiligungen an einem Investmentunternehmen, bei de-nen es sich um eine Rechtsvereinbarung handelt, die Funktion oder die Funktionen, aufgrund derer die meldepflichtige Person ein Anteilseigner ist, und“. 

		b) In Absatz 2 Satz 2 werden nach den Wörtern „als meldepflichtige Konten identifi-ziert wurden,“ die Wörter „und wann immer es dazu verpflichtet ist, die Informationen über das bestehende Konto gemäß den inländischen Verfahren zur Bekämpfung der Geldwäsche zu aktualisieren,“ eingefügt. 

		c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 

		„(5) Die Bruttoerlöse aus der Veräußerung oder Einlösung eines Finanzver-mögens sind entgegen Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b nicht zu melden, soweit sie vom meldenden Finanzinstitut nach § 18 des Kryptowerte-Steuertrans-parenzgesetzes gemeldet werden und sofern das meldende Finanzinstitut sich nicht in Bezug auf eine eindeutig identifizierte Gruppe von Konten anderweitig ent-scheidet.“ 

		d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

		5. In § 13 Absatz 2a Satz 4 werden nach dem Wort „Finanzinstitut“ die Wörter „, um sei-nen Sorgfalts- und Meldepflichten in Bezug auf den Meldezeitraum nachzukommen, in dem das Konto eröffnet wurde, die Verfahren nach den §§ 11 und 12 anwenden, bis die Selbstauskunft erlangt und ihre Plausibilität bestätigt ist, und“ eingefügt. 

		6. § 16 wird wie folgt geändert: 

		„Ist das meldende Finanzinstitut rechtlich nicht verpflichtet, die Verfahren zur Bekämpfung der Geldwäsche im Einklang mit Abschnitt 3 des Geldwäschege-setzes anzuwenden, wendet es zur Feststellung der beherrschenden Perso-nen im Wesentlichen ähnliche Verfahren an.“ 

		7. § 19 wird wie folgt geändert: 

		„Die Erbringung von Dienstleistungen, die Tauschgeschäfte für oder im Na-men von Kunden bewirken, ist keine sonstige Art der Anlage oder Verwaltung von Finanzvermögen, Kapital oder meldepflichtigen Kryptowerten im Auftrag Dritter im Sinne des Satzes 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe c.“ 

		„7. Der Ausdruck Finanzvermögen umfasst Wertpapiere (zum Beispiel Anteile am Aktienkapital einer Kapitalgesellschaft, Beteiligungen oder wirtschaftli-ches Eigentum an den Beteiligungen an einer in Streubesitz befindlichen oder börsennotierten Personalgesellschaft oder an einem Trust; sowie Obligatio-nen, Anleihen, Schuldverschreibungen oder sonstige Schuldurkunden), 

		Beteiligungen an Personengesellschaften, Warengeschäfte, Swaps (zum Beispiel Zinsswaps, Währungsswaps, Basisswaps, Zinscaps, Zinsfloors, Wa-renswaps, Aktienswaps, Aktienindexswaps und ähnliche Vereinbarungen), Versicherungs- oder Rentenversicherungsverträge oder Beteiligungen (da-runter börsengehandelte und nicht börsengehandelte Termingeschäfte und Optionen) an Wertpapieren, meldepflichtigen Kryptowerten, Beteiligungen an Personengesellschaften, Warengeschäften, Swaps oder Versicherungs- o-der Rentenversic

		Der Ausdruck E-Geld umfasst keine Produkte, die ausschließlich zum Zweck der Erleichterung der Übertragung von Geldmitteln von einem Kunden an eine andere Person gemäß den Anweisungen des Kunden geschaffen wur-den. Ein Produkt wird nicht ausschließlich zum Zweck der Erleichterung der Übertragung von Geldmitteln geschaffen, wenn die mit diesem Produkt ver-bundenen Geldmittel im Rahmen der normalen Geschäftstätigkeit des über-tragenden Rechtsträgers entweder länger als 60 Tage nach Erhalt von An-weisungen zur

		„Ein Einlagenkonto umfasst auch 

		a) Beträge, die von einer Versicherungsgesellschaft aufgrund eines garan-tierten Kapitalanlagevertrags oder einer ähnlichen Vereinbarung zur Zah-lung oder Gutschrift von Zinsen auf diese Beträge gehalten werden und 

		b) ein Konto oder ein fiktives Konto, das sämtliches E-Geld repräsentiert, das zugunsten eines Kunden gehalten wird;“. 

		„a) ein Finanzkonto, das von einem meldenden Finanzinstitut zum 31. Dezember 2015 oder, wenn das Konto ausschließlich aufgrund der durch Artikel 3 des Gesetzes vom ... (BGBl. … I Nr. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] vorgenommenen Änderun-gen dieses Gesetzes als Finanzkonto behandelt wird, zum 31. Dezember 2025 geführt wird,“. 

		„33. Neukonto: ein von einem meldenden Finanzinstitut geführtes Finanzkonto, das am oder nach dem 1. Januar 2016 oder, wenn das Konto ausschließlich aufgrund der durch Artikel 3 des Gesetzes vom ... (BGBl. … I Nr. …) [einset-zen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgeset-zes] vorgenommenen Änderungen dieses Gesetzes als Finanzkonto behan-delt wird, am oder nach dem 1. Januar 2026 eröffnet wurde;“. 

		„ee) einer Gründung oder Kapitalerhöhung einer Gesellschaft, sofern das Konto die folgenden Anforderungen erfüllt: 

		„f) ein Einlagenkonto, das sämtliches E-Geld repräsentiert, das zugunsten eines Kunden gehalten wird, wenn der gleitende durchschnittliche 90-Tage-Gesamtkontosaldo oder -wert während eines beliebigen Zeitraums von 90 aufeinanderfolgenden Tagen an keinem Tag im Kalenderjahr o-der in einem anderen geeigneten Meldezeitraum 10 000 US-Dollar über-steigt,“. 

		„b) ein Rechtsträger, der ein verbundener Rechtsträger eines Rechtsträgers nach Buchstabe a ist,“. 

		8. In § 25 Absatz 1 Satz 1 wird die Zahl „37“ durch die Zahl „42“ ersetzt. 

		9. § 27 wird wie folgt geändert: 

		„Informationen gemäß § 8 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 6a über die Funktion oder die Funktionen, aufgrund derer jede meldepflichtige Person eine beherrschende Person oder ein Anteilseigner des Rechtsträgers ist, müssen ab-weichend von Satz 1 für jedes meldepflichtige Konto, das zum 31. Dezember 2025 von einem meldenden Finanzinstitut geführt wird, in Bezug auf Meldezeiträume, die spätestens am 31. Dezember 2027 enden, nur dann gemeldet werden, wenn diese Angaben in den elektronisch durchsuchbaren

		„§ 28 Absatz 1 Nummer 11 in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom ... (BGBl. … I Nr. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegen-den Änderungsgesetzes] gilt ab dem 1. Januar 2026.“ 

		10. § 28 wird wie folgt geändert: 

		„11. entgegen § 13 Absatz 2a Satz 4 oder § 16 Absatz 2a Satz 4 die Verfah-ren zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten nicht, nicht richtig, nicht vollstän-dig oder nicht rechtzeitig anwendet,“. 

		Artikel 4 

		Änderung der Abgabenordnung 

		Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 8a des Gesetzes vom 19. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 245) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

		1. In § 138f Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b werden nach den Wörtern „Gestal-tung des Nutzers“ die Wörter „sowie aller sonstigen Informationen, die den zuständigen Behörden bei der Beurteilung eines Steuerrisikos helfen könnten“ eingefügt. 

		2. In § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b werden nach den Wörtern „Gestal-tung des Nutzers der innerstaatlichen Steuergestaltung“ die Wörter „sowie aller sons-tigen Informationen, die den zuständigen Behörden bei der Beurteilung eines Steuerri-sikos helfen könnten“ eingefügt. 

		3. In § 379 Absatz 2 Nummer 1e wird nach den Wörtern „grenzüberschreitende Steuer-gestaltung nicht“ die Wörter „, nicht richtig“ eingefügt. 

		Artikel 5 

		Änderung des Plattformen-Steuertransparenzgesetzes 

		Das Plattformen-Steuertransparenzgesetz vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2730), wird wie folgt geändert: 

		1. In § 6 Absatz 9 werden die Wörter „direkten Bestätigung“ durch das Wort „Feststellung“ ersetzt und wird vor dem Wort „bereitstellt“ das Wort „unentgeltlich“ eingefügt. 

		2. Dem § 9 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

		„In den Fällen des § 14 Absatz 2 Nummer 12 ist es nicht erforderlich, dem Mitgliedstaat der Ausstellung der Kennung des Identifizierungsdienstes die in § 14 Absatz 2 Num-mer 2 bis 5 und Absatz 3 Nummer 2 bis 6 genannten Informationen zu übermitteln.“ 

		3. In § 12 Absatz 5 werden die Wörter „ersucht die Europäische Kommission,“ durch das Wort „löscht“ und die Angabe „5“ durch die Angabe „6“ ersetzt und werden die Wörter „zu löschen“ gestrichen. 

		4. § 14 wird wie folgt geändert: 

		„12. die Kennung des Identifizierungsdienstes und den Mitgliedstaat der Aus-stellung, sofern sich der meldende Plattformbetreiber auf eine direkte Be-stätigung der Identität und der steuerlichen Ansässigkeit des Anbieters durch einen von einem Mitgliedstaat oder der Union bereitgestellten Identifizierungsdienst stützt, um die Identität und die steuerliche Ansäs-sigkeit des Anbieters zu ermitteln.“ 

		5. § 17 wird wie folgt geändert: 

		6. Dem § 29 wird folgender Satz angefügt: 

		„§ 14 Absatz 2 Nummer 12 ist erstmals für Meldezeiträume anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2026 beginnen.“ 

		Artikel 6 

		Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

		§ 5 Absatz 1 Satz 1 des Finanzverwaltungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-chung vom 4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 1202), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Juni 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 205) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

		1. Nach der Nummer 5i wird folgende Nummer 5j eingefügt: 

		„5j. die Entgegennahme, die Weiterleitung und die Übermittlung von Informationen nach § 10 Absatz 1 bis 3 und die Durchführung der Verfahren gemäß den §§ 11 und 23 des Kryptowerte-Steuertransparenzgesetzes;“. 

		2. Die bisherige Nummer 5j wird Nummer 5k und die Angabe „5c bis 5i“ wird durch die Angabe „5c bis 5j“ ersetzt. 

		Artikel 7 

		Inkrafttreten 

		(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. Januar 2026 in Kraft. 

		(2) Artikel 2 Nummer 6 Buchstabe b und Artikel 4 Nummer 3 treten am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

		Begründung 

		A. Allgemeiner Teil 

		I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

		Ziel dieses Referentenentwurfs ist in erster Linie die Umsetzung der als DAC 8 bezeichne-ten Richtlinie (EU) 2023/2226 des Rates vom 17. Oktober 2023 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteue-rung (ABl. L 38 vom 24.10.2023, S. 1) (Amtshilferichtlinie). Mit dieser siebten Änderung der Amtshilferichtlinie wurden die rechtlichen Grundlagen, die der zwischenstaatlichen Zusam-menarbeit der Steuerbehörden der Mitgliedstaaten der Europäischen Unio

		Ausgangspunkt der mit DAC 8 vorgenommenen Änderungen war die Prüfung des Europä-ischen Rechnungshofes im Jahr 2021. Der Europäische Rechnungshof gelangte in seinem Bericht2 zu dem Schluss, dass das System zwar in geeigneter Weise eingerichtet wurde, dass aber im Hinblick auf die Überwachung, die Sicherstellung der Datenqualität und die Nutzung der erhaltenen Informationen noch Handlungsbedarf besteht. Im Bericht des Eu-ropäischen Rechnungshofs und in der Entschließung des Europäischen Parlaments3 wurde auch

		2 Sonderbericht Nr. 03/2021: Austausch von Steuerinformationen in der EU: solide Grundlage, bei der Umsetzung hapert es jedoch. 

		2 Sonderbericht Nr. 03/2021: Austausch von Steuerinformationen in der EU: solide Grundlage, bei der Umsetzung hapert es jedoch. 

		3 Europäisches Parlament. (2021). Entschließung des Europäischen Parlaments vom 16. September 2021 zur Umsetzung der EU-Anforderungen für den Austausch von Steuerinformationen: Fortschritte, Erkenntnisse und zu überwindende Hindernisse, zitiert nach: 

		3 Europäisches Parlament. (2021). Entschließung des Europäischen Parlaments vom 16. September 2021 zur Umsetzung der EU-Anforderungen für den Austausch von Steuerinformationen: Fortschritte, Erkenntnisse und zu überwindende Hindernisse, zitiert nach: 

		https://www.europarl.eu-ropa.eu/doceo/document/TA-9-2021-0392_DE.pdf

		https://www.europarl.eu-ropa.eu/doceo/document/TA-9-2021-0392_DE.pdf
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		In seinem Bericht stellt der Europäische Rechnungshof fest, dass Kryptowährungen nicht von dem zwischenstaatlichen Informationsaustausch umfasst sind. Wenn ein Steuerpflich-tiger Geld in elektronischen Kryptowährungen hält, ist der Anbieter von Krypto-Dienstleis-tungen auch nicht verpflichtet, entsprechende Beträge oder erzielte Gewinne den Steuer-behörden zu melden.  

		Die meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen stellen den Nutzern ihre Dienstleis-tungen für Transaktionen mit Kryptowerten zur Verfügung. Die Besteuerung der daraus re-sultierenden Einkünfte stellt für die Finanzbehörden allerdings eine Herausforderung dar. Es ist nicht ausgeschlossen, dass die erzielten Einkünfte gegenüber den Finanzbehörden nicht oder nur unvollständig erklärt werden. Zugleich ist es für die Finanzbehörden schwie-rig, die Angaben zu verifizieren und unbekannte Steuerfälle zu ermitte

		werden. Dies ist jedoch in der Regel sehr aufwendig, insbesondere dann, wenn  diese im Ausland ansässig sind. 

		II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

		Der Gesetzesentwurf setzt die DAC 8 um. Soweit die Schaffung steuerlicher Transparenz in Bezug auf digitale Finanzprodukte betroffen ist, wird auf Vorarbeiten auf Ebene der Or-ganisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) zurückgegriffen. Hierbei handelt es sich um die Mustervorschriften für Meldungen durch Anbieter von Krypto-Dienstleistungen nach dem Melderahmen für Kryptowerte (Crypto-Asset Reporting Frame-work – CARF) sowie die Änderungen des gemeinsamen Meldestandards (Common Rep

		In der Hauptsache wird mit dem Gesetzentwurf eine Verpflichtung für sog. meldende An-bieter von Krypto-Dienstleistungen geschaffen, an das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) in systematischer Weise jährlich spezifische Informationen zu melden, die eine Iden-tifizierung der Nutzer und die Quantifizierung der von diesen durchgeführten Transaktionen ermöglichen. Um sicherzustellen, dass die zu meldenden Informationen verfügbar und von hinreichender Qualität sind, werden die Anbieter von Krypto-Dienstleistunge

		Zur Komplementierung dieser neuen Meldepflichten werden die bereits bestehenden Sorg-falts- und Meldepflichten inländischer meldender Finanzinstitute nach dem Gesetz zum au-tomatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten in Steuersachen (Finanzkon-ten-Informationsaustauschgesetz) gesetzlich konkretisiert und erweitert, um mit E-Geld sol-che digitalen Finanzprodukte einzubeziehen, die nicht unter die Meldevorschriften für Kryp-towerte fallen. 

		Der Gesetzentwurf beinhaltet daneben Regelungen zur Ausweitung des automatischen In-formationsaustausches zwischen den EU-Mitgliedstaaten zu bestimmten Kategorien von Einkünften und Vermögen um Informationen zu Dividenden von Unternehmen, deren An-teile nicht in einem Bankdepot verwahrt werden. Zusätzlich wird der Austausch grenzüber-schreitender Vorbescheide um bestimmte steuerliche Vorbescheide erweitert, die natürli-che Personen betreffen. Darüber hinaus werden Vorkehrungen getroffen, um die Erhebung aus

		Mit diesem Gesetz werden keine Besteuerungstatbestände erweitert oder neu eingeführt. Die Maßnahmen dienen lediglich der Sicherstellung der effektiven Anwendung bestehen-den materiellen Steuerrechts, insbesondere in Bezug auf digitale Finanzprodukte. 

		III. Alternativen 

		Keine. Die DAC 8 ist bis zum 31. Dezember 2025 in nationales Recht umzusetzen. 

		IV. Gesetzgebungskompetenz 

		Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich für die Schaffung des Gesetzes über die Meldepflicht und den automatischen Austausch von Informationen meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen (Artikel 1) sowie die Änderungen des EU-Amtshilfegesetzes (Artikel 2), des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes (Artikel 3), der Abgabenord-nung (Artikel 4) und des Plattformen-Steuertransparenzgesetzes (Artikel 5) aus Artikel 108 Absatz 5 des Grundgesetzes (GG). 

		Die Gesetzgebungskompetenz für die Schaffung neuer Bußgeldvorschriften (Artikel 1 § 23 des Gesetzes über die Meldepflicht und den automatischen Austausch von Informationen meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen sowie Artikel 2 Nummer 9) folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 (Strafrecht) des GG.  

		Für die Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes (Artikel 6) folgt die Gesetzgebungs-kompetenz des Bundes aus Artikel 108 Absatz 4 Satz 1 GG. Der Vollzug der Steuerge-setze wird erheblich erleichtert.  

		V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen 

		Der Entwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und dem Völkerrecht vereinbar. 

		Das beabsichtigte Gesetz dient der Umsetzung der DAC 8. Sowohl die Melde- als auch die Sorgfaltspflichten, die der Gesetzentwurf für Anbieter von Krypto-Dienstleistungen vorsieht, sind standardisiert und werden in entsprechender Weise auch in anderen EU-Mitgliedstaa-ten sowie auf der Grundlage des in Drittstaaten umgesetzten MCAA CARF zur Anwendung kommen. Durch die Vermeidung divergierender Anforderungen in den teilnehmenden Staa-ten werden Umgehungsmöglichkeiten verhindert, Aufwände für die betroffenen me

		Die nach dem Gesetzentwurf vorgesehene Verarbeitung personenbezogener Daten steht in Einklang mit der Verordnung (EU) 2016/679 vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (Abl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72). Die Erhebung und weitergehende Verarbei-tung personenbezogener Daten beteiligter Personen ist durch die DAC 8 vorgeschrieben und s

		VI. Gesetzesfolgen 

		1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

		Aus der zunehmenden Nutzung alternativer Zahlungsmittel und Anlageformen ergeben sich neue Risiken der Steuerhinterziehung, die Steuerbehörden vor Herausforderungen stellen. Es erwies sich als schwierig, Steuertatbestände zu ermitteln, die bei Investitionen in Krypto-werte auftreten. Die meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen sind am besten in der Lage, die erforderlichen Informationen über ihre Nutzer zu erheben und zu überprüfen. Um der Situation vorzubeugen, dass die EU-Mitgliedstaaten jeweils ei

		2. Nachhaltigkeitsaspekte 

		Der Entwurf steht im Einklang mit der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung, indem er das Steueraufkommen des Gesamtstaates sichert und den Indikatorenbereich 8.2 (Staatsverschuldung – Staatsfinanzen konsolidieren, Generationengerechtigkeit schaffen) unterstützt. Eine Nachhaltigkeitsrelevanz bezüglich anderer Indikatoren ist nicht gegeben. 

		3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

		Das Gesetz dient der Sicherung des Steueraufkommens. 
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		TBody

		TR

		Tit. 532 01 

		Tit. 532 01 



		3.240 

		3.240 



		3.240 

		3.240 



		3.000 

		3.000 



		3.000 

		3.000 





		TR

		Tit. 812 02 

		Tit. 812 02 



		2.700 

		2.700 



		3.900 

		3.900 



		0 

		0 



		0 

		0 





		Summe 

		Summe 

		Summe 



		 

		 



		7.707 

		7.707 



		10.895 

		10.895 



		6.755 

		6.755 



		6.755 

		6.755 





		0811 

		0811 

		0811 



		Tit. 634 03 

		Tit. 634 03 



		305 

		305 



		648 

		648 



		698 

		698 



		711 

		711 





		Summe Epl. 08 / HH-Jahr 

		Summe Epl. 08 / HH-Jahr 

		Summe Epl. 08 / HH-Jahr 



		 

		 



		16.583 

		16.583 



		21.135 

		21.135 



		17.812 

		17.812 



		17.392 

		17.392 





		anteiliger Umstel-lungsaufwand 

		anteiliger Umstel-lungsaufwand 

		anteiliger Umstel-lungsaufwand 



		 

		 



		14.730 

		14.730 



		17.190 

		17.190 



		 

		 



		 

		 





		anteiliger laufender Aufwand 

		anteiliger laufender Aufwand 

		anteiliger laufender Aufwand 



		 

		 



		1.853 

		1.853 



		3.945 

		3.945 



		17.812 

		17.812 



		17.392 

		17.392 





		Gesamtsumme Epl. 08 

		Gesamtsumme Epl. 08 

		Gesamtsumme Epl. 08 



		72.922 

		72.922 









		 

		Planstellen und Stellen 

		HH-Jahr 

		HH-Jahr 

		HH-Jahr 

		HH-Jahr 

		HH-Jahr 



		Stellen 

		Stellen 



		2025 

		2025 



		2026 

		2026 



		2027 

		2027 



		2028 

		2028 







		TBody

		TR

		Kapitel 

		Kapitel 



		Laufbahngruppe 

		Laufbahngruppe 





		0815 

		0815 

		0815 



		höherer Dienst 

		höherer Dienst 



		 

		 



		 

		 



		 

		 



		 

		 



		 

		 





		TR

		gehobener Dienst 

		gehobener Dienst 



		A 13g 

		A 13g 



		1 

		1 



		1 

		1 



		1 

		1 



		1 

		1 





		TR

		A 12 

		A 12 



		2 

		2 



		5 

		5 



		6 

		6 



		6 

		6 





		TR

		A 11  

		A 11  



		1 

		1 



		1 

		1 



		1 

		1 



		1 

		1 





		TR

		mittlerer Dienst 

		mittlerer Dienst 



		A 8 

		A 8 



		1 

		1 



		1 

		1 



		1 

		1 



		1 

		1 





		TR

		einfacher Dienst 

		einfacher Dienst 



		 

		 



		 

		 



		 

		 



		 

		 



		 

		 





		0816 

		0816 

		0816 



		höherer Dienst 

		höherer Dienst 



		A 14 

		A 14 



		3 

		3 



		3 

		3 



		3 

		3 



		3 

		3 





		TR

		gehobener Dienst 

		gehobener Dienst 



		A 13g +z 

		A 13g +z 



		2 

		2 



		2 

		2 



		2 

		2 



		2 

		2 





		TR

		A 13g 

		A 13g 



		1 

		1 



		1 

		1 



		1 

		1 



		1 

		1 





		TR

		A12 

		A12 



		8 

		8 



		8 

		8 



		8 

		8 



		8 

		8 





		TR

		A11 

		A11 



		4 

		4 



		4 

		4 



		4 

		4 



		4 

		4 





		TR

		mittlerer Dienst 

		mittlerer Dienst 



		 

		 



		 

		 



		 

		 



		 

		 



		 

		 









		Table

		TBody

		TR

		einfacher Dienst 

		einfacher Dienst 



		 

		 



		 

		 



		 

		 



		 

		 



		 

		 









		 Etwaiger Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmäßig im Ein-zelplan 08 ausgeglichen werden. 

		4. Erfüllungsaufwand 

		4.1 Erfüllungsaufwand der Bürgerinnen und Bürger 

		Vor-gabe 

		Vor-gabe 

		Vor-gabe 

		Vor-gabe 

		Vor-gabe 



		Paragraph;  Bezeichnung der Vorgabe 

		Paragraph;  Bezeichnung der Vorgabe 



		Veränderung des jähr-lichen Aufwands 

		Veränderung des jähr-lichen Aufwands 



		Einmaliger Aufwand 

		Einmaliger Aufwand 







		TBody

		TR

		Jährlicher Zeitauf-wand (in Stunden) 

		Jährlicher Zeitauf-wand (in Stunden) 



		Jährliche Sachkos-ten (in Tsd. Euro) 

		Jährliche Sachkos-ten (in Tsd. Euro) 



		Einmali-ger Zeit-aufwand (in Stun-den) 

		Einmali-ger Zeit-aufwand (in Stun-den) 



		Einmalige Sachkosten (in Tsd. Euro) 

		Einmalige Sachkosten (in Tsd. Euro) 





		4.1.1 

		4.1.1 

		4.1.1 



		§ 13 Abs. 1 i. V. m. § 15 Abs. 1 KStTG; Selbstauskunft als meldepflichtiger Nutzer (natür-liche Person); (a*) 

		§ 13 Abs. 1 i. V. m. § 15 Abs. 1 KStTG; Selbstauskunft als meldepflichtiger Nutzer (natür-liche Person); (a*) 



		12.313 

		12.313 



		0 

		0 



		234.534 

		234.534 



		0 

		0 





		4.1.2 

		4.1.2 

		4.1.2 



		§ 13 Abs. 2 KStTG; Nachfor-derung nach einer korrekten Selbstauskunft nachkommen (natürliche Person); (b*) 

		§ 13 Abs. 2 KStTG; Nachfor-derung nach einer korrekten Selbstauskunft nachkommen (natürliche Person); (b*) 



		59.806 

		59.806 



		0 

		0 



		0 

		0 



		0 

		0 





		Summe  (in Stunden bzw. Tsd. Euro) 

		Summe  (in Stunden bzw. Tsd. Euro) 

		Summe  (in Stunden bzw. Tsd. Euro) 



		72.119 

		72.119 



		0 

		0 



		234.534 

		234.534 



		0 

		0 





		Anzahl der Vorgaben 

		Anzahl der Vorgaben 

		Anzahl der Vorgaben 



		2 

		2 



		 

		 



		 

		 



		 

		 









		 

		Im Folgenden wird die Schätzung des Erfüllungsaufwands der Bürgerinnen und Bürger für die einzelnen Vorgaben dargestellt. 

		Vorgabe 4.1.1: Selbstauskunft als meldepflichtiger Nutzer (natürliche Person); § 13 Absatz 1 in Verbindung mit § 15 Absatz 1 KStTG 

		Natürliche Personen, die Kryptowerte halten, müssen über ihre steuerliche Ansässigkeit Auskunft geben. Es entsteht ein einmaliger Erfüllungsaufwand von 234 534 Stunden sowie jährlicher Aufwand von 12 313 Stunden. 

		Vorgabe 4.1.2: Nachforderung nach einer korrekten Selbstauskunft nachkommen (natürliche Person) § 13 Absatz 2 KStTG 

		Nach einer Änderung der steuerlichen Ansässigkeit wird eine neue Selbstauskunft benötigt. Es entsteht jährlicher Aufwand von 59 806 Stunden. 

		4.2 Erfüllungsaufwand der Wirtschaft 

		Vor-gabe 

		Vor-gabe 

		Vor-gabe 

		Vor-gabe 

		Vor-gabe 



		Paragraph; Bezeichnung der Vorgabe; Art der Vor-gabe 

		Paragraph; Bezeichnung der Vorgabe; Art der Vor-gabe 



		Jährlicher Er-füllungsauf-wand (in Tsd. Euro) 

		Jährlicher Er-füllungsauf-wand (in Tsd. Euro) 



		Einmaliger  Erfüllungsauf-wand (in Tsd. Euro) 

		Einmaliger  Erfüllungsauf-wand (in Tsd. Euro) 



		Kategorie des einmaligen Er-füllungsauf-wands 

		Kategorie des einmaligen Er-füllungsauf-wands 







		4.2.1 

		4.2.1 

		4.2.1 

		4.2.1 



		§ 11 Abs. 2 i. V. m. § 10 Abs. 6 KStTG;  

		§ 11 Abs. 2 i. V. m. § 10 Abs. 6 KStTG;  

		Antrag auf Registrierung von meldenden Anbietern von Krypto-Dienstleistun-gen; Informationspflicht 



		0,011 

		0,011 



		0,22 

		0,22 



		Einmalige Infor-mationspflicht 

		Einmalige Infor-mationspflicht 





		4.2.2 

		4.2.2 

		4.2.2 



		§ 13 Abs. 1 & § 14 Abs. 1 KStTG;  

		§ 13 Abs. 1 & § 14 Abs. 1 KStTG;  

		Anforderung einer Selbst-auskunft des meldepflichti-gen Nutzers; Informations-pflicht 



		0 

		0 



		6.404 

		6.404 



		Einmalige Infor-mationspflicht 

		Einmalige Infor-mationspflicht 





		4.2.3 

		4.2.3 

		4.2.3 



		§ 13 Abs. 1 & § 14 Abs. 1 KStTG;  

		§ 13 Abs. 1 & § 14 Abs. 1 KStTG;  

		Überprüfung der Selbst-auskunft des meldepflichti-gen Nutzers; Informations-pflicht; (a*) 



		225 

		225 



		2.243 

		2.243 



		Einmalige Infor-mationspflicht 

		Einmalige Infor-mationspflicht 





		4.2.4 

		4.2.4 

		4.2.4 



		§ 13 Abs. 2 i. V. m § 14 Abs. 1 S.1 KStTG;  

		§ 13 Abs. 2 i. V. m § 14 Abs. 1 S.1 KStTG;  

		Nachforderung einer kor-rekten Selbstauskunft; In-formationspflicht 



		32 

		32 



		640 

		640 



		Einmalige Infor-mationspflicht 

		Einmalige Infor-mationspflicht 





		4.2.5 

		4.2.5 

		4.2.5 



		§ 14 Abs. 1 S.1 i. V. m. § 13 Abs. 1 & 2 und § 15 Abs. 2 KStTG;  

		§ 14 Abs. 1 S.1 i. V. m. § 13 Abs. 1 & 2 und § 15 Abs. 2 KStTG;  

		Selbstauskunft als melde-pflichtiger Nutzer; Informa-tionspflicht; (a*) 



		0,340 

		0,340 



		6,754 

		6,754 



		Einmalige Infor-mationspflicht 

		Einmalige Infor-mationspflicht 





		4.2.6 

		4.2.6 

		4.2.6 



		§ 18 Abs. 1 i. V. m. § 19 KStTG;  

		§ 18 Abs. 1 i. V. m. § 19 KStTG;  

		Meldung an Bundeszent-ralamt für Steuern; Infor-mationspflicht 



		13,2 

		13,2 



		0 

		0 



		  

		  





		Summe (in Tsd. Euro) 

		Summe (in Tsd. Euro) 

		Summe (in Tsd. Euro) 



		270 

		270 



		9.295 

		9.295 



		  

		  









		davon aus Informationspflichten (in Tsd. Euro) 

		davon aus Informationspflichten (in Tsd. Euro) 

		davon aus Informationspflichten (in Tsd. Euro) 

		davon aus Informationspflichten (in Tsd. Euro) 

		davon aus Informationspflichten (in Tsd. Euro) 



		270 

		270 



		 

		 



		 

		 





		Summe, 1:1 Umsetzung von EU Recht (in Tsd. Euro) 

		Summe, 1:1 Umsetzung von EU Recht (in Tsd. Euro) 

		Summe, 1:1 Umsetzung von EU Recht (in Tsd. Euro) 



		0 

		0 



		 

		 



		 

		 





		Anzahl der Vorgaben 

		Anzahl der Vorgaben 

		Anzahl der Vorgaben 



		6 

		6 



		 

		 



		 

		 





		davon Informationspflichten 

		davon Informationspflichten 

		davon Informationspflichten 



		6 

		6 



		 

		 



		 

		 





		 

		 

		 









		4.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

		Bundesebene 

		Zur Umsetzung der DAC 8 entsteht auf Bundesebene ein Gesamt-Erfüllungsaufwand in Höhe von ca. 74.112.000 Euro in den Jahren 2025 bis 2028. Der einmalige Umstellungs-aufwand beläuft sich dabei auf ca. 31.920.000 Euro und der laufende Aufwand auf ca. 42.192.000 Euro. 

		4.3.1 Jährlicher Aufwand 

		 

		 

		 

		 

		 



		 

		 



		 

		 



		 

		 



		 

		 



		 

		 



		 

		 



		 

		 



		 

		 



		 

		 







		lfd. Nr. 

		lfd. Nr. 

		lfd. Nr. 

		lfd. Nr. 



		Para-graph 

		Para-graph 



		Bezeich-nung der Vorgabe 

		Bezeich-nung der Vorgabe 



		Ver-wal-tungs-ebene 

		Ver-wal-tungs-ebene 



		Fall-zahl 

		Fall-zahl 



		Per-so-nen-tage 

		Per-so-nen-tage 



		Voll-zugs-ebene 

		Voll-zugs-ebene 



		Lohn-satz pro Stunde (in Euro) 

		Lohn-satz pro Stunde (in Euro) 



		Zeit-auf-wand pro Fall in Minu-ten 

		Zeit-auf-wand pro Fall in Minu-ten 



		Jährli-cher Perso-nalauf-wand (in Tsd. Euro) 

		Jährli-cher Perso-nalauf-wand (in Tsd. Euro) 



		Jährli-che Sach-kos-ten (in Tsd. Euro) 

		Jährli-che Sach-kos-ten (in Tsd. Euro) 



		Jährli-cher Erfül-lungs-auf-wand (in Tsd. Euro) 

		Jährli-cher Erfül-lungs-auf-wand (in Tsd. Euro) 





		4.3.1.1 

		4.3.1.1 

		4.3.1.1 



		§ 10 Abs. 1-3 KStTG und § 11 KStTG; § 5 Abs. 1 S. 1 Nr. 5j FVG 

		§ 10 Abs. 1-3 KStTG und § 11 KStTG; § 5 Abs. 1 S. 1 Nr. 5j FVG 



		Neuent-wicklung, Pflege und Wei-terent-wicklung des IT-Verfah-rens zur Umset-zung des Informati-onsaus-tauschs CARF (inkl. QS) 

		Neuent-wicklung, Pflege und Wei-terent-wicklung des IT-Verfah-rens zur Umset-zung des Informati-onsaus-tauschs CARF (inkl. QS) 



		Bund 

		Bund 



		  

		  



		600 

		600 



		hD 

		hD 



		70,50 

		70,50 



		  

		  



		338 

		338 



		1.102 

		1.102 



		1.440 

		1.440 





		TR

		3800 

		3800 



		gD 

		gD 



		46,50 

		46,50 



		  

		  



		1.414 

		1.414 



		6.975 

		6.975 



		8.389 

		8.389 





		TR

		200 

		200 



		mD 

		mD 



		33,80 

		33,80 



		  

		  



		54 

		54 



		367 

		367 



		421 

		421 





		4.3.1.2 

		4.3.1.2 

		4.3.1.2 



		§ 10 Abs. 7 KStTG 

		§ 10 Abs. 7 KStTG 



		Prüfung der Ein-haltung der Melde- und Sorg-faltspflich-ten nach dem KStTG 

		Prüfung der Ein-haltung der Melde- und Sorg-faltspflich-ten nach dem KStTG 



		Bund 

		Bund 



		45 

		45 



		600 

		600 



		gD 

		gD 



		46,50 

		46,50 



		6400,00 

		6400,00 



		223 

		223 



		  

		  



		223 

		223 









		4.3.1.3 

		4.3.1.3 

		4.3.1.3 

		4.3.1.3 

		4.3.1.3 



		§ 23 KStTG; § 5 Abs. 1 S. 1 Nr. 5j FVG 

		§ 23 KStTG; § 5 Abs. 1 S. 1 Nr. 5j FVG 



		Prüfung von Or-dungswid-rigkeiten-verfahren wegen Verstößen gegen KStTG 

		Prüfung von Or-dungswid-rigkeiten-verfahren wegen Verstößen gegen KStTG 



		Bund 

		Bund 



		40 

		40 



		200 

		200 



		gD 

		gD 



		46,50 

		46,50 



		2400,00 

		2400,00 



		74 

		74 



		  

		  



		74 

		74 









		 4.3.2 Einmaliger Aufwand 

		lfd. Nr. 

		lfd. Nr. 

		lfd. Nr. 

		lfd. Nr. 

		lfd. Nr. 



		Para-graph 

		Para-graph 



		Bezeichnung der Vorgabe 

		Bezeichnung der Vorgabe 



		Verwaltungs-ebene 

		Verwaltungs-ebene 



		Einma-lige Sach-kosten (in Tsd. Euro) 

		Einma-lige Sach-kosten (in Tsd. Euro) 



		Einmaliger Erfüllungs-aufwand (in Tsd. Euro) 

		Einmaliger Erfüllungs-aufwand (in Tsd. Euro) 







		4.3.2.1 

		4.3.2.1 

		4.3.2.1 

		4.3.2.1 



		§ 10 Abs. 1-3 KStTG; § 5 Abs. 1 S. 1 Nr. 5j FVG 

		§ 10 Abs. 1-3 KStTG; § 5 Abs. 1 S. 1 Nr. 5j FVG 



		Neuentwicklung des IT-Verfahrens zur Umsetzung des In-formationsaus-tauschs CARF 

		Neuentwicklung des IT-Verfahrens zur Umsetzung des In-formationsaus-tauschs CARF 



		Bund 

		Bund 



		27.920 

		27.920 



		27.920 

		27.920 





		4.3.2.2  

		4.3.2.2  

		4.3.2.2  



		§ 2 Nr. 1, 2 und 6a FKAustG; § 8 Abs. 1 S. 1 Nr. 1, 2 und 6a FKAustG; § 19 FKAustG  

		§ 2 Nr. 1, 2 und 6a FKAustG; § 8 Abs. 1 S. 1 Nr. 1, 2 und 6a FKAustG; § 19 FKAustG  



		Anpassung des IT-Verfahrens CRS 

		Anpassung des IT-Verfahrens CRS 



		Bund 

		Bund 



		1.000 

		1.000 



		1.000 

		1.000 





		4.3.2.3  

		4.3.2.3  

		4.3.2.3  



		§ 21 Abs. 1a S. 3 EU-AHiG 

		§ 21 Abs. 1a S. 3 EU-AHiG 



		Anpassung des IT-Verfahrens EARL (inkl. IntI-LFB) 

		Anpassung des IT-Verfahrens EARL (inkl. IntI-LFB) 



		Bund 

		Bund 



		3.000 

		3.000 



		3.000 

		3.000 









		 

		Die Aufbereitung und Weiterleitung der beim BZSt eingehenden Meldungen sowie entge-gengenommenen Informationen aus dem automatischen Informationsaustausch muss durch das BZSt im Rahmen von Fachverfahren durchgeführt werden. Für die neuen Mel-depflichten nach dem Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz und den zugehörigen automa-tischen zwischenstaatlichen Informationsaustausch ist die Einrichtung eines neuen IT-Ver-fahrens sowie in der Folge dessen kontinuierliche Pflege und Weiterentwicklung erforder-lich. Dar

		Beginn an die spätere Weiterleitung der Daten mitberücksichtigt und die erforderlichen tech-nischen Strukturen geschaffen werden. 

		Die Einrichtung eines neuen IT-Verfahrens ist erforderlich. Der Wirkbetrieb startet ab 2027, da in diesem Jahr erstmalig (zusätzliche) Informationen auf Grundlage dieses Gesetzes von Meldeverpflichteten an das BZSt zu melden sowie durch das BZSt aus dem Ausland entgegenzunehmen sind. Die Entwicklungsphase (Umstellungsaufwand) mit Beratung, Konzeption und Umsetzung umfasst die Jahre 2025 und 2026. Ab Mitte 2027 geht das Verfahren voraussichtlich in die Pflege und Wartung (laufender Aufwand) über. Der für die

		In den Ländern entsteht automationstechnischer Umstellungsaufwand. Die Höhe des Auf-wands ist von hier aus nicht quantifizierbar/bezifferbar. 

		5. Weitere Kosten 

		Der Gesetzentwurf führt insgesamt darüber hinaus nicht zu zusätzlichen Kosten für die Wirtschaft, einschließlich der mittelständischen Unternehmen. Be- und Entlastungen für einzelne Sektoren der Volkswirtschaft durch die vorgesehenen Maßnahmen sind nicht be-kannt. Es wird davon ausgegangen, dass weder in Einzelfällen noch allgemein volkswirt-schaftliche Effekte ausgelöst werden, die sich in Einzelpreisen, dem allgemeinen Preisni-veau oder dem Verbraucherpreisniveau niederschlagen können. Belastungen für mit

		6. Weitere Gesetzesfolgen 

		Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebenssituation von Frauen und Männern sind keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen gemäß § 2 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien zuwiderlaufen.  Die Maßnahme hat keine Auswirkungen auf den demografischen Wandel.  Die Maßnahme hat keine besonderen Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen. 

		VII. Befristung; Evaluierung 

		Eine Befristung der Regelungen ist aufgrund der europarechtlichen Umsetzungsgebots nicht möglich. 

		Eine Evaluierung ist nicht vorgesehen, da es sich um die 1:1-Umsetzung der DAC 8 han-delt. Nach Artikel 27 Absatz 1 der Amtshilferichtlinie legt die Kommission dem Europäi-schen Parlament und dem Rat alle fünf Jahre nach dem 1. Januar 2013 einen Bericht über die Anwendung dieser Richtlinie vor. 

		B. Besonderer Teil 

		Zu Artikel 1 (Gesetz über die Meldepflicht und den automatischen Austausch von Informationen meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen in Steuersachen) 

		Artikel 1 sieht die Schaffung eines neuen Stammgesetzes „Gesetz über die Meldepflicht und den automatischen Austausch von Informationen meldender Anbieter von Krypto-

		Dienstleistungen in Steuersachen“ (Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz – KStTG) vor, das der Umsetzung des Artikels 8ad sowie des Anhangs VI der Richtlinie 2011/16/EU des Rates über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung (Amtshilferichtlinie) in der durch die Richtlinie (EU) 2023/2226 des Rates (DAC 8) geänder-ten Fassung und des Melderahmens für Kryptowerte (sog. Crypto-Asset-Reporting-Frame-work – CARF) dient. Das Stammgesetz gliedert sich in sieben Abschnitte. Es umfasst ne

		Aufgrund der Regelungsfülle und Abgeschlossenheit der Regelungsmaterie liegt es im In-teresse des Rechtsanwenders, die Vorschriften in einem eigenständigen Gesetz zu grup-pieren. Da die Melde- und Sorgfaltspflichten gleichermaßen die Durchführung des automa-tischen Informationsaustauschs mit dem Ausland wie die Durchführung des innerstaatli-chen Besteuerungsverfahrens ermöglichen sollen, ist eine Regelung außerhalb des EU-Amtshilfegesetzes zweckmäßig und unter rechtssystematischen Gesichtspunkten unbe-denkl

		Zu Abschnitt 1 (Allgemeine Vorschriften) 

		Zu Unterabschnitt 1 (Anwendungsbereich) 

		Zu § 1 (Anwendungsbereich) 

		Zu Absatz 1 

		Die Vorschrift stellt den Inhalt und den Grund dieses Gesetzes dar, der darin besteht, den Umfang und die Voraussetzungen des verpflichtenden automatischen Austausches der von meldenden Anbietern von Krypto-Dienstleistungen gemeldeten Informationen im inner-staatlichen Recht zu regeln. Absatz 1 bezieht sich auf den Austausch auf der Grundlage des Artikel 8ad in Verbindung mit Anhang VI der Amtshilferichtlinie innerhalb der Europäi-schen Union   

		Zu Absatz 2 

		Absatz 2 bezieht sich auf den Austausch der erforderlichen Informationen mit Drittstaaten, die Vertragsparteien der von der Bundesrepublik Deutschland [Ort der Unterzeichnung] un-terzeichneten Mehrseitigen Vereinbarung vom [Tag der Unterzeichnung] zwischen den zu-ständigen Behörden über den automatischen Austausch von Informationen meldender An-bieter von Krypto-Dienstleistungen sind und diese in ihr nationales Recht verpflichtend auf-genommen haben, sowie Vertragsparteien des Übereinkommens über die gegens

		Zu Unterabschnitt 2 (Begriffsbestimmungen) 

		Zu § 2 (Allgemeines) 

		Die Vorschrift bestimmt die Maßgeblichkeit der Begriffsbestimmungen nach Unterabschnitt 2 ausschließlich für die Zwecke des Kryptowerte-Steuertransparenzgesetzes. 

		Zu § 3 (Meldepflichtiger Kryptowert) 

		Zu Absatz 1 

		Absatz 1 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt A, Nummer 1 der Amtshilferichtlinie um und definiert, was ein Kryptowert ist. Die Vorschrift verweist für Zwecke der Definition auf Artikel 3 Absatz 1 Nummer 5 der Verordnung (EU) 2023/1114. Danach handelt es sich bei einem Kryptowert um eine digitale Darstellung eines Werts oder eines Rechts, der bzw. das unter Verwendung der Distributed-Ledger-Technologie oder einer ähnlichen Technolo-gie elektronisch übertragen und gespeichert werden kann. Digitale V

		Zu Absatz 2 

		Absatz 2 dient der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt A, Nummer 4 der Amtshilferichtlinie und definiert, was ein meldepflichtiger Kryptowert ist. Ein meldepflich-tiger Kryptowert ist ein Kryptowert, hinsichtlich dessen die meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen Melde- und Sorgfaltspflichten nach dem Kryptowerte-Steuertransparenz-gesetz erfüllen müssen.  

		Der Begriff umfasst alle Kryptowerte, mit Ausnahme von E-Geld sowie solcher Kryptowerte, für die der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen hinreichend festgestellt hat, dass sie nicht für Zahlungs- oder Investitionszwecke verwendet werden können.  

		Diese Abgrenzung wird in Zusammenspiel mit dem Finanzkonten-Informationsaustausch-gesetz (vgl. Änderungen daran durch Artikel 3 dieses Gesetzes) relevant, welches Melde- und Sorgfaltspflichten für Finanzinstitute in Bezug auf E-Geld vorsieht, die bereits per Defi-nition keine Kryptowerte im Sinne dieses Gesetzes darstellen.  

		Kryptowerte, die nicht zu Zahlungs- oder Investitionszwecken verwendet werden können, sind von dem Begriff der meldepflichtigen Kryptowerte ausgenommen, da bei diesen kein relevantes Risiko besteht, dass sie für Zwecke der Steuerhinterziehung verwendet werden können. Eine steuerrechtlich begründete Meldepflicht entsprechender Kryptowerte wäre deshalb unverhältnismäßig. Um hinreichend zu bestimmen, ob ein Kryptowert nicht zu Zah-lungs- oder Investitionszwecken verwendet werden kann, können sich die meldenden

		Kryptowerte im Allgemeinen nicht für Zahlungs- oder Anlagezwecke verwendet werden. Dies kann beispielsweise auf Lebensmittel-, Buch- und Restaurantgutscheine sowie auf Flugmeilen oder andere Prämien für Treueprogramme zutreffen. 

		Zu Absatz 3  

		Absatz 3 definiert E-Geld im Sinne dieses Gesetzes.  

		Zu § 4 (Meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen) 

		Zu Absatz 1 

		Absatz 1 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt B, Nummer 1 der Amtshilferichtlinie um und definiert, was ein Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ist. Dabei verweist die Vor-schrift auf die Begriffsbestimmung in Artikel 3 Absatz 1 Nummer 15 der Verordnung (EU) 2023/1114. Danach handelt es sich bei einem Anbieter von Krypto-Dienstleistungen um jede juristische Person oder jedes andere Unternehmen, deren bzw. dessen berufliche oder gewerbliche Tätigkeit darin besteht, eine oder mehrere Krypto-Dienstle

		Zu Absatz 2 

		Absatz 2 dient der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt B, Nummer 2 der Amtshilferichtlinie und definiert den Begriff Kryptowert-Betreiber. Durch die Einbezie-hung von Kryptowert-Betreibern wird der Anwendungsbereich des Kryptowerte-Steuer-transparenzgesetzes auf jene Personen erweitert, die keine nach den Artikeln 59, 60 und 63 der Verordnung (EU) 2023/1114 in der Europäischen Union zugelassenen Kryptowerte-Dienstleister sind, aber dennoch Krypto-Dienstleistungen im Sinne dieses Gesetzes (

		Zu Absatz 3 

		Absatz 3 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt B, Nummer 4 der Amtshilferichtlinie um und definiert den Begriff Krypto-Dienstleistungen als Dienstleistungen im Sinne des Ar-tikels 3 Nummer 16 der Verordnung (EU) 2023/1114. Darunter fallen beispielsweise der Betrieb von Handelsplattformen für Kryptowerte oder der Tausch von Kryptowerten gegen einen Geldbetrag. Der Unionsrechtsgeber, aber auch der Melderahmen für Kryptowerte, gehen für steuerliche Zwecke über die aufsichtsrechtliche Begriffsbestimmung

		Zu Absatz 4 

		In Absatz 4 wird Anhang VI, Abschnitt, IV, Unterabschnitt B, Nummer 3 der Amtshilfericht-linie umgesetzt. Die Vorschrift definiert sog. meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistun-gen als Oberbegriff zu Anbietern von Krypto-Dienstleistungen und Kryptowert-Betreibern. 

		Diese sind meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, wenn sie eine oder mehrere Dienstleistungen anbieten, die Transaktionen für oder im Auftrag von meldepflichtigen Kryp-towert-Nutzern bewirken. Dies wäre unter anderem der Fall, wenn der Kryptowert-Betreiber oder Anbieter von Krypto-Dienstleistungen als Gegenpartei oder als Vermittler von Tausch-geschäften auftritt oder eine Handelsplattform zur Verfügung stellt.  

		Eine Dienstleistung zur Durchführung von Kryptowert-Transaktionen umfasst in der Regel Dienstleistungen, durch die der Kunde meldepflichtige Kryptowerte gegen Fiat-Währungen oder umgekehrt erhält oder meldepflichtige Kryptowerte gegen andere meldepflichtige Kryptowerte tauschen kann. Natürliche Personen oder Rechtsträger, die eine Plattform zur Verfügung stellen, die lediglich eine „Bulletin-Board-Funktionalität“ für die Veröffentlichung von Kauf-, Verkaufs- oder Umtauschpreisen relevanter Kryptowerte enthä

		Natürliche Personen oder Rechtsträger, die Kryptowert-Transaktionen durchführen, sind nur dann meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, wenn sie solche Aktivitäten für oder im Auftrag von Kunden durchführen.  

		Zu Absatz 5 

		Absatz 5 setzt Anhang VI, Abschnitt I der Amtshilferichtlinie um und bestimmt die Voraus-setzungen, nach denen ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen den Sorgfalts- und Meldepflichten im Inland unterliegt. Dabei unterliegen nach Satz 1 Nummer 1 alle An-bieter von Krypto-Dienstleistungen den Sorgfalts- und Meldepflichten im Inland, bei denen es sich um Rechtsträger handelt, die in Deutschland gemäß Artikel 63 der Verordnung (EU) 2023/1114 zugelassen wurden oder die nach einer Mitteilung an einen 

		Unterliegt der Krypto-Dienstleister nicht der MiCAR, unterliegt er in DEU gleichwohl den Sorgfalts- und Meldepflichten, wenn die in Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 aufgeführten Ne-xus-Kriterien gegeben sind. Satz 1 Nummer 2 enthält fünf Kriterien, die einen Anknüpfungs-punkt zum Inland darstellen und dadurch Sorgfalts- und Meldepflichten nach dem Krypto-werte-Steuertransparenzgesetz auslösen. Darunter fallen die steuerliche Ansässigkeit (Buchstabe a), die Gründung oder Organisation des meldenden Kryptowert-Betre

		Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a verlangt für die Pflicht zur Erfüllung der Sorgfalts- und Mel-depflichten die steuerliche Ansässigkeit im Inland, die sich aus den relevanten Vorschriften zur Bestimmung der unbeschränkten Steuerpflicht des Einkommen- und Körperschaftsteu-ergesetzes ergibt. Auf die steuerliche Ansässigkeit im Sinne eines Abkommens zur Vermei-dung der Doppelbesteuerung kommt es nicht an.  

		Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b erfasst Situationen, in denen ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, bei dem es sich um einen Rechtsträger handelt, im Inland gegrün-det bzw. errichtet wurde. Dieser Rechtsträger muss jedoch zusätzlich entweder auch Träger von Rechten und Pflichten im Inland oder in Bezug auf seine Einkünfte zur Einreichung von Steuererklärungen oder Steuerauskünften bei den Steuerbehörden verpflichtet sein. Dabei gilt jede Einreichung von Informationen, die dazu dient, die Steuerbeh

		Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c umfasst Situationen, in denen ein Trust oder ein funktional ähnliches Rechtsgebilde, der ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ist, von einem Trustee oder einem funktional ähnlichen Vertreter verwaltet wird, der im Inland 

		steuerlich ansässig ist. Dieses Kriterium erfasst den Ort der tatsächlichen Verwaltung sowie jeden anderen Ort der Verwaltung des Rechtsträgers. 

		Nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d hat der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistun-gen auch dann im Inland Sorgfalts- und Meldepflichten zu befolgen, wenn es sich um einen Rechtsträger oder eine natürliche Person handelt, der oder die eine reguläre Geschäftstä-tigkeit im Inland ausübt. 

		Nach Satz 2 unterliegen meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen unabhängig von den Voraussetzungen des Satzes 1 zudem immer dann den Sorgfalts- und Meldepflichten, wenn sie meldepflichtige Transaktionen über eine Zweigniederlassung in Inland abwickeln. Die Melde- und Sorgfaltspflichten beziehen sich dann jedoch nur auf diejenigen Transakti-onen, die über diese Zweigniederlassung erbracht werden. Dieses Kriterium erfasst sowohl die Hauptniederlassung als auch andere reguläre Orte der Geschäftstätigkeit

		Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen muss die Informationen grundsätzlich an jeden Staat melden, für den er die Kriterien der Sätze 1 und 2 erfüllt, vorbehaltlich der Regeln in Absatz 6, die gewährleisten, dass ein Anbieter von Krypto-Dienstleistungen nicht doppelt verpflichtet wird.  

		Zu Absatz 6 

		Satz 1  führt eine Hierarchie zwischen den Anknüpfungspunkten zum Inland gemäß Ab-satz 5 Satz 1 Nummer 2 ein. Diese Hierarchie stellt sicher, dass die Sorgfalts- und Melde-pflichten im Inland für den meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen nicht gelten, wenn es eine stärkere Verbindung zu einem anderen EU-Mitgliedstaat oder einem qualifi-zierten Drittstaat gibt. So sieht Satz 1 Nummer 1 vor, dass ein Rechtsträger, bei dem es sich um einen meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen handelt, der au

		Erfüllt der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ein im Sinne des Satzes Absatzes 5 Satz 1Nummer 2 Buchstabe a bis d vergleichbares Nexus-Kriterium im Inland und einem oder mehreren anderen Mitgliedstaaten oder qualifizierten Drittstaaten, hat er die Wahl, in welchem Staat er seinen Sorgfalts- und Meldepflichten nachkommt. Geschieht dies in ei-nem EU-Mitgliedstaat oder einem qualifizierten Drittstaat hat er gegenüber dem BZSt eine Meldung in einem festgelegten Format einzureichen, in dem bestätigt wird, das

		Kryptowert-Betreiber nach DAC 8 und CARF grundsätzlich in all diesen Staaten melde-pflichtig. Die Vermeidung einer Doppelmeldung liegt daher in der Hand des Kryptowert-Betreibers, der eine Wahl treffen kann; diese dann aber gegenüber dem Staat, in dem er nicht melden will, auch anzeigen muss. Somit wird zugleich sichergestellt, dass der Kryp-towert-Betreiber zumindest in einem Staat, in dem er meldepflichtig ist, seinen Sorgfalts- und Meldepflichten nachkommt. Unter diesen Voraussetzungen regelt Satz 2, das

		Satz 3 sieht vor, dass ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen insoweit nicht den Melde- und Sorgfaltspflichten nach den Abschnitten 2 und 3 dieses Gesetzes unterliegt, wie diese in einem anderen EU-Mitgliedstaat oder einem qualifizierten Drittstaat erfüllt wer-den, weil der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen meldepflichtige Transaktio-nen für Kryptowert-Nutzer über eine in diesem Staat ansässige Zweigniederlassung durch-führt. 

		Zu § 5 (Meldepflichtige Transaktion) 

		Zu Absatz 1 

		Absatz 1 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt C, Nummer 1 der Amtshilferichtlinie um und definiert, was eine meldepflichtige Transaktion ist. Bei einer solchen Transaktion kann es sich um einen Tausch von meldepflichtigen Kryptowerten und Fiat-Währungen, einen Tausch zwischen einer oder mehreren Arten meldepflichtiger Kryptowerte oder eine Übertragung von meldepflichtigen Kryptowerten handeln, einschließlich meldepflichtiger Massenzahlungstransaktionen. Die Definition soll auf jene Transaktionen ab

		Zu Absatz 2 

		Absatz 2 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt C, Nummer 2 der Amtshilferichtlinie um und definiert ein Tauschgeschäft, welches bei Vorliegen der Voraussetzungen eine mel-depflichtige Transaktion im Sinne des Absatzes 1 darstellt. Zu diesem Zweck umfasst ein Tausch die Bewegung eines Kryptowertes von einer Wallet-Adresse zu einer anderen, als Gegenleistung für einen anderen meldepflichtigen Kryptowert oder den Tausch eines Kryp-towertes in eine Fiat-Währung und umgekehrt. 

		Zu Absatz 3 

		Absatz 3 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt C Nummer 4 der Amtshilferichtlinie um und definiert den Begriff der Übertragung, welche bei Vorliegen der Voraussetzungen eine meldepflichtige Transaktion im Sinne des Absatzes 1 darstellt. Damit sollen Transak-tionen erfasst werden, die außerhalb des Geltungsbereichs des meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen liegen. Um die Transparenz in diesem Bereich zu erhöhen, sollen daher auch Übertragungen von Kryptowerten gemeldet werden, die von einem

		Tauschgeschäft soll es auf den tatsächlichen Kenntnisstand des meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen auf der Grundlage leicht verfügbarer Informationen und des für die Durchführung der Transaktion erforderlichen Maßes an Fachwissen und Verständnis an-kommen. So kann es beispielsweise vorkommen, dass ein Kryptowert-Nutzer einen Kryp-towert gegen Fiat-Währung erwirbt oder veräußert, obwohl der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen keine tatsächliche Kenntnis von der zugrunde liegenden Gegen-

		Zu Absatz 4 

		Absatz 4 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt C, Nummer 3 Amtshilferichtlinie um und definiert den Begriff der meldepflichtigen Massenzahlungstransaktion. Eine Massen-zahlungstransaktion ist eine besondere Art einer Übertragung im Sinne des Absatzes 3. Eine meldepflichtige Massenzahlungstransaktion liegt vor, wenn ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen Transaktionen durchführt, die es einem Händler ermöglichen, seinen Kunden eine Zahlung in Form von relevanten Kryptowerten als Gegenleis

		Zu § 6 (Meldepflichtiger Nutzer) 

		Zu Absatz 1 

		Absatz 1 dient der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 1 der Amtshilferichtlinie und definiert, wer meldepflichtiger Nutzer ist. Diese Begriffsbestim-mung baut auf den in den folgenden Absätzen näher definierten Begriffen Kryptowert-Nut-zer und meldepflichtige Person auf. 

		Zu Absatz 2 

		Absatz 2 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 2 der Amtshilferichtlinie um und definiert den Begriff Kryptowert-Nutzer. Ein Kryptowert-Nutzer ist demnach ein Kunde eines meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen für die Durchführung von meldepflichtigen Transaktionen.  

		Sofern eine natürliche Person oder ein Rechtsträger, die oder der kein Finanzinstitut und kein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ist, als Kryptowert-Nutzer zugunsten oder für Rechnung einer anderen natürlichen Person oder eines anderen Rechtsträgers, insbesondere als Vertreter, Verwahrer, Bevollmächtigter, Unterzeichner, Anlageberater o-der Intermediär handelt, gilt diese Person nicht als Kryptowert-Nutzer. Stattdessen gilt die andere natürliche Person bzw. der andere Rechtsträger, zu deren bzw

		Bei meldepflichtigen Massenzahlungstransaktionen im Sinne des § 5 Absatz 4 muss der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen den Kunden des Händlers als Kryptowert-

		Nutzer behandeln, vorausgesetzt der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ist verpflichtet, die Identität dieses Kunden gemäß den inländischen Vorschriften zur Bekämp-fung der Geldwäsche nach Maßgabe des Abschnitts 3 des Geldwäschegesetzes im Zuge der meldepflichtigen Massenzahlungstransaktion zu überprüfen. 

		Zu Absatz 3 

		Absatz 3 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 7 sowie Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 8  der Amtshilferichtlinie um und definiert, dass eine meldepflichtige Person eines EU-Mitgliedstaates oder eines qualifizierten Drittstaates eine natürliche Person oder ein Rechtsträger ist, bei der es sich nicht um eine ausgenommene Person im Sinne des § 7 dieses Gesetzes handelt und die in einem Europäischen Mitgliedstaat oder einem qualifizierten Drittstaat steuerlich ansässig ist. 

		Absatz 4 dient ebenfalls der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 8 der Amtshilferichtlinie und knüpft an die Definition einer meldepflichtigen Person nach Absatz 3 in Bezug auf Rechtsträger an, bei denen keine steuerliche Ansässigkeit vor-liegt. In einem solchen Fall fingiert Absatz 4 und die steuerliche Ansässigkeit bei Personen, wie z. B. bei Personengesellschaften, im Staat der tatsächlichen Geschäftsleitung. 

		Zu Absatz 5 

		Absatz 5 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 3 der Amtshilferichtlinie um und definiert einen als natürliche Person agierenden Kryptowert-Nutzer als Kryptowert-Nutzer, bei dem es sich um eine natürliche Person handelt. Von der Begriffsbestimmung sind sowohl bestehende als natürliche Person agierende Kryptowert-Nutzer (vgl. Absatz 6) als auch solche als natürliche Person agierende Kryptowert-Nutzer, mit denen eine Ge-schäftsbeziehung erst nach dem 31. Dezember 2025 eingegangen wird, umfas

		Zu Absatz 6 

		Absatz 6 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 4 der Amtshilferichtlinie um und definiert, was ein bestehender als natürliche Person agierender Kryptowert-Nutzer ist. Dabei handelt es sich um Kryptowert-Nutzer, die bereits vor dem oder spätestens am 31. Dezember 2025 eine Geschäftsbeziehung zu einem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen eingegangen sind. 

		Zu Absatz 7 

		Absatz 7 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 5 der Amtshilferichtlinie um und definiert einen als Rechtsträger agierenden Kryptowert-Nutzer als Kryptowert-Nut-zer, bei dem es sich um einen Rechtsträger handelt. Von der Begriffsbestimmung sind so-wohl bestehende als Rechtsträger agierende Kryptowert-Nutzer (vgl. Absatz 8) als auch solche als Rechtsträger agierende Kryptowert-Nutzer, mit denen eine Geschäftsbeziehung erst nach dem 31. Dezember 2025 eingegangen wird, umfasst.   

		Zu Absatz 8 

		Absatz 8 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 6 der Amtshilferichtlinie um und definiert, was ein bestehender als Rechtsträger agierender Kryptowert-Nutzer ist. Dabei handelt es sich um Kryptowert-Nutzer, die bereits vor dem oder spätestens am 31. Dezember 2025 eine Geschäftsbeziehung zu einem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen eingegangen sind. 

		Zu Absatz 9 

		Absatz 9 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt F, Nummer 2 der Amtshilferichtlinie um und definiert den Begriff Rechtsträger. Darunter fallen neben juristischen Personen auch andere Rechtsgebilde wie beispielsweise Personengesellschaften, Trusts oder Stif-tungen. 

		Zu Absatz 10 

		Absatz 10 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt F, Nummer 10 der Amtshilfericht-linie um und definiert, was ein verbundener Rechtsträger eines anderen Rechtsträgers ist. Hierbei wird auf die Beherrschung des einen Rechtsträgers durch einen anderen abgestellt. Eine Beherrschung liegt danach vor, wenn  ein Rechtsträger mehr als 50 Prozent am Ge-sellschaftsvermögen bzw. Kapital und an den Stimmrechten eines anderen Rechtsträgers innehat. Die Begriffsbestimmung eines verbundenen Rechtsträgers ist für da

		Zu Absatz 11 

		Absatz 11 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 9 der Amtshilferichtli-nie um und definiert, was eine beherrschende Person ist. Dieser Begriff soll in einer Weise ausgelegt werden, die mit dem Begriff "wirtschaftlich Berechtigter" im Sinne von § 3 Geld-wäschegesetz übereinstimmt. Die Begriffsbestimmung einer beherrschenden Person ist insbesondere relevant, um die meldepflichtige Person zu bestimmen, wenn es sich bei dem Kryptowert-Nutzer um einen Rechtsträger handelt.  

		Zu Absatz 12 

		Absatz 12 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt D, Nummer 10 der Amtshilfericht-linie um und definiert, was ein aktiver Rechtsträger ist. Der Begriff ist im Verfahren zur Fest-stellung von Rechtsträgern als meldepflichtige Kryptowert-Nutzer maßgeblich. Handelt es sich bei dem Kryptowert-Nutzer um einen aktiven Rechtsträger im Sinne des Absatz 12 muss der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen nicht feststellen, ob der Kryptowert-Nutzer von einer oder mehreren beherrschenden Personen kontrolliert wird.

		Zu § 7 (Ausgenommene Person) 

		Zu Absatz 1 

		Absatz 1 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 1 der Amtshilferichtlinie um und definiert, was eine ausgenommene Person ist. Der Begriff ausgenommene Person ist im Verfahren zur Feststellung, ob es sich um eine meldepflichtige Person handelt, von maßgeblicher Bedeutung. Handelt es sich bei dem Kryptowert-Nutzer um eine ausgenom-mene Person, sind für diesen Nutzer ausgeführte Kryptowert-Transaktionen nicht nach dem Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz meldepflichtig. Aus der Perspektive der 

		Zu Absatz 2 

		Absatz 2 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 2 der Amtshilferichtlinie um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 3 des Finanzkonten-Informations-austauschgesetzes, was Finanzinstitute sind, die nach Absatz 1 Nummer 6 zu den ausge-nommenen Personen zählen. 

		Zu Absatz 3 

		Absatz 3 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 3 der Amtshilferichtlinie um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 4 des Finanzkonten-Informations-austauschgesetzes, was Verwahrinstitute sind, die zu den Finanzinstituten nach Absatz 2 und damit nach Absatz 1 Nummer 6 zu den ausgenommenen Personen zählen. 

		Zu Absatz 4 

		Absatz 4 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 4 der Amtshilferichtlinie um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 5 des Finanzkonten-Informations-austauschgesetzes, was Einlageninstitute sind, die zu den Finanzinstituten nach Absatz 2 und dadurch zu den ausgenommenen Personen nach Absatz 1 Nummer 6 zählen.  

		Zu Absatz 5 

		Absatz 5 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 5 der Amtshilferichtlinie um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 6 des Finanzkonten-Informations-austauschgesetzes, was Investmentunternehmen sind, die zu Finanzinstituten nach Ab-satz 2 und dadurch zu den ausgenommenen Personen nach Absatz 1 Nummer 6 zählen, sofern es sich nicht um Investmentunternehmen  nach § 19 Nummer 6 Satz 1 Buchstabe b des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes handelt.  

		Zu Absatz 6 

		Absatz 6 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 6 der Amtshilferichtlinie um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 8 des Finanzkonten-Informations-austauschgesetzes, was spezifizierte Versicherungsgesellschaften sind, die zu den Finan-zinstituten nach Absatz 2 und dadurch zu den ausgenommenen Personen nach Absatz 1 Nummer 6 zählen.  

		Zu Absatz 7 

		Absatz 7 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 7 der Amtshilferichtlinie um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 15 des Finanzkonten-Informations-austauschgesetzes einen staatlichen Rechtsträger, der zu den ausgenommenen Personen nach Absatz 1 Nummer 3 gehört.  

		Zu Absatz 8 

		Absatz 8 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 8 der Amtshilferichtlinie um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 16 des Finanzkonten-Informations-austauschgesetzes eine internationale Organisation, die zu den ausgenommenen Perso-nen nach Absatz 1 Nummer 4 zählt.  

		Zu Absatz 9 

		Absatz 9 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 9 der Amtshilferichtlinie um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 7 des Finanzkonten-Informations-austauschgesetzes, was unter Finanzvermögen zu verstehen ist. Der Begriff Finanzvermö-gen ist Teil der Definition eines Verwahrinstituts sowie eines Investmentunternehmens und hat daher für die Identifizierung von ausgenommenen Personen Relevanz.  

		Zu Absatz 10 

		Absatz 10 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 11 der Amtshilfericht-linie um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 27 des Finanzkonten-

		Informationsaustauschgesetzes, was ein Versicherungsvertrag ist. Der Begriff Versiche-rungsvertrag ist Teil der Definition einer spezifizierten Versicherungsgesellschaft nach Ab-satz 6 und beeinflusst daher die Feststellung, ob ein Kryptowert-Nutzer eine ausgenom-mene Person ist oder nicht.  

		Zu Absatz 11 

		Absatz 11 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 12 der Amtshilfericht-linie um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 28 des Finanzkonten-Informati-onsaustauschgesetzes, was ein Rentenversicherungsvertrag ist. Der Begriff Rentenversi-cherungsvertrag ist Teil der Definition einer spezifizierten Versicherungsgesellschaft nach Absatz 6 und beeinflusst daher die Feststellung, ob ein Kryptowert-Nutzer eine ausgenom-mene Person ist oder nicht.  

		Zu Absatz 12 

		Absatz 12 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 13 der Amtshilferichtlinie um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 29 des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes, was ein rückkaufsfähiger Versicherungsvertrag ist. Der Begriff rückkaufsfähiger Versicherungsvertrag ist Teil der Definition einer spezifizierten Versicherungsgesellschaft nach Absatz 6 und beeinflusst daher die Feststellung, ob ein Kryptowert-Nutzer eine ausgenommene Person ist oder nicht.  

		Zu Absatz 13 

		Absatz 13 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 14 der Amtshilfericht-linie um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 30 des Finanzkonten-Informati-onsaustauschgesetzes den Begriff Barwert, der Teil der Definition eines rückkaufsfähigen Versicherungsvertrags nach Absatz 12 ist. Der Barwert ist für das Vorliegen einer spezifi-zierten Versichergesellschaft relevant, bei der es sich um ein Finanzinstitut und damit um eine ausgenommene Person nach Absatz 1 Nummer 6 handelt.  

		Zu Absatz 14 

		Absatz 14 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt E, Nummer 10 der Amtshilfericht-linie um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 26 des Finanzkonten-Informati-onsaustauschgesetzes den Begriff Eigenkapitalbeteiligung. 

		Zu § 8 (Sonstige Begriffsbestimmungen) 

		Zu Absatz 1 

		Absatz 1 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt F, Nummer 1 der Amtshilferichtlinie um und definiert Verfahren zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden. Damit sind die in Abschnitt 3 des Geldwäschegesetzes umgesetzten Pflichten der Richtlinie (EU) 2015/849 gemeint. Diese umfassen insbesondere die Identifizierung des Vertragspartners, die Abklärung, ob der Vertragspartner für einen wirtschaftlich Berechtigten handelt, die Ein-holung und Bewertung von Informationen über den Zweck und die a

		Sorgfaltspflichten nach dem Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz relevant, da sich ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen gemäß § 15 Absatz 4 auf die im Zuge der Verfahren zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden erhobenen Informationen beziehen kann, um zu überprüfen, ob eine Selbstauskunft gültig ist.  

		Zu Absatz 2 

		Absatz 2 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt F, Nummer 6 der Amtshilferichtlinie um und definiert den Begriff qualifizierter Drittstaat. Ein solcher liegt vor, wenn dieser Staat über eine wirksame qualifizierte Vereinbarung mit den zuständigen Behörden aller EU-Mit-gliedstaaten verfügt. Erlaubt eine zwischenstaatliche Vereinbarung den Informationsaus-tausch durch einen Drittstaat nur mit einzelnen EU-Mitgliedstaaten, handelt es sich bei dem Drittstaat nicht um einen qualifizierten Drittstaat. 

		Zu Absatz 3 

		Absatz 3 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt F, Nummer 5 der Amtshilferichtlinie um und definiert, was eine wirksame qualifizierte Vereinbarung zwischen zuständigen Be-hörden ist. Der Begriff ist Bestandteil der Definition eines qualifizierten Drittstaates nach Absatz 2. Qualifiziert ist eine zwischenstaatliche Vereinbarung, wenn sie regelt, dass Infor-mationen ausgetauscht werden, die den in § 19 dieses Gesetzes genannten Informationen gleichwertig sind. Nicht erforderlich ist es, dass die Verein

		Das BZSt wird auf seiner Internetseite eine Übersicht all derjenigen Staaten zur Verfügung stellen, mit denen eine wirksame qualifizierende Vereinbarung besteht. 

		Zu Absatz 4 

		In Absatz 4 wird Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt F, Nummer 7 der Amtshilferichtli-nie umgesetzt. Die Vorschrift definiert den Begriff Steueridentifikationsnummer, welche ins-besondere im Rahmen des Verfahrens zur Feststellung von meldepflichtigen Nutzern nach Abschnitt 2 von Bedeutung ist. 

		Zu Absatz 5 

		Absatz 5 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt F, Nummer 4 der Amtshilferichtlinie um und definiert den Begriff Zweigniederlassung, der für die Bestimmung der inländischen Meldepflicht eines meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen von Bedeutung ist. 

		Zu Absatz 6 

		Absatz 6 legt den Zeitraum fest, für den die Meldung nach Abschnitt 3 zu erfolgen hat. 

		Zu Absatz 7 

		Absatz 7 setzt Artikel 3 Nummer 30 der Amtshilferichtlinie um und definiert den Begriff Dis-tributed-Ledger-Adresse entsprechend der Verordnung (EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und des Rates. Distributed-Ledger-Technologie beschreibt gemäß dieser Ver-ordnung eine Technologie, die die verteilte Aufzeichnung verschlüsselter Daten unterstützt. Das bekannte Beispiel für eine solche Technologie ist die sog. Blockchain-Technologie. 

		Zu Absatz 8 

		Absatz 8 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt C, Nummer 5 der Amtshilferichtlinie um und definiert den Begriff Fiat-Währung. Diese Begriffsbestimmung ist Teil der Definition eines Tauschgeschäftes und ist für die Feststellung einer meldepflichtigen Transaktion mit Kryptowerten relevant. 

		Zu Absatz 9 

		Absatz 9 setzt Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt A, Nummer 3 der Amtshilferichtlinie um und definiert unter Bezugnahme auf § 19 Nummer 17 des Finanzkonten-Informations-austauschgesetzes den Begriff Zentralbank. Die Definition ist bedeutsam für die Abgren-zung, ob es sich bei einer (digitalen) Währung um eine (digitale) Fiat-Währung handelt.  

		Zu Absatz 10 

		Absatz 10 dient der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt IV, Unterabschnitt A, Nummer 5 der Amtshilferichtlinie und definiert den Begriff „E-Geld“ unter Bezugnahme auf § 19 Num-mer 9 des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes.  E-Geld gilt nicht als meldepflich-tiger Kryptowert im Sinne dieses Gesetzes. 

		 

		Zu Unterabschnitt 3 (Verfahrensvorschriften) 

		Zu § 9 (Zuständige Behörde) 

		§ 9 bestimmt, dass das Bundesministerium der Finanzen zuständige Behörde im Sinne des Gesetzes ist, soweit es seine Zuständigkeit nicht gemäß § 5 Absatz 5j FVG auf das BZSt übertragen hat oder sich aus diesem Gesetz etwas anderes ergibt. Die Aufgaben, die das BZSt nach diesem Gesetz wahrzunehmen hat, sind insbesondere in § 10 geregelt. 

		Zu § 10 (Aufgaben des Bundeszentralamtes für Steuern) 

		Zu Absatz 1 

		Absatz 1 regelt die Entgegennahme von Informationen zu meldepflichtigen Nutzern durch das BZSt. Die entgegenzunehmenden Informationen werden entweder aus dem Ausland von zuständigen Behörden anderer EU-Mitgliedstaaten oder qualifizierter Drittstaaten über-mittelt oder von inländischen meldenden Anbietern von Krypto-Dienstleistungen an das BZSt gemeldet. Die Informationen werden gespeichert, um ihre weitere Verarbeitung zu ermöglichen.  

		Zu Absatz 2 

		Nach Absatz 2 ist das BZSt zuständig, Informationen zu im Inland ansässigen meldepflich-tigen Nutzern an die zuständigen Finanzbehörden der Länder weiterzuleiten, damit diese die Informationen als Kontrollmaterial im Rahmen des Besteuerungsverfahrens berücksich-tigen können. Das BZSt hat hierzu die gemeldeten Informationen bestimmten Steuerpflich-tigen oder einem bestimmten Finanzamt zuzuordnen (§ 88 Absatz 4 Satz 1 der Abgaben-ordnung). Soweit die Zuordnung zu bestimmten Steuerpflichtigen beziehungsweise e

		Verwaltung muss infolgedessen derselbe Steuerfall in selteneren Fällen aufgrund einer ver-zögerten Auswertung des Kontrollmaterials mehrfach bearbeitet werden.  

		Die pointierten Sorgfaltspflichten nach dem Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz und den entsprechenden Umsetzungen der Amtshilferichtlinie in den anderen EU-Mitgliedstaaten lassen erwarten, dass die zu meldenden Informationen hinreichend richtig und vollständig erhoben und gemeldet werden, um in aller Regel eine automatisierte Zuordnung zu be-stimmten Steuerpflichtigen oder einem bestimmten Finanzamt zu ermöglichen. Der Sicher-stellung der notwendigen Qualität gemeldeter Informationen dienen neben den Anfor

		Das Vorgehen bietet im Gegensatz zu einer bloßen personellen Zuordnung gemeldeter In-formationen zu bestimmten Steuerpflichtigen durch das BZSt den Vorteil, dass meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen konkrete Rückmeldungen zur Güte und zu notwendi-gen Nachbesserungen der von ihnen gemeldeten Informationen erhalten. Die Rückmeldun-gen strahlen auch positiv auf künftige Meldezeiträume aus, weil einmal berichtigte Informa-tionen auch bei Meldungen für künftige Meldezeiträume berücksichtigt werden. Dies

		Nach Satz 3 findet § 88 Absatz 4 Satz 2 der Abgabenordnung im Zusammenhang mit der Weiterleitung von Informationen an die Landesfinanzbehörden keine Anwendung. Infolge dessen kann von der Weiterleitung von Informationen zu im Inland als ansässig geltenden meldepflichtigen Nutzern nicht aufgrund von Wirtschaftlichkeits- und Zweckmäßigkeitser-wägungen durch das BZSt abgesehen werden. Im Ergebnis werden alle Informationen, die einzelnen Steuerpflichtigen und Finanzbehörden zugeordnet werden konnten, an die Fi-

		Zu Absatz 3 

		Absatz 3 dient der Umsetzung des Artikel 8ad Absatz 2 der Amtshilferichtlinie sowie der Mehrseitigen Vereinbarung zwischen den zuständigen Behörden über den automatischen Austausch von Informationen meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen (MCAA CARF) sowie Vertragsparteien des Übereinkommens über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen (BGBl. 2015 II S. 966, 967) und regelt die Verpflichtung des BZSt, den auto-matischen Informationsaustausch mit den zuständigen Behörden der anderen EU-Mitglied-sta

		Informationsaustausches ist eine Anhörung inländischer Beteiligter, wie sie bei der Aus-kunftserteilung im Rahmen der zwischenstaatlichen Informationsamtshilfe regelmäßig vor-gesehen ist (vgl. § 117 Absatz 4 Satz 3 der Abgabenordnung), faktisch unmöglich. Die An-hörung ist überdies nicht geboten. Den Beteiligten ist es auch ohne ihre Anhörung im Ein-zelfall möglich und zumutbar, aus dem Gesetz und aufgrund bestehender Informations-pflichten ihnen gegenüber (vgl. § 21) rechtzeitige Kenntnis von dem sie betre

		Zu Absatz 4 

		Die Vorschrift des Absatzes 4 regelt in Satz 1 die Befugnis des BZSt, die ihm gemeldeten beziehungsweise aus dem Ausland übermittelten Informationen meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen auszuwerten. Die Auswertung darf hiernach zur Erfüllung von Auf-gaben erfolgen, die dem BZSt gesetzlich übertragen sind. Die Aufgabenerledigung durch das BZSt liegt stets im öffentlichen Interesse. Zu den dem BZSt gesetzlich übertragenen Aufgaben sind allen voran diejenigen nach den übrigen Absätzen des § 10 bzw. n

		Die Befugnisse und Pflichten der Landesfinanzbehörden zur Auswertung derselben Infor-mationen bleiben gemäß Satz 2 unberührt. Die Landesfinanzbehörden werten die ihnen nach § 10 Absatz 2 übermittelten Informationen im Rahmen ihrer grundsätzlichen Zustän-digkeit für den Steuervollzug aus. Satz 3 stellt klar, dass die speziellen Verwendungszweck-beschränkungen, die im Rahmen der steuerlichen Amtshilfe auf Grundlage des EU-Amts-hilfegesetzes gelten, unangetastet bleiben. 

		Zu Absatz 5 

		Das BZSt ist verpflichtet, die im Sinne des Absatzes 1 entgegengenommenen Informatio-nen zu speichern, um die ihm übertragenen Aufgaben erfüllen und die dafür erforderliche Möglichkeit zur Auswertung der Informationen (vgl. Absatz 4) sicherstellen zu können. Ab-satz 5 regelt, dass das BZSt die von ihm zu speichernden Informationen 15 Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem die Entgegennahme erfolgt ist, löscht. Zusätzlich wird bestimmt, dass bei Eingang einer Änderungsmeldung zu einer gespeicherten Meldung die

		Amtshilfegesetzes, § 138a Absatz 7 Satz 5 der Abgabenordnung und § 5 Absatz 5 des Fi-nanzkonten-Informationsaustauschgesetzes.  

		Zu Absatz 6 

		Absatz 6 weist dem BZSt die Zuständigkeit zur Durchführung des Verfahrens zur Registrie-rung von Kryptowert-Betreibern zu. Dieses Verfahren wird in § 11 näher beschrieben. Zu-dem wird geregelt, dass dafür das Zentralregister zu nutzen ist, das die Europäische Kom-mission nach Artikel 8ad Absatz 10 der Amtshilferichtlinie einrichten wird. 

		Zu Absatz 7 

		Nach Artikel 8ad Absatz 1 Satz 2 und Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt C der Amts-hilferichtlinie haben die EU-Mitgliedstaaten die Einhaltung der Melde- und Sorgfaltspflichten durch meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen sicherzustellen. Nach Absatz 7 fällt auch diese Aufgabe dem BZSt zu. Die Regelungen über die Außenprüfung (§§ 193 – 203a Abgabenordnung) und den Datenzugriff (§ 147 Absatz 5 bis 7 der Abgabenordnung) gelten entsprechend. Ebenso ist das BZSt befugt, zur Ermittlung von Sachverhalt

		Zu Absatz 8 

		Nach Absatz 8 kann das BZSt meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen zu Korrek-turmeldungen verpflichten, sofern begründete Zweifel an der Richtigkeit gemeldeter Infor-mationen bestehen. So wird gewährleistet, dass entsprechende Korrekturen direkt an der Quelle der Informationen erfolgen und auch für künftige Meldezeiträume Berücksichtigung finden können.  

		Zu § 11 (Registrierung von Kryptowert-Betreibern) 

		Zu Absatz 1 

		Absatz 1 setzt Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt F, Nummer 1 der Amtshilferichtlinie um. Die Regelung betrifft ausschließlich Kryptowert-Betreiber, die Krypto-Dienstleistungen anbieten. Durch MiCaR regulierte Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, sind von der Re-gelung nicht erfasst (§ 4 Absatz 1). Nach § 11 müssen sich Kryptowert-Betreiber beim BZSt registrieren lassen. Der Antrag auf Registrierung kann nur dann gestellt werden, wenn es sich bei dem Kryptowert-Betreiber um einen meldenden Anbieter von

		Die Registrierung muss vor Ablauf der Frist zur Meldung nach § 18 Absatz 1 Satz 1 erfol-gen. 

		Zu Absatz 2 

		Absatz 2 regelt in Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt F, Nummer 2 und 3 der Amtshilferichtlinie, welche Informationen der Kryptowert-Betreiber gegenüber dem BZSt im Zuge des Registrierungsprozesses anzugeben hat. Zudem wird der Kryptowert-Betreiber verpflichtet, jede Änderung der seinem ursprünglichen Antrag zugrundeliegenden Informationen gegenüber dem BZSt anzuzeigen. Diese Anzeige hat unverzüglich nach Ein-tritt der Änderungen zu erfolgen. 

		Zu Absatz 3 

		Durch die Regelung in Absatz 3 wird Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt F, Nummer 4 der Amtshilferichtlinie umgesetzt. Es wird vorgeschrieben, dass dem Kryptowert-Betreiber, der nach den Absätzen 1 und 2 eine Registrierung beantragt hat, durch das BZSt im Zuge des Registrierungsprozesses eine individuelle Registriernummer zugewiesen wird. Diese Nummer wird, zusammen mit den Informationen nach Absatz 2 Satz 1, den zuständigen Behörden der anderen EU-Mitgliedstaaten mitgeteilt. Dies erfolgt auf elektronisc

		Zu Absatz 4 

		Mit Absatz 4 wird Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt F, Nummer 5 der Amtshilferichtli-nie umgesetzt und geregelt, in welchen Fällen das BZSt die Registrierung eines Kryptowert-Betreibers zu löschen hat. Dies ist einerseits der Fall, wenn das BZSt Kenntnis oder Grund zu der Annahme hat, dass der Kryptowert-Betreiber nicht mehr für in einem EU-Mitglied-staat oder qualifizierten Drittstaat ansässige Kryptowert-Nutzer tätig ist oder seine bisherige Tätigkeit eingestellt hat. Die Registrierung wird außerdem 

		Zu Absatz 5 

		Absatz 5 setzt Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt F, Nummer 6 Satz 1 der Amtshilfe-richtlinie um. Darin wird geregelt, dass das BZSt die EU-Kommission über ihm bekanntwer-dende Fälle unterrichtet, in denen ein Kryptowert-Betreiber für in der Europäischen Union ansässige meldepflichtige Nutzer tätig ist und demnach verpflichtet gewesen wäre, sich im Inland oder einem anderen EU-Mitgliedstaat registrieren zu lassen, dieser Verpflichtung jedoch nicht nachgekommen ist. 

		Zu Absatz 6 

		Absatz 6 setzt Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt F, Nummer 6 Sätze 2 bis 4 der Amts-hilferichtlinie um. Das BZSt kann dem Kryptowert-Betreiber die Ausführung meldepflichtiger Krypto-Transaktionen für meldepflichtige Nutzer mit steuerlicher Ansässigkeit in Mitglied-staaten der Europäischen Union untersagen, wenn dieser seiner Registrierungspflicht nicht nachkommt oder diese widerrufen wurde. Die Untersagung ist ungeachtet der Vorausset-zungen für eine Bußgeldbewehrung nach § 23 möglich. 

		Zu Absatz 7 

		Absatz 7 dient der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt F, Nummer 7 der Amtshilferichtlinie, indem vorgeschrieben wird, dass das BZSt eine Registrierung eines Kryptowert-Betreibers widerruft, wenn dieser seiner Meldepflicht nach § 18 auch nach zwei-maliger Erinnerung nicht nachkommt. In diesen Fällen wird auch die Registrierung aus dem Zentralregister gelöscht (vgl. Absatz 4 Nummer 4). Der Widerruf der Registrierung hindert das BZSt nicht an weiteren Maßnahmen zur Durchsetzung der Meldepflic

		Zu Absatz 8 

		Mit Absatz 8 wird Artikel 8ad Absatz 7 Satz 3 der Amtshilferichtlinie umgesetzt. Demnach kann eine erneute Registrierung eines Kryptowert-Betreibers, dessen Registrierung zuvor gemäß Absatz 7 widerrufen worden ist, nur gegen Gewährung einer angemessenen 

		Sicherheitsleistung erfolgen, die erwarten lässt, dass der Kryptowert-Betreiber seiner Mel-depflicht, gegebenenfalls einschließlich noch unerfüllter Meldepflichten für zurückliegende Meldezeiträume, nachkommen wird. Insofern sind die Vorschriften zu Sicherheitsleistungen in den §§ 241 bis 248 der Abgabenordnung anzuwenden. 

		Zu Abschnitt 2 (Sorgfaltspflichten) 

		Zu § 12 (Behandlung eines Kryptowert-Nutzers als meldepflichtigen Nutzer) 

		In § 12 wird geregelt, ab welchem Zeitpunkt ein Kryptowert-Nutzer (vgl. § 6 Absatz 2) von einem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen als meldepflichtiger Nutzer (vgl. § 6 Absatz 1) behandelt werden muss.  

		Zu § 13 (Verfahren zur Identifizierung natürlicher Personen als meldepflichtige Nutzer) 

		Zu Absatz 1 

		Absatz 1 dient der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt III, Unterabschnitt A, Nummer 1 der Amtshilferichtlinie und legt fest, dass der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistun-gen in Bezug auf als natürliche Personen agierende Kryptowert-Nutzer eine Selbstauskunft beschaffen muss, die es dem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ermöglicht, die steuerliche Ansässigkeit bzw. die steuerlichen Ansässigkeiten des als natürliche Person agierenden Kryptowert-Nutzers zu bestimmen. Zudem muss der meldende

		Ob eine natürliche Person in einem Staat als steuerlich ansässig gilt, bestimmt sich nach dem jeweiligen innerstaatlichen Recht dieses Staates. Eine steuerliche Ansässigkeit liegt insbesondere dann vor, wenn eine Zugehörigkeit zu diesem Staat gegeben ist, die nach innerstaatlichem Steuerrecht dieses Staates die Grundlage für eine umfassende Besteue-rung (unbeschränkte Steuerpflicht) bildet oder wenn geregelt ist, dass bestimmte Personen als in dem Staat ansässig gelten (z. B. Diplomaten oder andere im öffen

		Die Plausibilität einer Selbstauskunft ist erst dann bestätigt, wenn dem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen nach Abgleich der Selbstauskunft und den übrigen 

		vorhandenen Informationen nicht bekannt ist oder nicht bekannt sein müsste, dass die Selbstauskunft unzutreffend oder unglaubwürdig ist. Einem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen müsste beispielsweise bekannt sein, dass eine Selbstauskunft un-glaubwürdig oder unzutreffend ist, wenn aufgrund seiner Kenntnis der relevanten Tatsa-chen oder Aussagen in der Selbstauskunft oder sonstiger Unterlagen eine vernünftig han-delnde Person in der Lage des meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen die ent

		Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen darf eine Selbstauskunft, die einen unerheblichen Fehler enthält, dennoch als gültig behandeln, wenn dem meldenden Anbie-ter von Krypto-Dienstleistungen ausreichende Unterlagen in den Akten vorliegen, um die in der Selbstauskunft fehlenden Angaben zu ergänzen. In diesem Fall müssen die Unterlagen, aufgrund derer der unerhebliche Fehler geheilt werden soll, aussagekräftig sein. Wird bei-spielsweise auf dem Formular der Ansässigkeitsstaat abgekürzt, so kann d

		Im Falle einer Selbstauskunft, die die Plausibilitätsprüfung nicht besteht, hat der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen unverzüglich nach der Feststellung der Unplausibilität den Kryptowert-Nutzer aufzufordern, entweder eine gültige Selbstauskunft oder eine Erklä-rung und Unterlagen (je nach Sachlage), die die Plausibilität der Selbstauskunft belegen, nachzureichen. Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen darf sich nicht auf die von einer Person vorgelegten Belege verlassen, wenn aus ih

		Zu Absatz 2 

		Mit Absatz 2 wird Anhang VI, Abschnitt III, Unterabschnitt A, Nummer 2 der Amtshilfericht-linie umgesetzt. Es wird vorgeschrieben, dass der meldende Anbieter von Krypto-Dienst-leistungen sich bei einer Änderung der Gegebenheiten, aufgrund derer ihm bekannt ist oder bekannt sein müsste, dass die ursprüngliche Selbstauskunft unzutreffend oder unglaubwür-dig ist, nicht auf die ursprüngliche Selbstauskunft verlassen darf und unverzüglich eine gül-tige Selbstauskunft zu beschaffen hat. Eine Änderung der Gegebenh

		Eine Änderung der Gegebenheiten ist jede Änderung, die zu einer Hinzugewinnung von Informationen betreffend den Status eines als natürliche Person agierenden Kryptowert-Nutzers führt oder die aus einem anderen Grund mit dem Status dieser Person nicht ver-einbar ist. Für diese Zwecke sollte der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen be-stimmen, ob die in Übereinstimmung mit der Neudokumentation gemäß den Verfahren zur 

		Bekämpfung der Geldwäsche oder anderen regulatorischen Verpflichtungen eingeholten Informationen zum Profil des als natürliche Person geltenden Kryptowert-Nutzers neue An-gaben beinhalten, die eine Änderung der Gegebenheiten für Zwecke der Sorgfaltspflichten dieses Gesetzes darstellen.  

		Tritt eine Änderung der Gegebenheiten ein, so darf sich der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen nicht auf die ursprüngliche Selbstauskunft berufen und muss eine gültige Selbstauskunft einholen, aus der die steuerlichen Ansässigkeiten des als natürliche Person agierenden Kryptowert-Nutzers hervorgehen, oder eine Erklärung und Unterlagen einholen, die die Gültigkeit der ursprünglichen Selbstauskunft belegen. Der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen sollte daher Verfahren einrichten, durch d

		Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen darf eine Person bis zu 90 Kalender-tage, nachdem die Selbstauskunft aufgrund der Änderung der Gegebenheiten ungültig wird, oder bis zu dem Tag, an dem die Gültigkeit der Selbstauskunft bestätigt wird, oder bis zu dem Tag, an dem eine neue Selbstauskunft eingeholt wird, je nachdem, welcher Zeitpunkt der frühere ist, so behandeln, als hätte sie denselben Status wie vor der Änderung der Gegebenheiten. Kann der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen inn

		Zu § 14 (Verfahren zur Identifizierung von Rechtsträgern und beherrschenden Personen als meldepflichtige Nutzer) 

		Zu Absatz 1 

		Die Regelungen des Absatz 1 entsprechen Anhang VI, Abschnitt III, Unterabschnitt B, Num-mer 1 Buchstabe a und Nummer 3 der Amtshilferichtlinie. Es ist vorgesehen, dass die Re-gelungen nach § 13 für als natürliche Personen agierende Kryptowert-Nutzer entsprechend auch für als Rechtsträger agierende Kryptowert-Nutzer gelten. Zudem wird geregelt, dass in Fällen, in denen der als Rechtsträger agierende Kryptowert-Nutzer erklärt, keine steuer-liche Ansässigkeit zu haben, der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitun

		Zu Absatz 2 

		In Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt III, Unterabschnitt B, Nummer 1 Buchstabe b der Amtshilferichtlinie sieht Absatz 2 vor, dass der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleis-tungen den als Rechtsträger agierenden Kryptowert-Nutzer in Fällen, in denen eine gültige Selbstauskunft Anlass zu der Annahme gibt, dass der Rechtsträger in einem meldepflichti-gen Staat ansässig ist, den Rechtsträger als meldepflichtige Person zu behandeln hat. Dies gilt nicht, wenn sich anhand einer Selbstauskunft oder sonstigen sic

		meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen befindlichen oder öffentlich verfügbaren Informationen in vernünftig vertretbarer Weise feststellen lässt, dass es sich bei dem als Rechtsträger agierenden Kryptowert-Nutzer um eine ausgenommene Person handelt. 

		Als öffentlich verfügbare Informationen gelten Informationen, die von einer autorisierten staatlichen Stelle, beispielsweise einer Regierung oder einer ihrer Behörden oder einer Kommune eines Staates, veröffentlicht wurden, wie etwa Informationen aus einer von einer Steuerverwaltung veröffentlichten Liste, Informationen aus einem öffentlich zugänglichen Register, das von einer autorisierten staatlichen Stelle geführt wird oder autorisiert ist, oder an einer anerkannten Wertpapierbörse bekannt gegebene Infor

		Zu Absatz 3 

		Absatz 3 dient der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt III, Unterabschnitt B, Nummer 2 Amtshilferichtlinie und schreibt vor, dass der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistun-gen bei als Rechtsträger agierenden Kryptowert-Nutzern, die keine ausgenommenen Per-sonen sind, die beherrschende Person bzw. beherrschenden Personen zu bestimmen hat und feststellen muss, ob es sich bei diesen um meldepflichtige Personen handelt. Dies gilt nicht, wenn es sich bei dem als Rechtsträger agierenden Kryptowert-Nutzer um e

		Zu § 15 (Voraussetzungen für die Gültigkeit von Selbstauskünften) 

		Zu Absatz 1 

		Absatz 1 dient der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt III, Unterabschnitt C, Nummer 1 der Amtshilferichtlinie. Es wird beschrieben, unter welchen Voraussetzungen eine Selbst-auskunft eines als natürliche Person agierenden Kryptowert-Nutzers oder einer beherr-schenden Person eines als Rechtsträger agierenden Kryptowert-Nutzers eine gültige Selbstauskunft ist.  

		Eine Selbstauskunft ist nur dann gültig, wenn sie von dem als natürliche Person geltenden Kryptowert-Nutzer oder von der beherrschenden Person des als Rechtsträger agierenden Kryptowert-Nutzers unterzeichnet oder anderweitig ausdrücklich bestätigt ist und be-stimmte, in den Nummern 1 bis 5 aufgezählte Angaben enthält. Die Selbstauskunft kann dabei auch von jeder nach innerstaatlichem Recht im Namen des als natürliche Person agierenden Kryptowert-Nutzers oder der beherrschenden Person zeichnungsberechtigten 

		Die Selbstauskunft kann auf beliebige Weise und in beliebiger Form bereitgestellt werden. Wird die Selbstauskunft in elektronischer Form bereitgestellt, muss das elektronische Sys-tem gewährleisten, dass die erhaltenen Informationen mit den übermittelten Informationen identisch sind, und alle Nutzerzugriffe dokumentiert werden, durch die eine Selbstauskunft bereitgestellt, erneuert oder verändert wird. Darüber hinaus muss durch den Aufbau und Betrieb des elektronischen Systems, einschließlich der Zugriffsve

		elektronischer Form vorliegen. Auf Anfrage muss eine gedruckte Kopie aller elektronisch bereitgestellten Selbstauskünfte vorgelegt werden können. 

		Der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen kann die in seinen Unterlagen vorhan-denen Angaben zum Kryptowert-Nutzer oder zu den beherrschenden Personen – mit Aus-nahme des Staates bzw. der Staaten der steuerlichen Ansässigkeit – bereits vorab in die Selbstauskunft eintragen und diese lediglich durch den Kryptowert-Nutzer bzw. die beherr-schende Person vervollständigen und/oder bestätigen lassen.  

		Zu Absatz 2 

		In Absatz 2 wird Anhang VI, Abschnitt III, Unterabschnitt C, Nummer 2 der Amtshilferichtli-nie umgesetzt und geregelt, unter welchen Voraussetzungen eine Selbstauskunft eines als Rechtsträger agierenden Kryptowert-Nutzers eine gültige Selbstauskunft ist. Im Gegensatz zu Selbstauskünften als natürliche Person agierender Kryptowert-Nutzer oder beherrschen-der Personen von als Rechtsträger agierenden Kryptowert-Nutzern sind in Teilen abwei-chende Angaben erforderlich, damit eine Selbstauskunft gültig ist. Dies

		Zu Absatz 3 

		Absatz 3 enthält die Klarstellung, dass ungeachtet der Anforderungen der Absätze 1 und 2 die Steueridentifikationsnummer in Bezug auf meldepflichtige Nutzer und beherrschende Personen von als Rechtsträger agierenden Kryptowert-Nutzern, die meldepflichtige Perso-nen sind, nicht zu melden ist, wenn der Staat, in dem die meldepflichtige Person steuerlich ansässig ist, dieser Person keine Steueridentifikationsnummer zuteilt. Davon erfasst sind nur Fälle, in denen Personen in ihrem Ansässigkeitsstaat keinen Ansp

		Zu Absatz 4 

		In Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt III, Unterabschnitt D, Nummer 1 der Amtshilfericht-linie sieht Absatz 4 vor, dass sich der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen auch auf eine Selbstauskunft berufen kann, die für Zwecke des Finanzkonten-Informationsaus-tauschgesetzes eingeholt wurde. Gleiches gilt auch für eine zu anderen Steuerzwecken beschaffte Selbstauskunft, sofern diese die Voraussetzungen der Absätze 1 oder 2 erfüllt. Dies könnte beispielsweise eine Selbstauskunft für Zwecke des Gesetzes 

		Zu Absatz 5 

		In Absatz 5 wird Anhang VI, Abschnitt III, Unterabschnitt D, Nummer 2 der Amtshilferichtli-nie umgesetzt und klargestellt, dass es zulässig ist, wenn ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten nach dem Kryptowerte-Steuer-transparenzgesetz Fremddienstleister in Anspruch nimmt. Dies führt jedoch nicht dazu, dass die Verantwortung für die Erfüllung der Sorgfaltspflichten auf diesen Dienstleister übergeht. Vielmehr verbleibt die Verantwortung bei dem meldenden Anbiet

		Ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen kann sich auf die Unterlagen, ein-schließlich einer Selbstauskunft, berufen, die von einem Beauftragten des meldepflichtigen Anbieters von Krypto-Dienstleistungen eingeholt wurden. Der Beauftragte kann die Unter-lagen in einem Informationssystem aufbewahren, das für einen einzelnen oder mehrere meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen betrieben wird, sofern alle meldenden An-bieter von Krypto-Dienstleistungen, in deren Auftrag der Beauftragte die Unter

		Zu § 16 (Frist zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten) 

		Mit § 16 werden jeweils die Nummer 1 von Anhang VI, Abschnitt III, Unterabschnitte A und B der Amtshilferichtlinie umgesetzt. Es wird vorgeschrieben, bis wann die Sorgfaltspflichten zur Identifizierung meldepflichtiger Personen durch den meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen abzuschließen sind. Dies ist grundsätzlich bereits bei Aufnahme der Ge-schäftsbeziehung der Fall. Das bedeutet, dass vor Abschluss der entsprechenden Verfah-ren nach §§ 13 – 15 keine meldepflichtigen Transaktionen für die jewei

		Zu § 17 (Durchsetzung von Mitwirkungspflichten) 

		§ 17 dient der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt A der Amtshilfericht-linie. Der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ist bei der Erhebung und Über-prüfung meldepflichtiger Angaben auf die Mitwirkung des jeweiligen Kryptowert-Nutzers an-gewiesen. Um eine Mitwirkung der Nutzer sicherzustellen, sieht die Vorschrift Maßnahmen vor, die meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen zu ergreifen verpflichtet sind, um im Fall unkooperativen Verhaltens seitens eines Kryptowert-Nutzers sp

		Kryptowert-Nutzer dauerhaft Krypto-Dienstleistungen in Anspruch nehmen können, ohne dass die nach dem Gesetz gebotene Transparenz in Bezug auf meldepflichtige Transakti-onen gewährleistet werden kann.  

		Zu Abschnitt 3 (Meldepflichten) 

		Zu § 18 (Meldepflicht) 

		Zu Absatz 1 

		Mit Absatz 1 werden Anhang VI, Abschnitt II, Unterabschnitte A und E der Amtshilferichtlinie umgesetzt. Es wird allgemein vorgeschrieben, dass meldende Anbieter von Krypto-Dienst-leistungen in Bezug auf meldepflichtige Nutzer und Kryptowert-Nutzer, die über eine oder mehrere beherrschende Personen verfügen, bei denen es sich um meldepflichtige Perso-nen handelt, bis zum 31. Juli für den vorangegangenen Meldezeitraum Informationen an das BZSt zu melden haben. Welche Informationen dies sind, wird in § 19 nähe

		Eine Ausnahme bilden meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, die im Inland nach § 4 Absatz 5  Satz 1 Nummer 2, aber auch in einem Drittstaat entsprechenden Sorgfalts- und Meldepflichten unterliegen. Diese sind nicht verpflichtet, Informationen nach § 19 in Bezug auf meldepflichtige Nutzer oder beherrschende Personen nach § 20 zu melden, wenn zwischen dem Drittstaat und dem Ansässigkeitsstaat eines in der Europäischen Union ansässigen meldepflichtigen Nutzers oder einer beherrschenden Person eine qual

		Zu Absatz 2 

		Absatz 2 regelt in Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt D der Amtshilfe-richtlinie, dass ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen fehlende, unvollstän-dige oder fehlerhafte Meldungen nachzuholen bzw. zu korrigieren hat. Dies hat unverzüg-lich nach Bekanntwerden der fehlenden, unvollständigen oder fehlerhaften Meldung zu er-folgen. Unter Bekanntwerden zählen unter anderem die Entdeckung technischer Fehler o-der Büroversehen durch den meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen se

		Zu § 19 (Meldepflichtige Informationen) 

		Zu Absatz 1 

		Mit Absatz 1 wird Anhang VI, Abschnitt II, Unterabschnitt B, Nummer 2 der Amtshilferichtli-nie umgesetzt, indem vorgeschrieben wird, welche Informationen meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen über sich selbst in einer Meldung nach § 18 an das BZSt anzuge-ben haben. Hierbei handelt es sich um den Namen, die Anschrift, die Steueridentifikations-nummer (oder eine andere Identifikationsnummer) und, falls vorhanden, die nach § 11 Ab-satz 3 erteilte Registriernummer und den LEI-Code, bei dem es sich um ei

		Zu Absatz 2 

		Absatz 2 setzt Anhang VI, Abschnitt II, Unterabschnitt B, Nummer 1 und 3 der Amtshilfe-richtlinie um und schreibt vor, welche Informationen meldende Anbieter von Krypto-Dienst-leistungen in Bezug auf jeden Kryptowert-Nutzer, der eine meldepflichtige Person ist oder von einer oder mehreren Personen beherrscht wird, die meldepflichtige Personen sind, zu melden hat.  

		Zu Nummer 1 

		In Nummer 1 ist geregelt, welche Informationen über einen meldepflichtigen Kryptowert-Nutzer zu melden sind, sofern es sich bei diesem um eine natürliche Person handelt. Die zu meldenden Informationen dienen der Identifizierung der meldepflichtigen Person und gewährleisten so die Zuordenbarkeit des Datensatzes durch die Steuerverwaltung zu dem jeweiligen Steuerfall. Der zu meldende Ansässigkeitsstaat einer meldepflichtigen Person ist der vom meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen gemäß den Sorgfalts

		Zu Nummer 2 und 3 

		Nummer 2 und 3 regeln, welche Informationen über einen meldepflichtigen Kryptowert-Nut-zer zu melden sind, sofern es sich bei diesem um einen Rechtsträger handelt. Dies umfasst sowohl Informationen zu dem Rechtsträger selbst (Nummer 2) als auch, sofern der Rechts-träger über eine oder mehrere beherrschende Personen verfügt, bei denen es sich um mel-depflichtige Personen handelt, Informationen zu diesen beherrschenden Personen (Num-mer 3). Die jeweils zu meldenden Angaben stimmen im Wesentlichen mit denen na

		Nummer 4 

		Nummer 4 schreibt vor, welche Informationen durch den meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen in Bezug auf meldepflichtige Transaktionen eines meldepflichtigen 

		Kryptowert-Nutzers zu melden sind. Hierbei handelt es sich um Angaben über die voll-ständige Bezeichnung der Art des relevanten Kryptowertes (Buchstabe a), den Erwerb und Verkauf meldepflichtiger Kryptowerte gegen Fiat-Währung (Buchstaben b und c), Erwerb und Verkauf meldepflichtiger Kryptowerte gegen andere meldepflichtige Kryptowerte (Buchstaben d und e), meldepflichtige Massenzahlungstransaktionen (Buchstabe f) und sonstige Übertragungen von meldepflichtigen Kryptowerten an und durch den meldepflich-tige

		Es ist jeweils der Gesamtwert (Gesamtbruttobetrag bzw. aggregierter beizulegender Markt-wert) zu melden, was bedeutet, dass die Transaktionen jeder Meldekategorie für jede Art von meldepflichtigem Kryptowert in sich jeweils aufzusummieren sind. 

		Zu § 20 (Meldeverfahren) 

		Zu Absatz 1 

		Die Meldung an das BZSt hat ausschließlich elektronisch im Wege der Datenfernübertra-gung zu erfolgen, um eine effiziente und sichere Weiterverarbeitung zu ermöglichen. Es sind dabei technische und organisatorische Maßnahmen zu ergreifen, die zur Berücksich-tigung der sich aus Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f der Verordnung (EU) 2016/679 ergeben-den Grundsätze der Integrität und Vertraulichkeit der Datenverarbeitung und der hierauf aufbauenden Vorgaben des Artikels 25 der Verordnung (EU) 2016/679 bei der Konz

		Zu Absatz 2, Absatz 3, Absatz 4 

		Die Absätze 2 bis 4 beschreiben näher, wie die nach § 19 Absatz 2 Nummer 4 zu melden-den Informationen zu ermitteln bzw. in der Meldung anzugeben und für diese Zwecke um-zurechnen sind. Die Vorschriften dienen der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt II, Un-terabschnitt B, Nummer 3 (am Ende) der Amtshilferichtlinie.  

		Die anwendbaren Bewertungsregeln variieren zwischen den Meldekategorien. Im Falle von Kryptowert-zu-Fiat-Währung-Transaktionen müssen die meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen den vom meldepflichtigen Nutzer gezahlten oder erhaltenen Betrag abzü-glich der Transaktionsgebühren in der Fiat-Währung melden, in der sie gezahlt oder erhal-ten wurden. Falls die Beträge in mehreren Fiat-Währungen gezahlt oder erhalten wurden, müssen sie in einer einzigen Währung gemeldet werden, die zum Zeitpunkt jeder rel

		Für Kryptowert-zu-Kryptowert-Transaktionen, meldepflichtige Massenzahlungstransaktio-nen, sonstige Übertragungen sowie die Meldung von Übertragungen an Wallets, von denen dem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen nicht bekannt ist, dass sie mit Dienstleistern für virtuelle Vermögenswerte oder Finanzinstituten verbunden sind, müssen meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen in Anbetracht des Fehlens einer (bekann-ten) Gegenleistung gemäß § 19 Absatz 2 Nummer 4 Buchstaben d bis i den beizulegende

		Weise bewertet wird, die vom meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen durchgän-gig angewendet wird.  

		Die jeweils gewählte Fiat-Währung, auf die die gemeldeten Beträge lauten, ist im Rahmen der Meldung anzugeben.  

		Zu Abschnitt 4 (Sonstige Pflichten für meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen) 

		Zu § 21 (Informationen für meldepflichtige Nutzer) 

		In Umsetzung von Artikel 25 Absatz 4 der Amtshilferichtlinie schreibt § 21 vor, dass mel-dende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen jede meldepflichtige Person über die Tatsache und den Zweck der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten zu informieren haben und sie dabei nach Maßgabe der Verordnung (EU) 2016/679, die nach § 2a Absatz 5 Ab-gabenordnung entsprechend auch auf die Verarbeitung von Daten nicht natürlicher Perso-nen Anwendung findet, durch Informationen darin unterstützen, ihre subjektiven Betr

		Zu § 22 (Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten) 

		Die Vorschrift dient der Umsetzung von Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt B, Num-mer 1 der Amtshilferichtlinie. Sie verpflichtet meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistun-gen, die Erfüllung der Melde- und Sorgfaltspflichten gemäß den Abschnitten 2 und 3 und der sonstigen Pflichten nach § 21 aufzuzeichnen. Absatz 1 benennt im Einzelnen die In-halte, die aufzuzeichnen sind, während in Absatz 2 die Zeitpunkte bestimmt sind, zu wel-chen die Aufzeichnungen vorzunehmen sind. Absatz 3 regelt, dass die Aufzeic

		Zu Abschnitt 5 (Bußgeldvorschriften) 

		Zu § 23 (Bußgeldvorschriften) 

		In Umsetzung von Artikel 25a der Amtshilferichtlinie werden Bußgeldvorschriften in Bezug auf Verstöße meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen gegen die ihnen nach die-sem Gesetz obliegenden Registrierungs-, Sorgfalts-, Melde-, Aufzeichnungs- und Aufbe-wahrungspflichten vorgesehen. Zudem wird die Bußgeldobergrenze für diese Verstöße festgelegt, die zuständige Verwaltungsbehörde bestimmt und Verfahrensvorschriften be-schrieben. 

		Zu Absatz 1 

		Nach Absatz 1 stellt es eine Ordnungswidrigkeit dar, die mit einem Bußgeld geahndet wer-den kann, wenn vorsätzlich oder leichtfertig gegen eine der in den Nummern 1 bis 8 näher beschriebenen Pflichten verstoßen wird. Leichtfertig handelt dabei, wer die sich ihm auf-drängende Möglichkeit der Tatbestandsverwirklichung aus besonderem Leichtsinn oder aus besonderer Gleichgültigkeit außer Acht lässt. 

		Zu Nummer 1 

		Nummer 1 erfasst Verstöße eines Kryptowert-Betreibers gegen die ihm gemäß § 11 oblie-gende Registrierungspflicht. Darunter fällt sowohl, entgegen § 11 Absatz 1 in Verbindung mit § 18 Absatz 1 Satz 1 keine Registrierung zu beantragen oder dies nur mit Verspätung zu tun, als auch falsche oder unvollständige Angaben im Sinne des § 11 Absatz 2 einem Registrierungsantrag zu Grunde zu legen. Gleiches gilt nicht nur für den erstmaligen Antrag, sondern auch für die gemäß § 11 Absatz 2 Satz 2 verpflichtende Anzeige 

		Zu Nummer 2 

		Nummer 2 erfasst Verstöße eines meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen ge-gen seine Verpflichtung, von einem Kryptowert-Nutzer eine gültige Selbstauskunft zu be-schaffen oder deren Plausibilität zu bestätigen. Ebenfalls stellt es eine bußgeldbewehrte Ordnungswidrigkeit dar, wenn sich der meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen trotz Änderungen der Gegebenheiten auf eine ihm vorliegende Selbstauskunft verlässt. Un-ter Nummer 2 fällt es damit insbesondere, eine Selbstauskunft gar nicht oder nic

		Zu Nummer 3 

		Nummer 3 erfasst Verstöße eines meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen ge-gen seine Verpflichtung festzustellen, ob ein als Rechtsträger agierender Kryptowert-Nutzer eine oder mehrere beherrschende Personen hat, die meldepflichtige Personen sind. 

		Zu Nummer 4 

		Nummer 4 erfasst Verstöße gegen die einem meldenden Anbieter von Krypto-Dienstleis-tungen gemäß § 17 obliegende Verpflichtung, Kryptowert-Nutzer zur Mitwirkung anzuhal-ten. Unter die Bußgeldbewehrung fällt, Kryptowert-Nutzer nicht oder nicht rechtzeitig auf-zufordern oder anzumahnen, die erforderlichen Informationen vorzulegen, sowie Krypto-wert-Nutzer, die ihren Pflichten trotz Aufforderung und Mahnung nicht nachkommen, nicht oder nicht rechtzeitig an der Durchführung meldepflichtiger Transaktionen zu hind

		Zu Nummer 5 

		Nummer 5 erfasst Verstöße gegen die Meldepflicht eines meldenden Anbieters von Krypto-Dienstleistungen, worunter neben der originären Meldepflicht nach § 18 Absatz 1 auch die Pflicht zur Nachholung oder Korrektur einer fehlenden oder fehlerhaften Meldung fällt. Buß-geldbewehrt ist demnach, wenn ein meldender Anbieter von Krypto-Dienstleistungen gar nicht, verspätet, unvollständig oder unrichtig bzw. fehlerhaft meldet, ausstehende Meldun-gen nicht, verspätet, unvollständig oder unrichtig bzw. fehlerhaft nach

		Zu Nummer 6, Nummer 7, Nummer 8 

		Die Nummern 6 bis 8 erfassen Verstöße gegen die Aufzeichnungs- und Aufbewahrungs-pflichten nach § 22 von meldenden Anbietern von Krypto-Dienstleistungen. Darunter fallen die Nichterstellung sowie die verspätete, unrichtige oder unvollständige Erstellung von Auf-zeichnungen sowie eine Nicht- bzw. nicht ausreichend lange Aufbewahrung der Aufzeich-nungen sowie eine nicht rechtzeitige Löschung erstellter Aufzeichnungen.   

		Zu Absatz 2 

		Zu Nummer 1 

		Nummer 1 regelt die Bußgeldobergrenze für Verstöße gegen die Ordnungswidrigkeiten ge-mäß Absatz 1 Nummern 1 bis 5. Derartige Verstöße sollen mit einem Bußgeld von bis zu 50.000 Euro geahndet werden können. Die Bußgeldhöhe entspricht der für vergleichbare Verstöße nach ähnlichen gesetzlichen steuerlichen Meldepflichten vorgesehenen Bußgeld-höhe (vgl. § 28 Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz, § 25 Plattformen-Steuertrans-parenzgesetz).  

		Zu Nummer 2 

		Nummer 2 regelt die Bußgeldobergrenze für Verstöße gegen die Ordnungswidrigkeiten ge-mäß Absatz 1 Nummern 6 bis 8. Derartige Verstöße gegen die Aufzeichnungs- und Aufbe-wahrungspflichten sollen mit einem Bußgeld von bis zu 10.000 Euro geahndet werden kön-nen. Diese im Vergleich zu der in Nummer 1 vorgesehen Bußgeldhöhe geringere Bemes-sung trägt der Tatsache Rechnung, dass insoweit ein geringerer Unrechtsgehalt besteht, wenn Sorgfalts- und Meldepflichten zutreffend befolgt wurden und es lediglich an den Auf

		Zu Absatz 3 

		Absatz 3 legt das BZSt als zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne von § 34 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten fest. Eine derartige Zuweisung der Aufgaben liegt schon deshalb nahe, da innerhalb des BZSt die entsprechenden Verfahren durchgeführt werden, auf Grundlage derer Verstöße nach § 23 Absatz 1 festgestellt werden (vgl. § 10 Absatz 7).  

		Zu Absatz 4 

		Da das BZSt auch Finanzbehörde ist, werden in Absatz 4 verschiedene Vorschriften der Abgabenordnung insbesondere über die Zuständigkeit, das Verfahren und die Rechte der Finanzbehörde in Bußgeldverfahren für entsprechend anwendbar erklärt. Dadurch wird si-chergestellt, dass die Bußgeldverfahren effektiv und effizient durchgeführt werden können. Im Übrigen gelten die Regelungen des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten. 

		Zu Abschnitt 6 (Weitere Maßnahmen) 

		Zu § 24 (Koordinierung) 

		§ 24 setzt Anhang VI, Abschnitt V, Unterabschnitt F, Nummer 6 (letzter Satz) der Amtshil-ferichtlinie um. Nicht in der Europäischen Union ansässige meldende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen handeln, wenn sie ihrer Registrierungspflicht nicht nachkommen, dem Recht aller EU-Mitgliedstaaten zuwider. Diese besondere Situation erfordert ein koordinier-tes Vorgehen der zuständigen Behörden der betroffenen EU-Mitgliedstaaten, um sicherzu-stellen, dass Maßnahmen zur Durchsetzung der Pflichten wirksam sind. Zugl

		Zu Abschnitt 7 (Rechtsweg und Anwendungsbestimmungen) 

		Zu § 25 (Rechtsweg) 

		Die Vorschrift bestimmt, dass für Maßnahmen der Finanzbehörden im Anwendungsbereich des Gesetzes grundsätzlich der Rechtsweg zu den Finanzgerichten eröffnet ist, dies jedoch bei Bußgeldverfahren nicht der Fall ist. Das zuständige Gericht bestimmt sich in Bezug auf Bußgeldverfahren nach § 23 Absatz 4 in Verbindung mit § 410 Absatz 1 Nummer 2 AO in Verbindung mit § 391 AO sowie den Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten. 

		Zu § 26 (Anwendungsbestimmungen) 

		Die Vorschrift bestimmt das Jahr 2026 als den erstmaligen Meldezeitraum. 

		Zu Artikel 2 (Änderung des EU-Amtshilfegesetzes) 

		Zu Nummer 1 (§ 2) 

		Zu Buchstabe a (§ 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4) 

		Die Änderungen an Artikel 3 Nummer 14 der Amtshilferichtlinie werden umgesetzt, indem die Begriffsbestimmung des grenzüberschreitenden Vorbescheides erweitert wird. Künftig sollen auch Vorbescheide, die die Bestimmung der steuerlichen Ansässigkeit einer natürli-chen Person betreffen, umfasst sein. Dadurch wird die Grundlage geschaffen, auch hierzu erlassene Bescheide zwischen den EU-Mitgliedstaaten gemäß § 7 Absatz 3 EU-Amtshilfe-gesetz automatisch auszutauschen. 

		Zu Buchstabe b (§ 2 Absatz 14 und 15 – neu –) 

		Zu Absatz 14 

		Es wird definiert, was unter Dividenden von Unternehmen, deren Anteile nicht in einem Bankkonto verwahrt werden, zu verstehen ist. Diese Begriffsbestimmung ist für den neu eingefügten § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 EU-Amtshilfegesetz relevant, der vorsieht, dass hierzu künftig Informationen automatisch zwischen den EU-Mitgliedstaaten ausgetauscht werden. Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 3 Nummer 28 der Amtshilferichtli-nie.  

		Zu Absatz 15 

		Es wird in Umsetzung von Artikel 3 Nummer 29 der Amtshilferichtlinie eine Begriffsbestim-mung für Lebensversicherungsprodukte eingeführt. Diese ist für die Anwendung des § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 EU-Amtshilfegesetz von Bedeutung, der einen automatischen Austausch zwischen den EU-Mitgliedstaaten über Einkünfte vorsieht, die aus Lebensversi-cherungsprodukten erzielt werden. Der Begriff Lebensversicherungsprodukt soll dabei nur diejenigen Versicherungsprodukte umfassen, für die nicht bereits Informationen a

		Zu Nummer 2 (§ 7) 

		Zu Buchstabe a (§ 7 Absatz 1) 

		Die Änderungen an § 7 Absatz 1 dienen der Umsetzung der Änderungen an Artikel 8 Ab-satz 1 der Amtshilferichtlinie. 

		Zu Doppelbuchstabe aa (§ 7 Absatz 1 Satz 1) 

		Zu Dreifachbuchstabe aaa (§ 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3) 

		Durch die Änderung wird klargestellt, dass nicht Informationen über das Lebensversiche-rungsprodukt an sich oder dessen Wert, sondern Informationen über die daraus erzielten Einkünfte ausgetauscht werden. Im Übrigen wird der bisherige Zusatz „, die nicht von an-deren Rechtsakten der Europäischen Union über den Austausch von Informationen oder vergleichbaren Maßnahmen erfasst sind“ gestrichen, da dieser nunmehr über die neu ein-geführte Begriffsbestimmung in § 2 Absatz 15 EU-Amtshilfegesetz abgedeckt ist. 

		Zu Dreifachbuchstabe bbb und Dreifachbuchstabe ccc (§ 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 und 6) 

		Die Nummern 5 und 6 werden wegen der neu angefügten Nummer 7 redaktionell ange-passt. 

		Zu Dreifachbuchstabe ddd (§ 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 – neu –) 

		Dividenden von Unternehmen, deren Anteile nicht in einem Bankdepotkonto verwahrt wer-den, werden in die Arten von Einkünften einbezogen, die dem automatischen Informations-austausch zwischen den EU-Mitgliedstaaten unterliegen. Diese Informationen sind nur aus-zutauschen, sofern sie verfügbar sind. Diese Vorschrift soll Umgehungsgestaltungen mini-mieren. Dividenden von Unternehmen, deren Anteile in einem Bankdepotkonto verwahrt werden, unterliegen bereits nach dem Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz ein

		Zu Doppelbuchstabe bb (§ 7 Absatz 1 Satz 3) 

		Satz 3 wird an die dem Satz 1 neu angefügte Nummer 7 angepasst. 

		Zu Buchstabe b (§ 7 Absatz 6) 

		Die Neufassung des § 7 Absatz 6 EU-Amtshilfegesetz dient der Umsetzung der Änderun-gen an Artikel 8a Absatz 4 der Amtshilferichtlinie und gewährleistet, dass der automatische Austausch über grenzüberschreitende Vorbescheide zwischen den EU-Mitgliedstaaten auch derartige Vorbescheide im Sinne von § 2 Absatz 3 EU-Amtshilfegesetz umfasst, die natürliche Personen betreffen. Dies soll jedoch nur für besonders vermögende natürliche Personen gelten oder für Fälle, in denen es um die Bestimmung der steuerlichen Ans

		Zu Buchstabe c (§ 7 Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 und 11) 

		Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen, die aus der Neufassung des § 7 Ab-satz 6 EU-Amtshilfegesetz resultieren und den Änderungen an Artikel 8a Absatz 6 der Amtshilferichtlinie entsprechen. 

		Zu Buchstabe d (§ 7 Absatz 8) 

		Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung, die aus der Einfügung des neuen § 7 Absatz 14b EU-Amtshilfegesetz resultiert. Eine Anhörung soll, wie in den übrigen Verfahren des automatischen Informationsaustausches, auch in Fällen des § 7 Absatz 14b EU-Amts-hilfegesetz, also beim automatischen Austausch der nach § 18 des Kryptowerte-Steuer-transparenzgesetzes gemeldeten Informationen, nicht erfolgen (vgl. auch § 10 Absatz 3 Satz 3 Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz). 

		Zu Buchstabe e (§ 7 Absatz 14b – neu –) 

		Im neuen § 7 Absatz 14b EU-Amtshilfegesetz wird die Grundlage für die Übermittlung der von meldenden Anbietern von Krypto-Dienstleistungen gemäß § 18 Kryptowerte-Steuer-transparenzgesetz an das BZSt gemeldeten Informationen durch das zentrale Verbin-dungsbüro an die zuständigen Behörden der anderen EU-Mitgliedstaaten geschaffen. Das zentrale Verbindungsbüro ist gemäß § 3 Absatz 2 Satz 1 EU-Amtshilfegesetz das BZSt und entspricht damit der zuständigen Behörde im Sinne des § 9 Kryptowerte-Steuertranspa-renzge

		Gleichzeitig wird auf die Nutzung der von der Europäischen Kommission zur Verfügung gestellten Standardformblätter nach Artikel 20 Absatz 5 der Amtshilferichtlinie verwiesen, welche zur Erleichterung und Standardisierung des Übermittlungsverfahrens zu verwenden sein werden. 

		Zu Buchstabe f (§ 7 Absatz 15 Satz 1) 

		Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen, die aus der Einfügung des neuen § 7 Absatz 14b EU-Amtshilfegesetz resultieren. 

		Zu Nummer 3 (§ 15 Absatz 2 Nummer 3) 

		In Umsetzung des neugefassten Artikels 16 Absatz 3 der Amtshilferichtlinie sieht § 15 Ab-satz 2 vor, dass das BZSt unter bestimmten Voraussetzungen Informationen und Doku-mente, die es von einem anderen EU-Mitgliedstaat erhalten hat, an einen dritten EU-Mit-gliedstaat weitergeben kann. Eine der dafür geltenden Voraussetzungen ist, dass der an-dere EU-Mitgliedstaat, von dem die Informationen oder Dokumente ursprünglich stammen, dieser Absicht nicht widerspricht. Hierfür war bisher eine Widerspruchsfrist von 

		Zu Nummer 4 (§ 19 Absatz 2) 

		Zu Buchstabe a (§ 19 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1) 

		Durch die vorgenommenen Änderungen werden die Änderungen an Artikel 16 Absatz 1 Satz 1 der Amtshilferichtlinie umgesetzt. Steuerbetrug, Steuerhinterziehung und Steuerver-meidung können mit Geldwäsche und/oder Terrorismusfinanzierung zusammenhängen. Es soll daher auf Grundlage der neu eingeführten Regelung auch möglich sein, den Steuerbe-hörden der EU-Mitgliedstaaten vorliegende Informationen – auch wenn diese primär für steuerliche Zwecke zwischen den EU-Mitgliedstaaten ausgetauscht wurden – für Zwecke der 

		Zu Buchstabe b (§ 19 Absatz 2 Satz 3) 

		Die Neufassung des Satzes 3 dient der Umsetzung der Ergänzungen des Artikels 16 Ab-satz 2 der Amtshilferichtlinie. Angesichts ihres Umfangs und ihrer Art können die 

		Informationen, die auf der Grundlage der Amtshilferichtlinie bzw. des EU-Amtshilfegesetzes erhoben und zwischen den EU-Mitgliedstaaten ausgetauscht werden, in bestimmten weite-ren Bereichen nützlich sein. Um sicherzustellen, dass die Verwendung der an zwischen EU-Mitgliedstaaten ausgetauschten Informationen dennoch beschränkt bleibt, muss in Fäl-len, für die eine Verwendung nicht ausdrücklich gemäß § 19 Absatz 2 Satz 1 EU-Amtshil-fegesetz zulässig ist, gemäß § 19 Absatz 2 Satz 2 EU-Amtshilfegesetz grundsätz

		In Fällen, die besondere und schwerwiegende Merkmale aufweisen und in denen ein Tä-tigwerden auf Ebene der Europäischen Union vereinbart wurde, sollte jedoch eine umfas-sendere Verwendung der Informationen für Sanktionsdurchsetzungsbehörden wie die Zent-ralstelle für Sanktionsdurchsetzung und das Zollkriminalamt ermöglicht werden. Aus die-sem Grund wird in § 19 Absatz 2 Satz 3 ergänzt, dass eine Einwilligung des übermittelnden EU-Mitgliedsstaates nicht erforderlich ist, wenn Beschlüsse nach Artikel 215 des 

		Zu Nummer 5 (§ 20 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b) 

		§ 20 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b setzt Artikel 23 Absatz 3 der Amtshilferichtli-nie um. 

		Zu Nummer 6 (§ 21) 

		Zu Buchstabe a (§ 21 Absatz 1) 

		Zu Doppelbuchstabe aa (§ 21 Absatz 1 Satz 1) 

		§ 21 Absatz 1 Satz 1 wird aufgrund der Ergänzung des Satzes 2 redaktionell angepasst. Würde die Anwendungsregelung nicht auf die Nummern 1 bis 6 des § 7 Absatz 1 Satz 1 beschränkt, würde diese auch für die erst mit diesem Gesetz neu eingefügte Nummer 7 gelten. 

		Zu Doppelbuchstabe bb (§ 21 Absatz 1 Satz 2 – neu –) 

		Es wird eine Anwendungsregelung eingefügt, die klarstellt, dass das auf Grundlage der durch dieses Gesetz geänderten Vorschriften des EU-Amtshilfegesetzes neu durchzufüh-rende Verfahren des automatischen Informationsaustausches über Dividenden, die nicht in einem Bankdepot verwahrt werden, erstmalig in 2027 für den vorangegangenen Meldezeit-raum Anwendung finden. 

		Zu Buchstabe b (§ 21 Absatz 1a Satz 3 – neu –) 

		Die Anwendungsbestimmung dient der Umsetzung der an Artikel 8 Absatz 2 der Amtshilfe-richtlinie vorgenommenen Änderungen. Demnach wird das zentrale Verbindungsbüro für Besteuerungszeiträume, die am oder nach dem 1. Januar 2026 beginnen, Informationen aus mindestens fünf der sieben in § 7 Absatz 1 Satz 1 EU-Amtshilfegesetz aufgeführten Kategorien an die zuständigen Behörden der anderen EU-Mitgliedstaaten übermitteln. Das zentrale Verbindungsbüro teilt der Europäischen Kommission mit, für welche dieser Kate-g

		Zu Buchstabe c (§ 21 Absatz 7 – neu –) 

		Es wird eine Anwendungsregelung eingefügt, die klarstellt, dass das auf Grundlage der durch dieses Gesetz geänderten Vorschriften des EU-Amtshilfegesetzes neu durchzufüh-rende Verfahren des automatischen Informationsaustausches der von meldenden 

		Kryptowert-Anbietern gemeldeten Informationen, erstmalig ab dem 1. Januar 2026 anzu-wenden ist. Dies wird bezüglich des ersten Meldezeitraums und des Zeitpunkts des ersten zwischenstaatlichen Austausches im Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz konkretisiert. 

		 

		Zu Artikel 3 (Änderung des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes) 

		Zu Nummer 1 (§ 1 Absatz 1 Nummern 1 und 2a – neu –) 

		Durch die Änderung wird klargestellt, dass der Anwendungsbereich des Gesetzes auch den Austausch zwischen den EU-Mitgliedsstaaten aufgrund der jüngsten Änderung der Amts-hilferichtlinie durch die Richtlinie 2023/2226 (ABl. L 38 vom 24.10.2023, S. 1) (DAC 8) und der Zusatzvereinbarung zur Mehrseitigen Vereinbarung vom [Tag der Unterzeichnung] zwi-schen den zuständigen Behörden über den automatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten umfasst. 

		Zu Nummer 2 (§ 2) 

		Es handelt sich um Folgeänderungen aufgrund der in § 8 Absatz 1 Finanzkonten-Informa-tionsaustauschgesetz vorgenommenen Änderungen und Ergänzungen (vgl. Nummer 4). So wird gewährleistet, dass auch die nunmehr zusätzlich an das BZSt zu meldenden Infor-mationen durch dieses an die jeweiligen meldepflichtigen Staaten übermittelt werden.  

		Zu Nummer 3 (§ 7) 

		Der angefügte Satz 2 regelt den allgemeinen Vorrang der Sorgfalts- und Meldepflichten des Kryptowerte-Steuertransparenzgesetzes im Verhältnis zu denen des Finanzkonten-Infor-mationsaustauschgesetzes. Soweit im Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz bereits Re-gelungen enthalten sind, die das Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz zum lex spe-cialis bestimmen, bleiben diese von Satz 2 unberührt. 

		Zu Nummer 4 (§ 8) 

		Zu Buchstabe a (§ 8 Absatz 1 Satz 1) 

		Die Änderungen in Absatz 1 Satz 1 erfolgen zur Umsetzung der Änderungen an Anhang I, Abschnitt I, Unterabschnitt A der Amtshilferichtlinie.  

		Als der gemeinsame Meldestandard konzipiert und in Deutschland in Gestalt des Finanz-konten-Informationsaustauschgesetzes national umgesetzt wurde, konzentrierten sich die in § 8 festgelegten Meldepflichten für meldende Finanzinstitute in erster Linie auf die Über-mittlung der wichtigsten Identifikationsmerkmale in Bezug auf Kontoinhaber und beherr-schende Personen sowie auf Informationen im Zusammenhang mit den realisierten Ein-künften und den auf den Finanzkonten vorhandenen Salden. 

		Gleichzeitig haben die meldenden Finanzinstitute jedoch voraussichtlich Kenntnis von einer Reihe anderer Tatsachen und Gegebenheiten im Zusammenhang mit den Kontoinhabern, den beherrschenden Personen und den ihnen gehörenden Finanzkonten, die es den Steu-erbehörden ermöglichen können, die erhaltenen Informationen besser zu kontextualisieren und die Verwendung der Daten für die Zwecke der Einhaltung der Steuervorschriften zu erleichtern. Aus diesem Grund werden durch die Änderungen an § 8 die Meldepflichten 

		– die Funktion(en) der beherrschenden Personen in Bezug auf den kontoinhabenden Rechtsträger und die Funktion(en) der Inhaber von Eigenkapitalbeteiligungen an einem Investmentunternehmen: 

		– die Funktion(en) der beherrschenden Personen in Bezug auf den kontoinhabenden Rechtsträger und die Funktion(en) der Inhaber von Eigenkapitalbeteiligungen an einem Investmentunternehmen: 

		– die Funktion(en) der beherrschenden Personen in Bezug auf den kontoinhabenden Rechtsträger und die Funktion(en) der Inhaber von Eigenkapitalbeteiligungen an einem Investmentunternehmen: 





		Diese Angabe ermöglicht der Steuerbehörde die Unterscheidung zwischen beherr-schenden Personen bzw. Beteiligten an Investmentunternehmen danach, ob eine Be-teiligung durch Eigentum, Kontrolle oder aufgrund einer Begünstigung besteht, in Ab-grenzung zu denjenigen, die diesen Status aufgrund der Ausübung einer leitenden Funktion innehaben (z. B. leitende Angestellte, Protektoren, Trustees). 

		– ob es sich bei dem Konto um ein bestehendes oder ein neues Konto handelt und ob eine gültige Selbstauskunft eingeholt wurde: 

		– ob es sich bei dem Konto um ein bestehendes oder ein neues Konto handelt und ob eine gültige Selbstauskunft eingeholt wurde: 

		– ob es sich bei dem Konto um ein bestehendes oder ein neues Konto handelt und ob eine gültige Selbstauskunft eingeholt wurde: 





		Diese Informationen geben den Steuerbehörden Aufschluss über die angewandten Sorgfaltspflichten und damit über die Zuverlässigkeit der erhaltenen Informationen. 

		– ob es sich bei dem Konto um ein Gemeinschaftskonto handelt, sowie die Anzahl der gemeinsamen Kontoinhaber: 

		– ob es sich bei dem Konto um ein Gemeinschaftskonto handelt, sowie die Anzahl der gemeinsamen Kontoinhaber: 

		– ob es sich bei dem Konto um ein Gemeinschaftskonto handelt, sowie die Anzahl der gemeinsamen Kontoinhaber: 





		Diese Informationen ermöglichen es den Steuerbehörden, der Tatsache Rechnung zu tragen, dass die Einkünfte und Guthaben auf Gemeinschaftskonten möglicherweise nicht in vollem Umfang jedem Kontoinhaber zuzurechnen sind, sondern fallweise zwi-schen den Kontoinhabern aufgeteilt werden müssen. Mit der Anzahl der gemeinsamen Kontoinhaber sind alle Inhaber des Kontos gemeint, unabhängig davon, ob es sich um meldepflichtige Personen handelt oder nicht. 

		– die Art des Finanzkontos: 

		– die Art des Finanzkontos: 

		– die Art des Finanzkontos: 





		Diese Unterscheidung zwischen Einlagekonten, Verwahrkonten, Eigenkapitalbeteili-gungen und Schuldtiteln sowie Barwertversicherungsverträgen ermöglicht es den Steuerbehörden, die von ihren Steuerpflichtigen gehaltenen Finanzanlagen besser zu verstehen. 

		Zu Buchstabe b (§ 8 Absatz 2 Satz 2) 

		Die vorgenommene Ergänzung entspricht den Änderungen an Anhang I, Abschnitt I, Un-terabschnitt C der Amtshilferichtlinie und sieht vor, dass für bestehende Konten, für die bislang keine Steueridentifikationsnummer oder -nummern beschafft werden konnten, an-gemessene Anstrengungen zur Beschaffung derartiger Informationen auch immer dann zu unternehmen sind, wenn die Informationen gemäß den Verfahren zur Bekämpfung der Geldwäsche zu aktualisieren sind. Sobald die Steueridentifikationsnummer oder -nummern auf 

		Zu Buchstabe c (§ 8 Absatz 5 – neu –) 

		Der neu eingefügte Absatz 5, der der Umsetzung von Anhang I, Abschnitt I, Unterabschnitt F der Amtshilferichtlinie dient, enthält eine optionale Ausnahme für die Meldung durch mel-dende Finanzinstitute in Bezug auf die Bruttoerlöse aus der Veräußerung oder dem Rück-kauf von Finanzvermögen, soweit diese auch nach dem Kryptowerte-Steuertransparenzge-setz meldepflichtig sind und von dem meldepflichtigen Finanzinstitut auch tatsächlich ent-sprechend gemeldet werden. So werden doppelte Meldungen vermieden. 

		Zu Buchstabe d (§ 8 Absatz 6) 

		Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aus der Einfügung des neuen Absat-zes 5. 

		Zu Nummer 5 (§ 13 Absatz 2a Satz 4) 

		Die Ergänzungen setzen Anhang I, Abschnitt VII, Unterabschnitt Aa der Amtshilferichtlinie um. Die Sorgfaltspflichten für Neukonten natürlicher Personen verlangen grundsätzlich, dass meldende Finanzinstitute vor Kontoeröffnung Selbstauskünfte einholen und deren Plausibilität bestätigen müssen. Eine Einholung oder Bestätigung einer Selbstauskunft ist jedoch in den Ausnahmefällen des § 13 Absatz 2a Satz 1 auch nach Kontoeröffnung zuläs-sig. Hier kann die Situation eintreten, dass auch 90 Tage nach Kontoeröffnu

		Zu Nummer 6 (§ 16) 

		Zu Buchstabe a (§ 16 Absatz 2a Satz 4) 

		Die Ergänzungen setzen Anhang I, Abschnitt VII, Unterabschnitt Aa der Amtshilferichtlinie um. Die Sorgfaltspflichten für Neukonten von Rechtsträgern verlangen grundsätzlich, dass meldende Finanzinstitute vor Kontoeröffnung Selbstauskünfte einholen und deren Plausi-bilität bestätigen müssen. Eine Einholung oder Bestätigung einer Selbstauskunft ist jedoch in den Ausnahmefällen des § 16 Absatz 2a Satz 1 auch nach Kontoeröffnung zulässig. Hier kann die Situation eintreten, dass auch 90 Tage nach Kontoeröffnung 

		Zu Buchstabe b (§ 16 Absatz 3) 

		Die Änderungen dienen der Umsetzung des neugefassten Anhang I, Abschnitt VI, Num-mer 2 Buchstabe b der Amtshilferichtlinie. Durch die Änderungen wir klargestellt, dass sich ein meldendes Finanzinstitut für die Feststellung der beherrschenden Person eines Rechts-trägers nur dann auf die aufgrund von Verfahren zur Bekämpfung der Geldwäsche erhobe-nen Informationen verlassen kann, wenn diese Informationen regelmäßig gepflegt werden und die angewandten Verfahren im Einklang mit Abschnitt 3 des Geldwäschegesetze

		Zu Nummer 7 (§ 19) 

		Die Begriffsbestimmungen werden ergänzt, um insbesondere die nunmehr von dem Gesetz neu umfassten digitalen Finanzprodukte zu definieren sowie in bestehende Definitionen einzubinden. Dies entspricht den Änderungen und Ergänzungen in Anhang I, Abschnitt VIII der Amtshilferichtlinie. 

		Zu Buchstabe a (§ 19 Nummer 5) 

		Der Begriff des Einlageninstituts wird erweitert, um sicherzustellen, dass auch diejenigen Anbieter digitaler Geldprodukte, die von der bisherigen Definition nicht bereits erfasst wa-ren, aber aus Sicht des gemeinsamen Meldestandards relevant sind, weil sie E-Geld-Pro-dukte halten, erfasst werden. 

		Zu Buchstabe b (§ 19 Nummer 6) 

		Die Definition des Investmentunternehmens wird erweitert, um auch diejenigen Rechtsträ-ger zu erfassen, die in Kryptowerte investieren. Im Übrigen werden redaktionelle Folgeän-derungen vorgenommen. 

		Zu Buchstabe c (§ 19 Nummer 7) 

		Um die Kohärenz zwischen Derivaten, die sich auf Kryptowerte beziehen, und Derivaten, die sich auf anderes Finanzvermögen im Sinne der bisherigen Definition im Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz beziehen, zu gewährleisten, werden auf Kryptowerte bezo-gene Derivatkontrakte in die Definition von Finanzvermögen aufgenommen. Dadurch wird sichergestellt, dass meldende Finanzinstitute dieselben Sorgfalts- und Meldepflichten auch auf diese Derivate anzuwenden haben. 

		Zu Buchstabe d (§ 19 Nummer 9 bis 13 – neu –) 

		Zu Nummer 9 – neu – 

		Die Begriffsbestimmung zu E-Geld erleichtert insbesondere die Abgrenzung von Krypto-werten und ist erforderlich, damit Finanzinstitute feststellen können, ob es sich bei ihnen um ein Einlageninstitut bzw. bei den von ihnen geführten Konten um Einlagenkonten im Sinne des Gesetzes handelt. 

		Zu Nummer 10 – neu – 

		Die Definition des Begriffs Fiat-Währung ermöglicht insbesondere die Abgrenzung zu Kryp-towerten, die in erster Linie unter das Kryptowerte-Steuertransparenzgesetz fallen. 

		Zu Nummer 11 – neu – 

		Für die Definition des Begriffs Kryptowert wird auf die Definition in der Verordnung (EU) 2023/1114 verwiesen. So ist eine einheitliche Einordnung unter den verschiedenen Rechts-grundlagen gewährleistet. 

		Zu Nummer 12 – neu – 

		Die Abgrenzung zwischen meldepflichtigen und nicht meldepflichtigen Kryptowerten er-möglicht Finanzinstituten die Einordnung, ob und nach welcher Rechtsgrundlage eine Mel-depflicht in Betracht kommt. Die Begriffsbestimmung des meldepflichtigen Kryptowertes stimmt dabei mit der des Kryptowerte-Steuertransparenzgesetzes überein und meint die Meldepflicht aufgrund ebendieses Gesetzes. 

		Zu Nummer 13 – neu – 

		Die Definition eines Tauschgeschäftes ist insbesondere für die Einordnung relevant, ob es sich bei der Tätigkeit eines Rechtsträgers um die Anlage oder Verwaltung von Finanzver-mögen, Kapital oder meldepflichtigen Kryptowerten im Auftrag Dritter und daher bei dem Rechtsträger möglicherweise um ein Investmentunternehmen handelt (vgl. § 19 Nummer 6 Satz 1 Buchstabe a in Verbindung mit Satz 3 Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz – neu –). Tauschgeschäfte sind vom Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz ni

		Zu Buchstabe e (§ 19 Nummern 14 bis 17) 

		Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der neu eingefügten Num-mern 9 bis 13. 

		Zu Buchstabe f (§ 19 Nummer 18) 

		Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der neu eingefügten Num-mern 9 bis 13. 

		Zu Buchstabe g (§ 19 Nummer 19) 

		Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der neu eingefügten Num-mern 9 bis 13. 

		Zu Buchstabe h (§ 19 Nummer 20 bis 23) 

		Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der neu eingefügten Num-mern 9 bis 13. 

		Zu Buchstabe i (§ 19 Nummer 24) 

		Der Begriff des Einlagenkontos wird um Konten erweitert, auf denen für Kunden E-Geld-Produkte gehalten werden. 

		Zu Buchstabe j (§ 19 Nummer 25 bis 30) 

		Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der neu eingefügten Num-mern 9 bis 13. 

		Zu Buchstabe k (§ 19 Nummer 31) und Buchstabe l (§ 19 Nummer 32) 

		Die Begriffsbestimmungen für die Abgrenzung zwischen bestehenden Konten und Neukon-ten werden angepasst, um der Tatsache Rechnung zu tragen, dass es sich bei einigen Konten aufgrund der neu eingeführten Regelungen durch dieses Gesetz erstmals um mel-depflichtige Finanzkonten nach dem Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz handelt. 

		Zu Buchstabe m (§ 19 Nummer 33 bis 38) 

		Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der neu eingefügten Num-mern 9 bis 13. 

		Zu Buchstabe n (§ 19 Nummer 39) 

		Zu Doppelbuchstabe aa (§ 19 Nummer 39 Buchstabe a Satz 2) und Doppelbuchstabe bb (§ 19 Nummer 39 Buchstabe b Satz 2) 

		Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der neu eingefügten Num-mern 9 bis 13. 

		Zu Doppelbuchstabe cc (§ 19 Nummer 39 Buchstabe e) 

		Zu Dreifachbuchstabe aaa (§ 19 Nummer 39 Buchstabe e Doppelbuchstabe bb Dreifachbuchstabe eee) 

		Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der neu eingefügten Num-mern 9 bis 13. 

		Zu Dreifachbuchstabe bbb (§ 19 Nummer 39 Buchstabe e Doppelbuchstabe cc) und Dreifachbuchstabe ccc (§ 19 Nummer 39 Buchstabe e Doppelbuchstabe dd) 

		Die Doppelbuchstaben cc und dd werden wegen des neu angefügten Doppelbuchsta-bens ee redaktionell angepasst. 

		Zu Dreifachbuchstabe ddd (§ 19 Nummer 39 Buchstabe e Doppelbuchstabe ee – neu –) 

		Sogenannte Kapitaleinzahlungskonten, deren Zweck es ist, Gelder im Hinblick auf die Gründung einer neuen Gesellschaft oder eine anstehende Kapitalerhöhung für einen be-schränkten Zeitraum zu sperren, gelten nunmehr als ausgenommene Konten, sofern ange-messene Schutzmaßnahmen vorhanden sind, um den Missbrauch solcher Konten zu ver-hindern. Dies ist der Fall, wenn solche Transaktionen einer Regulierung unterliegen und von Gesetzes wegen über ein spezielles Bankkonto abgewickelt werden müssen, wobei die zugrun

		Um sicherzustellen, dass solche Konten nur für den Abschluss einer bevorstehenden Ka-pitaleinzahlungstransaktion verwendet werden, wird ein solches Konto nur für einen Zeit-raum von maximal 12 Monaten als ausgenommenes Konto behandelt. 

		Zu Doppelbuchstabe dd (§ 19 Nummer 39 Buchstabe f – neu –) 

		Es wird eine neue Kategorie ausgenommener Konten eingeführt, die digitale Geldprodukte umfasst, die angesichts des beschränkten gespeicherten Geldwerts ein geringes Risiko darstellen. 

		Zu Doppelbuchstabe ee (§ 19 Nummer 39 Buchstabe g und h) 

		Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund des neu eingefügten Buch-stabens f. 

		Zu Buchstabe o (§ 19 Nummer 40) 

		Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der neu eingefügten Num-mern 9 bis 14. 

		Zu Buchstabe p (§ 19 Nummer 41) 

		Die Änderung stellt sicher, dass auch andere Rechtsträger, nicht nur Kapitalgesellschaften, nicht als meldepflichtige Person anzusehen sind, wenn die übrigen Voraussetzungen des § 19 Nummer 41 Buchstabe a oder b erfüllt sind. 

		Zu Buchstabe q (§ 19 Nummer 42 bis 48) 

		Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der neu eingefügten Num-mern 9 bis 13. 

		Zu Nummer 8 (§ 25 Absatz 1 Satz 1) 

		Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Änderung nach Nummer 6 Buchstabe q. 

		Zu Nummer 9 (§ 27) 

		Zu Buchstabe a (§ 27 Absatz 2 Satz 2 bis 4 – neu –)  

		Bei den vorgenommenen Ergänzungen handelt es sich um Anwendungsbestimmungen. Diese stellen sicher, dass meldenden Finanzinstituten nach diesem Gesetz zusätzlich auf-erlegte Sorgfalts- und Meldepflichten nicht für zurückliegende Meldezeiträume angewandt werden müssen. Für die Meldung der Funktion(en), aufgrund derer jede meldepflichtige Person eine beherrschende Person oder ein Inhaber einer Eigenkapitalbeteiligung an ei-nem Investmentunternehmen ist (vgl. § 8 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b sowie Num-mer 6a F

		Zu Buchstabe b (§ 27 Absatz 3 Satz 2 – neu –) 

		Es wird eine Anwendungsbestimmung ergänzt, wonach die neu eingeführte Bußgeldvor-schrift des § 28 Absatz 1 Nummer 11 für Verstöße gegen die in § 13 Absatz 2a Satz 4 und § 16 Absatz 2a Satz 4 neu eingefügte Pflicht zur Anwendung der Sorgfaltsverfahren für be-stehende Konten erstmals ab dem 1. Januar 2026 Anwendung findet. 

		Zu Nummer 10 (§ 28) 

		Entsprechend der Ergänzung in § 28 Absatz 1 Nummer 11 handelt ein Finanzinstitut ord-nungswidrig, wenn es gegen die ihm nach § 13 Absatz 2a Satz 4 und § 16 Absatz 2a Satz 4 auferlegten Sorgfaltspflichten verstößt, indem es in Fällen, in denen ein Neukonto aus-nahmsweise ohne Selbstauskunft eröffnet wurde und die Selbstauskunft nicht binnen 90 Tagen nachgereicht oder ihre Plausibilität bestätigt werden kann, die Sorgfaltspflichten für bestehende Konten nicht entsprechend anwendet.  

		Damit wird Artikel 8 Absatz 3a der Amtshilferichtlinie entsprochen, notwendige Maßnahmen zu ergreifen, um meldende Finanzinstitute zur wirksamen Anwendung und vor allem Ein-haltung der Melde- und Sorgfaltspflichten anzuhalten.  

		Da mit diesem Gesetz zusätzliche Sorgfaltspflichten geschaffen werden (Nummer 4 und Nummer 5 Buchstabe a), sind dazu korrespondiere Bußgeldbewehrungen für den Fall vor-zusehen, dass Finanzinstitute diesen Pflichten nicht nachkommen. Entsprechende Ver-stöße sollen gemäß der Änderung in Absatz 1a mit bis zu 50.000 Euro Geldbuße geahndet werden können. Dies entspricht der für vergleichbare Sorgfaltspflichtverstöße nach diesem Gesetz vorgesehenen Bußgeldhöhe. 

		Zu Artikel 4 (Änderung der Abgabenordnung) 

		 Zu Nummer 1 (§ 138f Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b) 

		§ 138f Absatz 3 AO definiert schon bisher den Inhalt des Datensatzes, den die mitteilungs-pflichtige Person einer grenzüberschreitenden Steuergestaltung elektronisch über die amt-lich bestimmte Schnittstelle dem BZSt mitzuteilen hat. 

		Wegen der geänderten Vorgabe zum Inhalt des zu übermittelnden Datensatzes (vgl. Ände-rung von Artikel 8ab Absatz 14 Buchstabe b der Amtshilferichtlinie) ist die Regelung des § 138f Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b zu ergänzen. Nach der Richtlinienvorgabe sind künftig nicht nur eine Zusammenfassung des Inhalts der mitteilungspflichtigen grenz-überschreitenden Gestaltung, einschließlich – soweit vorhanden – eines Verweises auf die Bezeichnung, unter der sie allgemein bekannt ist, und einer Beschreibung de

		Zu Nummer 2 (§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b) 

		Da der Inhalt des gegenüber dem BZSt mitzuteilenden Datensatzes über grenzüberschrei-tende und innerstaatliche Steuergestaltungen – soweit möglich – identisch ausgestaltet werden soll, soll die Änderung des § 138f Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b (vgl. Nummer 1) auch auf die diesbezügliche Regelung für innerstaatliche Steuergestaltungen übertragen werden.  

		Mit der Ergänzung auch in § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b wird ein Gleich-klang der Regelungen über die Mitteilungspflicht bei innerstaatlichen und grenzüberschrei-tenden Steuergestaltungen sichergestellt. 

		Zu Nummer 3 (§ 379 Absatz 2 Nummer 1e) 

		§ 379 Absatz 2 Nummer 1e wurde durch das Gesetz zur Einführung einer Pflicht zur Mittei-lung grenzüberschreitender Steuergestaltungen (BGBl. I 2019, 2875) eingefügt. Die Buß-geldvorschrift dient der Umsetzung des Art. 25a der Amtshilferichtlinie. Bisher regelte § 379 Absatz 2 Nummer 1e AO, dass derjenige die Mitteilungspflicht in bußgeldbewehrter Weise verletzt, der eine Mitteilung über eine grenzüberschreitende Steuergestaltung nicht oder nicht rechtzeitig macht oder zur Verfügung stehende Angaben nicht vo

		Zu Artikel 5 (Änderung des Plattformen-Steuertransparenzgesetzes) 

		Zu Nummer 1 (§ 6 Absatz 9) 

		Durch die Änderung von § 6 Absatz 9 wird Anhang V, Abschnitt I, Unterabschnitt C, Num-mer 10 der Amtshilferichtlinie umgesetzt. Die punktuellen Änderungen an der bisherigen Begriffsdefinition eines Identifizierungsdienstes konkretisieren, was unter einem solchen Dienst zu verstehen ist. Dieser erlaubt nicht nur die Bestätigung, sondern die Feststellung der steuerlichen Ansässigkeit einer Person und wird von dem jeweiligen Staat unentgeltlich zur Verfügung gestellt. 

		Zu Nummer 2 (§ 9 Absatz 3 Satz 3 – neu –) 

		Es handelt sich um eine Folgeänderung zu den Änderungen an § 14 Absatz 2 Nummer 12 und Absatz 3 Nummer 7 (vgl. Nummer 4). Durch diese wird klargestellt, dass das BZSt in den Fällen, in denen ein Plattformbetreiber zur Feststellung der steuerlichen Ansässigkeit eines Anbieters einen durch den jeweiligen Ansässigkeitsstaat des Anbieters bereitgestell-ten Identifizierungsdienst verwendet und die Kennung dieses Identifizierungsdienstes ge-mäß § 14 Absatz 2 Nummer 12 und Absatz 3 Nummer 7 an das BZSt gemeldet ha

		Zu Nummer 3 (§ 12 Absatz 5) 

		Die Änderung an § 12 Absatz 5 setzt die Änderung von Anhang V, Abschnitt IV, Unterab-schnitt F Nummer 5 durch DAC8 um und bewirkt, dass das BZSt in Bezug auf diejenigen Plattformbetreiber, denen es eine Registernummer vergeben hat und die aus dem Register zu löschen sind, selbst die entsprechende Löschung vornehmen kann und dafür nicht vorab die Europäische Kommission ersuchen muss. Es handelt sich somit um eine Vereinfachung des bisherigen Verfahrens. 

		Darüber hinaus wird ein fehlerhafter Verweis auf die Amtshilferichtlinie korrigiert. 

		Zu Nummer 4 (§ 14) 

		Zu Buchstabe a (§ 14 Absatz 2 Nummer 11 und 12 – neu –) 

		Die Nummer 11 des § 14 Absatz 2 wird auf Grund der Anfügung einer neuen Nummer 12 redaktionell angepasst. 

		Mit der neuen Nummer 12 wird Artikel 8ac Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe m der Amts-hilferichtlinie umgesetzt. Es wird vorgeschrieben, dass meldende Plattformbetreiber, die zur Identifizierung eines Anbieters einen Identifizierungsdienst im Sinne von § 6 Absatz 9 nut-zen, die Kennungen des Identifizierungsdienstes und den bzw. die EU-Mitgliedstaaten der Ausstellung melden müssen. Dies gewährleistet im Mitgliedstaat, an den die Informationen gemäß § 9 Absatz 3 übermittelt werden, die sichere Zuordnung der e

		Zu Buchstabe b (§ 14 Absatz 3 Nummer 7) 

		Die neu angefügte Nummer 12 in § 14 Absatz 2 bezieht sich nur auf meldepflichtige Anbie-ter, die natürliche Personen sind. Durch die Änderung von § 14 Absatz 3 Nummer 7 wird sichergestellt, dass Artikel 8ac Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe m der Amtshilferichtlinie auch für meldepflichtige Anbieter, die Rechtsträger sind, umgesetzt wird. 

		Zu Nummer 5 (§ 17 Absatz 5) 

		Der bisherige Absatz 5 entfällt, wodurch die Streichung von Anhang V, Abschnitt II, Unter-abschnitt B, Nummer 3 der Amtshilferichtlinie durch DAC8 nachvollzogen wird. Es wird nicht für sachgerecht erachtet, dass Plattformbetreiber auf die Anwendung der Sorgfalts-pflichten verzichten können, weil sie einen Identifizierungsdienst nutzen. Der Identifizie-rungsdienst ist stattdessen als Unterstützung bzw. Erleichterung bei der Erfüllung der Sorg-faltspflichten zu verstehen. 

		Der bisherige Absatz 6 wird wegen der Aufhebung des Absatzes 5 inhaltlich unverändert der neue Absatz 5 

		Zu Nummer 6 (§ 29) 

		Die Ergänzung in § 29 regelt, dass Informationen nach § 14 Absatz 2 Nummer 12 über ei-nen durch den meldenden Plattformbetreiber genutzten Identifizierungsdienst erstmals für Meldezeiträume gemeldet werden müssen, die am oder nach dem 1. Januar 2026 begin-nen. Korrespondierend dazu wird das BZSt erst bei Weiterleitung von Informationen, die Meldezeiträume betreffen, die am oder nach dem 1. Januar 2026 beginnen, in Anwendung von § 9 Absatz 3 Satz 4 bestimmte Informationen nicht an einen anderen EU-Mitgliedst

		Zu Artikel 6 (Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes) 

		Zu Nummer 1 (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5j – neu –) 

		Mit der neuen Nummer 5j wird dem BZSt die Zuständigkeit für die Entgegennahme, Wei-terleitung und Übermittlung von Informationen gemäß § 10 Absatz 1 bis 3 und die Durch-führung der Registrierungsverfahren nach § 11 sowie von Bußgeldverfahren nach § 23 des Kryptowerte-Steuertransparenzgesetzes übertragen. 

		Zu Nummer 2 (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5k) 

		Die bisherige Nummer 5j wird zur Nummer 5k. Die Regelung wird inhaltlich um die Befugnis des BZSt ergänzt, Informationen zu von Anbietern von Krypto-Dienstleistungen gemeldeten Informationen (Nummer 5j) auswerten zu dürfen. 

		Zu Artikel 7 (Inkrafttreten) 

		Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2026 in Kraft. 







